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Rechtsprechung 


Zivilrecht 
Großer Senat 


§ 323 ZPO. Wenn nach rechtskräftiger Ab- 
weisung der Unterhaltsklage in einem Ab- 
stammungsrechtsstreit die blutmäßige Va- 
terschaft des Bekl. festgestellt ist, dann bildet 
die Rechtskraft des ersten Urteils kein Hin- 
dernis für eine neue Unterhaltsklage, mit der 
das Kind Unterhalt rückwirkend, d. h. vom 
Tage seiner Geburt an, forderi. RG.: DR. 
1942, 1457 Nr.1 


82 Ges. v. 15. Juli 1941 (RGBl. I, 383). Die 
außerordentliche Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens ist auch dann statthaft, wenn die 
unrichtige Entscheidung durch die unterle- 
gene Partei selbst verschuldet worden war. 
RG.: DR. 1942, 1458 Nr. 2 


Sonstige zivilrechtliche Entscheidungen 


VO. über die Behandlung von Vermögen 
der Angehörigen des ehem. polnischen Staa- 
tes v. 17. Sept. 1940; 88 240, 265 ZPO. Die 
Stellung des kommissarischen Verwalters 
nach der VO. v. 17. Sept. 1940 entspricht der 
eines Konkursverwalters. Die Beschlag- 
nahmeverfügung nach der VO. v. 17. Sept. 
1942 stellt in einem anhängigen Rechtsstreit 
nicht den Eintritt einer Rechtsnachfolge i. S. 
von 8 265 ZPO. dar. Der Eintritt des Ver- 
walters in den Rechtsstreit vollzieht sich 
vielmehr nach Art des § 240 ZPO. RG.: DR. 
1942, 1458 Nr. 3 


82 VO. über den Einsatz des jüdischen 
Vermögens v. 3. Dez. 1938; §§ 111, 211 Abs.1 
Nr. 2 AktG. Ein zur Herbeiführung der Ab- 
wickelung einer Aktiengesellschait gemäß 
§ 2 VO. über den Einsatz des jüdischen Ver- 
mögens v. 3. Dez. 1938 bestellter Treuhänder 
hat die Eröffnungsbilanz und den Jahresab- 
schluß ohne Mitwirkung der Hauptver- 
11 festzustellen. KG.: DR. 1942, 1459 

r.4 


88 242, 404, 406 BGB. Wenn eine zur Ver- 
fretung des (Wehrmachts-) Fiskus innerhalb 
ihres Geschäitsbereichs befugte Bauleitung 
einer Bank aui Anfrage erklärt hat, die ihr 
als Kreditunterlage von einem Baulieferan- 
ten abgetretenen Forderungen aus Bauliefe- 
rungswerkvertrag gingen in Ordnung und 
es stehe ihrer Bevorschussung nichts im 
Wege, dann widerspricht es den Grundsät- 
zen von Treu und Glauben mit Rücksicht 
auf die Verkehrssicherheit, wenn der Fiskus 
nach Kreditgewährung durch die Bank an 
den Unternehmer mit Forderungen aus un- 
erlaubten Handlungen (Betrügereien bei die- 
sem und anderen Baulieferungsverträgen) 
aufrechnet, so daß die Kreditunterlage ent- 
fällt. RG.: DR. 1942, 1459 Nr. 5 


81285 BGB. Durch § 1285 Abs.2 BGB. 
wird der Pfandgläubiger einer hypotheka- 
risch gesicherten Forderung nicht gehindert, 
eine statt in das Grundstück zunächst in 
sonstiges Vermögen des Forderungsschuld- 
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e Erscheinungs- wir, an unsere Bezugsabteilung nach Leipzig zu schreiben: c ellen- 
zeigenpreise und Anzeigenschluß: siehe Kopf der 5 
anzeigen. Zahlungen: für den Bezug der Zeitschrift Leip- 
das Postscheckkonto des Deutschen Rechtsverlages Gmbh» heck 
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nem Belieben wieder aufzugeben "ich 2 
dem Volistreckungsschuldner VE n;ubig“ 
schließen, ohne damit sich dem tbar 
der verpfändeten Forderung "7 A 
machen. RG.: DR. 1942, 1460 nn zpo." 
Zur Auslegung des 8 616 Ab nec. KO“ 
der Fass. der 4. DurchfVO. Z. A 
DR. 1942, 1461 Nr. 7 yorscil 
Aus $ 627 ZPO. läßt sich keine HR. 1 
pflicht der Frau herleiten. KG.: 


1461 Nr. 8 ie die 


X die . 
88.640 f. ZPO. Bei der Bedeutung heni 
Klärung der Abstammungsfrag® icht auf 
rer Auffassung hat, darf das ei ruppeung 
Auliklärungsinöglichkeit der ping inho! 
tersuchung nicht verzichten. a übel en, 
eines erbbiologischen Gutachtens 
Abstammungsverhältnis läßt sstiastunt ck 
sowohl im Hinblick auf die Obe lind e 
ärztlichen Institute wie auch isses en 
auf die Unsicherheit des Ergen igen, der 
solchen Gutachtens nicht recht indes meg 
für einen Mehrverkehr der MDR. 
kein Anhaltspunkt besteht. KG. 
1462 Nr. 9 


Deutsche Obergerichit 
im Generalgouvernem In 0. 
889, 10 VO. über die Beschlaßl gouv" 
privatem Vermögen im Gen 1 240 1 
ment (Beschlagnahmeordnung) ig Si 
1940 (VBIGG. I. 23). Der gestellte . 
der Beschlagnahmeordnung P Eigene e 
händer ist nicht Vertreter des je einel pr 
Seine Stellung im Prozeß ist Warschau‘ 
tei kraft Amtes. Dtsch. Ger. 
1042, 1403 Nr. 10 die Ë 
ber din in 


88 15 Abs. 1, 8 Abs. 2 VO: vermögtk od 
schlagnahme von privatem niagmah! 
Generalgouvernement EG 1 
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1. Durch 815 Abs. 1 der Peer ech 
ordnung ist nicht allgemein en, die a 
bei Maßnahmen ausgeschloss iy sind. d 
Beschlagnahmeordnung ges lagn e 

2. Nach $8 Abs. 2 der Besch g Rechte he 
nung gehen nicht nur ding" gigat em 
ter, sondern auch solc btrecht ver 
Rechte, die — wie ein Pac zogen?" kau! 
Recht zum Besitz an dem eing, Ger. Kr? 
mögen verschaffen. Dtsch. z 
DR. 1942, 1463 Nr. 11 gim 

88.5, 6 VO. über die Preisbi 1040 Vene 
neralgouvernement V. 12. Ar y VO. ù 
I, 131); 8840, 42 RStGB.; 53. v. 1% rafen 
deutsche Gerichtsbarkeit im OT er 
1940 (VBIGG. I, 57); 83 \ gerhandh" 530 
und Strafverfahren bei ZUW une ; 
gegen Preisvorschriften Yentliche V. nung 
(RGBI. I, 999). Verfahrens regige Finzi wel, 
setzungen für eine selbstän Generalgol 
von Schleichhandels ware im jigte a 14 
nement, wenn der Beschul in 1 
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Exports. 
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so muß vor allem die Schreibma- 
schine in Ordnung sein. Achten 
Sie darauf, daß die wichtigen 
Teile{Farbbandumschaltung,Band- 
transport, Walzen usw.) stets ein- 
wandfrei arbeiten. Sie schreiben 
dann noch länger mit dem farb- 
konzentrierten und dadurch be- 
sonders ergiebigen Farbband 
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Berlin W 139, Martin-Luther- Str. 11 
Handelsregisterlich eingetragen. (Nähe Bayerischer Platz] 


Seit 43 Jahren volkstümlich bekannt f. Spitzenleistungen in unauffäll, 
Eeobachtungen überall - auch mit Kraftwagen, — gewissenhaften Er- 
mittelungen, Spezial-Privat-Auskünften im In- und Auslande. Gerichts- 
notorisches Beweismaterial für das gesamte Zivil- und Strafrecht. 
Vertrauliche Helferin von Persönlichkeiten der Industrie und Wirt- 
schaft, zahlreicher Anwälte und Privatpersonen aller Bevölkerungs- 
schichten. Kostenlose Vorbesprechung. 
Fernruf (Dauerdienst) 255972 Gegründet 1898 


bes Deutfchen Rechtoverlages erhalten Sie in jeder Buch⸗ 
handlung. Katalog und Prolpekte liefern wir auf Wunſch 
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Deutfcher Rechtsverlag 6. m. b. H. - Berlin - Leipzig Wien 


Rriminalrat a. D. 
Arthur Klinghammer 


Privatausfünfte / Ermittlungen 


Berlin 310 68, Lindenſtr. 81 


Fernſprecher: 17 26 29 


= Europa mm 
Schöne länderweise Auswahlen gegen Re- 


ferenzen. Auch an Vereine, soweit Vorrat. 
Erich Boden, Postfach 45, Braunschweig. 
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Dr. jur.W. Franzen 18” Bates erde 
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Soeben erschien in 2, erweiterter Auflage 


Das wirtschaftliche Gutachten 


Von Dr. Hubert Post 


107 Seiten RM 3.— kart. 


„Der Verfasser setzt es sıch zum Ziel, nicht nur in die Technik des Auf- 
baues und der Erstattung des wirtschaftlichen Gutachtens einzuführen, 
sondern darüber hinaus ‚die Natur und den Zweck der Pur des 
wirtschaftlichen Gutachters zur Klarstellung zu bringen‘, da ‚erst aus 
dieser Darstellung die praktischen Verfahrensregeln folgerichtig ent- 
wickelt‘ werden können. — Das Buch wird daher über den Kreis der 
Wirtschaftsprüfer hinaus jedem an der Erstattung wirtschaftlicher Gut- 
achten Interessierten wertvolle Anregung geben.“ 


RA. Dr. H. Dietrich in „Deutsches Recht“, A, Nr. 17/1942 
Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag 
Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H. / Berlin /Leipzig/Wien 


Berlin W 35, Hildebrandstraße 8 


Auslieferung für Alpen- und n Sudetenland. 
Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H., Wien 1, Riemergasse 1 


Sofort lieferbar: 


Außergerichtliche Vergleichsordnung 
Von Dr. jur. Karl Künne 
120 Seiten 4. Auflage kart. RM 3.90 


Alle Schuldner sind, bevor sie die Gerichte in Anspruch nehmen, ver- 
pflichtet, zu versuchen, eine gütliche Einigung mit ihren Gläubigern 
herbeizuführen. — Welche Schritte unternommen werden müssen, wie 
schließlich die E nigung zustande kommt, ist daher für Gläubiger und 
Schuldner von großer Bedeutung. Das neue Werk weist in einer Fülle 
von Beispielen, die der Praxis entstammen, und an Hand von Muster- 
formularen, den Weg zum Verständnis dieses wichtigen Zweiges der 
Konkurs- und Vergleichsordnung. 


Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag 


Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H./ Berlin / leipzig / Wien 
Berlin W 35, Hildebrandstraße 8 


Auslieferung für Alpen- und Donaugaue, Sudetenland. 
Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien J, Riemergasse 1 
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BERLIN 


Demnächst erscheint: 


Das Landgericht - Zivilsachen - ohne Beschwerde" 


Bearbeitet von Dr. Werner Heun 7.50 katt 
Landgerichtsdirektor in Berlin RM 7. 


220 Seiten 


pa 
Das Buch enthält eine Übersicht des Geschäftsganges und an sabine 
stellung des Prozeßverfahrens bei dem Landgericht in ziyilsa eian nge 
Beschwerden). Die gebräuchlichsten Verfügungen und Entsch „ Vor“ 


sind in Form von Beispielen, z. T, unter Verwendung der amtlich ach“ 
drucke, wiedergegeben. Das Buch ist nicht nur ein Hilfs- un echt?” 
schlagewerk für den Richter. Es dient darüber hinaus allen wirtern 
wahrern, insbesondere den Studierenden und Rechtspflegeran!“ sonder? 
zur Einarbeitung in das Arbeitsgebiet des Landgerichts. De A Front 


geeignet ist es zur Auffrischung der Kenntnisse für die an de 
befindlichen Rechtswahrer. 
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Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt voM 
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Deutscher Rechtsveriag G.m.b.H. /Berlin/Leip”9 
Berlin W 35, Hildebrandstraße 8 


Auslieferung für Alpen- und Donaugaue, Stt 
Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, R! 
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Sofort lieferbar: 


° . 1 
Das Landgericht als Beschwerdeins fan 
Von Dr. Herbert Schlieper 


780 kart 
Landgerichtsdirektor 


304 Seiten ‚de 
u 

Auf dem Gebiete der streitigen Gerichtsbarkeit sowohl wu. erden 

der freiwilligen Gerichtsbarkeit wird das ordentliche ee fe 

fahren von der Einlegung der Beschwerde an bis zur Ent Se ler rt 4 
führlich geschildert und auch die weitere Beschwerde er N be 
ein Sondergebiet sind ferner die Beschwerden in Mietsache 

Durch zahlreiche Musterbeispiele wird die Darstellung, der 2 

Literatur und Rechtsprechung zugrunde gelegt ist, = 
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Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H. [Berka 9 
Berlin W 35, Hildebrandstraße B 


Auslieferung für Alpen- und Donau tm 
Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien 
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Überall wo man über Arzneimittel, Chemi- 


kalien und Reagenzien spricht, genießt der 
Name MERCK besendere Wertschätzung. 


CHEMISCHE FABRIK . DARMSTADT. SEIT 1827 


seit 18998 
Langjährige Auslandstätigkelt, 
Hochw.Refer./ Garant. f. zuverl. u. ge- 
wissenhafteste Arbeit / Keine Vor- 
schußverpflichtung / Zeitgem. Honorar, 


WOLTZ, 


Kriminalbeamter a. D. (pens.)u. Sohn 
BERLIN W 9, Columbushaus, 
Potsdamer Platz, Fernspr.: 22 31 30 
Nachtruf: 48 44 68 u. 30 7080 


DO KTO R jur., rer. pol.sowie 

Diplom-Volkswirt. 
Auskunft, Rat, mündl. oder Fernvor- 
bereitung. Dr. jur. Stegmüller, 
Innsbruck, Bürgerstraße 21, part. 
Prospekte. Beste Referenzen von Per- 
sönlichkeiten aus dem Berufsleben. 
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Ch, Just von Dr. Franz Scholz 
Rund Justizrat, Senatspräſident des Pr. OVG. i. R. 


618 S f 
eiten in Kunſtledereinbanddecke RM 14.50 


ttin 
reits une (9/1938): Das Erläuterungsbuch von Scholz hat in der 
in fein, Dende Elgesſchränktes Lob erfahren. Das Werk weiſt tatſächlich bez 
j Druan often auf. Huperlich erhöht die Loſeblattform den Wert 
biu Arnii Mung vorbildlichen Buches erheblich. Die Erläuterungen 
de des all Fachmann. Das Grundſteuerrecht tft in vollendeter Weiſe 
gemeinen Steuerrechts eingefügt. 
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Aarh; 
wren Denen Inn 1938 ©. 80 (Beſprecher: Dr. W. Frank, Berlin): 
der g dude otter ein RAN für den Wiſſenſchaftler ein Gewinn, als auch 
milden Hand „Kürze und Pr Helfer, Der Wiſſenſchaftler wird erfreut und an⸗ 
in Lachku N en a ägnan; der theoretiſchen Erörterungen der Praktiker, 
N für pi ige Anf en jewells vorausgeſchickten Inhaltsüberſichten 
e, a eine und guten Rat finden kann, wird dem Verfaſſer dank⸗ 
inverſtändliche Erläuterung der Geſetzesbeſtimmungen.“ 


Beide in Loſeblattform 


Aus zahlreichen Anerkennungen eine Auswahl: 


Beziehbar durch gutgeführte Buchhandlungen oder direkt von der 


verlag Dr. Otto Schmidt KG. / Köln / fjanſahaus 


Seit kurzem wieder lieferbar: 


Praktifcher Führer durch das 
Gewerbefteuerrecht 


von Johannes Abraham 
Regierungsrat am Zentralfinanzamt Berlin 


Rund 880 Seiten in Kunſtledereinbanddecke RM 13.20 


Steuer und Wirtſchaft (11/1937) (Befprecher: Oberregterungsrat Hefner, Mün⸗ 
chen): „Ein ausgezeichnetes, von einem Praktlker für dle Praxis geſchriebenes Buch, 
dem man Seite für Seite anmerkt, daß der Verfaſſer aus ſeiner reichen dienſt 
lichen Erfahrung ſchöpft.“ 


Reichs verwaltungsblatt vom x. 1. 1938: „Auf dem Gebiet des Gewerbeſteuer—⸗ 


rechts ift Abraham ein wohlbekannter Name ... Beſonders ift hervorzuheben die 
meiſterhafte Art, wie A. die mannigfachen Zweffelsfragen des Gewerbeſteuerrechts 
anpackt, erörtert und zur Löſung führt. .... gründlicher Kenner des Gewerbe- 


ſteuerrechts, der nirgends an der Oberflache haften bleibt ....“ 


Vankarchiv vom 1. 1. 1938: „Man tritt an dieſes Werk mit hohen Erwartungen 
heran, weil der Verfaſſer auf Grund .. .. den Ruf eines ausgezeichneten Sach⸗ 
kenners genießt. Dieſe Erwartungen werden nicht enttäuſcht. Das Buch bietet 
weit mehr, als ſein Titel beſagt, nämlich eine von hoher Sachkenntnis und großem 
Verſtänduis für die praktiſchen Bedürfniſſe des Leſers getragene ausführliche und 
erſchöpfende Darſtellung des neuen Gewerbeſteuerrechts.“ 


Die Neubearbeitung hervorragender Sachkenner: 


J. v. Olshausen's 


Kommentar zum Strafgesetzbud 


seit Jahrzehnten das Standardwerk für die Rechtspraxis 
erläutert von 
Sen. - Präs. a. D. Dr. Freiesleben, Oberstaatsanw. Dr. Hörchner, Reichsanwalt Dr. Kirchner, RG.-Rat a. D. Dr. Niethammer 
sämtlich beim Reichsgericht p 
Lieferung 1 liegt vor: 408 Seiten Gr.-8°, 14.80 


Der Gesamtumfang des Werkes beträgt etwa 80 Bogen (=1280 S.) und wird in etwa 3 bis 4 weiteren Lieferungen zur Ausgabe ge aj 
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Drei Jahre Aufbauarbeit in der Justiz des Generalgouvernements 


Von Kurt Wille, Präsident der Hauptabteilung Justiz in der Regierung des Generalgouvernements 


nds ist . 
über 9 nicht so einfach, mit wenigen Worten einen 
d anschn und Paragraphen erhabenen lebenswarmen 


So schöne Alichen Rückblick auf eine inhaltreiche und 
er ral rbeit zu geben, wie wir sie seit drei Jahren 
Was lat gouvernement und ein Teil von uns schon 


wo im damals „besetzten polnischen Gebiet“ 
sta man Ken ist insbesondere dann nicht einfach, 
Of, dess abei den von vielen als spröde empfundenen 
nung Formung nach außen naturnotwendig in 
fangen Sr Runderlässen, Anordnungen und Ver- 
Itig beruckolgte, in seinem wesentlichen Inhalt sorg- 
Als ge Sichtigen und nicht zu kurz kommen lassen 
liche in mit One Zeit werden es alle empfunden haben, 
were Büche leichtem Gepäck, d. h. ohne wissenschaft- 
sehndigkeit r und Kommentare (deren Wert und Not- 
atze ge als Hilfsmittel ich sonst keineswegs unter- 
nä kligen n Osten fuhren, mit einem traurigen, meist 
und Zen; ch und ebensolchem Stuhl in einem zu- 
Unsere ich verwahrlosten Dienstraum zufrieden waren 
e mit „Registratur“ im Rock oder einer Akten- 
en uns herumtrugen, um sie dann in eine Kiste 
en u es — nach inzwischen angenehmer ge- 
uen n Dienstverhältnissen — weiterging und 
t von vorn angefangen wurde. 


WohI nie h % 
darmer häufi abe ich an die Szene in Fausts Studier- 
Auffolgenuger gedacht, als im Herbst 1939 und dem 
den en Winter, an die Szene, in der es Faust 
einm Crundtert aufzuschlagen, mit redlichem 
: nn das heilige Original in mein geliebtes 
ische Wibertragend, wo er sich bemüht, das 
seine t „logos“ nicht schulmäßig mit „Wort“, 
Tatabersetz m Gehalt entsprechend in anderer Weise 
Tat lachend wo er sich dabei schließlich für „ale 
das eAtschtiep, t. Auch wir mußten uns damals für die 
Wen mit uns en, und manchmal ist damals „vom Rechte, 
etw auch agedoren“, die Rede und die Tat gewesen, 
Dna spät © geschriebene gesetzliche Grundlage erst 
richy Mit a Geschehene ausdrücklich sanktionierte 
hms war © Bestätigung gab, daß das Geschehene 
1039 lin nicht egen das geschriebene Gesetz war es 
nicht lieg dag gewesen, der Erlaß des Führers v. 12. Okt. 
; n Zwe isher geltende Recht in Kraft, „soweit es 
dingte und „ecken der deutschen Verwaltung zuwider- 
Frage war eine durch die gegebene Lage be- 
inen Zwecken er Notwendigkeit zu entscheiden, was 
war Anfang e zuwiderlief. 

„das Feder Justiz des besetzten polnischen Gebiets 
ergericht“; dieses Gericht war das 
er zivilen deutschen Justiz, das es zu- 
Reich überhaupt keine selbständige Be- 
8 bei einem anderen Gericht gebildet, 
e &inzige vorhandene Gericht. Die ältesten 
et „Wurden zwischen dem 6. und 10. Sept. 
ae es sind noch Beamte aus jener Zeit 
zunächst 2 ouvernement tätig. Seiner Bestimmung 
schaft Mit der lediglich ein Strafgericht, haben seine 

des Geng gewöhnlich rasch auferstehenden Wirt- 
eralgouvernements vorübergehend auch 


auf dem Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit und der 
Rechtshilfe insbesondere mit dem Deutschen Reich rich- 
terliche Akte vorgenommen, die einen Aufschub nicht 
duldeten. Diese Sondergerichte führten ihre Existenz zu- 
nächst auf die Verordnung des Oberbefehlshabers des 
Heeres v. 5. Sept. 1030 zurück, nach der für das rück- 
wärtige Armeegebiet Sondergerichte errichtet werden 
konnten, die als. allgemeine Gerichte im Sinne des 83 
Abs.2 und 3 KrStrVerfO. anzusehen waren. Aufgerufen 
wurden sie von den Befehlshabern der Armeen, gebildet 
vom Reichsjustizminister; diesem unterstanden sie per- 
sonell, jenen sachlich. Diese sachliche Unterstellung zeigte 
sich darin, daß die Oberbefehlshaber die sachliche Zu- 
ständigkeit abgrenzen und der Anklagebehörde Weisun- 
gen geben konnten. Nach Gründung des Generalgouver- 
nements wurden diese Sondergerichte, soweit sie in 
Raum des Generalgouvernements ihren Sitz hatten (es 
waren deren fünf), in den Verwaltungsbau des Generalgoti- 
vernements eingegliedert, d. h. sie wurden Behörden des 
Generalgouvernements. Die VO. v. 15. Nov. 1939 brachte 
außerdem einige vom Rechtsgang im Reich abweichende 
gebietsgegebene Vorschriften; so wurde vor allem vor 
gesehen, daß das Sondergericht auf Antrag der Anklage- 
behörde auch in der Besetzung mit nur einem Richte: 
entscheiden konnte. Außerdem wurde das Strafbefehls- 
verfahren bei diesen Sondergerichten eingeführt und bis 
zur Höchststrafe von einem Jahr Gefängnis (im Reich 
damals sechs Monate) zugelassen. Die Zurücknahme der 
Anklage wurde bis zur Beendigung der Beweisaufnahme 
für zulässig erklärt, die Bestellung eines Verteidigers er- 
folgt nur, soweit sie tunlich erscheint. Zu den fünf aus der 
Zeit der Militärverwaltung übernommenen Sondergerich- 
ten (in Krakau, Radom, Kielce, Petrikau und Tschen 
stochau) sind im Laufe der Zeit hinzugetreten die Son- 
dergerichte in Warschau, Lublin, Cholm (zunächst in 
Zamosz), Reichshof, Lemberg, Stanislau und Tarnopol. 
Die Betrachtung dieser Strafgerichte gibt Anlaß, der 
Abgrenzung ihrer Tätigkeit gegenüber der Strafbefugnis 
anderer Verwaltungen einen Blick zu schenken. Die nach 
Beendigung der Militärverwaltung verbleibende Zuständig- 
keit der Wehrmachtgerichte über Zivilpersonen ist im 
Gebiet des alten Generalgouverneraents durch eine be- 
sondere im Einvernehmen mit dem Chef des Oberkom- 
mandos der Wehrmacht erlassenen VO. des General- 
gouverneurs v. 26. Jan. 1940 geregelt. Danach ist die 
Wehrmachtgerichtsbarkeit gegeben, wenn sich die Tat 
gegen die Wehrmacht, ihre Angehörigen oder ihr Ge- 
folge richtet, oder in Räumen und Anlagen der Wehr- 
macht begangen ist. Ein wichtiges Arbeitsgebiet haben 
die polizeilichen Standgerichte; sie sind zuständig für die 
Aburteilung verbotenen Waffenbesitzes, sowie bestimm- 
ter Gewalttaten und ihrer Vorbereitung, die sich gegen 
die deutsche Hoheitsgewalt und gegen Deutsche wegen 
ihrer Zugehörigkeit zum deutschen Volkstum richten. Ab- 
gabemöglichkeit an die ordentliche Strafverfolgungs- 
behörde ist hier und bei der Wehrmachtgerichtsbarkeit 
vorgesehen. Auf dem Gebiet der leichteren Kriminalität 
ist ein beachtlicher Teil dem Verwaltungsstrafverfahren 
überlassen; die Strafbefugnis geht hier bis zu 1000 Zloti 
Geldstrafe, an deren Stelle im Nichtbeitreibungsfalle Haft 
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bis zu 3 Monaten tritt. Ein Zollstrafverfahren und auf 
dem Gebiet der Preisbildung ein Ordnungsstrafverfahren 
bestehen nach den ‚Vorbildern des Reichs. 


II. 

Die sofort nach der Besetzung des Landes einsetzen- 
den Bemühungen, das tägliche Leben, Handel und 
Wandel wieder in Gang zu setzen, sowie das Hinein- 
strömen deutscher Menschen in den Raum forderten als- 
bald gebieterisch die volle Herstellung einer gut funk- 
tionierenden Gerichtsbarkeit für Deutsche und für Nicht- 
deutsche. Polen war das erste in diesem Krieg besetzte 
Gebiet, eine Anlehnung an Maßnahmen der deutschen 
Verwaltung in anderen besetzten Gebieten deshalb nicht 
möglich. So waren wir in der glücklichen Lage, aus dem 
„Nichts“ oder auch aus dem „Vollen“ schaffen zu kön- 
nen, ohne uns vielleicht dem Vorwurf aussetzen zu 
müssen, wir hätten diese oder jene Versuche oder Er- 
fahrungen, die bereits in einem anderen Land von den 
deutschen Dienststellen gemacht worden seien, nicht hin- 
reichend berücksichtigt. Dabei sei erwähnt, daß auch 
die Maßnahmen, die in den Jahren 1915—1918 in dem 
damaligen deutschen Generalgouvernement Warschau auf 
dem Gebiet der Gerichtsbarkeit und Rechtsetzung ge- 
troffen waren, uns nicht Vorbild gewesen sind, auch 
nicht sein konnten, weil die erstrebten Ziele damals und 
heute zu verschiedenartig waren. Es entbehrte aber doch 
nicht ganz des Reizes, nach dem Sturm der ersten Auf- 
bauarbeit einmal in einer stillen Stunde aus den Ver- 
ordnungsblättern jener Zeit zu sehen, daß insbesondere 
auf wirtschaftlichem Gebiet manche von uns getroffene 
Maßnahme gesetzgeberischer Art (z. B. die Verlängerung 
der Fristen des Wechsel- und Scheckrechts) dama!s ebenso 
wie heute im Interesse der Wiederordnung des Lebens 
notwendig war. 

Der erste unbedingt zu beachtende Grundsatz für den 
Aufbau der Gerichtsbarkeit mußte, wie keinem von uns 
zweifelhaft war, sein, daß der Deutsche auch im 
Raum des Generalgouvernements nur vom deutschen 
Richter Recht zu nehmen hatte. Außerdem war 
eine möglichst einfache Gliederung der Organisation das 
Gebot der Stunde. Deshalb sollte auch vom deutschen 
Richter alles ferngehalten werden, was nicht im In- 
teresse des deutschen Ansehens und deutschen Rechts- 
lebens unbedingt von ihm zu entscheiden war. Aus die- 
sem Gedankengang ergab sich die Notwendigkeit, für 
das Nebeneinanderbestehen zweier Gerichtsbarkeiten, 
einer deutschen und einer nichtdeutschen. Dies war schon 
in der Zeit der Militärverwaltung, also bis zum 25. Okt. 
1939 empfunden, und schon vor diesem Tage waren des- 
halb in den Teilen, die hinter der schnell nach vorn 
getriebenen Front lagen, die polnischen Gerichte wieder 
in Gang gesetzt worden. Nach der völligen Zertrümme- 
rung des polnischen Staates und der Führerentscheidung 
über die Errichtung des Generalgouvernements galt es, 
die bisher ja nur aus wenigen Sondergerichten be- 
stehende deutsche Gerichtsbarkeit aus- und aufzubauen 
und bezüglich der nichtdeutschen Gerichtsbarkeit nicht 
nur feste Grenzen für ihre Zuständigkeit zu finden, son- 
dern diese Gerichte in den deutschen Verwaltungs- 
apparat und in seine Führung einzugliedern. 

In der deutschen Gerichtsbarkeit wurden errichtet in 
jeder Distriktshauptstadt (Krakau, Lublin, Radom, War- 
schau) ein „Deutsches Obergericht“, in denselben 
Städten und außerdem in Reichshof, Cholm, Petrikau und 
Zyrardow je ein ů Deutsches Gericht“. Das „Deutsche 
Gericht“ ist für alle Sachen erste Instanz, es ent- 
scheidet mit einem Richter, das Deutsche Obergericht ist 
nur Berufungs- und Beschwerdeinstanz, es entscheidet 
grundsätzlich in der Besetzung mit drei Richtern, in 
Strafsachen kann auf Antrag der Staatsanwaltschaft die 
Entscheidung durch einen Richter ergehen. Die Entschei- 
dungen des Obergerichts sind endgültig. Die Sonder- 
gerichte blieben in ihrer Organisation und ihrem Rechts- 
gang erhalten, um — wie im Reich — ein Strafgericht 
zu haben, dessen Entscheidungen sofort rechtskräftig 
sind. Im Distrikt Galizien sind Deutsche Gerichte in 
Lemberg, Stanislau und Tarnopol vorgesehen; das Ge- 
richt in Lemberg ist bereits errichtet, in Stanislau und 
Tarnopol werden die Geschäfte noch von den an diesen 
Orten bestehenden Sondergerichten wahrgenommen. Die 


Geschäfte des Deutschen Obergerichts für den Distrikt 
Galizien führt zur Zeit noch das Deutsche Obergerie 
in Krakau. 1 ge 

In der nichtdeutschen Gerichtsbarkeit konnte im 5 
biet des alten Generalgouvernements an die Gerich ft 
organisation des früheren polnischen Staates angekn je 
werden. Eine Vereinfachung des Rechtsganges ente 
chend der einfachen Gliederung der deutschen Gerich 
barkeit war jedoch unumgänglich. So wurde auch M 
dafür Sorge getragen, daß es für keine Rechtssache MEN, 
als höchstens zwei Instanzen gibt. Der Oberste Gericht 
hof in Warschau wurde nicht wieder in Gang ce 
die Zusammenlegung der anderen drei Gerichtsari 
(Burggericht, Bezirksgericht, Appellationsgericht) ersch 
allerdings schon wegen der damit verbundenen 
arbeit und unnötigen Übersiedelung der wiederb 
tigten Polen in andere Orte nicht angezeigt, außer an· 
War eine Zusar menlegung auf weniger Städte auch der 
gesichts der Weite des Raumes, der großen Za icht 
Bevölkerung und der Schwierigkeit des Verkehrs hen, 
zweckmäßig; es wurde jedoch bestimmt, daß die Sache! 
die bei dem Burggericht beginnen, nur zum Bez 
gericht in die Berufungs- oder Beschwerdeinstanz EC iir 
und dort endgültig entschieden werden, und da icht 
die Sachen, die in erster Instanz zum BezirksgeTii. 
kommen, sich lediglich das Appellationsgericht als 
mittelinstanz eröffnet. Im Distrikt Galizien wurde Wiar- 
Übergehung der in sowjetischer Zeit maßgeblichen olni- 
hältnisse gleichfalls an die Gerichtsorganisation aus Pra- 
scher Zeit angeknüpft und dabei der überwiegend une 
inischen Bevölkerung in der Besetzung und Geste“ 
sprache Berücksichtigung geschenkt. 


IM. : 
j ez 
Der dargestellte Instanzenzug zeigt, daß beide og 
richtsbarkeiten unabhängig nebeneinan n cit 
bestehen. Auch in der nichtdeutschen Gerichtsbaniier 
handelt es sich um eine echte Rechtspflege mit ents⸗ 
Rechtskraft des Urteils, die der einer anderen au s- 
barkeit gleichwertig ist. Es ist nicht so, daß das ! iner 
kräftige Urteil eines nichtdeutschen Gerichts zu © ts 
Vollstreckbarkeit innerhalb des Generalgouvernein sel 
noch etwa einer Bestätigung oder Vollstreckung stelle 
durch eine deutsche Verwaltungs- oder Justizdienst) er- 
bedürfte. Ähnliche Gedanken, die im Herbst bi Es 
wogen wurden, sind alsbald fallen gelassen wor it m 
sollte sich bei der nichtdeutschen Gerichtsbarkeit 
ein Gebilde handeln, das innerhalb seines Arbeites yor- 
die ihm zufallenden Aufgaben unter eigener Vera jilos 
tung selbständig erledigt und einen in sic p 
senen Rechtsgang hat. Die deutsche Führung "^ 
lediglich in drei Punkten zum Ausdruck: in der 
an Entscheidungen deutscher Justizbehörden in 8 
digkeitsfragen, in der Dienstaufsicht des Gondel 
(Abt. Justiz) und in dem Nachprüfungsrecht des 
schen Obergerichts. icht dem 
Die Bindung in Zuständigkeitsfragen entshr e chts- 
Elementarsatz, daß der deutsche Richter für das 8 
leben der Deutschen da ist, und daß infolgedessen eden 
nur er maßgeblich über sein Arbeitsgebiet ents“ f 
kann. Für die nichtdeutsche Gerichtsbarkeit 
Raum sein, wenn die deutsche Gerichtsbarkeit nich Vor 
geben ist. Es wäre zu langatmig, hier auf 2 bürger 
schriften einzugehen, die auf den Gebieten Geric Sr 
lichen Rechtspflege regeln, wann die deutsche n recht“ 
barkeit gegeben ist. Man kann kurz und frei erichtsbar- 
lichen Definitionen sagen, daß die deutsche Ger ei 
keit grundsätzlich stets gegeben ist, wenn Ale dies 
Deutscher an der Rechtssache beteiligt ist. ist 
auch in den weitaus meisten Fällen so klar bei 
Zweifel nicht obwalten können, so kommen jenen di 
Verästelungen des Lebens doch Fälle vor, in dm 
Entscheidung nicht so unzweifelhaft ist. Dann 
Entscheidung des deutschen Richters für der je Stra 
schen Richter bindend sein. Ähnliches gilt für ©. peut 
rechtspflege. Hier ist die Abgrenzung anders. 
scher (darunter ist stets auch der un 
gehörige zu verstehen) gehört natürlich vo aber, ins 
schen Strafrichter. Darüber hinaus war €s Zeit, un- 
besondere nach den Umständen der ersten egen Ver 
abweisbar, daß auch Nichtdeutsche, die sich g% 


e ** 
eschäf- 
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ardnun ; 
deutschen des Generalgouverneurs vergingen, vor den 
st Strafrichter kommen mußten. Denn in Ver- 


e fer gen das von der deutschen Hoheitsgewalt ge- 
erblicken t war stets eine Auflehnung gegen diese zu 
berufe 5 zu deren Ahndung der deutsche Richter ebenso 
geg chien, wie zur Aburteilung von Straftaten, die 
war en mend eutsche Belange schlechthin richten. Ferner 
taten ( Er angängig, die Aburteilung schwerer Straf- 
i Di aub) in die Hände nichtdeutscher Gerichte 
ie öffentliche Sicherheit ist eine die deutsche 
unmittelbar angehende Angelegenheit von 
tandgerich deutung. Soweit solche Verbrechen nicht der 
halb die Fatlichen Zuständigkeit unterliegen, kann des- 
schen So nklagebehörde stets die Anklage vor dem deut- 
auf dem Adergericht erheben. Um sicherzustellen, daB 
a die 8 der Strafrechtspflege die richtigen Sachen 
do nicht, sche Gerichtsbarkeit kommen, ist bestimmt, 
des, deu Fa sche Strafgerichte nur zuständig sind, wenn 
eutsche Ger Anklagebehörde die Sache an die nicht- 
(ibeentsch erichtsbarkeit abgegeben hat. An diese Ab- 
erichtsbarf idung sind die Behörden der nichtdeutschen 
„Die Die eit gleichfalls gebunden. 
sicht eine staufsicht des Gouverneurs (Abt. Justiz) ist 
„Prechu rechtsmittelartige Aufsicht; Akte der Recht- 
Vielmehr in ann er nicht aufheben. Die Aufsicht besteht 
Chäftso„.' der Beobachtung und Ordnung des Ge- 
azu gehört aber auch, daß er sich durch 
N der Gate in Akten und Entscheidungen ein Bild 
A de der Rechtsprechung verschafft und ins- 
Inttsche uf achtet, ob sie auch der durch die 
0 deressen lerrschaft bedingten Achtung vor deutschen 
. im Einsehnung trägt. Ergibt diese von Amts wegen 
fepe tno ben auch auf Anregung eines Beteiligten 
Kane ist one, Durchsicht der Akten, daß das Urteil 
1 er nicht befriedigt, so prüft der Leiter der 
9 des Gouverneurs weiter, ob ein öffent- 
E besteht an der richterlichen Nachprüfung des 
Ent Deutsche Ist dies zu bejahen, so beantragt er bei 
Scheidung n Obergericht die Nachprüfung der 


e Nache 
Ben aus Shprüfung solcher rechtskräftigen Entscheidun- 
gen Seariete „Nichtdeutschen Gerichtsbarkeit ist eine 
Use; sie wichtige Aufgabe der Deutschen Ober- 
im icht un entspringt der deutschen Führung und 
ine Rahme, entspricht einer richterlichen Tätigkeit, die 
Prügg tichterüche E ordnungsmäßigen Rechts verfahrens 
j iche Entscheidung auf ihren Bestand nach- 
t sich danach um eine rechtspre- 
$ Dè Geri ge Überwachung der nichtdeut- 
eutsch, Chtsbarkeit. In seinem Verfahren ist 
nden ist bergericht dabei nahezu völlig freigestellt. 
d —çꝗ— nur an die in dem Antrag des Distrikts 
liches an der ng der Frage, daß ein öffentliches In- 
aten, auf „Nachprüfung besteht, und in den Mög- 
aum zue sein Spruch lauten kann. Das Ober- 
es En Oder sie lich entweder die Entscheidung be- 
nieht bst à En aufheben. Im letzteren Fall entscheidet 
kei Entschei its oder verweist die Sache, falls sie 
er dungsreif ist, zur deutschen Gerichtsbar- 


andel 


in EM Sonder ung, daB die Sache im Strafverfahren 
Stati ster stanz t sonst bei dem deutschen Gericht 
wenn ung i Z wieder anhängig wird. Zu einer Be- 
Sicht die nach as Obergericht naturgemäß nur kommen, 
Rep sung zuprüfende Entscheidung unter Berück- 
ins a hie vom polnischen Gericht anzuwendenden 
rechi aber de 8 nicht fehlsam ist. Da die Nachprü- 
Jericſbrechungs ler deutschen Aufsicht entspringenden 
gehti Sbarkeit mäßigen Überwachung der nichtdeutschen 
dann Ser en ment, kommt eine Bestätigung auch bei 
echt licht in Betr. des geschriebenen polnischen Rechts 
kann cher Auff racht, wenn die Entscheidung deutsch- 
bei dn Strate esung im Grundsatz zuwiderläuft. Dies 

Stra — 2. B. schon dann der Fall sein, wenn 
wi Fegeben Be luB Gedankengängen maßgeblich 
gegen ksame B st, die der deutschen Auffassung über 
daß as ssetzt si ampfung der Rechtsbrecher völlig ent- 
tiner A 5 Rückblickend kann gesagt werden, 
wenduterhaltnisma Rechtsbehelf der Nachprüfung nur in 

br äßig geringen Zahl von Fällen zur An- 

acht zu werden brauchte. 
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IV. 

Die Grundlage für die Frage, welches Recht im 
Generalgouvernement anzuwenden ist, ist 84 des Führer- 
erlasses v. 12. Okt. 1939; danach gilt, wie bereits erwähnt, 
das bisherige Recht des früheren polnischen Staates fort, 
soweit es nicht den Zwecken der deutschen Verwaltung 
zuwiderläuft. Auf das eigentliche Gebiet der Justiz an- 
gewendet, bedeutet das ein Abweichen von dem bis- 
herigen Recht im wesentlichen in dreifacher Hinsicht. 
Es liegt auf der Hand, daß die deutschen Gerichte kein 
fremdes Verfahrensrecht anwenden können, denn es 
handelt sich bei ihrer Tätigkeit um deutsche Rechtsver- 
fahren. Zweitens war die Anwendung deutschen Strat- 
rechts durch die deutschen Gerichte unabweisbar; denn 
bei ihrem Streben nach Herstellung geordneter Verhält- 
nisse konnte sich die deutsche Verwaltung in strafrecht- 
licher Hinsicht nur der Anwendung deutschen Straf- 
rechts bedienen, das dem Richter eine wirksame Waffe 
in der Bekämpfung des Verbrechertums in die Hand 
gibt, und drittens mußte auf den Gebieten, auf denen 


nach den im EGBGB. niedergelegten Grundsätzen des 
deutschen internationalen Privatrechts für einen Deut- 
schen auch im Ausland deutsches Recht gilt, dieses Recht 
auch in den Verordnungen des Generalgouvernements 
den Vorrang haben. Demgemäß ist insbesondere auf dem 
Gebiet des Personen-, Familien- und Erbrechts für die 
Rechtsverhältnisse deutscher Staatsangehöriger ihr Heimat- 
recht anzuwenden. Diese Vorschriften sind im wesent- 
lichen auch für deutsche Volkszugehörige eingeführt 
worden. Sie sind weiter nach den Bedürfnissen des 
Volkstums ausgebaut und dahin erweitert worden, daß 
bei Rechtsverhältnissen zwischen Eltern und einem ehe- 
lichen Kind, zwischen einem unehelichen Kind und seiner 
Mutter sowie bei seinen Rechtsbeziehungen zum unehe- 
lichen Vater Reichsrecht stets schon dann gilt, wenu 
ein Elternteil (gleichgültig welcher) deutscher Staats- 
angehöriger oder Volkszugehöriger ist. Entsprechendes 
gilt für das Recht der Schließung und Aufhebung 
der Ehe. 3 


Einem bei den Rechtwahrern nicht sehr beliebten Ge- 
biet, das aber ein wesentlicher Bestandteil jeder ge- 
ordneten Verwaltung ist, wurde frühzeitig Beachtung 
geschenkt. Mit dem Beginn des Haushaltsjahres 1940 
trat die Haushalts- und Kassenorganisation der Justiz 
in Tätigkeit. Bei jedem Deutschen Obergericht wurde 
eine Deutsche Justizkasse errichtet, an den übrigen 
Orten, an denen sich deutsche Justizbehörden befinden, 
eine Gerichtszahlstelle. Die deutschen Justizkassen sind 
Amtskassen aller deutscher Justizbehörden des Distrikts; 
außerdem sind sie für die Zusammenfassung aller Ein- 
nahmen und Ausgaben der nichtdeutschen Justizbehörden 
sowie für die Geldversorgung dieser Dienststellen (mehr 
als 250) zuständig. Die Haushaltsangelegenheiten des 
Einzelplans VI (Justiz) werden iu den Justizabteilungen 
der Distrikte und zusammenfassend in der Hauptabtei- 
lung Justiz der Regierung bearbeitet. Diese Organisation, 
die zu Beginn des Haushaltsjahres 1940 stand und sich 
in der deutschen Gerichtsbarkeit nach reichsdeutschen, 
im übrigen zunächst nach den Vorschriften des früheren 
polnischen Staates richtete, wurde auf Grund der ge- 
wonnenen Erfahrungen ausgebaut und in der nichfdeut- 
schen Gerichtsbarkeit durch wesentliche Vereinfachung 
des Buchwerks besser auf den Abrechnungsverkehr mit 
den Deutschen Justizkassen ausgerichtet. Im Haushalts- 
jahr 1941 wurde bei der Hauptabteilung Justiz eine 
Justiz - Rechnungsvorprüfungsstelle eingerichtet, ferner 
wurden Beamte der Distriktsabteilungen Justiz mit ört- 
lichen Geschäftsprüfungen und der Wahrnehmung von 
Bezirksrevisorgeschäften beauftragt. So ist es mit einem 
erstaunlich geringen Aufwand von Menschen gelungen, 
eine sorgfältige Geschäftsführung auf dem Gebiet des 
Haushalts- und Kassenwesens zu unterbauen. 


VI. 

Zur justiz gehört auch das Patentamt und die Ver- 
waltung des beschlagnahmten feindlichen Vermögens. 
Die Tätigkeit des Patentamts in Warschau — einst für 
das ganze polnische Staatsgebiet bestimmt — erstreckt 
sich nunmehr auf das Gebiet des Generalgouvernements. 
Die Behörde gehört zu den sog. nichtdeutschen Behörden, 


179* 


1428 


sie ist durchweg mit ehemals polnischen Beamten be- 
setzt. Die Aufsicht über das Patentamt und seine Ver- 
tretung nach außen obliegt dem Leiter der Hauptabtei- 
lung Justiz in der Regierung des Generalgouvernements, 
der in diesen Aufgaben durch einen deutschen Beamten 
— den Dirigenten für das Patentamt — ständig ver- 
treten wird. Für die Verwaltung des beschlagnahmten 
feindlichen Vermögens hat der Leiter der Hauptabteilung 
Justiz einen Kommissar bestellt, dem unter seiner Dienst- 
aufsicht, aber unter eigener Verantwortung die Ver- 
waltung obliegt; auf Antrag des Kommissars werden 
auch die Verwalter für die einzelnen wirtschaftlichen 
Unternehmen, die unter maßgeblichem feindlichen Ein- 
fluß stehen, von den Deutschen Obergerichten bestellt 
und abberufen. Die sachlich in der Verordnung über das 
beschlagnahmte feindliche Vermögen im Generalgouver- 
nement geregelten Repressalien gegenüber feindlichen 
Ausländern auf dem Gebiet des gewerblichen Rechts- 
schutzes gehören in das Arbeitsgebiet des Dirigenten für 
das Patentamt. Er hat darüber zu entscheiden, ob und 


Aufsätze 


e 
von wem gewerbliche Schutzrechte und Urheberrecht 
feindlicher Staatsangehöriger ausgeübt werden; es hal ng 
sich dabei um Maßnahmen, durch die die Ausnutzů te 
der erwähnten, feindlichen Ausländern zustehenden 
durch Deutsche im Vergeltungswege ermöglicht WET i- 
soll, wenn die feindlichen Staaten entsprechende ſſen 
e gegen deutsche Staatsangehörige gene 

aben. 

Der kurze Abriß über die hinter uns liegenden a 
Jahre wäre nicht vollständig, wenn ich nicht zum Ot eits- 
der Zusammenarbeit mit den „benachbarten“ Arbe 
gebieten gedenken wollte. Benachbart sind der * 
eigentlich alle Gebiete, soweit es sich um die G er- 
gebung handelt, nur tritt es bei einem Zweig der 
waltung mehr, bei dem anderen weniger hervor- des 
hier hat sich schon gerade in den ersten Wochen ‚ne, 
Aufbaus eine au dasselbe Ziel gerichtete sehr sa í 
enge kameradschaftliche Zusammenarbeit ergeben, heist 
wohl alle Beteiligten gern zurückdenken und deren 
erfreulicherweise noch heute lebt. 


Deutsche Rechtsanwälte und deutsche Notare 
im Generalgouvernement 


8 
Von Rechtsanwalt Lothar Wolfgramm in der Hauptabteilung Justiz der Regierung des Generalgouvernement 


Mit dem Aufbau der deutschen Gerichtsbarkeit erwuchs 
die Frage der Zulassung von Prozeßbevollmächtigten und 
sonstigen Parteivertretern, insbesondere für die deut- 
schen Prozeßbeteiligten. Bereits in der für die deutsche 
Rechtspflege im Generalgouvernement grundlegenden VO. 
über die deutsche Gerichtsbarkeit im Generalgouverne- 
ment v. 19. Febr. 1942 (VBIGG. I, 57) wurde unter Ab- 
lehnung eines allgemeinen Anwaltszwanges den im Deut- 
schen Reich zugelassenen Rechtsanwälten und den im 
Generalgouvernement zugelassenen Advokaten deutscher 
Volkszugehörigkeit die Möglichkeit des Auftretens vor 
den deutschen Gerichten des Generalgouvernements er- 
öffnet (§ 4 a.a.O.). Eine ständige Niederlassung reichs- 
deutscher Rechtsanwälte im Generalgouvernement war 
also zunächst nicht vorgesehen. Eine Vertretung der 
Parteien durch im Reich zugelassene und damit im 
Reichsgebiet ansässige Rechtsanwälte hat — offenbar 
wegen der damit verbundenen zusätzlichen Kosten und 
sonstigen Unzuträglichkeiten — praktisch nur in wenigen 
Fällen stattgefunden; die Zahl der im Generalgouverne- 
ment zugelassenen Advokaten deutscher Volkszugehörig- 
keit ist sehr gering. Mit der zunehmenden Zahl der 
Deutschen und dem Anwachsen der Tätigkeit der deut- 
schen Gerichte stellte es sich daher bald als notwendig 
heraus, den Deutschen im Generalgouvernement eine 
rechtliche Betreuung durch ständig im Generalgouverne- 
ment ansässige deutsche Rechtsanwälte zuteil werden zu 
lassen. Ferner erschien es auch im Interesse der Rechts- 
pflege geboten, innerhalb der deutschen Gerichtsbarkeit 
möglichst deutsche Rechtsanwälte als Vertreter der Recht- 
suchenden tätig zu sehen. 

Die Regelung mußte elastisch sein, sie durfte ıns- 
besondere keinen großen Verwaltungsapparat bedingen 
und mußte schnelle Entscheidungen ermöglichen. Aus 
diesem Grunde und um den Bewerbern zunächst die 
Weiterführung ihrer Heimatpraxis durch einen Vertreter 
zu ermöglichen, wurde im Einvernehmen mit dem Reichs- 
minister der Justiz, dem NS.-Rechtswahrerbund und dem 
Präsidenten der Reichs-Rechtsanwaltskammer von der 
Schaffung eines besonderen Zulassungsverfahrens abge- 
sehen. Nach der VO. über deutsche Rechtsanwälte im 
Generalgouvernement v. 13. Sept. 1940 (VBiGG.I, 297) 
kann im Deutschen Reich zugelassenen Rechtsanwälten 
durch den Leiter der Hauptabteilung Justiz in der Re- 
gierung des Generalgouvernements widerruflich die Er- 
laubnis erteilt werden, an einem Ort im Generalgouve:- 
nement eine Kanzlei zu errichten. Das Bewerbungsver- 
fahren ist denkbar einfach, es ist in den von dem Leiter 
der Hauptabteilung Justiz für die Handhabung der VO. 
über deutsche Rechtsanwälte im Generalgouvernement 
erlassenen Richtlinien v. 16. Sept. 1940, die jedem Be- 
werber auf Wunsch überlassen werden, im einzelnen ge- 


„ um 
regelt. Die Gesuche von Rechtsanwälten, die sich Ort 
die Erlaubnis zur Errichtung einer Kanzlei an eine Leiter 
im Generalgouvernement bewerben, sind an, en m der 
der Abteilung Justiz im Amt des Distrikts, in 4 nten- 
Antragsteller seine Kanzlei eröffnen möchte, ZU der er- 
Von dort aus wird das Gesuch nach Abschluß teilung 
forderlichen Ermittlungen dem Leiter der HauptaP zu- 
Justiz in der Regierung des Generalgouvernemel des 
geleitet, der endgültig entscheidet. Die Mitwirkuſefhehe 
Reichsministers der Justiz ist durch die erfor x 
Ausnahmegenehmigung nach 8 20 Abs. 4 RR: a 
sichert. Selbstverständlich werden auch die andere! g 


pen“ 


an einem Ort des Generalgouvernements ist 
steller berechtigt und verpflichtet, sich unter der u. 
nung „Deutscher Rechtsanwalt“ an dem im Best atig” 
merkten Orte niederzulassen und die anwaltliche desse” 
keit an den deutschen Gerichten des Distrikts, "Die pac! 
Gebiet die Erlaubnis erteilt ist, aufzunehmen. ne ent 
ehemals polnischem Recht den im Generalgout, beit zu 
zugelassenen Advokaten deutscher Volkszugehörlk n, is 
stehende Befugnis, vor allen Gerichten aufzulf h über 
inzwischen durch eine auf Grund des § 4 der s 
deutsche Rechtsanwälte im Generalgouvernemef usti? 
sene Anordnung des Leiters der Tlauptabteitauß sortes 
auf die Gerichte des Distrikts des Niederlassii 
beschränkt worden. im Gene 
„Die Tätigkeit des deutschen Rechtsanwalts Reich, im 
ralgouvernement erschöpft sich nicht, wie IM (jener 
Dienst am Recht. Der deutsche Rechtsanwalt ts pflege 
gouvernement ist als Organ der deutschen — n 
Vertreter des Deutschtums auf vorgeschobenem cte 
im deutschen Ostraum. Bei der Bedeutung seiner d fach 


zur Niederlassung als deutscher Rechtsanwalt erber auc 


in müssen; 
seh deutsche! 
m vorbild 


Hinien vora" 
anwalt 52 soll 


neralgouvernement seine Tätigke N 
sich seiner Aufgabe im deutschen Osten uneing S önlich 
widmen. Die Ausübung der Praxis hat daa 
zu erfolgen; eine persönliche Ausübung der 
kommt nicht in Betracht (§ 2 a. a. O.) 

Das in den oben wiedergegebenen I m 
gilt insbesondere für das Verhältnis 5 = 
Rechtsanwalts zu Nichtdentschen. Die Übe 


; 3 e 

itsätren G 
Leıtsa deu 8 on 
nahme 


tre 


Mandate 
untern 
ter 
teilung J, und nur mit Genehmigung des Leiters der Ab- 
mit Re ustiz im Amt des Distrikts zulässig. Im Umgang 
Siç 
zu ee; deutsche Rechtsanwalt größter Zurückhaltung 
tichten p igen haben. Im Verfahren vor deutschen Ge- 
lich kei estehen im Interesse der Rechtspflege grundsätz- 


Mandate q Bedenken gegen die Übernahme polnischer 
Wird sich urch deutsche Rechtsanwälte. In vielen Fällen 


Polnischen jedoch die Übernahme des Mandates eines 
e 


ter 2 an die bei den deutschen Gerichten in beschränk- 

Sein ahl zu 

das Man Wird beispielsweise ein deutscher Rechtsanwalt 

ln Len a eines Nichtdeutschen in einem Rechtsstreit 
S 


295 deutsc en gegen Polen vor deutschen Gerichten wird 
Cheng 
zur 1.624 prüfen haben, ob die Art des dem Angeklagten 


die Abie 
Einen 
Rechtsanyan man allerdings die Betätigung deutscher 
enbedenk; te als Verteidiger polnischer Angeklagter für 
a 25 ‚ja sogar für erwünscht ansehen können, 
utsche Rechtsanwalt in seiner Eigenschaft als 
tspflepe tswahrer und Mitarbeiter in der deutschen 
= dazu berufen und gehalten ist, der Wahr- 
o wat dienen. Für eine Tätigkeit der deutschen 
A neralgou e in der nichtdeutschen Gerichtsbarkeit des 
„uftreten vor nements ist grundsätzlich kein Raum; ein 
ine Vertr or nichtdeutschen Gerichten darf daher nur 
y ing von Reichs- oder Volksdeutschen (z. B. 


un 
Sen manda hsachen) stattfinden. Die Annahme von Ju- 
bstvers durch deutsche Rechtsanwälte kommt 


S Für dite ändlich nicht in Betracht. 
nd die , Berechnung der gesetzlichen Anwaltsgebühren 
R ndesr ande Preußen geltenden einschlägigen reichs- 
AGeho, echtlichen Vorschriften, insbesondere also die 
7. Juli 1879 (RGBl. 176) in der jeweils 

echte dung maßgebend. 

1 Pflichten der deutschen Rechtsanwälte 
un im übrigen nach den für sie maßgeblichen 
x bleibe der 88 31 ff. RRAO. Der deutsche Rechts- 
tiep altskamm Angehöriger seiner heimatlichen Rechts- 
wie erfahre die Vorschriften über das ehrengericht- 

e vor uren (88 64 ff. RAO.) bestehen für ihn nach 
distale übt d ienstaufsicht über die deutschen Rechts- 

rilas auser Leiter der Abteilung Justiz im Amt des 
Can Er 


abt eralgo n bnis zur Errichtung einer Anwaltskanzlei im 
eilung justnement kann von dem Leiter der Haupt- 
Aer ru der Regierung jederzeit widerrufen 
sisa Kts ist eiter der Abteilung Justiz im Amt des 
Sigen deu cchtigt, gegen die in seinem Distrikt an- 
Wen ungsweischen Rechtsanwälte bei standes widriger 
a ak, ein Vertretungsverbot zu verhängen, 
en Negierun em Leiter der Hauptabteilung Justiz in 
ntragt ne _Bleichzeitig den Widerruf der Erlaubnis 
hat 0 iderruf zu erwarten ist, daß nach Lage des Falles 
free Folge erfolgen wird. Dieses Vertretungsverbot 
ungsverbot des 8 96 Abs. 2 RRAO. Gegen das Ver- 
ist die Beschwerde an den Leiter der 


Anwalt 


Aufsätze 
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Hauptabteilung Justiz in der Regierung möglich, die 
jedoch keine aufschiebende Wirkung hat. 

Die Erlaubnis zur Errichtung einer Kanzlei erlischt 
ferner, wenn dem deutschen Rechtsanwalt auf seinen 
Antrag die Aufgabe der Kanzlei gestattet wird. Dieser 
Bescheid wird im Namen des Leiters der Hauptabteilung 
Justiz in der Regierung von dem Leiter der Abteilung 
Justiz im Amt des Distrikts erteilt. Er kann Auflagen 
über die Zeit sowie über die Art und Weise der Ab- 
wicklung der Praxis enthalten. 

Die VO. über deutsche Rechtsanwälte im General- 
gouvernement ist eine durch den Krieg bedingte Uber- 
gangsmaßnahme. Es ist zunächst nicht beabsichtigt, zahl- 
reichen deutschen Rechtsanwälten im Generalgouverne- 
ment Betätigungsmöglichkeiten zu eröffnen. Vielmehr 
sollen während des Krieges deutsche Rechtsanwälte nur 
im Rahmen des dringendsten Bedürfnisses eingesetzt 
werden, um die freibleibenden Plätze Kriegsteilnehmern, 
vor allem Frontkämpfern, vorzubehalten. 

Nach der VO. über deutsche Notare im General- 
gouvernement v. 17. Dez. 1941 (VBIGG. 731) können 
deutsche Rechtsanwälte, denen die Erlaubnis zur Errich- 
tung einer Kanzlei im Generalgouvernement erteilt ist, 
und volksdeutsche Rechtsanwälte, die ihre Niederlassung 
im Generalgouvernement haben, von der Regierung des 
Generalgouvernements (Hauptabteilung Justiz) für den 
Distrikt, in dem sie ihre Kanzlei haben, widerruflich zu 
deutschen Notaren im Generalgouvernement bestellt wer- 
den. Der Amtssitz des deutschen 'Notars ist der Ort, für 
den ihm die Erlaubnis zur Errichtung einer Anwalts- 
kanzlei erteilt worden ist oder an dem er seine Nieder- 
lassung als Rechtsanwalt hat; die Dienstaufsicht über die 
deutschen Notare führt der Leiter des Deutschen Ober- 
gerichts. 


Die Zuständigkeit des deutschen Notars beschränkt sich 
grundsätzlich auf das Gebiet der deutschen Gerichts- 
barkeit. Auf dem Gebiet der polnischen Gerichtsbarkeit 
darf der deutsche Notar nur dann tätig werden, wenn zu- 
mindest einer der an dem den Gegenstand des Notariats- 
aktes bildenden Rechtsgeschäft Beteiligten oder durch 
dieses Rechtsgeschäft Begünstigten deutscher Reichs- 
angehöriger oder deutscher Volkszugehöriger ist. Prak- 
tisch werden solche Fälle nur auf dem Gebiet des Grund- 
buchwesens vorkommen. In Zweifelsfällen ist vor der 
Vornahme des Notariatsaktes die Genehmigung der Auf- 
sichtsbehörde einzuholen. 

Im übrigen finden hinsichtlich der Ausübung des 
Amtes, der Amtstätigkeit, der Abwesenheit und der Ver- 
hinderung des Notars und der Notarvertretung die Vor- 
schriften der RNotarO. v. 13. Febr. 1937 (RGBI. I, 191) 
sinngemäß Anwendung. 

Ist in einem Distrikt eìn deutscher Notar bestellt, so 
können polnische Notare innerhalb der deutschen Ge- 
richtsbarkeit Notariatsakte nur mit ausdrücklicher Ge- 
momig des Leiters des Deutschen Obergericiits vor- 
nehmen. 


Die Kosten der deutschen Notare bestimmen sich, so- 
weit nicht reichsrechtlich ein anderes vorgeschrieben ist, 
ausschließlich nach den Vorschriften der VO. über die 
Kosten in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit und der Zwangsvollstreckung in das unbewegliche 
1570. (Kostenordnung) v. 25. Nov. 1935 (ROBI. I, 
1371). 


Da ; N i 
Von K > Generalgouvernement im zwischenstaatlichen Rechtsverkehr 


amm A 
ergerichtsrat Dr. Erwin Saage in der Hauptabteilung Justiz in der Regierung des Generalgouvernements 


A. D 
e 
r Rechtshilfeverkehr des General- 
gouvernements 


dem z 
die „ne Mall des früheren polnischen Staates sind 


a mit dem Deutschen Reich und mit 
Standelog n abgeschlossenen Rechtshilfeverträge 
ist schon geworden. Ihre entsprechende Anwen- 
ernemen wegen der durch Schaffung des General- 
angebracht ebenen Änderung der Verhältnisse 

Ebenso war der Weg, die Rechtshilfe- 


verträge, die das Deutsche Reich mit anderen Staaten ab- 
geschlossen hat, auf das Generalgouvernement entspre- 
chend anzuwenden, nicht gangbar. Die von dem Deut- 
schen Reich abgeschlossenen Verträge sind naturgemäß 
auf die in der Gerichtsorganisation des Reiches be- 
stehenden Verhältnisse zugeschnitten; sie auf die davon 
wesentlich abweichende Gliederung der deutschen Ge- 
richtsbarkeit und Justizverwaltung des Generalgouverne- 
ments anzuwenden, stößt auf erhebliche Schwierigkeiten. 
Unmöglich erscheint es aber, die Verträge anzuwenden, 
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soweit die nichtdeutsche Gerichtsbarkeit im General- 
gouvernement in Frage kommt, da den nichtdeutschen 
Behörden im zwischenstaatlichen Rechtshilfeverkehr nicht 
dieselbe Stellung eingeräumt werden kann wie den deut- 
schen. Auch Rechtshilfeverträge, die das Deutsche Reich 
nach Schaffung des Generalgouvernements abgeschlossen. 
hat oder noch abschließt, sind nicht ohne weiteres auf 
das Generalgouvernement anwendbar, es sei denn, daß 
das ausdrücklich in dem Vertrage festgelegt ist!). 

Es war daher Aufgabe der Justizverwaltung des 
Generalgouvernements, den vertragslosen Rechtshilfever- 
kehr in geeignete Bahnen zu lenken. Im folgenden soll 
kurz in den Grundzügen dargelegt werden, wie sich der 
Rechtshilfeverkehr zur Zeit abspielt. Hierbei müssen wir 
zunächst unterscheiden zwischen dem Rechtshilfeverkehr 
in Zivilsachen und dem Rechtshilfeverkehr in Straf- 
sachen. Innerhalb dieser beiden Fachgebiete ist wieder 
der Rechtshilfeverkehr des Generalgouvernements mit 
dem Deutschen Reich von dem Rechtshilfeverkehr mit 
anderen Gebieten zu scheiden. 


I. Zivilsachen 


1. Der Rechtshilfe verkehr mit dem Deut- 

schen Reich 

Der Rechtshilfeverkehr in Zivilsachen zwischen den 
Justizbehörden des Generalgouvernements und den Ge- 
richten des Deutschen Reichs (einschl. der deutschen 
Gerichte des Protektorats Böhmen und Mähren) ist ge- 
regelt durch die Anordnung des Generalgouverneurs 
v. 10. Mai 1040 (VBIGG. II, 312). Ihr entspricht im Deut- 
schen Reich die AV. des RJM. v. 30. April 1940 (DJ. 
S.513). Soweit es sich hier um den Verkehr der deut- 
schen Justizbehörden des Generalgouvernements mit 
reichsdeutschen Gerichten handelt, gilt der Grundsatz des 
unmittelbaren Verkehrs. Das bedeutet, daß Zustellungs- 
anträge und Rechtshilfeersuchen von den deutschen 
Justizbehörden des Generalgouvernements unmittelbar 
an das für die Erledigung in Betracht kommende Ge- 
richt des Deutschen Reichs übersandt werden. Umge- 
kehrt übersenden auch die Gerichte des Deutschen Reichs 
Zustellungsanträge und Rechtshilfeersuchen unmittelbar 
dem zuständigen Deutschen Gericht im Generalgouverne- 
ment. 

Dagegen haben die nichtdeutschen Justizbehörden 
des Generalgouvernements Zustellungsanträge und Rechts- 
hilfeersuchen dem ihnen übergeordneten Leiter der Ab- 
teilung Justiz im Amt des Distrikts zuzuleiten. Dieser 
übersendet sie nach Überprüfung dem zuständigen Ge- 
richt im Deutschen Reich. 

Aus dem Deutschen Reich eingehende Zustellungs- 
anträge und Rechtshilfeersuchen gelangen stets an das 
Deutsche Gericht. Dieses erledigt die Zustellungen selbst, 
ohne Rücksicht darauf, ob es sich um Zustellungen an 
Personen handelt, die der deutschen oder nichtdeutschen 
Gerichtsbarkeit unterliegen; es hat allerdings auch die 
Möglichkeit, sich in geeigneten Fällen der Hilfe der 
nichtdeutschen Justizbehörden zu bedienen. Rechtshilfe- 
ersuchen werden vom Deutschen Gericht jedoch nur 
selbst erledigt, wenn es sich um die Vernehmung von 
Personen deutscher Staatsangehörigkeit oder deutscher 
Volkszugehörigkeit handelt. Im Interesse einheitlicher 
Erledigung des Ersuchens ist das Deutsche Gericht auch 
dann zuständig, wenn in derselben Rechtshilfesache neben 
Personen deutscher Staatsangehörigkeit oder Volkszu- 
gehörigkeit auch andere Personen vernommen werden 
müssen. Ist eine Zuständigkeit des Deutschen Gerichts 
nicht gegeben, so gibt das Deutsche Gericht die Rechts- 
hilfesache an das zuständige nichtdeutsche Gericht zur 
Erledigung weiter. Nach Erledigung legt das nicht- 
deutsche Gericht die Erledigungsstücke wieder dem 
Deutschen Gericht vor, das sie dem ersuchenden Ge- 
richt zuleitet. Ist im Einzelfall aus besonderen Gründen 
die Erledigung durch ein nichtdeutsches Gericht un- 
he so erledigt das Deutsche Gericht das Ersuchen 
selbst. 

Selbstverständlich erfolgt der Rechtshilteverkehr in 
deutscher Sprache. Soweit ein nichtdeutsches Ge- 


1) Das ist bisher im Schlußprotokoll Abschnitt I zum Vertrag 
zwischen dem Deutschen Reich und der Slowakischen Republik 
über die Nacheile v. 20. Dez. 1941 (RGBl. 1942, II, 318) geschehen. 
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richt Schriftstücke in polnischer Sprache abgefaßt hat 
ist eine Übersetzung in deutscher Sprache beizufügen h 
Kosten (einschließlich der Entschädigungen an 8 der 
verständige und Zeugen), die bei der Gewährung pen 
Rechtshilfe entstehen, werden zwischen dem Deutsch 
Reich und dem Generalgouvernement nicht erstattet. “i 
ersuchte Gericht teilt jedoch die bei ihm entstand ger 
Kosten der ersuchenden Behörde mit, damit sie von 
kostenpflichtigen Partei eingezogen werden können ng 
Für die Form der Zeugnisse über die Erledigt ie 
von Zustellungsanträgen sind besondere Vorschriften g 
troffen worden, die im einzelnen hier aufzuführen I“ ge 
über den Rahmen dieser Darstellung hinausgehen 1010 
(vgl. hierüber Abschn. III der Anordnung v. 10. Mai 


a n 
2. Der Rechtshilfeverkehr mit den Gericht? 
des Protaktorats Böhmen und Mähren jen 
Soweit es sıch um den Rechtshilieverkehr mit delt, 
deutschen Justizbehörden des Protektorats han be- 
hat er seine Regelung in der oben unter ALT ai 
handelten Anordnung des Generalgouverneurs V- 10. en. 
1940 und der AV. des RJM. v. 30. April 1940 gefunttg- 
Für den Rechtshilfeverkehr mit den Protektofänen 
gerichten gilt, da der Rechtshilfevertrag zus ho- 
dem früheren polnischen Staate und der früheren tsche ein- 
slowakischen Republik v. 6. März 1925 nach dem 
gangs Gesagten mit dem Zerfall der beiden Staaten gl. 
gegenstandslos anzusehen ist, die Anordnung des Gef gje 
gouverncurs v. 1. März 1941 (VBI GG. S. 95), der nren 
Anordnung des Reichsprotektors in Böhmen und Mä 
v. 25. März 1941 (VBIRProt. S. 122) entspricht. erne⸗ 
Die deutschen Justizbehörden des Generalgo dente. 
ments senden danach Zustellungsanträge un Shilke 
hilfeersuchen je nach dem Ort der erbetenen Rech inn 
an den Landgerichtspräsidenten in Prag oder in “ Die 
der sie an das zuständige Gericht weiterleitet. ne 
nichtdeutschen Justizbehörden des GeneralgoW" zu- 
ments legen die Rechtshilfesachen dem Leiter de an 
ständigen Deutschen Obergerichts vor, der sie d ktorat 
den zuständigen Landgerichtspräsidenten im Prot® 
weiterleitet. träge 
Die Protektoratsgerichte übersenden Zustellungsan dge⸗ 
dem für ihren Bezirk zuständigen deutschen KR ndi- 
richtspräsidenten, der sie dann dem Leiter des zus ment 
gen Deutschen Obergerichts im Generalgouvern über” 
zwecks Weiterleitung an das zuständige Gericht 
mittelt. def 
Für die Zuständigkeit zur Erledigung, gie 
Ersuchen, die Sprache, die Kosten 4 selbe 
Form der Zustellungszeugnisse gilt General 
wie im Rechtshilfeverkehr der Justizbehörden des "Reichs 
gouvernements mit den Gerichten des Deutschen 
(siehe oben A I). 


A an 
3. Der Rechtshilfeverkehr mit dem N 
Der Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland in ehe- 
sachen erfolgt, da die früheren Staatsverträß@ i gege" 
maligen polnischen Staates mit dem Ausland a pl 
standlos anzusehen sind, vertragslos auf Meichs‘ 
matischem Wege durch Vermittlung des Berlin. 
justizministeriums und des Auswärtigen Amts in in 
Die Regelung hat ihren Niederschlag gefunden 104 
Anordnung des Generalgouverneurs v. 7. Seb. 
(VBI GG. II S. 484). ustiz 
Die deutschen und nichtdeutschen Justel 
behörden des Generalgouvernements le! 5 
lungsanträge und Rechtshilfeersuchen, die in Verke 15 
Inhalt den Erfordernissen des zwischenstaatliche stiz IM 
entsprechen müssen, dem Leiter der Abteilung — 
Amt des Distrikts zu, der sie alsdann nach = rung des 
Leiter der Hauptabteilung Justiz in der Reg e an da 
Generalgouvernements vorlegt. Dieser leite = sie über 
Reichsjustizministerium weiter. Von dort ge tretung de’ 
das Auswärtige Amt an die diplomatische Ve l 
ersuchten Staates. di jomal“ 
Entsprechend werden die von den fremden n von 
schen Vertretungen eingehenden Ersu ee 
dem Auswärtigen Amt und dem Reichsjustiz gierung 
dem Leiter der Hauptabteilung Justiz in isdann ihre 
des Generalgouvernements zugeleitet, der 


- 
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Erleg; 
Zouve ng durch die zuständige Justizbehörde im General- 
Fi, „ment veranlaßt. 

gehende ständigkeit zur Erledigung ein- 
sow 


Babe der Dienstbezeichnung 
Kos 5 Abdrucks des Dienststempels zu vollziehen. 
Währung Menden im Generalgouvernement für die Ge- 
Sind jedo er Rechtshilfe nicht erhoben. Zu erstatten 
und Sac ch von dem ersuchenden Staat die an Zeugen 
denn, dag ständige gezahlten Entschädigungen, es sei 
den; in! sie den Betrag von 10 Zloty nicht überstei- 

T etzterem Falı werden die entstandenen Kosten 
von er ersuchenden Behörde mitgeteilt, damit sie 
kostenpflichtigen Partei eingezogen werden 


üpu 
Kas 


e 

r Rechtshilfeverkehr mit den besetzten 

Eine Gebieten 

2Wische ausdrückliche Regelung des Rechtshilfeverkehrs 
em Generalgouvernement und den besetzten 
egen d die nicht in das Reich eingegliedert sind, fehlt. 
sen Gebiet verhältnismäßig geringen Verkehrs mit die- 
auch „en ist ein Bedürfnis für eine solche Regelung 


ingeb ervorgetreten. Es hat sich hier die Ubung 
z be Alert Rechtshilfeersuchen und Zustellungsanträge 
ĉiten, eiderseitigen Zentralinstanzen zu 


II. Strafsachen 


1. D 
er Rechtshilfeverkehr mit dem Deut- 
Aueh d schen Reich 
Nechtshilfe, deutsch-polnische Vereinbarung über den 
schun wen chr in Strafsachen und über die Veröffent- 
‚chen Bahn Ahndungsersuchen im deutschen und poini- 
st mit demdungsblatt v. 16. Dez. 1925 (BGBl. 1926, II, 80) 


deword em Zerfall des polnischen Staates gegenstandslos 


Tsu 

en 
n deutsch Ausgabe von Gegenständen werden von 
ments inp Chen Justizbehörden des Generalgouverne 
T Daaa E 
Sueden Reich gerichtet. Ebenso wenden sich die 


J 
i 
bend eutsche n des Generalgouvernements mit Behörden 
ten. den Bi Reich ist unstatthaft; nichtdeutsche Justiz- 
an die Just, au Rechtshilfeersuchen vielmehr der Ab- 


bedie I ee reichsdeutsche Behörde weiterleitet. 
Ve Ereuche ehörden im Deutschen Reich wenden sich 
sue teilten u um Zuführung von Beschuldigten oder 
N nd damit in Zusammenhang stehenden Er- 
schen Leite erausgabe von Gegenständen unmittelbar 
akt j r der zuständigen Deutschen Staatsanwalt- 
und p. um selberalgouivernement. Ebenso werden Er- 
Ersuchen ständige Herausgabe von Gegenständen 
Ain Ken sonstige Rechtshilfe, soweit zur E 
an ist „acutsches Gericht im Generalgouvernement 
Srsuep ar an dies den reichsdeutschen Justizbehörden un- 
step ên um ses gerichtet; hierzu gehören insbesondere 
ung. Soy richterliche Vernehmung und um Zu- 
eit zur Erledigung des Ersuchens eine an- 
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dere Behörde zuständig ist, wird das Ersuchen an den 
Leiter der Deutschen Staatsanwaltschaft gerichtet. 

Die Erledigung der Ersuchen erfolgt grund- 
sätzlich durch die deutsche Justizbehörde selbst. Wenn 
jedoch nach der Art des Ersuchens die Inanspruchnahme 
einer anderen Behörde unerläßlich oder zweckmäßig ist, 
führen die deutschen Justizbehörden die Erledigung durch 
die in Betracht kommende Behörde herbei. 

Besonderheiten gelten bei Ersuchen um U bernahme 
der Strafverfolgung und Strafvollstreckung. 
Solche Ersuchen gehen stets über die Zentralbehörde, die 
Hauptabteilung Justiz in der Regierung des General- 
gouvernements einerseits und das Reichsjustizministerium 
andererseits. 

Für Sprache, Kosten, Erledigung von Zu- 
stellungsersuchen undForm derZustellungs- 
zeugnisse gilt das oben zu A I1 Gesagte sinngemäß. 


2, Der Rechtshilfeverkehr 
mit den Justizbehörden des Protektorats 
Böhmen und Mähren 

Der Rechtshilfeverkehr der Justizbehörden des General- 
gouvernements mit den deutschen Justizbehörden des 
Protektorats Böhmen und Mähren richtet sich, wie oben 
unter A II 1 geschildert, nach der Anordnung v. 1. Aug. 
1940. Dagegen hat der Rechtshilfeverkehr der Justiz- 
behörden des Generalgouvernements mit den Justiz- 
behörden des Protektorats Böhmen und Mähren in Straf- 
sachen seine Regelung gefunden in der Anordnung des 
Leiters der Hauptabteilung Justiz in der Regierung des 
Generalgouvernements v. 24. Nov. 1941 (VBIGG. S. 098) 
und in der Anordnung des Reichsprotektors in Böhmen 
und Mähren v. 25. Nov. 1941 (VBIRProt. S. 663). Danach 
wenden sich die deutschen Justizbehörden des General- 
gouvernements unmittelbar an den Oberstaatsanwalt bei 
dem örtlich zuständigen Deutschen Landgericht im Pro- 
tektorat, während die nichtdeutschen Justizbehör- 
den des Generalgouvernements Rechtshilfeersuchen der 
Abteilung Justiz im Amt des Distrikts vorzulegen haben, 
die sie nach Prüfung an den Oberstaatsanwalt bei dem 
zuständigen Deutschen Landgericht im Protektorat weiter- 
leitet. Rechtshilfeersuchen der Justizbehörden des Pro- 
tektorats gehen über den Oberstaatsanwalt bei dem 
Deutschen Landgericht an die Abteilung Justiz im Amt 
des Distrikts, die die Erledigung des Ersuchens durch 
die zuständige Justizbehörde herbeiführt. 

Eingehende Ersuchen werden im Generalgouver- 
nement, soweit es sich um Zuführung von Beschuldigten 
oder Verurteilten und damit in Zusammenhang stehende 
Ersuchen um Herausgabe von Gegenständen handelt, 
grundsätzlich durch die Deutsche Staatsanwaltschaft er- 
ledigt. Sonstige Ersuchen werden durch die deutsche 
oder nichtdeutsche Behörde erledigt, je nachdem, ob 
als Zeugen oder Zustellungsempfänger Deutsche oder 
ausschließlich Nichtdeutsche in Betracht kommen. In 
Zweifelsfällen beauftragt die Abteilung Justiz im Amt 
des Distrikts die deutsche Behörde mit der Erledigung. 
Ist im Einzelfall ein Abgehen von diesen Grundsätzen 
oder die Inanspruchnahme einer Behörde außerhalb der 
Justiz (z. B. eines Wehrmachtgerichts) geboten oder 
zweckmäßig, so kann die Abteilung Justiz im Amt des 
Distrikts insoweit das Erforderliche veranlassen. 

Ersuchen um Übernahme einer Strafveriol- 
gung oder um die Vollstreckung eines Straf- 
erkenntnisses gehen stets über die Hauptabteilung 
Justiz in der Regierung des Generalgouvernements und 
den Reichsprotektor in Böhmen und Mähren. 

Für Sprache, Kosten und Form der Zustei- 
lungszeugnisse gilt nichts von dem oben zu Alll 
Gesagten Abweichendes. 


3. Der Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland 


Während der Rechtshilfeverkehr des Generalgouverne- 
ments mit dem Ausland in Zivilsachen ausdrücklich ge- 
regelt worden ist (vgl. oben A I3), fehlt es für den 
Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland in Strafsachen an 
Vorschriften. Der Verkehr, der übrigens nur geringen 
Umfangs ist, erfolgt vertragslos auf diploma- 
tischem Wege, üblicherweise über die Hauptabtei- 
lung Justiz in der Regierung des Generalgouvernements 
und das Auswärtige Amt in Berlin. 
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4 Der Rechtshilfeverkehr mit den besetzten 
Gebieten 


Auch der Rechtshilfeverkehr in Strafsachen zwischen 
dem Ueneralgouvernement und den nicht in das Reich 
eingegliederten besetzten Gebieten ist nicht besonders 
geregelt. Hier hat sich die gleiche Übung wie beim 
kKechtshilfeverkehr mit diesen Gebieten in Zivilsachen 
(vgl. oben unter A I 4) eingebürgert. 


B. Legalisation und Bestätigung 
von Urkunden 


Öffentliche Urkunden, die in einem anderen Staate ver- 
wendet werden sollen, bedürfen in der Regel einer Lega- 
lisation. Der Grund hierfür ist der, daß es für Gerichte 
und Behörden meist schwierig ist, die Echtheit einer 
ausländischen öffentlichen Urkunde festzustellen. Dieser 
Echtheitsprüfung werden sie enthoben, wenn die Ur- 
kunde legalisiert ist. 

Auch auf diesem Gebiete sind die von der früheren 
polnischen Republik mit anderen Staaten abgeschlossenen 
Verträge hinfällig geworden. Der zunehmende Rechts- 
verkehr des Generalgouvernements mit dem Deutschen 
Reich, den besetzten Gebieten und dem Ausland machte 
es notwendig, die Frage der Legalisation und Bestäti- 
gung von Urkunden für das Generalgouvernement aus- 
drücklich zu regeln. Dies ist in der Verordnung 
über die Legalisation und Bestätigung von 
Urkunden v. 30. Juni 1941 (VBIGG. S. 403) in der 
us der VO. v. 19. Aug. 1942 (VBIGG. S. 450) ge- 
schehen. 


I. Der Verkehr mit dem Deutschen Reich 

1. Der Urkundenverkehr zwischen den deutschen 
Behörden des Generalgouvernements und dem Deutschen 
Reich (einschließlich De Böhmen und Mähren) 
wird ohne Legalisation oder Bestätigung abgewickelt. 
Urkunden, die im Gebiet des Deutschen Reichs von Be- 
hörden, Beamten oder Urkundspersonen oder außerhalb 
des Deutschen Reichs von deutschen Behörden, Beamten 
oder Urkundspersonen aufgenommen, ausgestellt oder 
beglaubigt sind, bedürfen, wenn sie innerhalb des 
Generalgouvernements gebraucht werden, zum Beweis 
ihrer Echtheit keiner Bestätigung oder Legalisation (81 
der VO. v. 30. Juni 1041). Umgekehrt bedürfen die von 
deutschen Behörden, Beamten oder Urkundspersonen im 
Generalgouvernement herrührenden Urkunden im Gebiet 
des Deutschen Reichs zum Beweis ihrer Echtheit keiner 
Bestätigung oder Legalisation (5 2) 2). 

2. Dagegen können bei Urkunden, die im Bereich der 
nichtdeutschen Gerichtsbarkeit oder Verwaltung des 
Generalgouvernements) aufgenommen, ausgestellt oder 
beglaubigt sind, die reichsdeutschen Behörden, vor denen 
sie verwendet werden sollen, die Bestätigung zum Be- 
weise der Echtheit der Urkunden verlangen. 

Stammt die Urkunde aus dem Bereich der nicht- 
deutschen Gerichtsbarkeit, so genügt zur Ver- 
wendung der Urkunde im Gebiet des Deutschen Reichs 
die Bestätigung durch die Abteilung Justiz im Amt des 
Distrikts; ist die Urkunde von einem Burggericht, Be- 
zirksgericht oder einem nichtdeutschen Notar aufge- 
nommen, ausgestellt oder beglaubigt, so bedarf sie zu- 
vor der Bestätigung durch den Leiter des Bezirks- 
gerichts ($3 Abs.1). Urkunden aus dem Bereich des 
Patentamts in Warschau werden durch den Leiter des 
Patentamts und durch den Dirigenten für das Patentamt 
bestätigt ($3 Abs. 2). 

Im übrigen ist zur Bestätigung von Urkunden, die im 
Bereich anderer Verwaltungen im Generalgouver- 
nement von nichtdeutschen Dienststellen aufgenommen, 
ausgestellt oder beglaubigt sind, der Kreishauptmann 
Stadthauptmann), dem die Dienststelle unterstellt ist 
oder in dessen Verwaltungsbereich sie ihren Sitz hat, 


) Vgl. auch Abschnitt V der Gemeinschaftlichen Verfügung des 
Reichsministers m des Reichsministers des Innern und des 
Reichsprotektors in Böhmen und Mähren v. 12. Mai 1942 (DJ. S. 377). 

) Als deutsche Dienststelle gilt jede Behörde, jeder Beamte oder 
jede Urkundsperson, die ein Dienstsiegel mit deutschem Hoheits- 
zeichen zu führen berechtigt ist ($2 Satz 2). Vgl. auch die VO, 
über die Führung von Dienstsi>gein im Generalgouvernement vom 
12. Sept. 1941 (VBIG5, S. 515). 
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sowie der Leiter der Abteilung Innere Verwaltung im 
Amt des Distrikts zuständig ($3 Abs. 3). 


II. Der Verkehr mit den besetzten Gebieten 

1. Urkunden, die von deutschen Behörden, Beamte. 
oder Urkundspersonen in den von deutschen Tru 
besetzten Gebieten stammen, sind Urkunden, die ai 
halb des Deutschen Reichs von deutschen Behörden, it 
amten oder Urkundspersonen aufgenommen, ausgeste 
oder beglaubigt sind, und fallen damit schon unte 
(siehe oben B I am Anfang). Sie bedürfen beim mi 
brauch im Generalgouvernement zum Beweis ihrer EC 
heit keiner Bestätigung oder Legalisation ($ 4). re 

2. Dagegen müssen Urkunden, die von nichtde nn, 
schen Behörden, Beamten oder Urkundspersonen a 
den besetzten giebieten herrühren, wenn sie innere 
des Generalgouvernements gebraucht werden, zum þe- 
weis ihrer Echtheit durch deutsche Dienststellen lie 
stätigt sein. Die deutschen Dienststellen, die für chi 
Bestätigung in den besetzten Gebieten in Betrac 
kommen, sind vor allem: N) 

a) im Elsaß: Der Chef der Zivilverwaltung im Elsa 
oder die von ihm beauftragten Stellen (für den Derea 
der Justizverwaltung sind die Landgerichtspräsiden 
beauftragt worden); 

b) in Lothringen: die Landgerichtspräsidenten; in 
c) in Luxemburg: der Chef der Zivilverwaltung 
Luxemburg; f n: 
d) in den besetzten norwegischen Gebieten 

der Reichskommissar für die besetzten norwegise 
Gebiete; 185 
e) in den besetzten niederländischen Gebiet 
ten: der Reichskommissar für die besetzten niederlän 
schen Gebiete oder die von ihm beauftragte Stelle; jen 


ber- 


gouvernements grundsätzlich die Bestätigung dung des 
Leiter der Abteilung Innere Verwaltung im bar 
Distrikts. Im Bereich der deutschen Gerich bs heute 
keit des Generalgouvernements ist der Leiter des Ge- 
schen Obergerichts zur Bestätigung zuständig. en: 
schäftsbereich des Höheren 4-und Polizelfünf ze 
im Generalgouvernement (Staatsseklf ung 
für das Sicherheitswesen) erfolgt die Besta Eer 
durch die Befehlshaber der Ordnungspolizei un 8e 
heitspolizei. Im Bereich der nichtdeutschen ver” 
richtsbarkeit und aller nichtdeutschen unter 
waltungen wird die Bestätigung von den oben 
B I 2 genannten Stellen vorgenommen (8 6 Abs. 1). von 
Eine Ausnahme gilt jedoch für Urkunden, dte onen 
deutschen Behörden, Beamten oder Urkundspefü in 
im Generalgouvernement herrühren und im Ein etz- 
Lothringen, in Luxemburg oder in den bes che 
ten Ostgebieten verwendet werden sollen. keiner 
Urkunden bedürfen zum Beweis ihrer Echtheit, © 2 in 
besonderen Bestätigung oder Legalisation (§ 6 è 
der Fassung der VO. v. 19. Aug. 1942). 


Ill. Der Verkehr mit dem übrigen Ausland p: 
Der Urkundenverkehr zwischen dem Jenerals aun z 
ment und dem übrigen Ausland wird von dem liche ji- 
satz der Legalisation beherrscht. Ofken an Deut- 
kunden, die nicht aus anderen Gebieten als a — be- 
schen Reich und den besetzten Gebieten herrü praucht 
dürfen, wenn sie im Generalgouvernement geb tl 
werden, zum Beweis ihrer Echtheit der Legal hörde 
durch die zuständige deutsche Auslandsbe 
(§ 7). ende Ur- 
Auch aus dem Generalgouvernement Sta Gebieten als 
kunden bedürfen zum Gebrauch in anderen N Ai grund- 
dem Deutschen Reich und den besetzten Gebie 11 Le ga- 
sätzlich einer (diplomatischen oder konsularischen 
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ertretun, durch die diplomatische oder konsularische 
Diese Les des fremden Staates im Deutschen Reich. 
Wenn Ges ligation wird regelmäßig nur vorgenommen, 
erlin pena ande zuvor von dem Auswärtigen Amt in 
Wer i igt ist. Bevor die Urkunde dem Auswärtigen 
Abs ı gelegt wird, ist sie durch die oben zu B Ii 3 

Senannten Stellen zu bestätigen (§8). 


IV. Form der Bestätigung, Kosten, 

1. y Weiterleitung der Urkunde 

Merk, SEN der Form des Bestätigungsver- 
ist, sei hier in, einfacher oder erweiterter Form zulässig 
Wiegen, lediglich auf die §§9 und 10 der VO. ver- 


Di m 
Generale Bestätigung von Urkunden ist nach dem im 
5 Zloty guvernement geltenden Stempelsteuerrecht mit 
steuern. sätzlich eines Zuschlags von 10% zu ver- 
ist auch d ird die Bestätigung schriftlich beantragt, so 
er Antrag mit 5 Zloty zusätzlich eines Zu- 


schlags von 10% zu versteuern. Gebühren und Auslagen 
werden für die Bestätigung daneben jedoch nicht er- 
hoben (§ 11). 

3, Von besonderer Bedeutung sind sodann für die 
Praxis die Vorschriften über die Weiterleitung der 
Urkunde nach erfolgter Bestätigung. Hier gilt folgen- 
des: Ist nach erfolgter Bestätigung eine weitere Be- 
stätigung oder Legalisation erforderlich, so wird die 
Urkunde, wenn aus ihr ersichtlich ist, wo sie verwendet 
werden soll, von jeder Bestätigungsstelle weitergeleitet, 
es sei denn, daß der Antragsteller erklärt hat, daß er die 
Weiterleitung selbst übernehmen wolle ($ 12 Abs. 1). Das 
Auswärtige Amt in Berlin sendet die Urkunde nach er- 
folgter Endbestätigung an den Antragsteller zurück. Ist 
noch eine Legalisation durch eine fremde Vertretung in 
Berlin erforderlich, so holt das Auswärtige Amt, sofern 
nichts Gegenteiliges beantragt ist, diese Legalisation ein, 
wenn die betreffende diplomatische oder konsularische 
Vertretung ihren Sitz in Berlin hat. 


Mietzinsbildung als Rechtsproblem 


Von Rechtsanwalt und Notar Dr. Roquette, Königsberg (Pr.) 


«Die 1 Übersicht Seite 
2. Di ‚beralistische Mietzinsbildung . ....- - 1433 
3. Die „„sschaltung des Spekulationsfaktors . . . . 1433 
4 Jesdehveteliche Miete ee 0.400. 1433 
5. Fopmiete posten und Nutzungs wert. 1434 
6. Die nete und gerechte Miete 1435 

ante (Miete, ind e Bl ee en: 1435 


e ee 1435 
De Mietzinsbildung nach der OstMietVO. . = 
1 


l Die 
nte 


: liberalistische Mietzinsbildung 
der Herrschaft der liberalistischen Wirtschafts- 
ne Mietzinsbildung kein Rechtsproblem. Sie 
Haus- und ießlich eine wirtschaftliche Frage, die nur den 
rare, Grundbesitz berührte. Die soziale Seite dieser 
Olksgenocı ihre Auswirkung auf die große Masse der 
dich aher ssen, wurde nur am Rande vermerkt, wirkte 
die Mieti icht auf die Lösung dieser Frage aus. So war 
Fel Staat nsbildung auch kein politisches Problem. Denn 
reiheit bei abe den beteiligten Wirtschaftskreisen volle 
liekassun ei der Lösung dieser Frage lassen, weil sie ein 
iche Betas mäßig gesichertes Recht auf freie wirtschaft- 


Eingegrigugung hatten und in diese Freiheitssphäre nicht 
Öhe wa n werden durfte. Die Bestimmung der Miet- 


lassen, Ail also dem freien Spiel der Kräfte über- 
War beslimm das Verhältnis von Angebot und Nachfrage 
t Das freie end für die Höhe der Miete. 
and a Spiel der Kräfte auf wirtschaftlichem Gebiet 
az der „echtliche Untermauerung in dem Grund- 
le Beteit; t ertragsfreiheit. Dieser sprach aus, daß 
gen, insbe en bei der Gestaltung ihrer Rechtsbeziehun- 
0 Leistu ondere bei der Vereinbarung von Entgelten 
urften ae aller Art, völlig frei schalten und walten 
Ordnu K in einerlei Beschränkungen seitens der Rechts- 
ete nach erworfen seien. Daher konnten sie auch die 
ie; freiem Belieben festsetzen. Jeder Vermieter 
SI angesſd hte Miete verlangen, die ihm von dem Mie- 
ED, ts der gleichartigen Angebote noch bewilligt 
das Wap £ einzige Grenze der Vertragsfreiheit bildete 


e 8 : 2 x 
abe. sena ‚anderen Vertragsteiles, sei es seiner Notlage 
t die 


` 1 
Die Reen, PEkulative Ausbeutung einer Konjunkturlage. 
Ne stung 


ie A 
Die us schaltung des Spekulationsfaktors 
a 


ses e 
die De age änderte sich mit dem Weltkrieg 1914/18. 
atigkeit während des Krieges still lag, ver- 


schob sich das Verhältnis zwischen Angebot und Nach- 
frage bei Wohnräumen. Die Nachfrage konnte nicht mehr 
durch das Angebot befriedigt werden, infolgedessen stie- 
gen die Mieten. Kriegsgewinnler trugen das ihre dazu 
bei, daß die Mieten über das unbedingt erforderliche 
Maß hinaus erhöht wurden. Auf der anderen Seite konn- 
ten viele Mieter, Familien, deren Ernährer im Felde stan- 
den, die erhöhte Miete nicht mehr aufbringen und mußten 
ihre Wohnungen aufgeben, sie konnten aber bei der er- 
höhten Nachfrage nach kleineren Wohnungen nur schwer 
oder gar nicht Ersatz erhalten. So drängte sich die soziale 
Seite der Frage der Mietzinsbildung in den Vordergrund 
und zwang die staatlichen Behörden schließlich zum Ein- 
greifen. Denn das freie Spiel der Kräfte drohte hier zu 
einer Katastrophe zu führen, und es mußten Mittel und 
Wege gesucht werden, dieser unheilvollen Entwicklung 
Einhalt zu gebieten. Damit wurde die Mietzinsbildung 
zu einer politischen Frage und zugleich auch zu einem 
Rechtsproblem. 

Bei Beginn des Krieges im Jahre 1914 waren die Miet- 
einigungsämter (MEÄ.) gegründet worden. Sie hatten die 
Aufgabe, zwischen den Interessen des Mieters und des 
Vermieters zu vermitteln. Der rasch fortschreitenden Miet- 
steigerung konnten sie aber nicht steuern, denn sie durf- 
ten nur mit den Beteiligten verhandeln und ihnen zur 
Einigung raten, nicht aber eine Entscheidung treffen. So 
mußten neue Wege gesucht werden, auf denen es mög- 
lich war, Einfluß auf die Höhe der Miete zu gewinnen. 

Den ersten Schritt tat der Gesetzgeber in den Jahren 
1917/18 mit den beiden Mieterschutzverordnungen. Es war 
nur ein vorsichtiges Vorfühlen auf diesem Gebiet, das ja 
noch völliges Neuland war. Man ging zunächst nicht wei- 
ter, als daß man den MER. neben ihrer Schlichtungs- 
funktion auch eine Entscheidungsfunktion über- 
trug. Sie durften jetzt überhöhte Mieten auf den an- 
gemessenen Betrag herabsetzen. Damit war zum ersten- 
mal die staatliche Einwirkung auf die Mietzinsbildung 
gesetzlich festgelegt. Als angemessen sollte derjenige 
Mietzins betrachtet werden, der für Räume der gleichen 
Art und Ausstattung üblich war. Das MEA. mußte also 
andere Räume zum Vergleich heranziehen und an den 
Mietzinsen der Vergleichsräume feststellen, ob der zur 
Entscheidung stehende Mietzins danach als angemessen 
zu betrachten sei. 

Der Zweck dieser Regelung war der, den Spekulations- 
faktor bei der Mietzinsbildung auszuschalten. Im übrigen 
sollte die freie Mietzinsbildung nicht gehindert werden, 
insbesondere ließ man es zu, daß die allgemeine Verteue- 
rung der Lebensverhältnisse auch bei der Mietzinsbildung 
Berücksichtigung fand. 


3. Die gesetzliche Miete 
Man irrte sich aber über die praktischen Auswirkungen 
dieser Regeiung. Die allgemeine Steigerung der Mieten 
konnte nicht verhindert werden. Denn der Spekulations- 
faktor wurde immer nur bei den Mietzinsen ausgeschal- 
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tet, welche dem MEA. zur Entscheidung vorgelegt wur- 
den, er blieb aber als Bestandteil der Mietzinsbildung in 
den Fällen, die nicht zur Kenntnis der Entscheidungs- 
behörden gelangten. Natürlich konnte nur ein verschwin- 
dend geringer Bruchteil der vereinbarten Mietzinsen vom 
MEA. nachgeprüft werden. Als weiterer Nachteil dieser 
Regelung ergab sich das Fehlen eines festen Maßstabes 
für die Ermittelung der Angemessenheit einer Miete. Der 
gegebene Maßstab war zu unbestimmt gehalten, er ließ 
dem freien Ermessen der jeweils entscheidenden Stelle 
völlig freie Bahn und führte dadurch zu ganz willkürlichen 
Ergebnissen. Das Fehlen einer Zentralinstanz machte es 
auch unmöglich, daß aus der Praxis heraus Richtlinien 
für die Ermittelung der Angemessenheit einer Miete ge- 
bildet wurden. So ergab sich bald die zwingende Forde- 
rung, die Mietzinsbildung allgemein zu regeln und feste 
Grundsätze für die Ermittelung der Angemessenheit der 
Miete aufzustellen. Dies geschah durch Einführung einer 
gesetzlichen Miete. 

Die erste allgemeine Mietzinsregelung brachte die 
preußische Höchstmietenanordnung v. 9. Dez. 
1919. Sie legte den Gemeinden die Verpflichtung auf, 
Höchstgrenzen für Mietzinsen einzuführen. Diese Höchst- 
grenzen soliten in der Weise gebildet werden, daß man 
auf die am 1. Juli 1914 vereinbart gewesene Miete, die 
„Grundmiete“, zurückgriff und sie um gewisse Zuschläge 
in Form von Hundertsätzen, die die Gemeinden fest- 
zusetzen hatten, erhöhte. Fehlte es an einer Mietver- 
einbarung für den Stichtag des 1. Juli 1914, dann sollte 
die ortsübliche Miete als Grundmiete festgestellt werden, 
die durch Vergleich mit gleichartigen Räumen ermittelt 
werden mußte. 

Mit dieser Regelung wurde ein doppelter Zweck ver- 
folgt: Einerseits wurde das spekulative Moment in der 
Mietzinsbildung ausgeschaltet, und andererseits wurden 
die Auswirkungen aller sonstigen mietbildenden Faktoren 
auf ein engumgrenztes, behördlicherseits bestimmtes Maß 
beschränkt. So durfte sich insbesondere die allgemeine 
Verteuerung der Lebensverhältnisse nur auswirken, wenn 
und soweit die Behörde dies durch Erhöhung der Hun- 
dertsätze anerkannte. 

Die Regelung der Höchstmietenanordnung wurde durch 
das RMietG. v. 24. März 1922 abgelöst. Das RMietG. stellt 
ebenfalls eine allgemeine Regelung der Mietzinsbildung 
dar. Es wählte den gleichen Weg einer Grundmiete mit 
Zuschlägen: Die Miete vom Stichtag des 1. Juli 1914, der 
die Bezeichnung „Friedensmiete“ gegeben wurde, wurde 
zur Grundlage der Mietzinsberechnung bestimmt, und zu 
ihr wurden Zuschläge festgelegt, die zusammen mit der 
Friedensmiete die „gesetzliche Miete“ ausmachten. Trotz 
dieses scheinbar gleichen Berechnungsmaßstabes wies je- 
doch die gesetzliche Miete des RMietG. eine grundlegende 
Verschiedenheit gegenüber der durch die Höchstnietem 
anordnung eingeführten Miete auf. Die Miete der Höchst- 
mietenanordnung war Höchstmiete, sie durfte bei 
Neuvereinbarungen nicht überschritten werden, und auf 
sie wurden bestehende höhere Mieten automatisch gesenkt. 
Damit konnte an sich ein gleichmäßiges Mietenniveau 
hergestellt werden. Die gesetzliche Miete des RMietG. 
war jedoch nur Richtmiete. Es war den Beteiligten 
unbenommen, höhere oder niedrigere Mieten zu ver- 
einbaren. Die gesetzliche Miete wirkte sich nur insoweit 
aus, als jeder Vertragsteil das Recht hatte, die vereinbarte 
Miete durch einseitige Erklärung auf die gesetzliche Miete 
zurückzuführen. Damit war von vornherein die Bildung 
eines gleichmäßigen Mietenniveaus unmöglich gemacht. 
Die gesetzliche Mietzinsregelung wurde durch vertrag- 
liche Vereinbarungen durchbrochen. 


4. Gestehungskosten und Nutzungswert 


Die gesetzliche Miete des RMietG. stellte keine Lösung 
des Rechtsproblems der Mietzinsbildung dar. Denn ein- 
mal fehlte es an der gesetzlichen Bindung, die alle Miet- 
verhältnisse der gleichen rechtlichen Bindung unterwarf. 
Sodann aber machte sich bald als besonderer Mangel die 
Tatsache bemerkbar, daß neben der gesetzlichen Miete 
auch noch eine freie Mietzinsbildung möglich war. Mau 
hatte von vornherein alle Mietverhältnisse in Neubauten, 
d. h. in solchen Gebäuden, die erst nach dem 1. Juli 1918 
bezugsfertig geworden waren, von der Geltung der ge- 
setzlichen Miete ausgenommen. Bei Erlaß des Gesetzes 


war diese Ausnahme von unwesentlicher Bedeutung, a 
die Anzahl der Neubauten nicht erheblich war. Mit der 
Zunahme der Bautätigkeit erweiterte sich jedoch auto” 
matisch der Kreis derjenigen Mietverhältnisse, auf die 90 
RMietG. keine Anwendung fand. Hierzu traten dann not? 
Mietverhältnisse in Altbauten, die durch Lockerungsvef 
ordnungen aus dem Geltungsbereich des RMietG. heraus 
genommen wurden. So verringerte sich mehr und mei! 
der Kreis der Mietverhältnisse, auf die das RMietG., Au 
wendung fand, und damit wurde die Bedeutung diese 
Mietzinsregelung immer mehr zurückgedrängt. i 
Es galt nun, einen Weg zu finden, um auch die frei® 
Mietzinsbildung der staatlichen Kontrolle zu unterwerfen. 
Man lehnte grundsätzlich eine allgemeine Regelung ei 
Mietzinsbildung hei diesen Mietverhältnissen ab, 
man befürchtete, daß bei einer Ausdehnung der Geltung 
des RMietG. auf diese Mietverhältnisse die sehr 8⁰ 
wünschte Bautätigkeit beeinträchtigt werden könnte. T 
beschränkte man sich wieder auf eine Kontrolle der Einze j 
fälle, übertrug aber diese nunmehr den ordentlichen I 
richten. Dies geschah durch Einführung des Mie 
wucherverbots. T 
Zunächst wurde der Mietwucher im Rahmen des 125 
stungswuchers des 84 der Preistr VO. v. 13. Juli 1923 i 
faßt. Als die PreistrVO. im Jahre 1926 aufgehoben W 
schut man eine besondere Strafvorschrift gegen den M G. 
wucher und fügte diese als neuen §49a in das MietSch i 
ein. Damit wurden die Strafgerichte dazu berufen, | p 
Mietzinsen auf ihre Angemessenheit hin nachzuprü ln. 
Zugleich aber erwuchs auch den Zivilgerichten die A ef 
gabe, diese Prüfung vorzunehmen, denn sie mußten 1 
die rechtlichen Auswirkungen entscheiden, die der Mi 
wuchertatbestand auf das Mietverhältnis ausübte. 


Die Bedeutung des Mietwucherverbots für das Rechtes 
problem der Mietzinsbildung lag darin, daß nunmehr Be- 
Möglichkeit geschaffen war, feste Richtlinien für die 
urteilung der Angemessenheit der Miete durch die EI 
scheidungen des obersten Gerichts, insbesondere en 
Reichsgerichts, auszubilden. Es konnte nicht dem billig 
Ermessen des einzelnen Richters überlassen bleiben, ei 
zuschätzen, wo die Grenzen der Angemessenheit ir 
vielmehr mußten diese Grenzen an Hand fester hung 
grundsätze ermittelt werden. Diese von der RechtspreC um 
herausgebildeten Rechtsgrundsätze gruppieren sich ng” 
zwei Begriffe: Die Gestehungskosten und den Nutzu 
wert. „u ie 

Die Gestehungskosten sind als Maßstab ze 
Beurteilung der Angemessenheit eines Mietzinses Haus 
durchaus brauchbar, wenn der Vermieter selbst das es 
erbaut hat. Dann lassen sich die Mieten des “iten 
leicht an Hand der aufgewendeten Baukosten erm er- 
und geben damit zugleich ein Abbild des wirklichen k in 
tes der Mieträume. Sobald jedoch das Grundstück e 
andere Hände übergeht, müssen die Gestehungs n für 
ihre Eigenschaft als Prüfungsmaßstab einbüßen. De einer 
jeden späteren Erwerber treten in der Berechnung ie tge 
Gestehungskosten an die Stelle der Baukosten, y den 
werbskosten, und diese sind in der Regel gegenüber jer- 
Baukosten bereits überhöht. Denn meistens hat det felt, 
äußerer zu den Baukosten noch einen Verdienst Herds⸗ 
und spätere Veräußerer haben sich zu ihren 50 er 
kosten wiederum einen Verdienst hinzugerechnet. > rech- 
höhen sich die Grundlagen der Gestehungskosten dstlick® 
nung fast bei jedem neuen Erwerber des Grund fand, 
und geben diesem damit die Möglichkeit in de jdiche 
den Mietzins zu erhöhen. Auch durch unwirtsc 10 ng 
Belastungen des Grundstücks kann eine weitere Erhi Ent- 
der Gestehungskosten eintreten. Die Folge de n müs- 
wickelung ist, daß die Mieter erhöhte Mieten zahl t ihre 
sen, die in dem Wert der Vermieterleistung NICH. 
Rechtfertigung finden. Daraus folgt, daß vor Allee - 
für Altbauten die Gestehungskosten unmöglich 2 r Miete 
stab für die Ermittelung der Angemessenheit ein 
verwendet werden können. kosten 

So hat denn auch das RG. bald die Gestehun eit der 
als Maßstab für die Berechnung der AngemesseTktiven 
Miete aufgegeben und an ihre Stelle den obje Feffende 
Nutzungswert gesetzt. Damit war eine Zi tung ge 
Grundlage für die Bewertung der Vermiete ung der 
geben. Damit ist aber auch zugleich die Ablös 
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Mietzinsn: 
bunden bildung von der sogenannten „Marktlage“ ver- 
le Hal . wenn ausschließlich der Wert der Leistung 
Angebot er Miete bestimmt, kann das Verhältnis von 
Mietzingpind Nachfrage keinen Einfluß mehr auf die 
Iektiven Nur & haben. Durch die Einschaltung des ob- 
heit einer ungswerts als Maßstab für die Angemessen- 
; iete ist der Grundsatz des Gleich- 


c 
verwirklicht der Leistungen im Mietvertrage 


. Stopmiete und gerechte Miete 
Setzte Aufigen Schlußpunkt unter diese Entwicke- 
ietzin 515 Preisstopgesetzgebung. Durch sie wurde 
ein ` ildung in die staatliche Regelung des Preis- 
u EA aut, in der Erkenntnis, daß das Mieten- 
bildung estimmender Faktor in der Lohn- und Preis- 
gen auf arstellt, Der Preisstop brachte zwei Neuerun- 
Verbot dem Gebiet der Mietzinsbildung. Einmal das 
0. Nov, 1080 er Mieterhöhung über den Stand vom 
= Mick hinaus, und zwar ohne Rücksicht darauf, 
war. Mit ate an Hand des RMietG. oder frei gebildet 
Chematige er Stopmiete ist das Mietenniveau zunächst 
De Sachlich allgemein festgelegt. Damit war jedoch über 
deshalb — Berechtigung der Stopmiete nichts gesagt. 
SE Mietzi er noch die Möglichkeit geschaffen werden, 
45 eeinflus, dung von sachlichen Gesichtspunkten aus 
Juftra es So erhielten die Preisbehörden den 
Cinzuw;, mittelbar auf die Mietzinsbildung 
r Preiest en. Darin liegt die zweite Neuerung, die 
Prüfung ‘IoP brachte. Der Maßstab, der an die Nach- 
Witte Solle r Mieten durch die Preisbehörden anzulegen 
Ra Schafttjch ie „gerechte Miete“, d.h. die volks- 
pi Erl. 184/37 gerechtfertigte Miete sein. Durch den 
lachtlinien 7 wurden den Preisbehörden eingehende 
„sen R En Regelung der Miethöhe gegeben. Diese 
lu Eswert En; daß grundsätzlich der objektive Nut- 
tens der var Mieträume als Maßstab für die Ermitte- 
85 Soll. Bei swirtschaftlich gerechtfertigten Miete gel. 
side selbstan Altbauten wird jedoch in der Regel auf 
an Soll E Bewertung der Räume verzichtet, für 
Y Han sätzlich derjenige Mietzins gelten, der sich 
o Minderun, estimmungen des RMietG. errechnet. 
sen dere bei Dan oder Werterhöhungen, letztere insbe- 
rüe bei der Mielenen Veränderungen, werden angemes- 
eksichtigt letzinsbildung durch die Preisbehörde be- 


Ei 
hung an 
di 


Die te Miet 
dei ein > genormte Miete 
dan Mie am nder Überprüfung der heutigen Regelung 
Migq € noch „ng muß man zu dem Schluß gelangen, 
Sto Zinsbil — eine Lösung des Rechtsproblems der 
es Pmiete Ba L darstellt. Abgesehen davon, daß die 
Nutaik die ur, ein schematischer Notbehelf ist, erscheint 
101 Funge wertes“ nicht tragbar, bei der Ermittelung des 
8 es von Altbauwohnungen auf die im Jahre 
slensien nur n gewesenen Verhältnisse abzustellen, die 
2 und alälligkeiten bei der Mietzinsbildung dar- 
ben Zehnten ih den inzwischen vergangenen fast drei 
gesp Srhäktnig re Bedeutung für unsere heutigen Le- 
weicht Wer Se eingebüßt haben. Es müßte deshalb an- 
„en, von der gesetzlichen Miete des RMietG. 
ür die Lösung des Rechtsproblems der 
deg Nicht a ‚erscheint es mir auch auf die Dauer ge- 
maj inzelfaſles Big, die Mietzinsbildung der Regelung 
n ohne durch die Preisstellen zu überlassen, zu- 
ange töhere In nik Möglichkeit der Nachprüfung durch 
esiehts , Si anz. Zwar mag es richtig sein, daß es 
ie Monte un Vielfältigkeit der Bauweise der letzten 
gep Ciete im pi glich ist, alle diejenigen Faktoren, die 
i 


zel wi gerecht werdenden Miete zu gelangen. 
Wen 8 urch man gewisse Ungerechtigkeiten des Ein- 


Scher; Elne hinnehmen können, insbesondere dann, 
m eidenq va Sgleichsmöglichkeit geschaffen wird. Ent- 
arauf an CS für die Lösung des Rechtsproblems 
den Brmitteſommen, eine allgemeine Norm für 
an ir a der gerechten Miete zu fin- 
volk eh iet € vorhandenen Mietzinse auszurichten. 
ite dann, wenn sie 
aftlich und sozial gerechtier- 


tigt ist. Die Miete muß wohl auf der einen Seite dem 
Vermieter ein angemessenes Entgelt für seine Leistung 
verschaffen, sie muß aber auf der anderen Seite auch für 
den Mieter tragbar sein. Damit eröffnen sich neue Ziele, 
und es wird notwendig sein, neue Wege zu suchen, um 
diese Ziele zu erreichen. 

Es hat den Anschein, als wenn solche Wege bereits 
angebahnt würden. Zwei neuere Gesetzgebungswerke 
sind Versuche nach dieser Richtung: Das eine ist die 
Mietzinsregelung für den sozialen Woh- 
nungsbau, das andere die Ostmietverordnung. 
Beide weisen neue Grundlagen der Mietzinsbildung auf. 
Ihr Ziel ist die genormte Miete, der Weg das Sy- 
stem der Richtsatzmieten. 

a) Die Mietzinsbildung für den sozialen 
Wohnungsbau. 

Nach dem Führererlaß v. 15. Nov. 1940 betreffend, den 
neuen deutschen Wohnungsbau sind die Mieten für den 
sozialen Wohnungsbau so zu gestalten, daß sie in einem 
gesunden Verhältnis zu dem Einkommen der Volks- 
genossen stehen, für die die Wohnungen bestimmt 
sind. Damit wird erstmalig bei der Lösung des Rechts- 
problems der Mietzinsbildung die soziale Seite der Frage 
der Mietzinsbildung in den Vordergrund gerückt. Diese 
Forderung kann bei allen bereits bestehenden Mietver- 
hältnissen nicht mit einem Schlag verwirklicht werden, 
sie kann aber Geltung beanspruchen bei der Herstel- 
lung von Neubauten. Sie bedeutet für die Neubauten, 
die als sozialer Wohnungsbau errichtet werden, eine völ- 
lige Umkehrung der bisherigen Arbeitsweise. Während 
sonst bei Neubauten die Miete sich nach den Bau- 
kosten richtet, müssen hier die Baukosten nach der Miete 
ausgerichtet werden. Die Miete, die für die in Frage 
kommenden Volksgenössen tragbar sein soll, muß vor 
Beginn des Bauvorhabens festgelegt werden, und nach 
ihr müssen sich die Baukosten richten. Um dies zu er- 
möglichen, sieht der Führererlaß vor, daß die Bau- 
methoden genormt und rationalisiert werden, daß eine 
einheitliche Planung durchgeführt und die Landbeschaf- 
fung erleichtert wird, so daß die Erstellung der so- 
zialen Wohnungsbauten mit möglichst geringen Bau- 
kosten erfolgen kann. 

In Ausführung des Führererlasses sind auch bereits 
Bestimmungen über die Mietzinsbildung getroffen wor- 
den ). Danach ist die Höhe der Miete nach der Größe 
der Wohnfläche an Hand von Richtsätzen zu errech- 
nen, die von den Gauwohnungskommissaren mit binden- 
der Wirkung aufgestellt werden. Die Richtsätze werden 
auf den Quadratmeter der Wohnfläche und auf den Mo- 
nat als Zeiteinheit abgestellt. Sie sind gestaffelt nach der 
Ortsklasseneinteilung, die für die Beamtenbesoldung gilt. 
Für jede Gemeinde wird ein Richtsatz bestimmt, jedoch 
können für größere Städte auch Abstufungen nach Orts- 
teilen vorgenommen werden. Ebenso können auch Staf- 
felungen je nach dem größeren oder geringeren Wohn- 
wert der einzelnen Wohnungen erfolgen (Stockwerk, 
Lage usw.). Die so ermittelte Miete ist die „genormte 
Miete“ ). 

Der leitende Grundgedanke bei der Mietzinsbildung für 
den sozialen Wohnungsbau ist die objektive Miet- 
gestaltung. Die Richtsätze können deshalb nicht für 
einzelne Bevölkerungskreise oder Berufsgruppen beson- 
ders festgesetzt werden®). Man könnte daraus schließen, 
daß damit doch wiederum von dem im Führererlaß aus- 
gesprochenen Grundsatz abgewichen werde. Das trifft 
aber nicht zu. Denn die Forderung des Führererlasses 
wird bereits bei der Bestimmung der Richtsätze von den 
Gauwohnungskommissaren berücksichtigt. 


b) Die Mietzinsbildung nach der Ostmiet- 
verordnung. 


1) Rechtsgrundlage der neuen Mietzinsregelung ist der Erlaß des 
Reichskommissars für den sozialen Wohnungsbau betreffend Ober- 
gangsregelung für die Förderung des sozialen Wohnungsbaus vom 
4. April 1941 (SozWohnBau 1941, 274) und die Anordnung des 
Reichskommissars für den sozialen Wohnungsbau betreffend Fest- 
setzung der Mietrichtsätze, Berechnung dei Mieten usw. v. 3. Febr. 
1942 (SozWohnBau 1942, 234). 

2) Oder Normalmiete, s. Buchstabe B der AnO. v. 3. Febr. 1942 

3) Dies ist in Ziff. A4 der AnO.v.3. Febr. 1942 ausdrücklich aus- 
gesprochen. 
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Die OstMietVO.:) stellt ähnliche Grundsätze für die 
Mietzinsbildung auf. Auch sie legt das-System der Richt- 
satzmieten zugrunde. Die Höhe dieser Richtsätze ist in 
der 1. OstMietAnO. für die einzelnen Gemeinden fest- 
gelegt. Innerhalb der Gemeinden sind die Richtsätze ge- 
staffelt nach Altbauten und Neubauten, nach Wohnungs- 
größe nach Ausstattungsgruppen und nach der Lage 
(Vorder- oder Hinterhaus, Stockwerk). Hier sind also die 
Abstufungen größer als bei der Miete für den sozialen 
Wohnungsbau. Dies hat seinen Grund darin, daß beim 
sozialen Wohnungsbau die Wohnungen grundsätzlich die 
gleiche Ausstattung aufweisen werden, während in den 
bestehenden Wohngebäuden die verschiedenartigsten 
Faktoren zu berücksichtigen sind, die sich auf die Be- 
wertung der Wohnungen auswirken. 

Auch bei der OstMietVO. ist der Grundsatz der ob- 
jektiven Mietzinsgestaltung zugrunde gelegt. Eine Ab- 
stufung der Richtsätze nach Berufsgruppen oder Bevöl- 
kerungskreisen ist deshalb nicht vorgesehen. Die Preis- 
bildungsstelle kann in besonders begründeten Fällen 
durch Vornahme von Zu- und Abschlägen die Richt- 
satzmiete anderweitig festsetzen oder ihre Geltung ein- 
schränken oder ausschließen. 

Die genormte Miete ist eine „autoritäre“ Miete, d. h. 
sie gilt ohne Rücksicht auf die Vereinbarungen der Be- 
teiligten auf Grund der behördlichen Festsetzung. Liegt 
der vereinbarte Mietzins über der Richtsatzmiete, so wird 
er automatisch auf die Höhe der Richtsatzmiete gesenkt. 
Liegt er darunter, so kann er vom Hauseigentümer bis 
zur Höhe der Richtsatzmiete nach bestimmten Regeln er- 
höht werden. Durch diese Vorschriften wird die Allge- 
meingültigkeit der Mieizinsregelung erreicht. 

c) Die genormte Vermieterleistung. 

Da die genormte Miete nicht- überschritten werden 
darf, ist es auch unzulässig, sie durch Vereinbarung von 
Nebenleistungen mittelbar zu erhöhen. Es ist deshalb be- 
stimmt, daß neben der genormten Miete keinerlei son- 
stige Leistungen oder Vergütungen gewährt oder ge- 
fordert werden dürfen. Zur Sicherung dieses Grund- 
satzes ist der Umfang der Vermieterleistung, die für 
diese Miete gewährt werden muß, ebenfalls genormt. 
„Der einheitlich ... genormten Miete — Normalmiete — 


) OstMietVO. v. 15. Aug. 1921 (RGBI. I, 527 und MittBl. d. RfPr. 
1941, I, 510). Dazu die 1. OstMietAnO. d. RfPr. v. 15. Aug. 1941 
(MittBl. d. Ripr. 1941, I, 512). 
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muß auch eine entsprechende Normalleis tung gegen 
überstehen“ 5). d 
Die gesamten Kosten der Instandhaltung u 
Instandsetzung, insbesondere auch die sogenanliäi, 
Schönheitsreparaturen treffen den Vermieter., ker 
Übernahme der Schönheitsreparaturen durch den Mm 
ist nach der OstMietVO. unzulässig, kann jedoch bez 
sozialen Wohnungsbau ausnahmsweise vereinbart, Wri 
den, wenn gleichzeitig die Miete entsprechend gemind e 
wird. Das Wassergeld ist grundsätzlich durch O. 
Miete mitabgegolten. Jedoch kann nach der OstMiet der 
die Umlegung des Wassergeldes bei einer Kürzung pat 
Miete um 3% erfolgen; beim sozialen Wohnungs! 
kann ein Mehrverbrauch an Wasser über 60 cbm fa. 
lich umgelegt werden. Die Treppenhaus bellen 
tung sowie die Benutzung von Fahrstuhl und a 
tralantenne sind mit in der Miete enthalten. Dag tP ar 
werden die Kosten der Sammelheizung und er 
Warmwasserversorgung umgelegt, Pauschale e 
einbarungen sind zulässig. Die Gartenbenutzung 2 
in der Miete nicht enthalten, sondern gesondert 2 
güten, ausgenommen bei Familienhäusern. ch 
Die OstMietVO. enthält für die Vermieterleistung Ver 
eine Besonderheit, die wohl durch die besonderen , 
hältnisse in den eingegliederten Ostgebieten bedingt al 
Sie verpflichtet den Vermieter, nicht nur die Mieteinn > 
men zur ordnungsmäßigen Instandhaltung seines Eigen 
besitzes zu verwenden, sondern auch diesen nach 19° 
Anforderungen der Wohnungskultur und Wohnnk 
hygiene zu gestalten. Die Preisbehörde kann diese 
pflichtung durch entsprechende Anordnungen sicherge- 
kann sie bestimmen, daß ein bestimmter Teil des ! 
aufkommens für Zwecke der Instandsetzung un eter 
neuerung des Hauses verwendet sowie in geeig hie 


Weise sichergestellt wird. Sie kann die Überwachung nen 
ser Verwendung durch einen Vertrauensmann ano ine 
und äußerstenfalls die gesamte Hausverwaltung é 


Treuhänder übertragen. 


” 


jete in 
Die Erfahrungen, die man mit der genormten Mig h- 
den eingegliederten Ostgebieten und beim sozialen 10g 
nungsbau machen wird, werden lehren, wie wei nken 
lich sein wird, die gleichen und ähnliche Rechtsgeda 
auch im allgemeinen Mietrecht zu verwirklichen. 


5) So wörtlich in Buchstabe B der AnO. v. 3. Febr. 1042. 


Die Organisation der ländlichen Siedlung 


Von Assessor Karl Schumacher, Hannover 


Die Neubildung deutschen Bauerntums hat in den 
letzten Jahren einen großen Umfang angenommen und 
die hierbei beteiligten Stellen vor neue, verantwortungs- 
volle Aufgaben gestellt, die eine Neuordnung der Be- 
ziehungen dieser Stellen zueinander notwendig ge- 
macht hat. 

In welchem Umfange die Siedlungstätigkeit ange- 
wachsen ist, ergeben die nachfolgenden Zahlen, die die 
Verhältnisse in der Provinz Hannover berücksichtigen: 


1940 sind 109 Höfe mit 2287 ha geschaffen. 

1939 sind 88 Höfe mit 1728 ha geschaffen. 

1933—40 sind jährlich 273 Höfe mit 3650 ha gesi . 

1919—32 sind jährlich 226 Höfe mit 1914 ha geschatien. 

1933—40 sind insgesamt 2186 Höfe mit 29200 ha ge- 
schaffen. 

1919—32 sind insgesamt 3158 Höfe mit 26801 ha ge- 
schaffen. 


Auch bei der Anliegersiedlung, die das Ziel hat, be- 
stehende Betriebe, die noch keine selbständige Acker- 
nahrung sind, auf Erbhofgröße zu bringen, liegen die 
Verhältnisse, wie sich aus der nachfolgenden Zahlenauf- 
stellung ergibt, für die Provinz Hannover ähnlich: 


1940 sind an 410 Anlieger 1403 ha zugeteilt. 
1939 sind an 344 Anlieger 990 ha zugeteilt. 
1933—40 sind durchschnittlich jährlich an 409 Anlieger 
1142 ha zugeteilt. 
1919—32 sind jährlich durchschnittlich an 122 Anlieger 
257 ha zugeteilt. 


zu- 
1933—40 sind insgesamt an 3269 Anlieger 9136 ha 
geteilt. o ha zu 
1919—32 sind insgesamt an 1714 Anlieger 359 
geteilt. un 


vo 
Was für die Provinz Hannover gilt, kann auch zen 
gesamten Reichsgebiet gesagt werden. Infolge 97 z 
blicklichen Bauverbots ist die Anliegersiedlung NOT da- 
ter angestiegen. Die neueren Bestrebungen in 
hin, überhaupt die Neuansiedlung von Bauern 1m af die 
einzuschränken und dafür das Augenmerk mn . 
Vergrößerung der schon bestehenden Betriebe Dorfauf- 
ten. Diese Bestrebungen sind in dem Wort „ 
rüstung“ zusammengefaßt. rde im. 

Die oben schon erwähnte Neuordnung waffen, ie 
wesentlichen durch ministerielle Erlasse geschall, Neu- 
in Aussicht gestellte Verfahrensordnung für Mer des 
bildung deutschen Bauerntums ist für die in kurzer 
Krieges nicht zu erwarten. Es soll daher hier een un 
Überblick über die Zusammenarbeit der la sjande® 
Unternehmungen von dem Ankauf des Siedlu Be ZU 
bis zu dessen Verwertung gegeben werden. fahrens 
sammenarbeit wird auch bei Herausgabe der V 
ordnung die Grundlage bilden. schaften, 

Träger der Siedlung sind die Siedlungsg "en. Ent- 
die der Aufsicht der Siedlungsbehörden unters tand. DIE 
scheidend beteiligt ist überall der Reichsnährs 
Deutsche Siedlungsbank ist Kreditgeberin. 


Br übrigen 
In Preußen besteht für jede Provinz, in den U 
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Teile, 
Sonderg des Reiches für jedes Land, ein staatlich be- 
Form ein gelassenes Siedlungsunternehmen, meist in 
Zur enz mdkl. Dieser Privatgesellschaft sind jedoch 
WU ers führung ihrer Aufgaben gewisse, noch näher 
ernde, hoheitsrechtliche Funktionen übertragen 

an hat hier die Form einer Privatgesellschaft 
u irt diese in der Erledigung kaufmännischer 
der schw cnaftlicher Angelegenheiten beweglicher als 
f \werfällige Behördenapparat ist. 


3 


gewähn 


1e 8 

präsigentenlungsbehörde besteht aus der dem Ober- 
abteilung > der Provinz angegliederten Landeskultur- 
es nd den Kulturämtern. Der Geschäftsbereich 
Siedlung, amts erstreckt sich — je nach der Größe der 
Die Si möglichkeit — über mehrere Regierungsbezirke. 
Siedlungs ngSbehörde ist staatliche Aufsichtsbehörde im 
Tätigkeit erfahren. Der Schwerpunkt der behördlichen 
0 


1 legt in der örtlichen Instanz, dem Kulturamts- 


ie unten mit. 
È inanzieru sche Siedlungsbank in Berlin ist das für die 
Ständi ng der Neubildung deutschen Bauerntums zu- 


R 1 ` 
lichen Reil tat Sie ist eine Körperschaft des öffent- 


I. D 
Auf er Erwerb des Grund und Bodens 


les Stein des Siedlungsunternehmens ist die Beschaffung 
ge Tahreng Sslandes und die finanzielle Durchführung des 
927 Wird hie ie ist im Siedlungsverfahren Risikoträgerin. 
Ahrstand erbei durch die Siediungsbehörden, den Reichs- 
Me unterlegte die Landlieferungsverbände unterstützt. 
inisters „gt der Aufsicht des Reichs- und Preußischen 
un ür Ernährung und Landwirtschaft. Als Sied- 


Sslan 

Dieser kommt Ödland und Kulturland in Betracht. 
a) d Land kann 
b) durch freihändigen Ankauf, 
o) durch Ausübung des Vorkaufsrechts, 


erworbe 
Zua 


n erster Lini 
uf ee wird das Land durch freihändigen An- 
8 ei 4 en. Da sich nicht jedes Land zur Besied- 
en, e ist hierbei — um Fehlentscheidungen zu ver- 
-O Beschriehen Zusammenarbeit aller beteiligten Stellen 
Rei H 6064 en. Hierfür sind die Erlasse v. 25. Nov. 1935 
And Pund v. 18. Jan. 1935 — VII 20 500 — des 
siadwirtechapy naschen Ministers für Ernährung und 
ab Nic fest, d maßgebend. Diese Erlasse legen haupt- 
sichtigt e aß das Siedlungsunternehmen, Wenn es be- 
hy uerntun 


Irundst 


lunssbebörche größeren Ankäufen müssen die obere Sied- 
Launch end al Oberpräsident — Landeskulturabtei- 
3 


Da Oder ae kann entweder vor dem Kultur- 
as Kiltur 
ese 


Schaft ung d 
werde, Ohne 
alen kan Weiteres vom Grundbuchamt vorgenommen 


ae de 
ende en, be 
zung eder den 
h ächst 5 G 
Chart E 


Wert), [einer 8 
Festung Wenet Grundstücken wird sie sofort die Ver- 
eht, di men, oder, wenn der Käufer noch nicht 


tese bis zur Klärung verpachten. 
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Die größeren Güter oder Ödlandflächen, die erst in 
Kultur genommen werden müssen, wird die Siedlungs- 
gesellschaft bis zur Aufteilung und bis zur Errichtung 
der Neubauernhöfe selbst bewirtschaften. 

In dem Termin, in dem die Schätzung des Grund- 
besitzes erfolgt, wird auch, wenn auch unter Umstän- 
den vorläufig, festgelegt, wie der Grundbesitz später ver- 
wertet werden soll. 

An Hand dieses Gutachtens stellt das Siedlungsunter- 
nehmen den Finanzierungsplan auf, der über das Kultur- 
amt und die Landeskulturabteilung an die Deutsche 
Siedlungsbank weitergeleitet wird. Hier ist also der 
Reichsnährstand nicht beteiligt. Genehmigen die Sied- 
lungsbehörde und die Deutsche Siedlungsbank den Finan- 
zierungsplan, so erhält das Siedlungsunternehmen von 
der Deutschen Siedlungsbank einen Zwischenkredit in 
Höhe von 75% (bei Anliegersiedlung) oder 90% (bei 
Neusiedlung) des Ankaufspreises. 

Zur Sicherung des Siedlungskredits ist auf dem Sied- 
lungsgrundstück eine brieflose Grundschuld in Höhe des 
bewilligten Kredits zugunsten der Deutschen Siedlungs- 
bank einzutragen. 

Zu b. 

Der Erwerb von Grundstücken durch Ausübung 
des Vorkaufsrechts vollzieht sich folgendermaßen: 

Nach 84 RSiedIG. steht der Siedlungsgesellschaft das 
Vorkaufsrecht an landwirtschaftlichen Grundstücken un- 
ter gewissen Voraussetzungen zu. Es kann hier nich! 
Aufgabe sein, diese einzelnen Voraussetzungen aus- 
einanderzulegen. Ich verweise deswegen auf meinen Auf- 
satz in der DNotZ. 1941, 405 ff. 

Das Vorkaufsrecht, das den Vorrang vor allen ein- 
getragenen und gesetzlichen Vorkaufsrechten hat und 
der Eintragung im Grundbuch nicht bedarf, kann aus- 
geübt werden, sobald der Eigentümer mit einem Dritten 
einen rechtsgültigen Kaufvertrag abgeschlossen hat. 

Da nach 8 10 RSiedlG. das Grundbuchamt die Ein- 
tragung so lange aussetzen soll, bis die Nichtausübung 
des Vorkaufsrechts nachgewiesen wird, erhalten die Sied- 
lungsgesellschaften über jeden abgeschlossenen Vertrag 
durch den Notar oder das Gericht Nachricht. 

Sie können jedoch unmöglich in der ganzen Provinz, 
über die sich ihr Geschäftsbezirk erstreckt, über die 
örtlichen Verhältnisse genau unterrichtet sein. Hier setzt 
nun wieder die Zusammenarbeit zwischen den Siedlungs- 
unternehmen, der Siedlungsbehörde und dem Reichsnähr- 
stand ein. 

Die Siedlungsgesellschaft schickt jeden Kaufvertrag, 
soweit nicht offensichtlich die Nichtausübung des Vor- 
kaufsrechts in Frage kommt, an die zuständige Kreis- 
bauernschaft, die mit dem Ortsbauernführer feststellt, ob 
die Grundstücke sich zu Siedlungszwecken eignen. 

Hier wäre allerdings im Hinblick auf eine Bes chleuni- 
gung des Verfahrens eine wesentliche Verbesse- 
rung der Zusammenarbeit zu erreichen. Die Kreisbauern- 
schaften erhalten nämlich durch den Landrat, dem der 
Kaufvertrag zur Genehmigung nach der Grundstücksver- 
kehrsbekanntmachung vorgelegt werden muß, den Kaut- 
vertrag schon zur Stellungnahme bezüglich der Höhe des 
Kaufpreises und der Person des Erwerbers - vorgelegt. 
Die Genehmigung des Landrats muß der Siedlungsgesell- 
schaft jedesmal mit dem Kaufvertrag nachgewiesen wer- 
den, da dieser erst mit der landrätlichen Genehmigung 
wirksam wird und der Siediungsgesellschaft nur an einem 
rechtswirksamen Vertrage das Vorkaufsrecht zusteht. Er- 
hält die Kreisbauernschaft durch die Siedlungsgesellschaft 
den Kaufvertrag, so hat sie also den Vertrag schon vorher 
durch den Landrat erhalten. Sie muß also bei dem Ver- 
trage gegenüber dem Landrat zuerst die Angemessenheit 
des Kaufpreises und die Person des Käufers prüfen und 
später gegenüber der Siedlungsgesellschaft das Sied- 
lungsinteresse. 

Es wäre hier zweckmäßig, daß die Kreisbauernschaft 
zugleich, wenn ihr der Vertrag durch den Landrat vor- 
gelegt wird, auch die Siediungsinteressen mit prüft. Er- 
geben sich solche, so würde die Kreisbauernschaft dies 
sofort der Siedlungsgesellschaft mitteilen. 

Wenn dann der landrätlich genehmigte Kaufvertrag 
der Siedlungsgesellschaft vorgelegt wird und es läge 
keine Mitteilung der Kreisbauernschaft vor, so könnte 
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die Siedlungsgesellschaft ohne weiteres auf das Vor- 
kaufsrecht verzichten. 

Das würde zu einer wesentlichen Beschleunigung und 
Verwaltungsvereinfachung unter Vermeidung von Dop- 
pelarbeit für die Kreisbauernschaften führen. 

Liegen Siedlungsinteressen vor, so übt die Siedlungs- 
gesellschaft, nachdem vorher — wie beim Barkauf — 
ein Gutachten aufgestellt wurde, das Vorkaufsrecht brief- 
lich dem Verkäufer gegenüber aus. Dieser muß nun- 
mehr die Auflassung des Grundbesitzes an die Sied- 
lungsgesellschaft erteilen. Notfalls kann dies im Klage- 
wege erzwungen werden. 

An Stelle des gemeinnützigen Siedlungsunternehmens 
hat bei Grundstücken über 100 ha der Landliefe- 
rungsverband ein Vorkaufsrecht. Die Landlieferungs- 
verbände sind auf Grund des RSiedIG. zwangsweise ent- 
standene Vereinigungen der Grundbesitzer von 100 ha 
und mehr in Gebieten, deren landwirtschaftliche Nutz- 
fläche zu mehr als 10% auf Güter von 100 ha und mehr 
entfällt. Ihr Geschäftsbezirk deckt sich mit dem der Sied- 
lungsgesellschaft. Die Landlieferungsverbände haben die 
Aufgabe, von den einzelnen Grundbesitzern von 100 ha 
und mehr geeignetes Siedlungsland zu erwerben und 
dem Siedlungsunternehmen zur Verfügung zu stellen. Zu 
diesem Zwecke steht ihnen das Vorkaufsrecht auf den 
größeren Gütern zu. 

Der Landlieferungsverband Hannover und Schleswig- 
Holstein haben von der im $14 RSiedlG. möglichen 
Übertragung ihres Vorkaufsrechts an die zuständige 
provinzielle Siedlungsgesellschaft Gebrauch gemacht. Im 
Interesse einer einheitlichen Handhabung wäre es, so- 
weit nicht zwingende Gründe vorliegen, dies auch für 
die übrigen Landlieferungsverbände anzuregen. 

Gemäß § 6 Abs. 2 des ErgänzungsG. zum RSiedIG. 
(RGBI. 1938, I, 1) konnten überhöhte Preise herabgesetzt 
werden. Die Siedlungsgesellschaft konnte also trotz des 
zu hohen Preises das Vorkaufsrecht ausüben. Auf ihren 
Antrag hin setzte dann die Siedlungsbehörde nach An- 
hörung des Eigentümers, des Landlieferungsverbandes 
und des Landesbauernführers den Kaufpreis angemessen 
herab. Nach Einsetzung der Preisprüfungsbehörde fällt 
diese Möglichkeit weg, da Kaufverträge mit überhöhten 
Preisen nicht landrätlich genehmigt werden, somit also 
auch die Ausübung des Vorkaufsrechts entfällt. 

Der Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft 


weist daher in einem nicht veröffentlichten Erlaß vom. 


16. Aug. 1941 — VIII B 15 533/41 — die Siedlungsbehörde 
an, keine Anträge auf Kaufpreisherabsetzung mehr zu- 
zulassen. Obwohl das Gesetz also formell nicht auf- 
gehoben ist, findet es keine Anwendung mehr. Ob dieser 
Weg der richtige ist, mag dahingestellt sein. Der Ver- 
käufer wird sich sehr oft, wenn der Kaufvertrag nicht 
landrätlich genehmigt wird, nicht dazu bewegen lassen, 
zu einem billigeren Preise zu verkaufen. Dadurch geht 
oft Land, das sich sehr gut zur Besiedlung eignet, für 
diesen Zweck verloren. Es wäre daher anzustreben, daß 
der Landrat, wenn feststeht, daß die Siedlungsgesell- 
schaft das Vorkaufsrecht ausüben wird, den Vertrag ge- 
nehmigt, so daß die Siedlungsgesellschaft das Vorkaufs- 
recht ausüben könnte, und wie bisher, dann der Kauf- 
preis durch die Siedlungsbehörde auf das angemessene 
Maß herabgesetzt würde. 


zue. 

Im Enteignungswege können von der Siedlungs- 
gesellschaft keine Kulturländereien, sondern nur Moor- 
und Ödland erworben werden. 

Für die Enteignung ist $3 RSiedlG. maßgebend. Dieser 
ist in großem Umfange, insbesondere bei Enteignungen 
in den nordwestdeutschen Mooren, angewandt worden, 
wird aber immer mehr durch die Anwendung des Art. Il 
der VO. über die Vereinfachung der Genossenschafts- 
bildung und die Förderung der Ödlandenteignung vom 
13. Febr. 1924 verdrängt, weil diese Vorschrift ins- 
besondere die für großzügige Kultivierungsmaßnahmen 
ninderliche Selbstkultivierungseinrede ausschließt. 

Das Enteignungsverfahren wird durch die Siedlungs- 
behörde durchgeführt. Bei der Bewertung werden land- 
wirtschaftliche Sachverständige zugezogen. Der Reichs- 
nährstand ist also an dem Enteignungsverfahren selbst 
nicht beteiligt. 

Wenn auch gegenüber dem früheren Verfahren eine 


[Deutsches Recht, Wochenausgab® 
end‘ 


wesentliche Vereinfachung jetzt besteht, so kann die das 
gültige Eintragung der Siedlungsgesellschaft in it 
Grundbuch, die zugleich Voraussetzung für die Kred! 
hergabe der Deutschen Siedlungsbank ist, durch de 
gegen die ergangenen Beschlüsse bestehende Beschugten 
möglichkeit sehr in die Länge gezogen werden. DaB ui 
Grundstückseigentümer, der schon den freien Verka 
abgelehnt hat, von diesen Beschwerdemöglichkeiten me“ 
Gebrauch macht, bedarf wohl keiner besonderen Her 
hebung. Es wäre daher hier zu erwägen, ob nicht 
Instanzenzug abgekürzt werden könnte. 


II. Die Auswahl der Siedlungsbewerber > 
„Nur die blutsmäßig Besten sollen mit dem Boden ehr 
wurzelt werden, die die Gewähr dafür bieten, daß M 
Geschlecht die Scholle Jahrhunderte hindurch treu 
bauen und gegen alle Angriffe verteidigen kann 
will.“ A 
Daher ist neben ausreichenden jandwirtschaftliche" 
Fähigkeiten für den Neubauern erforderlich: nis 
a) Erbgesundheit (durch ein amtsärztliches Zeug 
nachzuweisen), zen, 
b) Abstammung deutschen oder stammesgleichen Blut 
c) deutsche Staatsangehörigkeit, 
d) ein Alter von 25 Jahren. 


Ferner muß der Bewerber verheiratet sein, oder a 
mindesten seine Eheschließung bevorstehen. ‚Auch un 
Braul des Neubauern muß den erbgesundheitlichen 
rassischen Anforderungen entsprechen. lieg! 

Die Auswahl der Bewerber und ihre Vermittlung nde⸗ 
ausschließlich in den Händen des Reichsnährsta 
(Reichshauptabteilung I Abt. F). i für 

Für die Auslese ist der Erlaß des Reichsministers ab- 
Ernährung und Landwirtschaft v. 18. Jan. 1934 m 
gebend. sn rstand 

Nach erfolgter Prüfung erteilt der Reichsnährs 
dem Neubauern den sog. Neubauernschein. ngs" 

Ohne diesen Neubauernschein darf die Siedlu 
gesellschaft keinem Neubauern eine Stelle verkaufe! aus 

Die Siedlungsgesellschaft kann den Bewerber nur Tr. 
wirtschaftlichen Gründen ablehnen, also wenn er kann. 
forderliche Anzahlung für die Stelle nicht leisten uses 

Auch dem Anliegersiedler kann nicht ohne vn den 
Land zugeteilt werden. Er muß vielmehr vorher erst jes- 
sog. Anliegersiedlerschein durch die delten 
bauernschaft erhalten. Für die Erteilung desselben E Net- 
dieselben Grundsätze wie bei der Erteilung 35 i 
bauernscheins, nur werden hier die Anforderung yirt 
Anbetracht dessen, daß die Bewerber schon lan aub!- 
schaftlichen Grundbesitz haben, nicht so hoch gesch" 


III. Die Landabgabe an die Siedler 


Ist das Grundstück in das Eigentum der 8 
gesellschaften übergegangen, und sind die erforde ndelt, 
Kredite beschafft, so kann, wenn es sich um Land T Ab- 
das an Anliegersiedler abgegeben werden soll, in n- 
gabe alsbald erfolgen. Dem Änliegersiedier kann e wer“ 
kaufskredit bis 75% des Schätzungswertes gege 15 mehr 
den. Der Kaufpreis für eine Landzulage, der nich hr 
als 1000 Z“, bei Ödland und Moorland nicht me 
500 AA beträgt, ist in der Regel bar zu entrichten. zin- 

Der Kredit ist mit 4% zu verzinsen, davon sin ett 
sen und 3/ Amortisation, so daß das Restkaufs Welse 
rund 65 Jahren getilgt ist. Der Kredit ist in derg der 
zu sichern, daß die Landzulage an erster Stelle belastet 
bestehende Kleinbetrieb an bereitester Stelle T zuge: 
werden. Werden Kleinbetrieben größere Flächen. es 
teilt, so kann auch ein Kredit in Höhe von W 


1 in 


Schätzungswertes gegeben werden. . in dene” 
Bei Ödländereien können zwei en 5 mit 20% 
keine Zinsen zu zahlen sind, und vier Schonjahre 


Verzinsung eingeräumt werden. 

Die Verwertung größerer Gebietskomp 
besondere wenn zunächst Neubauernstellen err 
den müssen, längere Zeit in Anspruch nehmen. henwir 

Es wird unter Umständen zuerst eine AN urch 
schaft durch das Siedlungsunternehmen sel > Kultur- 
geführt werden müssen, um 2. B. verkominen ii oder 
ländereien wieder ertragsfähig zu gestalten; Un jahre in 
Odland müssen zuerst kultiviert und einige Jí 


e e 
lexe wird, UA 
ichtet W 


f- 
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elbstku 
den, Free des Siedlungsunternehmens genommen wer- 
sich die nötige Ackerkrume bildet. 


em 
Risiko, leusiedler werden also diese Sorgen und das 
diedelns „ bei der sog. amerikanischen Methode des 
übernim, orherrscht, abgenommen. Wenn er die Stelle 
pd un sind die Ländereien schon ertragsfähig 
Kit ie u schon die Gebäude errichtet. Dem Bauern 
-Hah em Siedlungsunternehmen durch langjährige 


ver solch erworbene Kenntnis für die Inbetriebnahme 
YerMeiden en Stelle, deshalb wird — um Fehlschläge zu 


€ Den geleistet Arbeit durch das Siedlungsunter- 

Arbeit weht nicht hervorgehoben werden, welche enorme 

Y. eaufsj 1 Spezialkenntnisse zur Kultivierung, 

N egen, zur p gung des Baues, zur Herstellung von 
erau zuneh ränjerung — um nur einige Aufgabengebiete 
A men — eriorderlich sind. 


uch Š 
der Hemuischöpft sich die Bautätigkeit nicht allein in 
N mean der Siedlungshäuser, sondern es müssen 
ektrifizje den Kirchen, Schulen, Anlagen für die 
die ri Brücken, Pumpanlagen u.a. errichtet 
R Sind 8 nichtung überwacht werden. 
0 die 15 Anlagen nicht erforderlich, d. h. werden 
ird das undstücke mit den Häusern abgegeben, so 
sch Werden erfahren im Siedlungsverfahren durchgeführt. 
tra 0ssen En dem Kulturamt die Kaufverträge abge- 
tE gegeben Vermessung wird beim Katasteramt in Auf- 
Ei ck Sorea wenn die endgültige Größe des Grund- 
traging eht, die Auflassung vorgenommen und die 
le Müssen aes Siedlers im Grundbuch beantragt. 
a geschal ch gemeinschaftliche Anlagen für die Sied- 
zuähren werden, so muß das sog. Rentenguts- 
buet iSt ein eingeleitet werden. Das Kulturamt läßt 
Ku eintra en Rentengutssperrvermerk in das Grund- 
Sieg Ungen. ac Das hat zur Folge, daß weder Abver- 
lungsbe noch Belastungen ohne Zustimmung der 
ollen parae erfolgen können. ; 
Kg errichtet werden, so muß die Lan- 
ura l ihre Genehmigung erteilen und das 
Rh Ansiedlungsgenehmigung geben. 
Oder NE der ode Errichtung der Siedlungen eine Neu- 
r emeinde-, Kirchen- und Schuiveri ältnisse 
Anlagen im öffentlichen und gemeinwirt- 
teresse erforderlich, so erläßt das Kultur- 
r in de dem a 
‚ZU we erpflichtungen auferlegt werden. 
1 re Staatsbeihilfen gegeben. 
zu Legensatz z. mit den einzelnen Siedlern brauchen — 
schreit nicht 2 5 Siedlungsverfahren — um rechtsgültig 
plich eurkundet zu werden. Es wird nur ein 
ten er Kult engutsvorvertrag abgeschlossen. 
ten utsverfahrea mts vorsteher hat auch die im Ren- 
ang Er ist Wen auftretenden Streitigkeiten zu schlich- 
ein Vlie ptet der ordentlichen Gerichte — hierfür 
Seite ledler 3 9 zuständig. Er kann also 2. B., wenn 
teng, erteilte en Verpflichtungen nicht nachkommt, 
vorvertanchmigung zu dem abgeschlossenen Ren- 
lersetzun ag zurückziehen. Es findet dann die Aus- 
unge vor dem Kulturamtsvorsteher zwischen 
eins gesellschaft und dem Siedler statt. Würde 


1035) Wertes 
Kin Are AH Stelle eingeräumt (Richtlinien v. 1. Juni 
Aann ‘Etes 
vi andsid 
er Sch, Mg erhä 
chonjahre 2 = 


St : 
kesi dung e wird — wie übrigens auch bei der An- 


Opelischagt © — ein Wiederkaufsrecht für die Siedlungs- 
Dies“ Asidenten e. Verfügungsbeschränkung fur den 
Rec — Landeskulturabteilung — eingetragen. 


€ entfallen, wenn die Stelle Erbhof wird, da 


dann das Anerbengericht die Aufsicht führt. Von diesen 
Rechten kann unter gewissen Voraussetzungen Gebrauch 
gemacht werden. Das Restkaufgeld, das auf der Stelle 
eingetragen wird, kann, wenn die Stelle schlecht bewirt- 
schaftet oder vom Siedler verlassen wird, gekündigt wer- 
den, so daß die Gewähr für eine ordnungsmäßige Be- 
wirtschaftung gegeben ist. 

Die Vermessung wird im Rentengutsverfahren kosten- 
los durch das Kulturamt durchgeführt, im Siedlungsver- 
fahren sind jedoch die Katasterämter zuständig und die 
Kosten werden von den Siedlern getragen. Die Auf- 
lassung und Beurkundung wird durch den Rentenguts- 
rezeß ersetzt. In diesem sind die Eigentumsverhältnisse 
genau geregelt. Auf Grund dieses Rezesses erfolgt die 
Umschreibung des Besitzes im Grundbuch auf den Namen 
des Siedlers. 

Diese Aufteilung des Siedlungslandes im Rentenguts- 
verfahren hat, wie ersichtlich, gegenüber der Durch- 
führung im Siedlungsverfahren manche Vorteile. Nach- 
teilig hierbei ist nur, daß die Aufstellung des Rezesses 
oft jahrelang auf sich warten läßt, während im Sied- 
lungsverfahren die Kaufverträge nach und nach ab- 
geschlossen werden und einzeln ans Grundbuchamt ge- 
leitet werden können. 

Dieser Nachteil ist jedoch weniger im Verfahren selbst 
begründet, sondern wird erst durch die ausführende Be- 
hörde geschaffen. Es liegt sicherlich eine Gefahr darin, 
daß bis zur Aufstellung des Rezesses erst gewartet wer- 
den muß, bis alle Zweifelsfragen geklärt worden sind; 
inzwischen sind oft mehrere Jahre vergangen, der Sach- 
bearbeiter hat vielleicht gewechselt und die zu bewäl- 
tigende Arbeit ist angewachsen, so daß sich keiner mehr 
recht an die Erledigung herantraut. 

Die Langwierigkeit des Verfahrens bringt es mit sich, 
daß in fast jedem Falle vor der endgültigen Grundbuch- 
regulierung ein oder mehrere Siedler sterben. 

Da die Siedlerstellen in der Weise angelegt werden, 
daß sie nach der Umschreibung auf die Siedler Erbhöfe 
werden sollen, taucht hier die Frage auf, ob — falls 
keine letztwillige Verfügung vorliegt, die die Rechtsnach- 
folge regelt — der Anspruch des Siedlers gegenüber der 
Siedlungsgesellschaft auf Übereignung des Grundbesitzes 
sich nach Erbhofrecht, also auf einen bestimmten An- 
erben, allein, oder nach Bürgerlichem Recht auf seine 
Ehefrau und Kinder in ungeteilter Erbengemeinschaft 
vererbt. In seinem Aufsatz „Das Erbhofrecht in der länd- 
lichen Siedlung“ (RdRN. 1942, 124) nimmt Wester- 
mann zu Unrecht an, daß hier die Vererbung nach Erb- 
hofrechtsgrundsätzen erfolge. Im Streitfalle würde man 
jedoch mit dieser Ansicht nicht durchkommen. Die Ent- 
scheidung des REHG: RdRN. 1940, 83 Nr.23, auf die 
sich Westermann beruft, betrifft einen ganz anderen 
Fall. Dort bestand schon vorher ein Erbhof. Hier jedoch 
ist das Siedlungsunternehmen Eigentümerin des Grund- 
besitzes. Der abgegebene Grundbesitz kann, da es sich 
um eine juristische Person handelt, in der Hand der 
Siedlungsgesellschaft nicht Erbhofeigenschaft erlangt ha- 
ben. Die Vererbung des Anwartschaftsrechts geschieht 
daher nach den Grundsätzen des Bürgerlichen Rechts. 

Zwar wird das Siedlungsunternehmen in allen Fällen 
auf eine Erbauseinandersetzung einwirken, die prak- 
tisch der Vererbung nach den Grundsätzen des Erbhof- 
rechtes gleichkommt. Damit haben die Siedlungsgesell- 
schaften m. W. bis jetzt auch stets Erfolg gehabt. Würden 
sich die Erben jedoch damit nicht einverstanden erklären, 
so bliebe m. E. nur die Übertragung an alle Erben mög- 
Siedlungsgesellschaft abgeschlossene 


Bestimmung im Kaufvertrag aufgenommen werden, 

Im übrigen vertritt auch das LEHG Celle den glei- 
chen, hier niedergelegten Standpunkt (vgl. Beschluß des 
LEHG Celle v. 24. Okt. 1941, 5 We 58/41: RdRN. 1942, 
259 Nr. 135). 
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Bernhard Windscheid 
Zum 50. Todestage am 26. Oktober 1942 


Von Professor Dr. Franz Wieacker, Leipzig 


. I. 


Vor einem halben Jahrhundert endete in Leipzig Bern- 
hard Windscheids reiches Tagewerk. Leichenbegängnis 
und Nachrufe zeugten von dem Ruhm, der zu dem 
strengen und bescheidenen Manne gekommen war, ohne 
daß er ihn gesucht hatte, von einer Anerkennung, wie 
sie nur irgend dieses wissenschaftsfromme Zeitalter für 
den Fachgelehrten kannte. Der deutsche Juristenstand 
verehrte in Windscheid den Lehrer ganzer Generationen 
und den Forscher, der die Summe der Pandekten- 
wissenschaft gezogen hatte, das Ausland das Haupt der 
deutschen Rechtswissenschaft; auch die Nation kannte 
ihn wohl als den Mitgestalter ihres kommenden Gesetz- 
buchs. Zu solch ehrendem Gedächtnis stimmte schön 
Lauterkeit und Selbstzucht eines persönlichen Wirkens, 
in dem sich Güte und Strenge wunderbar vereinten. 

Daß dies kein flüchtiger Tagesruhm war, zeigt sich, 
wenn wir heute nach fünfzig Jahren des Tages ge- 
denken, weil Windscheid ein Schicksal der deutschen 
Zivilrechtswissenschaft, ja der Gesetzgebung des Zwei- 
ten Reichs geworden ist. So wird die Erinnerung an ihn 
zugleich zur kurzen Rechenschaft über seine ganze Zeit. 
Doch rufen wir uns zunächst die schlichten Annalen 
seines äußeren Lebens zurück. 

Geboren 1817 in Düsseldorf, hat Windscheid nach eini- 
ger Neigung zur vergleichenden Sprachwissenschaft das 
Studium der Rechte gewählt, unter anderem bei Savigny, 
dessen Haltung dauernd auf ihn gewirkt hat, gehört und 
im heimatlichen Bonn Doktorgrad und Dozentur (1840) 
erworben. Auf damals nicht ungewöhnlichen Wegen ist 
er über Basel (1847) und Greifswald (1852) gegangen. 
Steigendes Ansehen führte ihn nach München (1858), 
von dort nach langen, angeregten und glücklichen 
Jahren nach Heidelberg (1871), und, schon am Abend 
seines Lebens, nach Leipzig (1874). Die klassische Blüte 
der Leipziger Juristenfakultät am Ende des Jahrhunderts 
ist überwiegend mit seinem glänzenden und einflußreichen 
Lehramt verknüpft. Ein Zeugnis dieser Wirkung waren 
mehrere Berufungen nach Berlin, denen er sich mit der 
ihm eigenen Selbstzucht versagte; er glaubte ein Lebens- 
werk, dem er sich mit aller Strenge seines Pflichtgefühls 
verantwortlich wußte, nicht gefährden zu dürfen. Wohl 
aber unterbrach die Leipziger Jahre der große Auftrag, der 
das BGB. für immer mit seinem Namen verbindet (1880 
bis 1883). Fast der einzige Gelehrte in der Kommission, 
hat Windscheid in diesen Jahren seiner höchsten Reife 
doch Gehalt, innere Form und Sprache des Ersten Ent- 
wurfs eines BGB. geprägt; so sehr, daß das meiste, was 
dafür und dagegen gesagt werden kann, auch für Wind- 
scheid selbst gilt. Nach der Rückkehr nach Leipzig hat 
er noch manches Jahr als Lehrer gewirkt; an den wei- 
teren Schicksalen des Entwurfs ist er nicht mehr be- 
teiligt gewesen. Auch hier trat der Mann wie immer 
hinter das Werk, nicht aus Lebensschwäche, sondern aus 
einem vielleicht zu strengen Begriff der Unterordnung 
unter die Sache. 


II. 


Bei einem so klar geformten Charakter sind die 
Schriften der genaue Spiegel des Menschen und des Ge- 
lehrten. Windscheid ist in der Lehre der Wissenschaft 
vom Gemeinen Recht aufgewachsen; die dort erworbene, 
ihm kongeniale Richtung hat er zunächst auf den Code 
civil, das Recht seiner rheinischen Heimat, angewendet. Die 
Schrift über die „Ungültigkeitslehre im Code Napoleon“ 
(1847) trägt die Begriffsdisziplin der Historischen Schule 
in den Stoff eines Gesetzes von weit geringerer Begriffs- 
strenge und systematischer Geschlossenheit. Aber fast 


ine 
alle weiteren Arbeiten Windscheids haben dem gemeine 
Pandektenrecht selbst gegolten. us- 
„Die Lehre des römischen Rechts von der vo 
setzung“ (1850), in der Windscheid die Berücksichtigt 
der unausgesprochenen subjektiven Parteierwartung Ge 
dert, könnte dem heute Rückschauenden, der an die Be 
schäftsgrundlage denkt, als Zeugnis einer freieren le 
e der Lebensbedingungen erscheinen, her. als 
dann das BGB. in einer scheinbar krisenfesteren er un 
Gefährdung der Rechtssicherheit verworfen hatte. ‚uch 
lebt gewiß gerade im frühen Windscheid ein H 
jener schöpferischen Kraft der Pandektenwissenscha 
19. Jahrhunderts, die, nicht mehr an den Buchstabe! nes 
römischen Quellen und noch nicht an ein allgem „une 
Reichsgesetz gebunden, in freiester Forschung „ehren 
Rechtsgebilde erschaffen durfte. Bei näherem Wind. 
findet man den überraschenden Widerspruch, daß n der 
scheid durch das meist lebensfeindliche Dogma vo list" 
absoluten Willensherrschaft — ein Erbteil des ide eine 
schen Persönlichkeits- und Freiheitsbegriffs — au rhält⸗ 
scheinbar lebensnahe Formel geführt wurde, ein Ve 
nis, das bei ihm gelegentlich wiederkehrt. d unkt 
„Die actio des römischen Civilrechts vom Stan Paul- 
des heutigen Rechts“ (1856) ist Windscheids ein- 
reichste Monographie; sie begründete den modernen die 
spruchsbegriff, der seitdem das Zivilrecht UNS raf 
Prozeßlehre beherrscht und darüber hinaus tief in das "ist, 
recht und selbst in das Öffentliche Recht eingedrung pan- 


schon früh (1852) das große Lehrbuch be erkannt; 


ser Fr 
mos ssi- 


ee 
e 

kaum mehr Zeit. Da in solchen Fällen nicht 1 trifft, 
rechnung, sondern der geistige Instinkt die r 
wird man kaum von herber Entsagung u 
zicht auf die schöpferische Einzelleistung, SP hkeiten 
dern vielmehr umgekehrt Windscheids Möglic 1 
Grenzen aus seinem vornehmsten Werk bestimmten 

Dieser Lebensarbeit hat ein unerhörter ndektenlehe” 
äußerer Erfolg gelohnt. Zwar sind alle Pant eben u 
bücher viel gefragt worden; dennoch bleiben auffallend 
lagen eines dreibändigen Standardwerks eln k > 
Zeugnis für eine tiefe und dauernde N a a 
sind die Übersetzungen; in Griechenland uns eitung ge 
dort hat das Lehrbuch fast gesetzesgleiche 1 
— ; Kam 

1) Gerichtsschutz und Rechtssystem. Ein Beitrag au 
gegen das aktionenrechtliche Denken. Leipzig 1941. 
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Wonne 
den er auch in Deutschland war sein Einfluß vor 
1882 1 5 großen Darstellungen überwiegend. 
i gen kung beruht offenbar darauf, daß Wind- 
In de 0 erwartungen seiner Zeit und seines Standes 
Vielen Len kommensten Weise Genüge tat. Unter den 
und, büchern der Zeit hat es geistvollere, kühnere, 
die Breit. ‚ginellere gegeben, und doch hat keine so 
a A © gewirkt. Welche Eigenschaften der Rechts- 
Würd; mals von einem Lehrbuch erwarten durfte, 
deutsche, an erst richtig, wenn man bedenkt, daß ein 
Taxis 8, Vilgesetzbuch fehlte, daß andererseits die 


Sich v. Sr € A : ee 
his orisches ernüuftigerweise nicht auf ein selbständiges 


zuglei 
Sehen ee y 
dle Ber, 
alen gere 
U Iny 5 x 
pien Rechts dungen vor dem Dogmatiker des bürger- 


an Bekk 
Ss Er 77 . . . 7 
pib tänd um zu würdigen, wieviel unbefangener ein 


kl; einem Gesetzbuch. 
$ a den außerordentlichen Einfluß der Pan- 
her auf die Praxis. Daß aber gerade Wind- 
k die überragende Wirkung beschieden 
5 5 der persönlichen Eigenart des Gehalts und 
ah sich „begründet. Die Praxis des gemeinen Rechtes 
D nhäus nur einem Quellenmaterial, sondern auch 
de Chdrin, ne von Lehrmeinungen gegenüber, deren 
ON Wie ne ihr unmöglich war. Windscheid war es, 
Jorpus juri Stmals Acursius oder die Kompilatoren des 
Gente Aus, zugleich eine vollständige Sichtung und eine 
teilissenhafti aus dieser Fülle leistete. Durch höchste 
elskraft dels keit bei der Bestandsaufnahme, hohe Ur- 
Auswahl und die Neigung zu mittleren 
Ve en sie die Praxis immer von der Theorie 
wa Vendbarke; aben sich die ersten Auflagen bald eine 
ver Den, das und daher ein praktisches Ansehen er- 
ante, eines der eigenwilligeren Lehrbücher er- 
Er er diese 3 
maol. we äußeren Vorzüge erklären nicht allein den 
auch ungen 8 heid hat nicht nur im Streit der Lehr- 
gliu d in schiedsrichterliches Amt geübt, sondern 
Ie ige Ben selbst geleistet, was jede wissenschafts- 
daten ausge Xis braucht, die nicht ein Gesetz, sondern 
Guell, Wenn eiteten Quellenstoff anwenden soll: er 
Tiet lenschicn uch nicht als erster — die verschiedenen 
aus enperspebtin auf eine Ebene proſiziert und so die 
herd löscht, pre des geschichtlichen römischen Rechts 
von. Wege iese Harmonisierung forderte von vorn- 
führ dem ARG Windscheid und seine Zeitgenossen 
rera mußten ichtlichen Programm ihrer Schule weg- 
2u de die 1875 Denn für den geschichtlichen Sinn ist 
dage eigentlichen Perspektive der Entwicklung der Schlüssel 
vertigen Sind 110 erstehen des Gewordenen; der Praxis 


S er 


— Kontroversen, in die sich die Historiker 
em Beung und Störung der täglichen Leistung, 
schich ‚Wie die eruf schuldig ist. Windscheid wandte sich 
in AChtlie sen seiner Zeitgenossen von der ge- 
i cenntnis entschlossen ab, was ihn alsbald 
dies, we echten Historikern verwickelte. Er meint 
The, Eilt, en; nn er, der uns gern als weltferner Theore- 
nicht & Von 85 wieder vor einer Entfernung der 
Bepr; etwa as Praxis warnte; denn „Praxis“ ist ihm 
So pite dureh, „Leben“, sondern die Anwendung der 
Schier eb, die Fr wissenschaftsgläubigen Richterstand. 
zeu Cate zu e das Corpus iuris nicht als Ge- 
sing u Praktik; enen, sondern mit unhistorischem Rüst- 
Begriff 1 hen Begriffen zu kommen; diese Mittel 
asia bus iuri System. Man darf nicht vergessen, daß 
aus tisches Enke ein wesentlich unsystematisches und 
mach ne Schör ke cneidungsmaterial “bietet; es war durch- 
fahre tt ne Leistung, daraus ein System zu 
seiner Schule hat dabei längst ausgebildete Ver- 
Die Seführt, e mit der Sicherheit des Klassikers zu 
uf a 2 2 
Gegend einer systematischen Rechtswissenschaft 
Oder eine zu einer forensisch-kasuistischen Rechts- 
utsche , exegetischen Schulwissenschaft — hat 
echtswissenschaft sich erst seit dem 


18. Jahrhundert unter den Einfluß des Naturrechts ge- 
stellt; es geht uns dabei hier zunächst nicht die zu- 
grunde liegende materielle Rechtsanschauung des Posi- 
tivismus, sondern die Technik des Verfahrens an. Diese 
Technik durchdringt den Stoff des modernen römischen 
Rechts, indem sie von den anerkannten Obersätzen des 
positiven Rechts in logisch schlüssigem, ununterbro- 
chenem Fortgang bis zum letzten Einzelbegriff und zur 
letzten Einzelentscheidung absteigt; so erscheint es mög- 
lich, durch Anwendung logischer Hilismittel das ge- 
samte Material einer vorliegenden Rechtsordnung in ein 
lückenloses System von Rechtssätzen oder Institutionen 
einzuschließen. Dieses für die Pandektenwissenschaft 
kennzeichnende Verfahren ist nicht durch die Historische 
Schule gefunden, sondern von ihr übernommen worden, 
als sie eine unhistorische dogmatische Rechtswissenschaft 
wurde; es bedeutet ja eine völlige Abkehr von der ge- 
schichtlichen Begründung des Rechts aus dem geistigen 
Sein seines Trägers, des Volksgeistes, und eine Rück- 
kehr zu dem Beginnen des späten rationalistischen Natur- 
rechts, positive Rechtsordnungen durch logische Ab- 
leitung aus den Grundsätzen der Sozialethik abzuleiten; 
Versuche, wie sie seit Christian Wolff vornehmlich durch 
seine juristischen Schüler auf die deutsche Rechtswissen- 
schaft übertragen worden sind. Von dort haben sie 
Savigny und die Seinen übernommen, die ja nicht nur 
Ahnherren der Historischen Schule, sondern auch Erben 
des Naturrechts sind. 


In Windscheids Werk hat diese Methode, die wir heute 
längst verwerfen, ihre wirksamste Ausprägung erfahren. 
Er hat die Verbindung mit den geschichtlichen Voraus- 
setzungen des römischen Rechts energischer gelöst als 
andere und den Gedanken der lückenlosen Einordnung 
ins System mit hoher Werktreue bis in alle Einzelheiten 
bewährt. Er ist ein Klassiker des Abschlusses. Es ist oft 
beschrieben worden, wie er unermüdlich von Auflage 
zu Auflage am Wortlaut seiner Begriffsbestimmungen 
gefeilt, wie er oft mit einem kurzen Handgriff seine 
Formeln zurechtgerückt und präzisiert hat, bis ein un- 
geheurer Stoff ohne Schlacke durchgeformt war. So hat 
er durch restlose Verwirklichung der von seinen Vor- 
gängern begonnenen Verfahren eine Breitenwirkung ge- 
übt, die vor ihm noch nicht ganz erreicht war. In diesem 
Tun liegt eine beträchtliche geistige Gestaltungskraft, 
der ein ungewöhnlich durchsichtiger Ausdruck wenigstens 
in der Bezeichnung der Begriffsbildungen und überhaupt 
die schlichte Sprachkraft entsprach, in der sich hohe 
geistige Kräfte auszudrücken pflegen. Dazu haben seine 
Vorlesungen an drei namhaften Fakultäten des Reichs 
diese Fähigkeiten auch unmittelbar auf viele Generationen 
junger deutscher Juristen wirken lassen, getragen durch 
den Eindruck einer klaren und strengen Persönlichkeit. 


Es ist begründet, so ausführlich von Windscheids nun 
schon hinter uns liegendem Hauptwerk zu sprechen. Denn 
alle Merkmale der „Pandekten“ sind auch überwiegend 
dem Ersten Entwurf des BGB. eigen; sie sind somit die 
Mitgift der Pandektenwissenschaft überhaupt an das 
noch geltende bürgerliche Recht. Was wir daran zu 
rühmen und vor allen Dingen einzuwenden haben, fällt 
zum guten Teil auf Windscheid zurück — wenn wir von 
der zusätzlichen Verengung der Gesichtspunkte absehen, 
die ein systemfreudiges Gesetzbuch gegenüber einer 
systematischen Wissenschaft ohne Gesetz bedeutet. 


III. 


Windscheids Werk liegt nun vor uns. Doch bedarf 
das Ausmaß seiner Wirkung noch der Erklärung; denn 
auf den ersten Blick scheint sie einem immerhin be- 
grenzten Werk nicht angemessen. Eine Persönlichkeit 
Wird bedeutend, wenn ihre besonderen Fähigkeiten mit 
der Bestimmung ihrer Zeit zusammenfallen. So ist Wind- 
scheids Werk einmal der Ausdruck der geistigen Anlage 
seines Urhebers; zugleich spricht es aber vollkommen 
Ei Geist der Pandektenwissenschaft aus, die das BGB. 
schuf. 


Schon aus dem Äußeren Windscheids und aus seinem 
Charakter lesen wir einen Denktyp ab, dessen geistige 
Anlage zum strengen Schließen und zum Systembau be- 
stimmt; die logischen Kräfte überwiegen die Kräfte der 
Phantasie und der Intuition. Nicht die schöpferische Kon- 
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struktionslust eines Brinz oder Jhering hat Windscheid 
zu einem der bedeutendsten Begriffsjuristen und Syste- 
matiker gemacht, sondern die strenge Auswahl und Bin- 
dung des Stoffes in ein System, die ein persönliches Be- 
dürfnis nach Folgerichtigkeit, Ordnung und Harmonie 
ihm aufzwang. Da dem geborenen Systematiker mit der 
geringeren Ausbildung der inneren Anschauung meist 
auch eine geringere Ansprechbarkeit für die äußeren 
Eindrücke eignet und er daher den logisch nicht zu be- 
wältigenden Rest des Lebens als Störung seines Werks 
von sich stößt, so wirkt sein Verhältnis zur Welt und 
zum Leben leicht als gestört, sein Denken als welt- 
abgewandt und nach innen gekehrt. Solche Züge, dazu 
ein entwickelter Schönheitssinn nähern Windscheids Bild 
stärker an Savigny an. Wenn sie sich aber im Alter auch 
gelegentlich zur Verhärtung gesteigert haben, so wäre es 
doch bares Mißverständnis, dabei an ein kraft- und 
temperamentloses Epigonentum zu denken. Nur richten 
sich die geistige Energie und das Temperament, das in 
Windscheids ersten Werken so unverkennbar ist, auf 
andere Gegenstände: nicht auf innere Gesichte oder auf 
die äußere Welt, wie bei Jhering, sondern auf den 
herrscherlichen Ausbau einer geordneten Gedankenwelt. 
Ein gut Teil Macht- und Ordnungswille, freilich nicht auf 
die menschliche Umwelt gerichtet, steckt in jedem 
systematischen Theoretiker und so auch in Windscheid. 
Die Unbeugsamkeit bis zur Schroffheit, mit der er seinen 
Weg zu Ende ging, spricht vielleicht cine größere 
Energie aus als die weltoffene Ansprechbarkeit Jherings. 
Man kann sagen, daß Windscheid mehr durch Wille und 
Charakter ausgerichtet habe als durch Phantasie und 
Genialität; nur muß man sich dann hüten, seinen hohen 
Verstand zu unterschätzen. 

Diese persönlichen Anlagen, die Windscheids Lebens- 
werk das einheitliche Gesicht geben, haben allgemeinen 
Einfluß gewinnen können, weil sie vollkommen mit den 
Ansichten der Zeit von den Aufgaben des Rechtes, der 
Rechtswissenschaft und des Richters übereinstimmten. 
Diese Anschauungen pflegt man unter dem Schlagwort 
des dogmatischen Positivismus zusammenzufassen. Der 
dogmatische Positivismus ist eine der Spielarten des 
Positivismus, von dem man immer sprechen kann, wenn 
Wissenschaft und Praxis ihre Resultate nicht mehr in 
letzter Instanz aus einer materiellen Rechtsidee ableiten, 
die der Totalität des Daseins angehört, sondern aus- 
schließlich aus einzelnen zur Rechtsquelle erhobenen Tat- 
beständen, sei das nun ein geschichtlicher Zustand oder 
eine geschichtliche Quelle (historischer Positivismus), 
seien es die äußeren Tatsachen des menschlichen Zu- 
sammenlebens (soziologischer P.), sei es der Gesetzes- 
buchstabe (Gesetzespositivismus) oder seien es endlich 
durch gedankliche Operationen gewonnene Begriffe (logi- 
scher, dogmatischer wissenschaftlicher P.). Diese letzte 
Form ist der Pandektenwissenschaft vor der bürgerlichen 
Gesetzgebung des Zweiten Reiches eigen. Sie meinte, alle 
erdenklichen Fälle auf der Grundlage des Corpus iuris 
durch korrekte Begriffsbildung im Rahmen ihres Systems 
richtig, d.h. gerecht entscheiden zu können. Dieser 
Rechtsanschauung ist daher die Technik der Begriffs- 
und Systembildung fest zugeordnet. 

In der Abkehr der Pandektenwissenschaft von einer 
leitenden Rechtsidee spiegelte sich die verhängnisvolle 
geistige Lage unseres Volkes wider, Der Zusammenhang 
mit dem alten Weltbild des Naturrechts war, vor allem 
durch den Einfluß der Romantik, abgerissen. Aber auch 
das Weltbild der frühesten historischen Schule mit seinen 
Entdeckungen über den Zusammenhang des Rechts mit 
den unbewußten Kräften des Volkstums hatte die Pan- 
dektenwissenschaft preisgegeben, weil sie die Praxis be- 
herrschen wollte; denn hier war mit dem zu früh abge- 
brochenen Programm Savignys und mit der reinen 
Historie nichts zu leisten. Der Schule Hegels aber, die 
damals noch einmal eine metaphysische Grundlegung des 
positiven Rechts unternahm, hat die Pandektenwissen- 
schaft aus manchen Gründen stets feindlich gegenüber- 
gestanden. So war sie ganz auf den wissenschaftlichen 
Positivismus zurückverwiesen. Für den Gesetzespositivis- 
mus war ja kein Raum, nachdem die naturrechtlichen 
Gesetzbücher, wie das Allgemeine Landrecht, ihren 
geistigen Finfluß verloren hatten. Für den kommenden 
soziologischen Positivismus der bürgerlichen Spätzeit aber 
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wurde die Zeil erst durch die westeuropäische Gesell 
schaftsanalyse reif. an- 
Windscheids schon beschriebene Methode ist N 
zeichnend für das unbestrittene Haupt des wissensch ch 
lichen Positivismus. Daß er auch bewußt den Anspfue, 
seiner Wissenschaft auf die Führung des Richters du 18 
Begriff und System teilte, hat er am Abend seines Lebay 
in der Rede über die „Aufgaben der Rechtswissenst die 
(1834) ausgesprochen, die zurückhaltend und knapp ies 
Summe seiner Bestrebungen zieht und als Epilog che 
wissenschaftlichen Positivismus gelten darf. Die sitt ist 
Grundlage, auf die Windscheid das Recht bezieht, iff 
immer noch der alte Persönlichkeits- und Freiheitsbe die 
des subjektiven Idealismus. Recht ist ihm daher 9 
Ordnung der der Welt vorhandenen Willensmäch 
Berechtigung der vom Recht dem Einzelnen offen Bit 
haltene Willensraum. Aber dann fährt er sofort rg 
typisch positivistischer Wendung gegen Naturrecht, R€ em 
philosophie und Rechtsgeschichte fort, die Rechts wis 
schaft sei eine praktische Wissenschaft. Das ist yis- 
ein vieldeutiges Wort. Windscheid meint es so: die * zu 
senschaft habe dem Gesetzgeber hilfreich zur Seite - 
stehen und seine Gedanken auszudenken, d. h. frel die 
zulegen; darüber hinaus habe sie dem Gesetzgeber und 
Begriffe zu liefern und (was ihr Triumph sei) Form pe- 
Inhalt einer etwaigen Kodifikation maßgebend ZU. sr. 
stimmen, soweit es sich um die Übernahme des bis itt 
gen Rechtes handelt. Neben so hohes Selbstgefün fung 
aber eine auffallende Selbstbescheidung. Der SchöP\ id 
neuer, politisch bedeutsamer Rechtssätze — Win rung 
nennt Ehescheidung, Gewerbefreiheit, Sozialversich® at 
und sogar das Scheckrecht — soll sich der Juris? iche 
schlagen; denn „ethische, politische, volkswirtschatt n” 
Erwägungen“ sind „nicht Sache des Juristen als SoC 
Dies alles ist es, was wir als wissenschaftlichen 
mus verurteilen und wovon uns heute nicht N 
halbes Jahrhundert trennt. stand 
Denn uns ist heute selbstverständlich, daß dieser ne 
punkt, der dem Rechtswahrer das Amt zum, politi 
und sozialen Handeln abspricht, eine beispiellose „user 
engung des Begriffs vom Recht ist. Und doch War twol⸗ 
Standpunkt nicht einfach der Abweg einer verani" Er 
tungsscheuen und lebensblinden Fachwissenschaft und 
lag vielmehr viel tiefer in den gesellschaftlicheg ein 
politischen Zuständen unseres Volks begründet, nicht 
anderes Rechtsbild als das positivistische dama nische 
zuließen; sonst wäre das große, das geradezu 1 und 
Ansehen der Pandekten wissenschaft bei Richtersta chaft 
Bürgertum jener Zeit ja unerklärlich. Dieser Wissens der 
schwebte ein bestimmtes Richterbild vor: der Richter 
Wissenschaft erzogene und ständig angeleitete 
Hier gab es kein „Richterkönigtum“, kein politic ziale 
lungnehmendes Handeln und Einstehen, keine psi” 
Autorität auf Grund kasuistischer Erfahrung und rätte, 
scher Würde. Windscheid ist in der Tat gegen, > Autor!“ 
die dem Richter erst seine Persönlichkeit, ‚soziale Berufs” 
tät, handwerkliche Erfahrung und überlieferte 
gesinnung geben können, so gut wie blind gen te Lite 
ist auffallend, wie sein Lehrbuch, das alle gele "lies in 
ratur verzeichnet, die Gerichtsentscheidungen 
allem in die zweite Linie stellt. inen be- 
Aber diese Verkümmerung des Richters hat auler in 
stimmten verfassungspolitischen Sinn: nur Wechelnt i 
den strengen Bahnen des Begriffs wandelt, SC alte" 
einer Zeit streitender sozialer und politischer S äh 
Gleichmäßigkeit und damit auch Gerechtigkeit Wischen 
leistet. Im konstitutionellen Staat besteht also, (ers und 
Begriffs- oder Gesetzesgebundenheit des R diger Zu- 
individualistischer Rechtsgarantie ein notwen das 
sammenhang. Der Richter soll unabhängig, die log" 
Gesetz oder, da ein solches damals fehlte, an 
schen Resultate einer neutralen Begriffsbildun heorie p 
sein. In diesem Sinn hat Windscheid die und i 
mahnt, sich der Geschichte zu entschlagen ein ide” 
für die Praxis zu arbeiten. So ist es auch be 8 
spruch, daß der junge Windscheid Jhering, en darüber 
Vorkämpfer der Lebensbedingtheit des Recht hnik nich 
belehren konnte, daß Begriff und Rechtstech” ü 
autonom sind, sondern allezeit der Praxis diene Abkehr 
während später gerade Jhering Windscheid hatte 
vom Leben überführen durfte. In Wahrheit 
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scheid ni s 
ideale T das wirkliche „Leben“ gemeint, sondern die 
tiker Juristische Bildungswelt, in deren Dienst der Prak- 


r de 
er Sr Gerechtigkeit am nächsten kommen würde. So 
tücklieh a Auch dem bloBen „konkreten Leben“ aus- 
ac ie Kraft abgesprochen, Recht hervorzubringen. 
gegen yi edem müssen die üblichem Einwendungen 
Scheid wändscheid etwas anders gefaßt werden. Wind- 
Seine zeit nicht einfach lebens- oder zeitfremd; denn 
Bi glaubte ja noch an die Lebensrichtigkeit der 


0 


‚Damit ia 8 

tiger: wet allerdings das Verhältnis Windscheids, rich- 

55 ob er er Zeit, zum Leben der Nation verurteilt. Nicht 
en 

dern 


Indem ute auch vom Dienst des Rechtes am Volk. 


le Schuld des unzeitigen Verzichts auf die Ver- 
„Darum © und die Tat. = 
uchs für ird auch die Methode des Pandektenlehr- 
3 Wa mass nicht wieder lebendig werden. Es ist nicht 
ĉi z hen zu sagen, Windscheids Rechtsanschauung 
dutisebe itgebunden gewesen, aber seine großen dog- 
Nah Besten deckungen, etwa der Anspruch, blieben 
Fahmen die en. Denn diese Methode hatte ja nur im 
in glauben ser Rechtsanschauung ihren eigentlichen Sinn. 
Bamer fris Wir, daß (etwa im Gegensatz zu den noch 
ker) 1 8 Intuitionen eines Jhering, Brinz oder 
Fr sehr viel von Windscheids Werk unter- 
nicht weil wir uns ehrfurchtslos über sein 
d en und sein großes Können überheben, 
Seführt hat uns der Strom der Geschehnisse an Ufer 
die er noch nicht ahnte. 


Einen daue *. 

han Wendun indes Vermächtnis wollen wir über diesen 
9e As Reg nicht vergessen. Unsere geistigen Ahnen 
ma ien zu echt darauf, nicht nur in ihren Bedingtheiten 


Su enen erden, sondern in den zeitlosen Umrissen, 
eiche Zu Sie dauernder Besitz unseres Volkes sind. 
alu. ige sind bei Windscheid das strenge Pflicht- 
Sandwerke übestechliche Sachlichkeit, der unermüdliche 
dar! Tenzen Fleiß und vor allem die geistige Kraft, die 
ai A en Stoff in ein System zu binden und 
keite ; ee aus dem Chaos zu beschwören verstand; 
tit edüre . Würzelten in dem Klarheits- und Gerechtig- 


Wi S einer festen und wahrhaftigen Natur. So 
ea | in die lange Reihe jener dem deutschen 
bilge,„ Umlichen Denker, deren dauernde Leistung 


— 5 er Kraft von Lehre und Schule und die Organi- 
heben Art elodstigen Welt gewesen ist. Diese der deut- 
Wien Tu Sentümlichen und daher für Europa unersetz- 


iea- dien und Kräfte sind es auch, mit denen 
ung Schaf: len großen Namen der deutschen Rechts- 
Sc utorität Europa gemehrt hat und sich Verehrung 
ne üler hi Es weit über den Kreis seiner deutschen 
a Volk hati erworben hat. Aber auch seinem eige- 
alte agen, W er eben deshalb noch ein gültiges Wort 
wite RG enn wir uns heute anschicken, das ge- 
ged uns alle d, ein neues Volksrecht umzuschaffen, sind 
ankli 


darüb ini 9 A 
‚ Anklic er einig, daß der strenge Fleiß, die 
Windsch = Zucht und die geistige Beherrschung, die 

erk n ermächtnis an das BGB. sind, dem neuen 


ehlen werden. So weit uns also auch ein 


Aufsätze 


1443 


neues Lebensgefühl und neue Ziele von Windscheids 
Bestrebungen wegführen müssen, seine Haltung und sein 
Werkwille bleiben für uns musterhaft. So ist der Augen- 
blick, in dem wir innehielten und seiner gedachten, nicht 
vertane Zeit. 


Zur juristischen Methodenlehre“) 


Sauer findet gegenüber der einseitigen Ausrichtung 
der Art rechtswissenschaftlichen Denkens auf das Ver- 
hältnis zwischen Richter und Gesetz methodische Grund- 
sätze, die für jede rechtswissenschaftliche Arbeit und 
für die gesamte Geisteswissenschaft Allgemeingültigkeit 
haben sollen. 

Den dualistischen Betrachtungsweisen, die entweder 
phänomenologisch nur den Gegensatz Inhalt-Form (Ari- 
stoteles) oder normativistisch nur den Gegensatz Wesens- 
merkmale (konstitutive Ideen)-Aufgabe (regulative Ideen) 
(Platon, Kant) sehen, stellt er eine dreigliedrige Methodik 
gegenüber. Neben der Tatsache als Lebenserscheinung 
steht die Form als Lebensgestalt und der Sinn als Lebens- 
wert. Erst wenn der Gegenstand von diesen drei Seiten 
gesehen ist, ist er ganz und plastisch erfaßt, erscheint er 
als Ganzheit und Einheit. 

Diese „Dreiseitentheorie‘‘ gibt dem Rechtsdenken auf, 
vom Leben durch Normen und Gestaltung zu Werten und 
immer höheren Werten zu führen. Sein Schwerpunkt liegt 
in der Gestaltung des nach der Idee ausgerichteten Lebens 
im Gemeinwohl, im Wohl der Volksgemeinschaft. In die- 
sem Mittelpunkt vollzieht sich der Ausgleich zwischen 
Sein und Sollen. Erst eine regulative Idee ermöglicht die 
unerläßliche Einheit des Weltbildes, in dem sich alle vom 
Leben gegebenen Gegensätze zu gemeinsamem Wirken 
vereinen. 

Unbewußt sicht wohl jede juristische Methode, die mit 
Sauer den Gegensatz zwischen Sein und Sollen als 
vom Leben gegeben anerkennt, in der Norm den Treff- 
und Wechselpunkt von Objekt und Maßstab, Tatsache 
und Wert. 

Aber Methode setzt bewußte Arbeitsweise voraus; 
und da sieht Sauer in dieser dreifachen Blickrichtung 
besonders klar die gesicherte Möglichkeit eines gesamt- 
systematischen Erkennens, einer ganz- und einheitlichen 
Erfassung aller Rechtsgegenstände, um die sich jede Me- 
thode bemühen muß, die lebensgesetzlich sein und der 
nationalsozialistischen Rechtserneuerung dienen will. 

Mit dieser Ganzheitsmethode gewinnt Sauer ein Welt- 
bild, das er als „Idealrealismus‘“ bezeichnet und dessen 
konkreter Ausdruck die Wertmonade ist, ein wissenschafts- 
theoretischer Begriff, der ihm zur Herstellung einer har- 
monischen Werteinheit unerläßlich erscheint. Die Wert- 
monaden sind die gesunden Lebenskräfte der Menschen 
und Völker in der Richtung auf das Kulturganze. Ihr 
Verhältnis zur Leibnizschen Naturmonade hat bereits G. 
A. Walz (Gerichtssaal 101, 70f.) kritisch gewürdigt. 

Während Sauer bei der Leibnizschen Monade trotz 
ihres teleologischen Zuges die Fähigkeit vermißt, sich in 
konkreten Fällen unbedingt in höhere, sinnvolle Ganz- 
heiten einordnen zu lassen, soll der Wert den Monaden 
die notwendige Ganzheitsrichtung, die erforderliche Aus- 
gleichsfähigkeit (Harmonisierungsfunktion) geben, die 
Auflösung gewisser Antinomien ermöglichen, tatsächlich 
unüberwindbare Gegensätze gedanklich überbrücken, 
wenn sie etwa das „Ewige im Zeitlichen, das Unendliche 
im Endlichen, das Sollen im Sein“, „das Göttliche im 
Menschen“ sind. 

Daß hierzu der Begriff der Wertmonade „unerläßlich“ 
sei, ist zwar von jeher eine Eigenart Sauers Philoso- 
phie, aber auch heute nicht überzeugend. Ist die Methode 
lebensgesetzlich, nicht einseitig transzendental, so muß 
schon die regulative Idee als eine den Menschen erfas- 
sende, in ihm wirkende unwägbare Kraft mit ihrer aus 
dem Leben geborenen, aber zum absoluten Wert streben- 
den Generalisierungstendenz dazu befähigt sein, jede 
Lebenserscheinung in höhere Ganzheiten einzuordnen 


1) Eine Besprechung des Buches: Juristische Methodenlehre. Zu- 
gleich eine Einleitung in die Methodik der Geisteswissenschaften. 
Von Prof. Dr. Wilhelm Sauer, Münster. Stuttgart 1940. Ver- 
lag Ferdinand Enke. 635 S. Preis geb. 25,40 K., brosch. 23 MM. 
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und so zu. der erstrebten Harmonie zu kommen. Es mag 
nicht unbedingt schädlich sein, diese besondere Kraft ge- 
danklich von der regulativen Idee in ihrem Lebensaus- 
druck abzuspalten und als kleinste selbständige in der 
Richtung auf das Wunschbild des Weltganzen wirkungs- 
fähige Wesenheit und Einheit auch ontisch-substantieller 
Natur begrifflich besonders zu erfassen. Für die Ablei- 
tung konkreter Folgen nach unten ist diese Begriffs- 
bildung aber ebenso überflüssig wie für die Gewinnung 
einer reinen Wertharmonie nach oben. Die Wertmonade 
scheint mir auch weder notwendig noch geeignet, „den 
Wissenschaftscharakter der Metaphysik zu retten“. 


Hier mag der Wunsch maßgebend gewesen sein, die 
gedankliche Dreiteilung in der geistigen Erfassung der 
Gegenstände als ein geistiges Vorstadium zu überwinden 
und mit Sicherheit zu einer Gesamtschau ganz- und ein- 
heitlicher Betrachtung zu gelangen. Doch dieser Zug von 
der Ganzheit zur Einheit kann unmittelbar aus der regu- 
lativen Idee abgeleitet werden, die sich nach dem mensch- 
lichen Urteil in den Dingen selbst äußert, weil sie in 
ihnen Kräfte erzeugt, die die Dinge aus ihrer Lebens- und 
Erdgebundenheit zu den absoluten letzten Werten hinauf- 
ziehen. Eine dreiseitige Betrachtung ist keine drei- 
fache Betrachtung, sie führt ohne Hilfe eines Zwischen- 
begriffes zur Einheit. 


Dasselbe gilt von der Rechtsmonade, der Sauer die 
Aufgabe anvertraut, Gemeinwohl und Gerechtigkeit aus- 
zugleichen und zu vereinigen. Aber schon die Spannung 
zwischen der abstrakten begrifflichen Formulierung und 
der konkreten Anwendung des Begriffes ist zu groß, als 
daß der Begriff dem Rechtswahrer, namentlich aber dem 
Rechtswahrer in der Praxis, für den eine lebensgesetz- 
liche Methode vor allem bestimmt sein muß, ein brauch- 
bares Hilfsmittel sein könnte. Im Grunde genommen sagt 
die Rechtsmonade nur, daß, nicht wie sie den Ausgleich 
zwischen Gemeinwohl und ewiger Rechtsidee schafft. Sie 
führt so zu leicht zu Scheinlösungen und Scheinklarheit. 

Ist die regulative Idee die wirkende, lebendige Kraft, 
so ist das Urteil das methodische Hilfsmittel, das die 
Dreiteilung zu einer sinnvollen Einheit verbindet. Auch 
das Urteil erscheint wiederum als der methodische 
Grundbegriff aller Geisteswissenschaften, besonders der 
normativen, besonders wiederum der Rechtswissenschaft. 

Mit einer formal abstrakten Übersicht über die einzel- 
nen Stufen, auf denen das Urteil von den konkreten Le- 
benserscheinungen zu höheren Abstraktionen aufsteigt, 
schließt der erste Teil des Werkes, der die Grundlagen 
der Methode und die Lehre vom Urteil überhaupt behan- 
delt und dabei zu einer fast erdrückenden Fülle allgemein- 
und rechtsphilosophischer Fragen Stellung nimmt, so daß 


sich die Kritik schon infolge des beschränkten Raumes 


auf die Grundgedanken beschränken muß. 

Im zweiten Teil, der die Anwendung der Methode, die 
Lehre vom konkreten Urteilen, und im dritten Teil, der 
die Ergebnisse, die Lehre von den Urteilswerten be- 
handelt, erweitert sich Sauers Methode zu einer juri- 
stischen Elementarlehre. Hier erweist sich die praktische 
Brauchbarkeit des methodischen Ausgangspunktes ebenso 
wie die bedingte Verwendbarkeit einer jeden so tief und 
in letzter Abstraktion angelegten Methode. Ihre Lebens- 
gesetzlichkeit tritt oft plastisch hervor, wird aber minde- 
stens ebenso oft durch eine Übertonung der regulativen 
Idee, der Gerechtigkeit als eines unerreichbaren Hochziels 
praktisch in Frage gestellt. 

Wertvolle methodische Grundsätze für die Tatsachen- 
feststellung, an denen andere Methoden vorübergehen, 
bereichern die Urteilsgrundlagen. Die Tatsachenfeststel- 
lung ist der Lebensausgangspunkt, aber schon mit der 
Blickrichtung auf die sozial zweckmäßige Gestaltung in 
der Richtung auf die Gerechtigkeit. Diese Urteilsauffas- 
sung veredelt das Prozeßrecht, indem sie die Entwicklung 
in das materielle Recht verlegt, die Rechtskraft zu einer 
„sozialisierungskraft‘‘, zur Rechts- und Sachgestaltungs- 
kraft macht und die Vorstellung, der Prozeß, das Urteil 
und die Rechtskraft erschöpften ihre Aufgabe in der Her- 
stellung einer neuen Ordnung bei Wertfreiheit des Ord- 
nungsbegriffes ablehnt. Nicht auf die Tatsache der neuen 
Ordnung, sondern auf ihren Inhalt kommt es an. 

Viele alte Fragen bleiben aber ungelöst. Schafft das 
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Sachurteil gegenüber einer unbefriedigenden Rechtslag 
neues Recht, so muß das unrichtige Urteil trotz aher 
Rechtskraft die wahre Rechtslage unberührt lassen. ^ b 
nur das rechtlich unerträgliche Urteil, das Tatsachen Tier 
entstellt, das schwer gegen das Recht, seine Idee 5 die 
sein Grundgesetz verstößt, soll nichtig sein. Für wes 
zivilprozessualen Beispiele (S.549) gilt dasselbe; kt 
Niethammer für die strafprozessualen Fälle berie 

hat (Dj. 1941, 235). Einem Richter, der diese F 
begeht, hilft die beste Methode nichts. p 
Praktischer und schwieriger sind die anderen Fälle Sie 
richtiger Urteile. Auch hier tritt die regulative Idee, den 
Gerechtigkeit in der Anwendung der Methode so in rtret- 
€ 


Vordergrund, daß sie mit einer rechtspolitisch vB 


= oll- 
y Lauch 


baren Normges ait nicht zu vereinen ist. Die 
Spannung zwischen Sein und Sollen, die in der U 
kommenheit jeder menschlichen Handlung und dam! 
jedes Staatsaktes ihre Erklärung, aber auch ihre R ver 
fertigung finden soll, Kann tatsächlich nur eine Flas 

stellung, keine Antwort auf die Frage sein. ittel 


Der Rechtsmonade als gedanklichem Ausgleichs mu cje 
fehlt hier die Kraft zur Beseitigung der Spannung jch 
spiegelt eine Scheinlösung vor, während sich der ta chef 
liche Ausgleich der Gesetzmäßigkeit wissenscha einer 
Allgemeinbegriffe entzieht und damit die Grenzen "ie. 
so tief angelegten und in ihrer begrifflichen Form nts- 
rung so abstrakten Methode für die praktische Nec 


arbeit aufzeigt. Hier ist noch vieles klärungsbedür — j 
Wie wertvoll die methodischen Aus angspunkte $ für 
nt 


zeigt sich wiederum, wenn man ihre rauchbarke im 
die rechtspolitische Arbeitsweise prüft. Hier ge 1 für 
Sauer eine Reihe wertvoller Grundbegriffe. V K foden 
ihn die Gemeinschaft aller Menschen, die sich i Ge: 
ständig durch gleichartige Abstammung (Rasse UN a und 
schlechterfolge) und durch Sitte ns Sprach das 
sonstige soziale Regeln) verbunden fühlen. Staat 19° . 
rechtlich geformte, angesiedelte Volk mit organisär jtur 
ermöglichter Kultur und mit Ausrichtung auf die 
nation, die ihrerseits die werthafte Verwirklichung, ist 
Volkstyps ist. Das Grundgesetz jeder Gemeinscheptig⸗ 
möglichster Nutzen für die Gemeinschaft. Die 02 e- 
keit darf nicht nach einer außerhalb der völkische rech- 
meinschaft liegenden Idee ausgerichtet werden. taatlich 
tigkeit ist Übereinstimmung des Wirkens mit der Sau ers 
verkörperten Volksgemeinschaft. Hier gelingt es > in die 
den Schwerpunkt seiner dreiseitigen Betrachtung Forde 
Mitte zu legen. Das nationale Volksrecht muß def en 
rung „aus dem Volk und für das Volk“ entsprec trolle 
Von diesen Ausgangspunkten gewinnt er Wie das 
Grundsätze für die Technik der Gesetzgebung, halt der 
Leben in Gemeinwerte zu überführen hat. Der Ju sen, ihr 
Gesetze muß vom Volksbewußtsein getragen ees 
Wertgehalt muß den Wertvorstellungen des Vol konk 
sprechen, seine Wertformeln müssen möglichst s son- 
sein. Das Gesetz soll nicht nur ein logisches Gans“ jote- 
dern ein geschlossenes sozialethisches, kulturelles, 
thisches Gebilde sein. spu k- 
spu es 


n 
So liefert Sauers Methode in ihren Ausgang har 
ten, aber auch in vielen Einzelergebnissen bratr wart 
Material für die gesamte Rechtsarbeit der Fel anlassel 
Daß sie auch oft zu kritischen Bemerkungen ifea an der 
muß, liegt an der Fülle des verarbeiteten Stoffes, ktion 
Weite der Gesamtschau und an der großen Affe, Alles 
der von 11 erarbeiteten aa vervan Bar do, i 
bedingt sich gegenseitig, bedingt aber bis Z ir de 
we Grad 1 85 die Bräichbäfkeil der Methode , ta 
praktisch arbeitenden Rechtswahrer, worauf pia ha 
hammer (DJ. 1941, 236) eindrucksvoll hinge BR 
So erscheint neben einer so breit angelegten 
schaftlichen Methode auch noch eine engere arbeiten. 
Daseinsberechtigung zu haben, die den prater drückt; ih 
den Rechtswahrer nicht mit ihrer Stoffülle 2 hnittlicl 
nicht die begrenzte Fassungskraft ti ulänglic 
menschlicher Aufnahmefähigkeit und die a pringb 
keit menschlichen Schaffens so zum Bewußts nkt seine! 
ihm aber die Schwierigkeiten, die im Brennt itteln zu 
praktischen Tätigkeit liegen, mit einfachet ene geringe 
überwinden hilft, wenn sie auch bewußt ein 
Einseitigkeit in Kauf nimmt. 
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U 3 
alle 55 diesem Gesichtspunkt haben auch heute noch 
ern Methoden Berechtigung, die mit einer 
schen Ausrichtung verbunden sind, was 
übrigen ei der Kritik dieser Methoden (S. 560 ff.), die im 
Sachlie eine gute geschichtliche Übersicht und wertvolle 
Gesichtspunkte im einzelnen bringt, oft über- 


Rechts politi 


i Vernehmung polnischer Zeugen 
21 BE amtsgerichtlichen Strafverfahren 
erhalb der eingegliederten Ostgebiete 


‚m e 
cingegp pensatz zum Generalgouvernement*) sind die 
in denen erten Ostgebiete Siedlungsräume der Deutschen, 
Sondere den Polen 2), die dort noch wohnen, eine „be- 
rechts cege“ zukommt‘). Für das Gebiet des Straf- 
Polenstr en die rechtlichen Folgerungen hieraus die 
den Ra rechts O. v. 4. Dez. 1941 (RGBI. I, 759). Über 
verfahre en der Ordnung des Strafrechts und Strafrechts- 
uber 8 über Polen greift Art. II der ErgänzungsVO. 
tinge leq  arechtspflege gegen Polen und Juden in den 
: SER Ostgebieten v. 31. Jan. 1942 (RGBI. I, 
pn: Nach diesem kann. das Gericht in jedem Falle 
ler ersu, 1 0 Polen als Zeugen vor einem beauftragten 
zeichnet e ten Richter vernommen werden. Dabei kenn- 
ung. peran“ nur die verfahrensrechtliche Ermächti- 
ichter 955 Sinne der VO. entsprechend „muß“ der 
in e Nie ihr Gebrauch machen. Die Vorschrift gilt 
Reiche gegliederten Ostgebieten allgemein, im übrigen 
1ogänzun A nach Abs. 2 des vorgenannten Art. II der 
ya im Ke O. für diejenigen Polen, die am IeSepe 
Ohnsitz ebiete des ehemaligen polnischen Staates ihren 
Sonen epy oder Aufenthalt hatten. Das ist dieselbe Per- 
Außerhaj lie, die nach Abschnitt XIV der VO; auch 
glenstraf er eingegliederten Ostgebiete dem sachlichen 

Als Gri recht unterliegt. 

Wendie nd für diese Vorschrift wird allgemein die Not. 


Ze 155 bezeichnet, es zu vermeiden, daß polnische 
wein der Hauptverhandlung auftreten). Das Ziel, 
1 aber „ weitgehend aus ihr auszuschließen, 
ae RL die Anordnung ihrer Vernehmung durch 
9 den ragten oder ersuchten Richter im Verfahren 


Abem beautsgerichten nur unvollkommen erreicht. Unter 
dag 3) F tragten Richter versteht die StPO. (8 173 
aB gi Er Mitglied eines mehrgliedrigen Gerichts, so 
ng ist pp ofschrift für die Amtsgerichte ohne Bedeu- 
ht nter einem ersuchten Richter wird ein Amts- 


n ter „in jedem Falle“, also auch dann er- 
"ankhe; Y wenn die Hindernisse des § 223 StPO. 
de, chlt doch erkehrshindernisse usw.) nicht vorliegen), 
L Polnische im amtsgerichtlichen Verfahren dann, wenn 
für =. Amtsgeri euge im Gerichtssprengel wohnt, ein an- 
suepi Sa Falle t, das „ersucht“ werden könnte, so daß 
ten $ e auch die Vernehmung durch einen er- 
8 Er we unmöglich wird. 
fech r ze nis entspricht, und es ist überflüssig, das 
in Atsvo, een nicht dem Sinne der Polenstraf- 
dani Wo der ErgänzungsVO. Diese geben allerdings 
ke ute nach keine Abhilfemöglichkeit. Den Ge- 
Önne der Gesetzgeber an Stelle der Worte 
Hauptverhandlung“ die in der Gesetzes- 
2 ommende Wendung „durch einen beauf- 
Schm dies : 
Oe 0 nu: das Polenstrafrecht keine Anwendung; Ab- 
5 5 J, ee VO. Vgl. dazu Freisler: DJ. 1942, 26 r. 
en gl. Freis] m gleicher Weise — doch aus anderen Grün- 
Juden 1 18 DR. 1942, 2633 r. — die Strafrechtspflege 
ernehmund ten eingegliederten Ostgebieten Hier wird nur 
el. Pre bolnis cher Zeugen behandelt. 
Reichel. Gr ad. et a-a O. S. 2631 1. 
art cht, er un udi Neubert, Das, Neue deutsche 
5 V. l der Ero s.2 zu Abschnitt XIII der VO. und Anm.2 
gl. Gian gànzungsVO.; Freisler: DJ. 1942, 44 r. 
a.a. O., Anm. 3 zu Art. II der ErgänzungsVO. 


ge 
die 


k und Praxis 


Bei aller Einzelkritik bietet Sauers Juristische Me- 
thodenlehre wertvolle Anregungen, besonders für den 
wissenschaftlich arbeitenden Rechtswahrer. Die Beschäfti- 
gung mit ihr ist für die Uberprüfung der eigenen Arbeits- 
weise von bleibendem Wert. 

Dr. jur. habil. Horst Bartholomeyczik, 
Dozent z. Z. Frankfurt (Main). 


tragten oder ersuchten Richter“ gebraucht haben, wird 
man nicht ernstlich aufnehmen können. Abschnitt XIl der 
VO., der dem Gericht und der Staatsanwaltschaft Ermes- 
sensfreiheit in der Gestaltung des Verfahrens einräumt, 
gilt nur in den eingegliederten Ostgebieten und auch dort 
nur in Verfahren gegen polnische Angeklagte, so daB 
der Hauptfall der Vernehmung eines polnischen Zeugen 
im Verfahren gegen einen Deutschen nicht erfaßt wird. 
Schließt sohin der Wortlaut eine befriedigende Lösung 
aus, so kann sie nach dem Sinn des Polenstrafrechts 
nicht zweifelhaft sein. Aus dem Grundgedanken der Be- 
stimmung ist daher die Berechtigung und Verpflichtung 
des Amtsrichters herzuleiten, polnische in seinem Ge- 
richtsbezirke wohnende Zeugen, die am 1. Sept. 1939 ihren 
Wohnsitz oder Aufenthalt im Gebiete des ehemaligen 
polnischen Staates hatten, außerhalb der Haupt- 
verhandlung unter Beachtung von § 103 StPO.) zu 
vernehmen. 

Bei dieser Gelegenheit sei eines anderen Obelstandes 
gedacht: Die StPO. legt es, soweit keine gesetzlich vor- 
geschriebenen Ausnahmen vom Vereidigungszwange 
stattfinden, in die Hand des Angeklagten, den Richter 
auch dann zur Vereidigung eines Zeugen zu zwingen, 
wenn er diese selbst nicht für erforderlich, die Aussage 
aber auch nicht für unerheblich hält”). Das Mißliche, 
das in einem solchen Einfluß auf das Verfahren liegt, 
tritt dann besonders hervor, wenn der Angeklagte ein 
Pole, der Zeuge aber ein Deutscher ist. Zwar wird schon 
die Verhandlungsweise des Richters das Auftreten dieses 
Mißstandes für die Regel zu verhindern wissen, auch 
kann eine erweiternde Auslegung des Wortes „unerheb- 
lich“ in 861 Ziff. 5 StPO. in manchen Fällen helfen. 
Aber auch im übrigen wird der Richter, wenn er Grund 
zur Nichtvereidigung hat, dem Verlangen eines polnischen 
Angeklagten nicht nachzugeben haben. Die Begründung 
hierfür ist aus der besonderen Lage des Polen zu ent- 
nehmen, die auch außerhalb der eingegliederten Ost- 
gebiete ein Bestimmungsrecht im Strafverfahren für ihn 


ausschließt. 
AGR. Dr. Dünnebier, Stuhm. 


Kann ein Jude 
eine Schuldenregelungshypothek erwerben? 


Nach $ 15 SchuldRegIG. sind die in dem rechtskräftig 
bestätigten Entschuldungsplan oder Vergleichsvorschlag 
geregelten persönlichen Geldforderungen durch Eintra- 
gung einer sog. Schuldenregelungshypothek zu sichern. 
Nach Art. 8 der 1. AblösungsVO. v. 27. Febr. 1937 ent- 
stehen die Schuldenregelungshypotheken kraft Ge- 
setzes mit der Bestätigung des Entschuldungsplans bzw. 
Vergleichsvorschlags. Soweit die Pläne bereits vor dem 
Inkrafttreten dieser VO. bestätigt worden sind, sind die 
Hypotheken spätestens am 3. März 1937 entstanden. 

Das Entschuldungsamt hat alsbald das zuständige 
Grundbuchamt um die entsprechende Eintragung der 
außerhalb des Grundbuches entstandenen Schuldenrege- 
lungshypotheken auf Grund des Entschuldungsplans bzw. 
Vergleichsvorschlages zu ersuchen. 

Dieses Ersuchen macht grundsätzlich keine Schwierig- 
keiten. In den meisten Fällen wird dem Ersuchen auf 
Berichtigung der Grundbücher auch bereits stattgegeben 


) Vgl. Art. II Abs. 1, 2. Halbsatz der ErgänzungsVO., der be- 
stimmt, daß $ 251 Abs. 2 StPO. unberührt bleibt. 

J Vgl. im einzelnen eingehend Cochems, Zur Zeugenver- 
eidigung im Strafprozeß: DStR. 1942, 51. 
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worden sein. In einigen Sonderfällen sind aber bei der 
Absetzung des Grundbuchersuchens erhebliche Bedenken 
aufgetaucht, nämlich dort, wo in dem Plan oder Ver- 
gleichsvorschlag eine Geldforderung für einen Juden 
aufgenommen worden ist. 

Ist hier das Entschuldungsamt verpflichtet, das Grund- 
buchamt ebenfalls um die Eintragung einer Schulden- 
regelungshypothek zu ersuchen? Ist seinerseits das 
Grundbuchamt verpflichtet, dem Ersuchen stattzugeben, 
wenn u. a. die Eintragung einer Schuldenregelungshypo- 
thek für einen Juden vorgenommen werden soll? 

Nach dem Wortlaut der oben angeführten Gesetzesbe- 
stimmungen müßten beide Fragen ohne weiteres bejaht 
werden. Denn mit der Bestätigung ist für jede in dem 
Plan auf Bogen V aufgenommene Geldforderung nach 
Art. 8 der 1. AblösungsVO. eine Schuldenregelungshypo- 
thek entstanden. 

Und doch muß nach meiner Ansicht sowohl die eine 
als auch die andere Frage verneint werden. Allerdings 
hat das KG. in der Entscheidung DR. 1941, 2132 die 
gleich wichtige und ähnliche Frage, ob ein Jude eine 
Zwangshypothek erwerben kann, bejaht. M. E. steht 
jedoch diese Ansicht nicht im Einklang mit der heute 
geltenden nationalsozialistischen Rechtsauffassung. Zwar 
hat die Entscheidung des KG. auch den Wortlaut des 
Gesetzes für sich. Denn nach § 7 Abs. 1 der EinsatzVO. 
v. 3. Dez. 1933 ist den Juden nur der Erwerb von 
Grundstücksrechten durch Rechtsgeschäfte ver- 
boten. Wird aber mit dieser engen Gesetzesauslegung der 
wirkliche Wille des Gesetzgebers erfaßt? Will tatsäch- 
lich der Gesetzgeber nur den rechtsgeschäftlichen Erwerb 
von Hypotheken durch Juden verbieten, dagegen den 
Erwerb im Wege der Zwangsvollstreckung oder auf an- 
dere gesetzliche Weise mit allen seinen Folgen zu- 
lassen ? 

Die letztere Frage ist von Schmidt-Klevenow 
(DR. 1941, 2395) und Schmidt-von Rhein (DR. 1942, 
29) verneint worden. Diese Ansicht verdient vollste An- 
erkennung. Soweit es sich um die Eintragung von Schul- 
denregelungshypotheken auf deutschen Erbhöfen handelt, 
kann diese Auffassung nicht zweifelhaft sein. Denn das 
REG. als grundlegendes Gesetzgebungswerk national- 
sozialistischer Rechtsgestaltung will den deutschen Grund 
und Boden von allen jüdischen Einwirkungen, und zwar 
in jeglicher Rechtsform befreien. Es wäre mit den hohen 
Zielen dieses Gesetzes als unvereinbar anzusehen, wenn 
nach Jahren seit dem Inkrafttreten des REG. deutscher 
Erbhofboden erneut mit Hypotheken für Juden belastet 
und damit mehr oder weniger jüdischen Einflüssen unter- 
worfen würde. 

Aber auch die Eintragung von Schuldenregelungs- 
hypotheken auf landwirtschaftlichen Grundstücken, die 
nicht Erbhöfe sind, muß als unzulässig angesehen werden. 
Gerade die Gesetzgebung in bezug auf die Rechts- 
stellung von Juden und die Behandlung ihres Vermögens 
seit Erlaß der Nürnberger Gesetze läßt mit aller Deutlich- 
keit erkennen, daß der Gesetzgeber den jüdischen Einfluß 
auf politischem und wirtschaftlichem Gebiete in jeder 
Hinsicht ausschließen will. Höchstes Gebot der Recht- 
sprechung muß es sein, bei Erreichung dieses Erfolges 
mitzuwirken. a 

Alsdann muß aber angenommen werden, daß mit der 
EinsatzVO. jeglicher Erwerb von Hypotheken durch 
Juden auf deutschem Grundbesitz verboten sein soll. 
Es ist nicht einzusehen, warum der Gesetzgeber dem 
deutschen Grundstückseigentümer die Belastung seines 
Grundbesitzes zugunsten eines Juden verbietet, auf der 
anderen Seite selbst aber durch gesetzliche Maßnahmen 
diesen Erwerb zulassen will. Dieser Widerspruch wäre 
nicht zu verstehen. 

Das Entschuldungsamt in Detmold war in einem Falle 
vor die Frage gestellt, ob es das zuständige Grundbuch- 
amt um die Eintragung einer Schuldenregelungshypothek 
von rund 800 % für einen Juden ersuchen sollte. Es 
hätte aus den obigen Gründen dieses Ersuchen nicht ge- 
stellt. Es konnte aber schon deshalb davon absehen, weil 
durch vorzeitige 500% ige Rückzahlung der Forderung 
gegen ausdrücklichen Verzicht auf Eintragung des ding- 
lichen Rechts diese wichtige Frage vergleichsweise ihre 
Erledigung fand. - 

Nach meiner Ansicht bleibt also die Geldforderung für 
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einen Juden ungesichert. Sie ist bei Absetzung des Orun 
buchersuchens nicht zu berücksichtigen. Bereits ein ei 
tragene Schuldenregelungshypotheken müßten, 80% 
nicht inzwischen eine Beschlagnahme zugunsten Sen 
Reichs erfolgt ist, als nicht entstanden von Amts vor 
auf entsprechendes Ersuchen des Entschuldungsaf f. 
wieder gelöscht werden, damit dieser nach nationalsoZ 
stischen Rechtsbegriffen unhaltbare Rechtszustand & 
äußerlich beseitigt würde. 

AGR. Dr. Schnülle, 


Leiter des Entschuldungsamtes in Detmold: 


Unterh..itsklagen gegen Soldaten 
(Zu DR. 1942, 1053 und 1215) dem 
In beiden Veröffentlichungen ist unbestritten, daß der 
Kinde wesentlicher Nachteil erwachsen würde, well ein 
Unterhaltsprozeß gegen den Soldaten nicht trotz 5% gie 
Kriegseinsatzes geführt würde. Deshalb erfolgt auch m 
Bestellung des Prozeßvertreters nach § 2 der VerfV. gen 
1. Sept. 1930 (RO Bl. I, 1656). In den Veröffentlichünger 
ist der Streckung der Fristen und Hinausschiebung Sol- 
Termine das Wort geredet, damit die Belange def “ipe 
daten gewahrt werden können. Das bedingt aber pteil 
Verlängerung des Prozesses, während deren der Na iter 
für das Kind, die Nichtzahlung von Unterhalt, Leinen 
wächst. Die Dauer des Prozesses würde aber dann lee halt 
Nachteil für das Kind bringen, wenn dessen Unte 
inzwischen in anderer Weise gesichert wäre. Nach 50 
Einsatz-FamilienunterhaltsG, i. d. Fass. v. 26. Juni der 
(RGBI. 1, 911) sind familienunterhaltsberechtigt aubE ne- 
Ehefrau, den ehelichen, den an Kindes Stat mei“ 
nommenen Kindern und den mit der Ehefrau zusanuger 
lebenden Stiefkindern auch die unehelichen 2 
des Einberufenen, „wenn dessen Verpflichtung n 
Unterhaltsgewährung feststeht“. Würde noch bel e ein- 
werden „oder wenn gegen ihn die Unterhaltskklaße un“ 
gereicht ist“, so hätte dies zur Folge, daß für j- 
ehelichen Kinder der Einberufenen, welche einen chaft 
kehr mit der Mutter zwar zugeben, aber die Vaters an- 
und Unterhaltspflicht aus irgendeinem Grunde nici ger 
erkennen und deshalb verklagt werden müssen nn 
Unterhalt vom Reich zwischenzeitlich bezahlt wird. F, zu 
könnte der Rechtsstreit, ohne einer Beschleunig > 
bedürfen, unter Wahrung aller Rechte des Soldat® 
führt und notfalls auch ausgesetzt werden. 
berufenen könnten mehr als bisher vor den 
lichkeiten des Rechtsstreits bewahrt werden, die urch 
Kampfkraft (oder sonstige militärische Tätigkeit) kön 
Beunruhigung aus der Heimat leicht beeinträchtig oi abh- 
nen. Bei der Summe der ohnehin im ganzen Reich n sich 
lenden Familienunterstützungen würde es auf del ehe- 
hierdurch ergebenden verhältnismäßig geringe Zweckes 
betrag angesichts des in doppelter Hinsicht guten Se 
sicher nicht mehr ankommen. Überdies könnte SIE” fest- 
Reich ein Rückgriffsrecht gegen den im Proze yolks“ 
gestellten Unterhaltsverpflichteten sicherstellen. Die i 
gemeinschaft hat auch diesen Kindern gegeni ire Er- 
Pflicht und ein nicht geringes Interesse, daß RAC 
nährung nicht durch den Rechtsstreit gegen Wehr 
angehörige für kürzere. oder längere Zeit in 
stellt wird. Es wäre eine soziale Hilfeleistung, ii 8 rohen 
dürftigen unehelichen Kinder, die Befreiung e 
Sorge für die Mutter und zugleich das beste Mitte 
Soldaten vor einer übereilten Durchführung 
zesses zu schützen. ` Bay). 
JustObInsp. Fr. Degel, Fürth (Ba) 


Der Erbverzicht im Bauernrecht N 
Das bäuerliche Eigen ist unter allen dinglichen ente 


des Bauern innere soziale Schranken in Sic 
daß demgemäß die rechtsgeschäftlichen Gestaltung eng 
lichkeiten im Raume des Hofes sowohl unter onde 
wie von Todes wegen begrenzt sind. Was in mäß der 
die Erbfolge anlangt, so vollzieht sie sich iR g der 
Anerbenordnung. Diese läßt der Selbstverantwor 
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Sie aanossen nur einen kleinen Spielraum. Insofern ist 
orqnun nicht unelastisch. Zur Elastizität der Anerben- 
keit im achot auch der Erbverzicht. An seiner Zulässig- 
besten, Bauernrecht kann heute ein Zweifel nicht mehr 
Praxis J (89 EHRV). Jedoch sind mit ihm, wie die 

Ar e noch manche Unklarheiten verbunden. 

nis u bäuerlichen Erbverzicht ist folgende Erkennt- 
BGR, a grundlegender Bedeutung. Man räumt für das 
eine R mein ein, daß der Erbberechtigte imstande ist, 
teils „etwaigen Verzicht auf einen Bruchteil seines Erb- 


n der 1 0 Erbverzicht auf einzelne Gegenstände; 
Jedoch Hof ist kein Inbegriff von Sachen und Rechten. 
u ar es der Verzicht auf die besondere Rechts- 
guch leründsstellung innerhalb der Hofesgemeinschaft. 
Streit Ber herrscht dem Grundsatze nach heute kein 
‚ mögen r. Ob der vorgenommene Erbverzicht das 
E Auge N Erblassers im ganzen oder nur den Hof 
inzelfalle at, ist Tatfrage und Frage der Auslegung des 
pi den ©; Daß aber die Möglichkeit, den Erbverzicht 
edentun of zu beschränken, von großer praktischer 
noch im g ist, liegt auf der Hand und wird sich auch 
= folgenden zeigen. 

Verde Et soll im Nachstehenden der Fall erörtert 
o eren aß sich der bäuerliche Erbverzicht auf den Hof 
er ohne Bet. ist zu beachten, ob sich die Erbfolge mit 
S L Venn Beteiligung der Anerbenbehörden vollzieht. 

ao unter en die Rede war, der Erbgang vollziehe 
bin a itwirkung der Anerbenbehörden, so ist das 
der Vorb erstehen: es gibt Fälle, in denen der Erb- 
gene aut „send die Hofesnachfolge ordnen kann und 
Wiegen Genehmigung der Anerbenbehörden an- 


a) Hierbei 
at 10 handelt es sich um zwei Gruppen von Fällen. 
* nn kommt in Frage, daß der Erblasser in 
heiß im Si ligen Verfügung, zu der auch eine Erklä- 
A emmun nne des 813 EHRV?) gehört, eine Anerben- 
wi uber trifft, die nur mit Genehmigung der An- 
Ahti dr wirksam werden kann, z.B. wenn er aus 

Nerben b runde innerhalb der ersten Ordnung den 
2 Des nt (825 Abs. 1 Ziff. 3 REG). 

Al n ist hier die Hofesübergabe zu erwäh- 
8 (837 N bedarf der anerbenbehördlichen Genehmi- 
were Keine eo REG). Wenn sie auch im technischen 
ha enomm rbfolge darstellt, so gehört sie doch als vor- 

971 ene Erbfolge innerlich in diesen Zusammen- 
i n 


d A 

kön allge a or erwähnten Gruppen von Fällen dürfte 
nig ate vielleich ein Erbverzicht überflüssig sein. Man 
eine Apfinden t denken, daß die Beteiligten das Bedürf- 
Ka Sone. um sichere Verhältnisse zu schaffen, etwa 
wacht nah: der übergangen werden soll, einen Erb- 
kan. aber ezulegen. Mit einem solchen Erbverzicht 
Beda so met tisch nichts gewonnen. Denn einerseits 

chte t absolut sichergestellt werden, daß der 


Yon irkl 
fip Ander ich zum Zuge kommt. Das hängt ja noch 
viigckei en Umständen ab, z.B. von seiner Bauern- 


Vans seiner dererseits steht das Fehlen eines Erbver- 
Shenann 10 ofesnachfolge nicht entgegen. Denn sein 
Achtabebörde schon durch die Genehmigung der An- 
dend bedarf ausgeschaltet, ohne daß es eines Erbver- 
„Die ständige Rechtsprechung der Anerben- 

tigen Verzicht ahin, grundsätzlich schon in einer form- 
Der „run “serklärung des Übergangenen einen wich- 
Re 185 Verzicht Erteilung der Genehmigung zu erblicken. 
leine enbehörd könnte nur einen Sinn haben, wenn die 
Sichg Ir n desen die Ubergehung des Vormannes ab- 
Vorm nomme. Falle könnte die Erbfolge des in Aus- 
meist? n ente dadurch erreicht werden, daß der 
SO fie chtet. Indessen wird es in solchen Fällen 

n gen, daß die Anerbenbehörden Bedenken 


\ al 
1500 1050 Bän deutsche Erbrecht“, 3. Aufl., S. 534, zu 3a. 
* „Lehrbuch des Erbhofrechts“, 2. Aufl., S. 266/267. 
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hatten, weil die Bauernfähigkeit des Bedachten zweifel- 
haft ist. Darüber aber wird letztlich erst nach dem Erb- 
fall entschieden, so daß auch so eine Klärung durch den 
Erbverzicht nicht eintritt. 

Aus diesen Gründen ist in Fällen der genannten Art 
ein Erbverzicht meist entbehrlich und wegen der mit ihm 
verbundenen Kosten und sonstigen Schwierigkeiten (vgl. 
unten zu Il b) nicht zu empfehlen. 

II. Dagegen ist der Erbverzicht zur Lenkung der Hofes- 
folge sinnvoller, wenn es sich um Verhältnisse handelt, 
bei denen eine Mitwirkung der Anerbenbehörden in dem 
dargelegten Sinne nicht in Betracht kommt. 

a) Hier kann der Erbverzicht einem doppelten Zwecke 
dienen. 

1. Zunächst kann er deshalb vorgenommen werden, um 
einem Sippegenossen, dem der Verzichtende im Wege 
steht, den Hof zukommen zu lassen, z. B. dem Bruder des 
Bauern unter Übergehung des Vaters. Das wird im all- 
gemeinen unerwünscht sein, läßt sich aber nicht ganz 
vermeiden. Wenn man schon außerstande ist, den best- 
berechtigten Anerben zu zwingen, die Führung des Hofes 
anzutreten, so wäre es zweckwidrig, ihn daran zu hindern, 
vorzeitig auf sein Anerbenrecht zu verzichten. 

2, Der Erbverzicht kann in diesem Zusammenhange 
aber auch noch einem anderen Bedürfnisse dienen. Die 
Dinge können se liegen, daß der zunächst in Betracht 
kommende Sohn nicht bauernfähig erscheint. Wie die 
Anerbenbehörden endgültig über die Bauernfähigkeit 
urteilen werden, wird in vielen Fällen zweifelhaft sein. 
Darum ist es vorteilhaft, durch Erbverzicht des Bauern- 
unfähigen oder wenigstens mit zweifelhafter Bauern- 
fähigkeit Ausgestatteten eine Klärung herbeizuführen und 
dadurch die Grundlage für durchsichtige und feste Ver- 
hältnisse zu schaffen. Denn ein Hinausschieben der Ent- 
scheidung darüber, wer endgültig — vgl. jedoch oben 
zu Alb — den Hof übernimmt, bis zum Tode des Bauern 
wird in vielen Fällen Unruhe unter die Beteiligten brin- 
gen und der Bewirtschaftung des Hofes abträglich sein. 
Ebenso verhält es sich, wenn damit gerechnet werden 
muß, daß der Nächstberechtigte sein Erbrecht aus- 
schlägt“). 

b) Wenn auch in diesen Fällen ein Erbverzicht durch- 
aus angebracht ist, so Sollte man doch, bevor man ihn 
tätigt, die Nachteile bedenken, die mit ihm verbunden zu 
sein pflegen, insbesondere folgende: 

1. Der einmal ausgesprochene Erbverzicht vermag zwar 
wieder rückgängig gemacht zu werden (82351 BGB.). 
Dies kann aber nur durch Vertrag geschehen, und zwaı 
ist gerichtliche oder notarielle Beurkundung erforderlich. 
Nach Eintritt des Erbfalls — namentlich z. B., wenn sich 
gerade dann die Bauernunfähigkeit des Bedachten heraus- 
stellt — kann der Erbverzicht überhaupt nicht mehr rück- 
gängig gemacht, allenfalls nur durch Übergabe oder 
sonstige Veräußerungen des Verzichtenden ausgeglichen 
werden. Somit bedeutet Erbverzicht stets eine gewisse 
Versteifung der Rechtsbeziehungen. 

2, Viel schwerer wiegt ein weiteres Bedenken. Wer 
auf das Anerbenrecht verzichtet hat, verliert damit zu- 
gleich seine Versorgungsansprüche (83 %, 3i REO). 
Diese Regelung ist rechtspolitisch bedenklich. Sie erklärt 
sich nur deshalb, weil man ursprünglich vielfach von der 
irrigen Auffassung ausging, Versorgungsansprüche seien 
Ansprüche erbrechtlicher Natur. In typischem Begriffs- 
denken folgerte man daraus, daß derjenige, der auf sein 
Erbrecht verzichtet habe, damit auch die in diesem ent- 
haltenen versorgungsrechtlichen Ansprüche preisgibt. Wie 
dem auch sei, auf jeden Fall hat der Erbverzicht im 
Bauernrecht heute kraft ausdrücklicher Regelung die 
unangenehme Folge, daß der Verzichtende seine Ver- 
sorgungsansprüche verliert. Es ist oft unbillig, denjeni- 
gen, der das Opfer des Verzichts bringt, auch noch mit 
dem Opfer des Verlustes der Versorgungsansprüche zu 
belasten. Diese Erwägungen lassen es ratsam erscheinen, 
mit der Vornahme eines Erbverzichts in bäuerlichen Ver- 
hältnissen zurückhaltend zu sein. 

c) Da der Erbverzicht mit gewissen Gefahren verbun- 
den ist, sollte man bei seiner Vornahme jeweils prüfen, 
ob es sich nicht empfiehlt, ihn ausdrücklich auf das An- 


3) REHG 4, 206 (213) = IW. 1937. 2579 5, 
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erbenrecht zu beschränken. Diese Frage, die in jedem 
einzelnen Falle sorgfältiger Überlegung bedarf, kann 
leicht übersehen werden. Deshalb sei auf sie besonders 
hingewiesen. 


B. Es bleibt noch übrig, in aller Kürze den Fall zu er- 
wähnen, daß sich der Erbverzicht nur auf das nicht zum 
Hofe gehörende Vermögen (Allod) bezieht. Nach dem 
Gesagten ist ein solcher Erbverzicht möglich. Es fragt 
sich, ob auch er die Folge hat, daß der Verzichtende, 
wenn er nicht zugleich Anerbe ist, die bäuerlichen Ver- 
sorgungsansprüche einbüßt. M.E. ist die Frage zu ver- 
neinen. Denn wenn schon dieser Teilverzicht überhaupt 
möglich ist und das Anerbenrecht nicht ausschließt, so 
ist erst recht nicht einzusehen, weshalb er die Versor-, 
kommt ja der 
Lebensfähigkeit des Hofes und damit seiner Leistungs- 
fähigkeit hinsichtlich der Versorgungsansprüche im all- 
gemeinen nur zugute, wenn ein „Miterbe“ auf sein Erb- 
recht am Allod verzichtet. 

Prof. Dr. Wilhelm Herschel, Halle. 


Zur Anwendung der Geboteverordnung 
im Teilungsverfahren 


Einen verhältnismäßig recht erheblichen Prozentsatz 
anhängiger Zwangsversteigerungssachen bilden heute die 
Teilungsversteigerungen, die von Gesamthandgemein- 
schaften, insbesondere zum Zwecke der Aufhebung von 
Erbengemeinschaften, eingeleitet sind. Dabei wird in der 
Regel im Versteigerungstermin von sämtlichen Bietern 
das von der Preisbehörde für das betreffende Grundstück 
vorher festgesetzte höchst zulässige Meistgebot gleich- 
zeitig oder in unmittelbarer zeitlicher Aufeinanderfolge 
abgegeben. 

Nach 8 3 der VO. über die Behandlung von Geboten 
in der Zwangsversteigerung v. 30. Juni 1941 ist nun in 
diesem Falle der Zuschlag in erster Linie dem Bieter zu 
erteilen, dem hinsichtlich des ganzen Grundstücks oder 
eines überwiegenden Teiles davon ein im Grundbuch ein- 
getragenes, zum Besitz berechtigendes Recht zusteht. In 
dieser VO. ist jedoch nichts über die Behandlung von 
Gesamthandeigentum gesagt. Es heißt vielmehr lediglich, 
daß der Zuschlag dem Bieter zu erteilen ist, dem „hin- 
sichtlich des ganzen Grundstücks oder eines überwiegen- 
den Teiles davon“ das Eigentum zusteht. In der Praxis 
hat dies zu erheblichen Zweifelsfragen Anlaß gegeben. 

Das OLG. Dresden!) vertritt in Anlehnung an Mer- 
ten?) die Ansicht, daß die Erbanteile der einzelnen Mit- 
glieder der Erbengemeinschaft so zu behandeln seien, als 
wären sie ideelle Miteigentumsteile an dem betreffenden 
Nachlaßgrundstück, „setzt doch $ 2033 Abs. 2 BGB. 
seiner Fassung nach ausdrücklich Anteile der einzelnen 
Mitberechtigten am einzelnen Nachlaßgegenstand selbst 
voraus, wenn auch diese Anteile natürlich durch das 
Gesamthandverhältnis rechtlich gebunden sind“. Zwar 
möge diesen Anteilen infolge dieser Bindung im Rechts- 
verkehr der selbständige Charakter fehlen, kräftemäßig 
und wirtschaftlich trete jedoch ihre sogar gesetzlich vor- 
ausgesetzte Existenz in Erscheinung und gebiete bei 
Auslegung einer Rechtsvorschrift berücksichtigt zu wer- 
den, die wie $3 der VO. gerade „die, wirtschaftliche 
Nähe der Bieter am Grundstück“ entscheiden lassen 
wolle. 

Es fragt sich, ob für die wirtschaftliche Nähe der Bieter 
am Grundstück die Anteile maßgebend sein sollen, die 
die Beteiligten am ganzen Grundstück haben oder nicht 
vielmehr die Quoten, die den Beteiligten bei der Ausein- 
andersetzung hinsichtlich des betreffenden Grundstücks 
zustehen. Beide Größen können sich decken, brauchen es 
jedoch nicht zu tun?). Ist z. B. ein Miterbe bereits aus 
einem anderen Gegenstande mit 10000 % abgefunden 
worden, oder schuldet ein Miterbe noch 10 000 ½ zum 
Nachlaß, so erhält er bei der Auseinandersetzung weniger 
als die übrigen, während sein Erbteil unverändert weiter- 
besteht. Die Teilhaberschaft am Nachlaß ist also keines- 


1) DR. 1942, 186 tf., zustimmend LG. Berlin: DJ. 1942, 300. 
2) Merten bei Pfundtner-Neubert, II, 9 S. 60. 
3) And. Ans. Wendt: ArchZivPr. 89, 420. 


wegs identisch mit dem Anspruch auf das bei der Nach- 


laßteilung auf dieses Grundstück Entfallende. ‚on 

Die Frage, welches Verhältnis für die Anwendung } 
83 der VO. maßgebend sein soll, könnte nun leicht Mi 
antwortet werden, wenn die Gesamthandgemeins od” 
wirklich nur gebundene Mitberechtigung, Gesamt 
eigentum also lediglich Miteigentum ohne veräußer - 
Anteile wäre ). Denn dann beständen ja keine Beden ig. 
diese Miteigentumsanteile ebenso wie die Miteigen ut 
anteile nach Bruchteilen zu behandeln. Dies widersp!? m 
jedoch dem Prinzip des Gesamthandeigentums. 7 
Teilhaber einer Gesamthandgemeinschaft steht N t 
Anteil an dem gemeinschaftlichen Vermögen ZU, 1438 
an der einzelnen Sache e). Zutreffend betont daher tum 
RG. 6), daß bei Gesamthandvereinigungen das Eigen uch 
ungeteilt bestehe. Der Erbe hat also kein Eigentum, a- 
kein Teileigentum an den Nachlaßgegenständen. In Wa 
heit ist der Anteil am einzelnen Nachlaßgegenstand 2 I 
weiter als die Beziehung der Mitgliedschaft auf gep ist 
zelnen Nachlaßgegenstand. Kraft dieser Mitgliedsche en, 
jeder Erbe befugt, mit zu verfügen, mit zu verwa m 
Daraus folgt, daß dieser Mitgliedschaftsanteil an Kr j 
Gesamthandvermögen „in das Gebiet des rechtlichen it 
dels gehört und in keiner Weise die Rechtszuständ 
berührt“ ?). die 

Aber auch noch ein anderer Grund spricht gegen eh. 
Berücksichtigung der Anteile am Gesamthandvermo2 z) 
Nach 88 5ff. GrErwStG. v. 29. März 1940 (vgl; 55g 
RAO.) wird, wenn ein Grundstück bei der Auflö® 
einer Gesamthandgemeinschaft auf einen Gesamthal\ 
übergeht, die Steuer in Höhe der Auseinandersetzuf@ i 
quote nicht erhoben, die auf diesen Gesamthänder will 
sichtlich des Grundstücks entfällt. Das GrErwStO- Ge- 
damit die Härte vermeiden, die darin liegt, daß der geks 
samthänder bereits vor dem Übergang des Grunde ef. 
auf ihn an dem Grundstück mitberechtigt wars). Euler. 
fenderweise läßt man dabei nicht das Beteiligung” aß. 
hältnis, sondern das Auseinandersetzungsverhältnis vor- 
gebend sein. Denn nur dieses gibt richtig die dabe! * ie- 
genommenen wirtschaftlichen Verschiebungen, der 
der. Auf diese wirtschaftlichen Verlagerungen 17 510 
Auseinandersetzung einer Gesamthand stellt es aber * 
gerade 8 3 der VO. ab. Der Zuschlag ist also, Wenn ger 
Grundstück einer Gesellschaft gehört, nach Maßgab” aft 
Kapitalanteile zu erteilen. Bei einer Erbengemeins aus- 
entscheiden mithin nicht die Erbanteile, sondern ut k 
einandersetzungsquoten darüber, wer dem Grun 
wirtschaftlich am nächsten steht. dung 

Die Versteigerungsrichter haben bei der Anwen nes 
dieser VO. eine Aufgabe, die für sie etwas gang . ken, 
bedeutet. Sie dürfen sich nicht mehr bei Grundstüf zur 
die einer Gesamthandgemeinschaft gehören, damit zy- 
frieden geben, in Zweifelsfällen nach Erteilung den 
schlags den Erlös zu hinterlegen, und es im übrigen ung 
Parteien überlassen, sich gerichtlich über die Auszall A 
zu einigen ($$ 180, 115 ZwVerstG., 88 870 ff. 
Denn die Frage, wie der Erlös zu verteilen ist, mu 
vor Erteilung des Zuschlags geklärt sein, da voll $3 
Beantwortung ja die Entscheidung über den Zusch ung 
hängig ist. Während die Frage der AuseinanderS a ne 
bislang in einem vorwiegend von der Verhan alte) 
maxime beherrschten Verfahren geklärt werden m pi 
hat der Versteigerungsrichter jetzt von Amts Wess ner 
prüfen, wie die Auseinandersetzungsquoten Sind. gen 
Versteigerungsrichter muß mithin heute, um Klären. 
Zuschlag entscheiden zu können, vorher Fragen < mgs- 
die nicht in das Gebiet des formellen Vollstrec 
rechts gehören 10). Selbst wenn beispielsweise eine 
mutung dafür spräche, daß ein Grundstück den pr re- 
Gegenstand des Gesamthandvermögens bildete, itere! 
nügte dieses ja nicht, um den Richter von Y ang 
Prüfung zu befreien. Keinesfalls darf der Versteig®! 
——— „ W, t. 
4) Heck, „Sachenrecht“ § 71, 1; Kipp, „Erbrecht“ 8 825 1V 

5) Palandt, Überblick von § 903 Anm. 4 BGB. 

6) RGZ. 56, 209; 68, 417. 

7) Buchda, „Geschichte und Kritik der de 
handlehre“, 1936, S. 265 ff. 

8) Boruttau- Klein, GrErwStG, S. 219 fl.; Bühlen » 
buch des Steuerrechts“, II, S. 479. 0 

3) Jäckel-Güthe, ZwVerstG., 7. Aufl., § 180 Anm. = 

10) RC. 119, 322. 
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utschen Gesam 
Lehr“ 


l2 Jahr 
a E 
gang 1942 Heft 43/44] 


lichter 
ass È 
like. woa er als Versteigerungsrichter „nicht in der 
Steht“ 1 > 
schiede). Hätte der Richter diesen Ausweg, dann ent- 
Sondern „aktisch in den meisten Fällen nicht das Gericht, 
Erteilun der Knobelbecher auf dem Richtertisch über die 
Oder 1 5 des Zuschlags. Diesem regelmäßigen Würfeln 


8 
gelten, Überlegungen lassen offenbar werden, daß das 
ti echa VersiG, im Grunde nicht mehr in die heu- 
voraus, qoo und Wirtschaftsordnung paßt. Denn es setzt 
danach ab eine Auswahl unter den Bietern grundsätzlich 
im Verstertroffen werden kann, wer das höchste Gebot 
Dieses eigerungstermin abgegeben hat ($81 ZwVerstG.). 
mit frej tem hat aber nur in einer Wirtschaftsordnung 
Sich g . Preisbildung seine Berechtigung. Denn wenn 
achfra eistgebot nicht auf Grund von Angebot und 
Keitlich ge bestimmt, sondern ein Höchstgebot obrig- 
errechnet nl Maßgabe des wahren Grundstückswertes 
erheblich und festgesetzt wird, dessen Betrag aber 
möglich 2 dem Marktpreis liegt, dann ist es un- 
teilen, Warn Zuschlag nach diesen Grundsätzen zu er- 
eben en man die Zuschlagserteilung nicht in das Be- 
hängig S Gerichts stellen oder vom bloßen Zufall ab- 
temachen, dann muß sie nach materiellrechtlichen 
ganz mil piten geschehen. Deshalb läßt die GeboteVO. 
für den zecht die wirtschaftliche Nähe am Grundstück 
genheit -uschlag maßgebend sein. Auch bei dieser Ge- 
Prinz; ei gt sich somit deutlich, daß das überkommene 
heute pp Mes möglichst formellen Vollstreckungsrechts 

Dr 8 ist. 


r. W. Müller-FPreienfels, Königsberg (Pr.). 


ine wi ; 
Wichtige Ergänzung des Devisenrechts 
im Generalgouvernement 


ie Dey A 
1939 2 für das Generalgouvernement v. 15. Nov. 
D weiten. 44) und die zu ihrer Durchführung erlasse- 
ur m en vier Devisenverordnungen enthielten bis vor 
die in į me Bestimmungen darüber, welche Wirkung 
Verb te en aufgestellten devisenrechtlichen Gebote und 


un sollten. D 


ten zu been allgemeinen bürgerlich-rechtlichen Vorschrif- 
Nement ben orten. Das Devisenrecht des Generalgouver- 
i T stimmt ebenso wie das Devisenrecht des 
las Auslan Sewisse Leistungen, insbesondere Zahlungen 
„Nänder ee an einen ‚Ausländer im Inland oder an einen 
aNtlicher gunsten eines Ausländers, nur mit devisen- 


abei au enehmigung zulässig sind. Bekanntlich ist 
5 knen das Reich im Sinne der Devisenbestimmungen 
vane di vos dvernements Ausland. Rechtsgeschäfte, die 
E mas schriebene devisenrechtliche Genehmigung 
ont auf 5 worden waren, waren nach richtiger An- 
PER i r der bisherigen Rechtslage unheilbar nich- 
hält rs ein gesetzliches Verbot verstießen 

tni B § 1 des poln. Rechts der Schuldver- 


lage auf eine genehmigungsbedürftige 
an, wei die Re zwar ohne Genehmigung erhoben wer- 
81 die gelte rebung der Klage noch keine Verfügung 
hte durften ad gemachte Forderung darstellt. Die Ge- 
dane oder far aber schon bisher Urteile, die der Klage 
auf Senrechticheetse stattgaben, nur erlassen, wenn die 
in, ine . li Genehmigung erteilt war, da ein Urteil 
> 3 ich verbotene Leistung nicht ergehen darf. 
einer Genelelsstreckung als solche bedurfte es his- 
reckungekan migung, vielmehr waren nur solche 
e 


nehs, hat sich o 
Chen ee eit, daß das Fehlen einer ausdrück- 
10 805 mg in den Devisen vorschriften des General- 
Ba O Beschhiz 3 
0% Schluß des AG, Königsberg (Pr.) v. 15. Juni 1942 (24 K 
n ert 
i Ne Beck bei Pfundtner-Neubert, II, 9 S. 56. 
eo 
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gouvernements in der Praxis nicht selten zu Zweifeln 
und Schwierigkeiten führte. Ferner ging die nach den 
allgemeinen Vorschriften eintretende unheilbare Nichtig- 
keit aller nicht genehmigten Rechtsgeschäfte über die 
Notwendigkeiten hinaus, die durch die Devisenbewirt- 
schaftung bedingt sind. So bestehen z. B. in Fällen, in 
denen eine erforderliche Genehmigung nur aus Unkennt- 
nis oder Unachtsamkeit nicht eingeholt worden ist, vom 
devisenwirtschaftlichen Standpunkt aus vielfach keine 
Bedenken dagegen, die Genehmigung nachträglich zu 
erteilen. Die 5. DevVO. für das Generalgouvernement 
v. 15. Juli 1942 (VBIGG. 410), die am 1. Aug. 1942 in 
Kraft getreten ist, hat deshalb die DevVO. v. 15. Nov. 
1939 durch Aufnahme der 58 15a bis 15e ergänzt, die 
inhaltlich im wesentlichen den 8$ 64 bis 68 des im Reiche 
geltenden Gesetzes über die Devisenbewirtschaftung v. 
12. Dez. 1938 (RGBI. I, 1733) entsprechen. 

Durch § 15a Abs. 1 Satz 1 wird jetzt ausdrücklich 
klargestellt, daß Rechtsgeschäfte, die einer Verpflichtung, 
einer Beschränkung oder einem Verbot der Devisen- 
bestimmungen des Generalgouvernements zuwider ge- 
schlossen werden, nichtig sind. Nach 8 15a Abs. 1 Satz 2 
gilt ein solches Rechtsgeschäft aber als vom Zeitpunkt 
seiner Vornahme an wirksam, wenn die Genehmigung 
nachträglich erteilt wird. Ferner bestimmt $ 15a Abs. 2, 
daß die Nichtigkeit nicht zum Nachteil von Personen 
geltend gemacht werden kann, die den die Nichtigkeit 
begründenden Sachverhalt beim Abschluß des Rechts- 
geschäfts nicht kannten, oder die im Ausland ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben, es sei 
denn, daß sie die Nichtigkeit des Rechtsgeschäftes kann- 
ten. Die letztere Ausnahme gilt jedoch nicht zugunsten 
von Personen, die im Reich Wohnsitz oder gewölinlichen 
Aufenthalt haben. Diese werden also mit Rücksicht auf 
die Ähnlichkeit der Devisenvorschriften im Reich und im 
Generalgouvernement bezüglich der Kenntnis der de- 
disenrechtlichen Gebote und Verbote den Inländern 
gleichgestellt. Für den Prozeß bestimmt § 15c in An- 
lehnung an $66 DevG., daß das Verfahren auf Antrag 
einer Partei bis zur Entscheidung der Devisenstelle Kra- 
kau auszusetzen ist, wenn auf eine genehmigungsbedüri- 
tige Leistung geklagt wird. Hinsichtlich der Zwangsvoll- 
streckung bringt § 15b eine Änderung gegenüber dem 
bisherigen Rechtszustand, indem er ebenso wie 8 65 
DevG. vorschreibt, daß nicht nur die Verurteilung, son- 
dern auch die Zwangsvollstreckung gegen den Schuldner 
nur nach Erteilung der Genehmigung zulässig ist. Die 
Bestimmung des $ 15e, wonach der Erwerb von Werten 
oder die Verfügung im Wege der Zwangsvollstreckung 
in gleicher Weise genehmigungsbedürftig sind wie ein 
rechtsgeschäftlicher Erwerb, enthält dagegen lediglich 
eine Klarstellung der oben geschilderten bisherigen 
Rechtslage. Im $ 15d schließlich ist Vorsorge für die 
Vollstreckung von Titeln getroffen, die von einem 
Schiedsgericht oder einem ausländischen Gericht herrüh- 
ren. Die Regelung entspricht dem $ 67 DevG., jedoch ist 
auf die Besonderheiten des Verfahrens nach der polni- 
schen ZPO. Rücksicht genommen worden. 


Da das Generalgouvernement, wie bereits erwähnt, 
dem Reich gegenüber Devisenausland ist, sind die Vor- 
schriften der 5. DevVO. unter Umständen auch für den 
Rechtswahrer im Reich von Bedeutung. Für den Verkehr 
zwischen dem Reich und dem Generalgouvernement sind 
zwar eine Reihe von Sonderregelungen getroffen, die we- 
sentliche Erleichterungen enthalten. So gelten insbeson- 
dere die im Generalgouvernement beruflich tätigen 
Reichsdeutschen bezüglich ihres im Reich befindlichen 
Vermögens als Deviseninländer, so daß sie zur Verfügung 
über ihre dort befindlichen Werte weder einer Genehmi- 
gung der Devisenstelle Krakau noch einer Devisenbehörde 
im Reich bedürfen (Runderlaß Nr. 7/41 DSt. v. 14. Jan. 
1941; Anordnung Nr. 11 des Leiters der Abt. Devisen 
und Außenwirtschaft in der Hauptabteilung Wirtschaft 
der Regierung des Generalgouvernements v. 10. März 
1941 [VBIGG. 106]). Ferner dürfen diese Personen nach 
der Anordnung Nr. 14 v. 27. Mai 1941 (VBIGG. 318) 
Teile ihrer Gehälter oder sonstigen Bezüge ohne devisen- 
rechtliche Genehmigung an Unterhaltsberechtigte im 
Reich überweisen, wenn die Überweisung unmittelbar 
durch die auszahlende Dienststelle erfolgt. Soweit der- 
artige besondere Ausnahmen nicht bestehen, bedürfen 
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aber Zahlungen an Gläubiger im Reich der Genehmigung 
der Devisenstelle Krakau, wobei zu bemerken ist, daß 
der gesamte Zahlungsverkehr zwischen dem Reich und 
dem Generalgouvernement im Verrechnungswege über 
die Deutsche Verrechnungskasse Berlin und das Verrech- 
nungs-Institut Krakau abgewickelt wird. Falls also zu- 
gunsten eines im Reich ansässigen Gläubigers die 
Zwangsvollstreckung gegen einen Schuldner im General- 
gouvernement auf einem etwa schon früher im Reich 
erwirkten Titel betrieben werden soll, muß zunächst die 
Genehmigung der Devisenstelle Krakau herbeigeführt 
werden. In den Fällen, in denen erst jetzt Klage erhoben 
werden soll, wird es sich empfehlen, spätestens gleich- 
zeitig mit Einreichung der Klage bei dem zuständigen 
Deutschen Gericht im Generalgouvernement die Erteilung 
der Devisengenehmigung zu beantragen. 


RA. J. Thiesing, in der Hauptabt. Justiz 
in der Regierung des Generalgouvernements. 


Hinweise 


1. Nicht nur Urteile, durch welche auf Scheidung, Auf- 
hebung oder Nichtigkeit der Ehe erkannt ist, sind gemäß 
§ 625 ZPO. von Amts wegen zuzustellen, sondern auch 
Urteile, die das Kindschaftsverhältnis oder die elterliche 
Gewalt verneinen oder bejahen. Letztgenannte Besonder- 


Kriegsauszeichnungen 


Es haben erhalten: 


Das Eiserne Kreuz I. und Il. Klasse 


Dr. Ernst Abicht, RegR., Breslau / Herbert Ahlers, Just- 
Zup., Bremen / Werner Ansorge, Ass., Oldenburg / Dr. Ger- 
hard Baar, Stadtrechtsrat, Eisenach / Anton Baehr, Wissen- 
schaftl. Ass., Passade (Kiel) / Hartwig Becker, StA., Hildes- 
heim / Dr. Fritz Böhmig, Ass., Dresden / Dr. Wilhelm Bösche, 
Wirtsch.-Berater, Braunschweig / Dr. Herbert Bösselmann, 
AGR., Chemnitz / Hanns Bohne, Dipl.-Kfm., Garmisch-Parten- 
kirchen / Dr. Gottfried Boldt, Professor, Kiel / Richard Bracht, 
StA, Oschersleben / August Bruckmayer, AGR. Neuburg 
a. d. Donau / Harald Crusen, Ass. i. d. Indust., Berlin-Südende / 
Wilhelm Daniels, RegR., Berlin-Nikolassee / Dr. Egon Deter, 
StA, Hamburg / Dr. Wolf Diem, OAR., Weiden (Gberpf.) / Dr. 
Hermann Dittwald, LGR., Paderborn / Herbert Dröse, Stadt- 
rechtsrat, Emden / Gerhard Dumke, GerRef. Berlin / Dr. 
Maximilian Fahnler, Vorstand, Graz / Dr. Ernst Frey, Ass., 
Münsingen / Jakob Gaß, AGR., Stromberg / Erich Grimm, 
AGR,, Steinach (Thür.) / Werner Gurkasch, GerAss., Berlin- 
Wittenau / Heinz Habekost, Ass., Berlin-Treptow / Dr. Gert 
Hannay, RegAss, Brieg / Erich Heimeshoff, GerAss., 
Bochum - Querenburg / Dr. Ulrich Heinze, AGR., Beuthen / 
Ulrich Hoeft, RegR., Allenstein / Heinz Jasper, Revisor, 
Stettin / Hans Kalb, Ass., München / Dr. Werner Knieper, 
RA., Berlin-Grunewald / Dr. Martin Kohz, RA. u. Notar, Köslin / 
Siegmund Kunisch, MinDir., Berlin-Nikolassee / Johann Kuß, 
Bücherrev., Ried (Innkreis) / Gottfried Lenz, StA., Königsberg / 
Dr. Wilhelm Lindner, Ass., Bad Nauheim / Dr. Fritz Lobeck, 
RA., Leipzig / Dr. Karl Maier, AGR., Nagold (Württ.) / Dr. 
Wolfgang Mathern, Kim. Angestellter, Heilbronn / Heinrich 
Mayer, Ass, München / Dr. Stephan Michalek, RAAnw., 
Wien / Hans Möller, Ass., Flensburg / Gerhardt Müller, 
GerRef., Naumburg (Saale) / Dr. Ulrich Müller-Voß, Ass., 
Berlin-Haiensee / Dr. Werner Naumann, MinR., Berlin / Erich 
Neuberger, AGR., Saarbrücken / Heinrich Niederhacke, 
RA., München-Gladbach / Dr. Burkhard Oebike, Reichsbahnrat, 
Münster / Paul Orlowsky, Ass., München / Dr. Georg Osten- 
dorff, AGR., Kiel / Armin Polich, GerRef., Kattenborn (Baden) / 
Werner Preukschat, Postass., Berlin / Otto Reitzenstein, 
RegAss., Fürth (Bay.) / Erich Rückert, JustInsp., Hamm (Westf.) 
Dr. Otto Schmidt, Oberbürgermeister, Schneidemühl (Pomm.) / 
Konrad Schneider, Ass., Magdeburg / Dr. Johannes Schubert, 
R., Oels (Schles.) / Siegfried Seifert, AGR., Waldenburg (Sa.) 
Or. Nikolaus Sieboldt, AGR., Danzig-Langfuhr / Dr. Hans 
lenz, RA., Nürnberg / Heinrich Simon, Ass., Würzburg / Karl- 
hans Sonnenburg, Ass., Neustettin / Dr. Wilhelm Steffen 5 
RegR., Gohfeld (Krs. Herford) / Artur Stie felh agen, Ass., 
Köln-Deutz / Günter Streube, GerRef., Königsberg (Pr.) / Dr. 
Karl Thalheimer f, RA., Nürnberg / Karl Tiemann, Ass., 
lagen-tiaspe / Ludwig Voß, AGR., Isenhagen-Hankensbüttel / 
Dr, Gerhart We hner, Ass., Dresden / Dr. Ernst Weide, Ger- 
Ass., Köln-Nippes / Otto Weis, AGR., Limburg / Dr. Herbert 
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d 
heit (vgl. RG.: DR. 1941, 340% = DJ. 1941, 87) wir 
immer wieder übersehen. ung 

2. Beachte die wichtigen Neuerungen der Verordni 
zur weiteren Vereinfachung der Strafrechtspflege fung 
13. Aug. 1942 (RGBI. I, 508). Rechtsmittel der Beru, 
und Beschwerde nur noch gegeben bei besondere! gi, 
lassung. Die Beschwerde muß der Richter zulss end 
gegen dessen Entscheidung sie eingelegt wird, wäh Be- 
im Gegensatz dazu die Berufung vom Vorsitzer 
rufungsstrafkammer zugelassen werden muß. nso- 

Für Revisionen gilt die Neuregelung nicht; o 
wenig für den Einspruch gegen amtsrichterliche 
befehle. 

Weitere Beschwerde ist beseitigt. en 

3. Beachte, daß in Strafsachen andere Voraussetzii en 
für die Wiedereinsetzung bestehen als bei birgei el 
Rechtsstreitigkeiten. Das Verschulden des Verte! ig 
belastet den Angeklagten nicht unbedingt. 
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4. Die VO. zur Wahrung der Rechte von Wehrmacht 
angehörigen im Verwaltungsverfahren v. 27. Aug d für 
(RGBI. I, 538) trifft für das Verwaltungsverfahren UN pd- 
das verwaltungsgerichtliche Verfahren ähnliche 
nungen, wie sie zugunsten der Wehrmachtangehönige, 
und der sonstigen durch die Kriegsverhältnisse Beirege 
nen in der VO. v. 1. & St. 1939 für die Zivilrechtsp 
gebracht worden sind. 


| Mitteilungen des NS.-Rechtswahrerbundes 
...... . — ni a A ar A a BE RT er BE 


6. 
PER; 0 
Weiß, Reg., Neumarkt (Schles.) / Dr. Reimer Winkeln 
GerAss., Magdeburg / Heinrich Wortmann, GerAss., AT 
(Westf.). 

p 


Die Spange zum Eisernen Kreuz Il. Ki 


6 

Hans Bädje, Oberamtsanwalt, Nordhausen / Kurt B u rlin 
ORegR., Berlin-Charlottenburg / Hans Cremer, Referent, "7 pr. 
Schmargendorf / Erich Dommer, RA. u. Notar, Prenzlau, ans 
Martin Franck, Gesch.-Führer, Greiz (Thür.) / JR. Dry Ge 
Waldemar Freytag, RA. u. Notar, Greifswald / Dr. KUN gn- 
wert, OLGR,, Königsberg (Pr.) / Prof. Dr. Hans Groß M Pin 
Doerth, UnivProf., Freiburg / Edgar Huhle, JustInsp, Cor 
Ga.) / Dr. Albrecht Kaiser, LGR. u. AGR., Zoppot / DStR. 
rad Knobloch, OStA., Glatz / Dr. Walter Kunziß», Len” 
Görlitz / Dr, Eduard Lachmann, RA., Offenbach / Jose pur 
nertz, RA., Aachen / Dr. Richard Lüthje, RA., Mag 
Dr. Fritz Mancke, LGR., Dresden / Dr. Erich Mantke, "Tr 
direktor a.D., Cosel (Schles.) / August Martin, JustInspr Otto 
ben-Trarbach / Georg Mast, Bankdirektor, Mannheim / D Notat, 
Mros e, RA. u. Notar, Gera / Paul Obersberger, RA. u. Erich 
Gumbinnen / Otto Raschke, JustInsp., Frankfurt (Oder) fr tel» 
Rauschel, JustInsp., Schweidnitz / Dr. Friedrich 
Reichsbahnoberrat, Berlin- Zehlendorf / Dr. Richard 
Stadtrat, Lübeck / Wilhelm Werkmeister, KGR., 
terfelde-West / Walther Wilke, JustOblInsp., Halle (Saale 
Ziegler, MinDir., Berlin-Schlachtensee. 


Weg, 
Berlinga 


Soldatentod von Amtswaltern des NSRE: 


A 0 

Im Juni d. J. fiel der frühere Kreisrechtsamtsleite! war 

Kirchheimbolanden, Amtsgerichtsrat Kurt Höh. Er dent 

Leutnant und Kompanieführer in einem Infanteriereg! und 
und war mit dem Eisernen Kreuz I. und II. Klasse 

dem Infanterie-Sturmabzeichen ausgezeichnet. pts 

Schon am 12. Sept. 1939 fiel bei Kutno der Rer hts- 
anwalt und Notar Dr. Kurt Goldmann, Kreis" 
amtsleiter und Kreisgruppenführer des NSRB. Calau. 


In Afrika gab sein Leben für das Vaterland der RE u 
ter 


a 

Im Osten fiel im Juli 1941 der Rechtsanwalt und Pen 
Er va 
‚di 
e 
Bundes tätig gewesen sind und sich als Kämpfer haben, 


Erneuerung des deutschen Rechts verdient gemac 
Ein ehrendes Andenken wird ihnen bewahrt bleiben- 


Re 
Mttungorat Oito Schwisfomfti, Berlin 


4 30, 3. 1942 
ar hans Schneider, Neumarkt 
A 30. 3. 1942 
Nefor hermann Seiler, Mosbach 
Amta 30. 3. 1942 
derſchtsrat Gerd henßler, Tübingen 
a 30. 3. 1942 
Meihtsöirertor Dr. Kurt Hausbrand, 
e 
A 31. 3. 1942 
Nor Dr. Hans abe Nicolai, 
Magdeburg 
* 31. 3. 1942 
tsaſſeſfor helmut Beyer, Berlin 
* 31. 3. 1942 
logerichtstat Walter Schmitz, Köln 
age 31. 3. 1942 
anwalt Dr. Alois Kunerth, Weidenau 
1. 4. 1942 
Re 
Heanwalt hans Peters, Rachen 
ent 1. 4. 1942 
anwalt Dr, Walter Simader, 
Regensburg 
wogen 1. 4. 1942 
chtsrat Toni Weiß, Frankfurt / M. 
Jo 2. 4. 1942 
t! 
ungsrat Kurt Kölzow, Göttingen 
AN 2. 4. 1942 
at helmut Fütterer, Joachimstal 
Tapi 2. 4. 1942 
Matsrat Kurt Saffran, Berlin 
eier 3. 4. 1942 
B 
teferendar Karl Brandner, Wien 
Ateno 5. 4. 1942 
dr. ze Mahler, Heidelberg 
be; . 4. 1942 
"Wolfgang Linack, Berlin 
Le . A. 1942 
alt dr. Otte Schilpp, Rottweil 
. 4. 1042 
ef. 
Wilfried Feltkamp, Göttingen 
6. 4. 1942 


“Nizi 
a nſpektor eu 4 Sruchfal 
erich 
an, 
dr. Otto 1 Magdeburg 
— 8. 4. 1942 
mtsrichter Guſtav Raper, 
A emiſch⸗ Partenkirchen 
8. 4. 1942 


mtsge 
gerichte 
rat dr. R 
dr. Richard Rimmel, Breslau 
9. 4. 1942 


Friedrich Lau, Ravensburg 
10. 4. 1942 


r. Günther Schoppe, Berlin 
10. 4. 1942 


Neger g 


— 


erung 
erat dr. Gerhard Schlie, wien 
11. 4. 1942 


Für Führer und volk fielen: 


diplom-Raufmann Dr. Hans Allmendinger, | Junizinfpettor Heinz Tylmeyer, Schöneiche, 


Karlsruhe 
11. 4. 1942 


Landògerichtsrat Erich von Blanc, Berlin 
12. 4. 1942 
Serichtsaſſeſſor Dr. Wolfgang Weber 


Kattowitz 
13. 4. 1942 


Staatsanwalt Dr. Karl Remke, München 
15. 4. 1942 


Amtsg. Rat Dr. Walter Wernick, Schönau 
16. 4. 1942 


biplom⸗volkswirt Dr. Otto Klein, Stuttgart 
17. 4. 1942 


Regierungsrat Günther Kotzur, Breslau 
18. 4. 1942 


Rechtsanwalt Dr. Günther Geißler, Opladen 
19. 4. 1942 


Magiftratsajfeffor Dr. hans Reichel, Breslau 
19. 4. 1942 


Affeffor Lothar Nalbach, Berlin 
20. 4. 1942 


U 
nechtsanwalt Siegfried Quilitzſch, Deſſau 
21. 4. 1942 


Zandg. Rat Dr. Friedrich Bieſter, Stadthagen 
21. A. 1942 


verbandsprüf. Paul Lautermann, Mannheim 


22. 4. 1942 
zandrat Werner drück, Bergheim 
23. 4. 1942 
Serichtsref. Erich Steinhart, Stuttgart 
24. 4. 1942 
Regierungsrat Paul Mertens, Altenkirchen 
24. 4. 1942 
Juſtizoberinſp. Eugen Bieſinger, Stuttgart 
24. 4. 1942 
Rechtsanwalt Kurt Moefer, Berlin 
25. 4. 1942 
n 5 Siegl, Graz 
. 1942 
diplom⸗volkswirt wülhelm vetter, Stuttgart 
25. A. 1942 
poſtrat Dr. semens Bathe, Leipzig 
. 4. 1942 
nechts anwalt . Agathona Filler, 
Hannover 
28. 4. 1942 
Amts gerichtsrat Heinrich Ruper, Wefterftede 
29. 4. 1942 
Juſtizinſpektor 1 Laun, Neuwied 
. 4. 1942 
Regierungsrat We Griebe, Celle 
29. 4. 1942 
Aſfeſſor 2 Külker, Waldheim 
. 4. 1942 
Reg. Rat Miele piko oia Münfter 
30. 4. 1942 


30. 4. 1942 


Juftizinfp. Guſtav Rauchſchwalbe, Lemgo 
30. 4. 1942 
nechtsanwalt Dr, Peter Friedrich, Köln 
2. 5. 1942 
diplompolkswirt Dr. Joſef Erich vogelſanger, 
München 
3. 5. 1942 
Juſtizinſpektor Adolf hirndorf, Schwerin 
3. 5. 1942 
Rechtsanw. u. Not. Dr. Werner Studtmann, 
Lüneburg 
3. 5. 1942 
Amtsgerichtsrat Dr, Werner Höra, hannover 
3. 5.1942 
diplomvolkswirt Joachim Thierſelder, 
Schwerin 
5. 1942 
Amtsgerichtsrat hans Lappe, Hamburg 
4. 5. 1942 
Affeffor Dr. Rarl⸗Joachim von haaſe, Berlin 
5. 5. 1942 
Aſſeſſor Dr. Martin Krender, Berlin 
5. 5. 1942 
Serichtsaſſeſſor Attalos Erbacher, Stockdorf 
8. 5. 1942 
Gerichtsaſſeſſor Horft Gogolin, Haynau 
9. 5. 1942 
Regierungsrat Dr. Kurt Brey, Berlin 
9.5. 1942 
nechtsanwalt Dr. pong Stiegler, Nürnberg 
. 5. 1942 
zandgerichtspröfdent Dr. Joachim von Görne, 
Weimar 
9. 5. 1942 
nechtspflegeranw. Fritz⸗Jürgen Behnke, Kiel 
10. 5. 1942 
Regler. Aſſeſſor hans Leuenburg, Spandau 
10. 5. 1942 
Sefängnieinſpektor Oskar hirſchfeloͤt, Poſen 
11. 5. 1942 
Amtsgerihtsrat Dr. Rudof Fritze, Plön 
12. 5. 1942 
Aenor Paul Adrian, Hindenburg 
13. 5. 1942 
zandgerichtsdirektor Georg Echte, Verden 
14. 5. 1942 
Oberbürgermelſter Dr. Robert Barth, Mainz 
15. 5. 1942 
Oberregler. Rat Dr. Richard Graſer, München 
15. 5. 1942 
diplomvolkswirt Werner Burgard, 


Brebach / Saar 
15. 5. 1942 


Amtsgerichtsrat Frit⸗Georg Schuſter, 


Fürſlenberg / Oder 
15. 5. 1942 


er T 
08 dieſer Kameraden, die ihr Leben hingaben, damit deutschland lebe, ift uns heilige verpflichtung. 
wir werden ihr Andenken ftets in höchſten Ehren halten. 
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Für den Rechts wahrer im Kriegseinsatz 


Die Rechtsentwicklung im Steuerrecht 
Von Rechtsanwalt, Steuerberater Dr. Rolf Kühn, Dresden 


II. Teil. 


Kriegs wirtschaftliche Steuermaßnahmen. 
Kaufkraftlenkung 


Zur Beseitigung der wirtschaftsabträglichen Spannung, 
die zwischen der kriegsbedingten Verknappung von Kon- 
sumgütern und Produktionsmitteln einerseits und der 
reichlich vorhandenen geldlichen Kaufkraft andererseits 
besteht, also zur Einfrierung und Abschöpfung des sog. 
Kaufkraftüberhangs, tragen die nachstehend aufgeführ- 
ten steuerlichen Maßnahmen bei: 


1. Eisernes Sparen. 

In Abschnitt I der VO. über die Lenkung von Kauf- 
kraft (KLV.) v. 30. Okt. 1041 (RGBi. I, 664) ist die Errich- 
tung von Eisernen Sparkonten für bestimmte Teile des 
Arbeitslohnes volkszugehöriger Arbeitnehmer vorgesehen; 
die von Reichssteuern und von Beiträgen zur Sozialver- 
sicherung befreit sind. Die Steuerbefreiung bezieht sich 
auch auf die Zinsen, die für Guthaben auf Eiserne Spar- 
konten gezahlt werden. 

Auf Eiserne Sparkonten können auf Verlangen des Ar- 
beitnehmers bei täglicher Lohnzahlung —,50 RM oder 
1 RM, bei wöchentlicher Lohnzahlung 3 RM oder 6 Rit 
und bei monatlicher Lohnzahlung 13 K oder 26 AM ein- 
gezahlt werden. Diese Beträge erhöhen sich bei Arbeit- 
nehmern, die zuschlagspflichtige Mehr-, Sonntags-, Feier- 
tags- oder Nachtarbeit leisten, um jeweils die Hälfte der 
angegebenen Beträge. Außerdem können bestimmte ein- 
malige Bezüge eisern gespart werden, nämlich Weih- 
nachts- und Neujahrszuwendungen sowie ab 1. Jan. 1942 
auch Geschäftsjahrs-Abschlußprämien, Urlaubsabgeltun- 
gen, Lehrabschlußprämien und Entschädigungen für Zu- 
sammenlegung von Familienheimfahrten auswärts be- 
schäftigter Arbeitnehmer. Hiervon kann jeweils der ganze 
Betrag oder die Hälfte eisern gespart werden, wenn die 
Zuwendung 500 2M nicht übersteigt, oder, wenn letzteres 
der Fall ist, 500 K. oder 250 RM. Zur Erleichterung des 
Verfahrens können also in allen Fällen nicht beliebige 
Beträge, sondern nur die angegebenen Festbeträge ge- 
spart werden. 

Die Eisernen Sparbeträge werden auf Grund einer 
Eisernen Sparerklärung, die jeweils für ein Vierteljahr 
Geltung‘ hat, vom Arbeitgeber einbehalten und auf das 
Eiserne Sparkonto des Arbeitnehmers eingezahlt. Zur Er- 
richtung von Eisernen Sparkonten kommen nur Kredit- 
institute in Betracht, die zur Annahme von Spareinlagen 
befugt sind. Verzinst wird das Eiserne Sparguthaben mit 
dem geltenden Höchstzinssatz für Spareinlagen mit ver- 
einbarter Kündigungsfrist von mindestens zwölf Monaten 
(gegenwärtig 3,25 % . Eine Kündigungsmöglichkeit ist 
erstmals für die Zeit nach Beendigung des Krieges vor- 
gesehen, und zwar mit zwölfmonatiger Frist. In dringen- 
den Notfällen kann eine gänzliche oder teillweise vor- 
zeitige Rückzahlung beantragt werden, worüber das Be- 
triebsfinanzamt entscheidet. Guthaben auf Eiserne Spar- 
konten sind nicht übertragbar, hingegen aber vererblich. 
Pfandrechte können an ihnen nicht begründet, Zurück- 
behaltungsrechte nicht ausgeübt werden. Zinsen, die nicht 
innerhalb von vier Monaten nach Schluß des Kalender- 
jahres abgehoben werden, werden ebenfalls Eisernes 
Sparguthaben. 

Die Lohnsteuer berechnet sich nach dem Betrag, der 
nach Abzug des Eisernen Sparbetrages vom steuerpflich- 
tigen Arbeitslohn verbleibt. Bei der Veranlagung zur Ein- 
kommensteuer und zum Kriegszuschlag können die Eiser- 
nen Sparbeträge einschließlich der Zinsen vom Einkom- 
men abgezogen werden. Zur Sicherstellung der Steuer- 
begünstigung sind die Lohnstufen der ab 1. Okt. 1941 in 
Kraft befindlichen Lohnsteuertabelle und die Einkommens- 


ei? 
stufen der ab 1941 geltenden Einkommensteuertabhier 
wesentlich verengert worden. Bei der Vermögens 
bleiben. die Eisernen Sparguthaben außer Ansatz. 8 

Im einzelnen sei noch auf die DurchfVO. 1 
Eiserne Sparen ESpDV.) v. 10. Nov. 1041 (RGB. t igl 
hingewiesen, ferner auf die 2. ESpDV. v. 13. Dez i94 
(RGBI. I, 768), den Runderlaß des RdF. v. 22. Dei 


(RStBI. 1942, 9) und v. 30. Jan. 1942 (RStBl. 266). 


a5* 
2. Betriebsanlage- undWarenbeschaff4"® 
guthaben. 


fen, die auf demselben Grundgedanken beruhen, bintec 
der Steuerbegünstigunzs von Einkunftsteilen, die Wan gen 


haben. Betriebsanlageguthaben sind in erster Lic pa. 
Produktionsbetriebe gedacht, während die Warenpefgebe 
fungsguthaben auf die Bedürfnisse der Handelsbe jebe 
zugeschnitten sind. Jedoch können Produktionsbes 
auch Warenbeschaffungsguthaben und Handels € milis- 
auch Betriebsanlageguthaben bilden. Es ist auch cidë 
sig, daß ein und dasselbe Unternehmen gleichzeitig 
Arten von Guthaben bildet. 


a) Betriebsanlageguthaben. von 

Gemäß Abschnitt If der VO. über die Lenkung en 

Kaufkraft (KLV.) v. 30. Okt. 1941 (RGBl. I, 664) chfüh” 

Final 
a 


Befreiung bewilligt werden, wenn die Wertansätze srweit 
Steuerbilanz für 1940 durch Inanspruchnahme au“ Wirt 
zugelassener Bewertungsfreiheit (z.B. für kurzlebige g. 
schaftsgüter oder auf Grund von Steuergutscheine® rich 
besonders niedrig sind. Maschinen und Betriebs. 
tungen sind bewegliche Anlagegüter im Sinne 3 ind, 
auch dann, wenn sie mit Gebäuden fest verbunde nieht 
vorausgesetzt nur, daß sie die Steuerbilanz 19 beweg 
im Posten Gebäude ausweist. Schiffe gelten als 

liche Anlagegüter in jedem Falle. erlal, 
In Höhe der gebildeten Betriebsanlageguthabeh, gel 
gen die Unternehmer für abnutzbare Wirtscha 

des betrieblichen Anlagevermögens, die sie na vom 
Kriege anschaffen, auf dem Gebiete der Steuefl. pë 
Einkommen und vom Ertrag Bewertungsfreiheit-, run 
deutet das eine beträchtliche steuerliche Erleich dar 
für das Jahr der Anschaffung, die allerdings in fer hs 
auffolgenden Jahren durch den Wegfall der veS aus, 
bedingten Normalabschreibungen teilweise Wiecatz vol 
geglichen wird. Überall dort aber, wo der Steuefs ze! 
der Höhe des Einkommens abhängig ist, wird IM Binte 
gesehen regelmäßig eine echte Steuerersparun g gfu 
ten, da die Totalabschreibung im Jahre der AnSC regal 
einen größeren Steuervorteil bedeutet als der in d 
der verbrauchsbedingten Normalabschreibungen als 65 
darauffolgenden Jahren. Bemerkt sei noch, dab 5 
wertungsbegünstigte Anschaffung im Sinne d pört 
auch die Herstellung beweglicher Anlagegüter 
die im eigenen Betrieb verwendet werden, deer w 
die aktivierungspflichtige Instandsetzung beweglie 
lagegüter des eigenen Betriebes. habt" 
Während des Krieges sind die Betriebsanlageg" 


* ò 
Ry, 


Aufsätze 1453 


per 
m @tzinslich. Nach Kriegsende kann sie der Unterneh- 


Au entweder gegen Verzinsung stehenlassen oder ihre 
va zahlung verlangen. Eine vorzeitige Rückzahlung ist 
ieGesehen, wenn die Guthaben aus wehr wirtschaft- 
enen Gründen oder infolge einer besonderen wirtschaft- 
— Notlage dringend gebraucht werden. In einem sol- 


Wird Falle geht die Bewertungsfreiheit verloren, jedoch 
Kerin vorzeitig zurückgezahlte Betrag nachträglich 
St. 


a die Übertragung von Betriebsanlageguthaben bedarf 
Ude gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. Ein 
Run ang der Bewertungsfreiheit ist mit der Übertra- 
han nur dann verbunden, wenn das Finanzamt dies in 
an ahmefällen zuläßt. Hiervon wird Gebrauch zu machen 
wenn der Betrieb im ganzen veräußert wird oder 
Wen Nternehmer aus anderen Gründen von der Be- 
Re, ügsfreiheit keinen Gebrauch machen kann. Da die 
ver ebsanlageguthaben übertragbar sind, können sie auch 
heiß ändet und gepfändet werden. Die Bewertungsfrei- 
geht dem Unternehmer hierdurch nicht verloren. 

M einzelnen sei noch auf die DurchVO. über Betriebs- 
ven scButhaben (DVBAG.) v. 14. Nov. 1941 (RGBI I, 713) 
W 18. Ben, ferner auf den unten c erwähnten Runderlaß 

„Dez. 1941 (RStBI. 945). Die ersten Einzahlungen auf 
Star, osanlageguthaben fanden bis zum 10. Jan. 1942 

clas dann waren Einzahlungen bis zum 10. April 1942 
Ihe assen (Runderlaß v. 22. Febr. 1942 [RStBl. 273]). Mög- 
stimm SE werdeu noch weitere Einzahlungstermine be- 


b 
N Warenbeschaffungsguthaben. 

„e VO. über Warenbeschaffungsguthaben (VWBG.) 
Unter Nov. 1941 (GBl. I, 739) schafft für gewerbliche 
Mög enmer mit ordnungsmäßiger Buchführung die 
Pi „chkeit, durch Einzahlung von Geldbeträgen bei den 
fung zämtern Guthaben zu bilden, die für die Beschaf- 
löchern Waren in der Nachkriegszeit bestimmt sind. Im 
We abetrage sind diese Einzahlungen auf 20% der 
bilang Sätze beschränkt, die für Waren in der Steuer- 
inae 1938 ausgewiesen sind. Waren in diesem Sinne 
benzeblche Wirtschaftsgüter, die im Verkehr als Waren 
teup €t werden, also insbesondere Fertig waren, Halb- 
den nisse, Rohstoffe und Hilfsstoffe. Gebäude sind in 
Sten n Falle auszunehmen. Ist der Warenbestand der 
"enhagt lanz 1938 gegenüber dem durchschnittlichen Wa- 
“öhnj nd in den Steuerbilanzen 1937—1939 außerge- 
bis 7 ch niedrig, dann können auf Antrag Einzahlungen 
Y \ 0% des Wertes des höheren durchschnittlichen 
nach „estandes zugelassen werden. Unternehmer, die 


euer 0% der Wertansätze zugelassen werden, die ihre 


der E : 
dis weist nz 1038 für Waren und reine Warenforderungen 


In ne 
gallen der von ihnen gebildeten Warenbeschaffungs- 
deuerfreicertangen die Unternehmer das Recht auf eine 
dber nicht Rücklage für Warenbeschaffung. Damit ist 
es dem gesagt, daß der Unternehmer nach Kriegsende 
a muß gebildeten Guthaben tatsächlich Waren beschaf- 
ên ersten Er hat ohne Rücksicht hierauf das Recht, in 
m vier Steuerbilanzen nach Kriegsende in Höhe 
ur Puck nabens in vier gleichen Jahresbeträgen steuer- 
— Bee, ßen zu bilden. Von der fünften Steuerbilanz 
acht gleichung des Krieges ab ist diese Rücklage in 
ea ermina en Jahresbeträgen wieder aufzulösen. Der 
ide steht ung in den ersten vier Jahren nach Kriegs- 
d also eine entsprechende Steuererhöhung in 
hi die „arauffolgenden Jahren entgegen. Überall dort, 
Sp Ren, de Suersätze von der Höhe des Einkommens ab- 
Jah rerspar te mit dieser Verlagerung auch eine echte 
fen re ne verbunden sein, da sich die auf vier 
\y; Stiger Chränkte steuerfreie Bildung der Rücklage 
Im era Wirkt, als die auf acht Jahre verteilte 
ent übrigen ung zu anteiligen Steuererhöhungen führt. 
0 SPrechen gelten für die Warenbeschaffungsguthaben 
aben. f die Vorschriften für die Betriebsanlage- 
Sich 2 f. A S kann daher auf die Darlegungen oben a 
1011 aus ren werden. Weitere Einzelheiten ergeben 
j (RSBI unten c erwähnten Runderlaß v. 18. Dez. 
945). Wie bei den Betriebsanlageguthaben 


kamen Einzahlungen auf den 10. Jan. und 10. April 1942 
in Betracht. Möglicherweise werden noch weitere Ein- 
zahlungen zugelassen. 


c) Gemeinsame Vorschriften. 

Für Betriebsanlage- und Warenbeschaffungsguthaben 
gemeinsam ist ein Runderlaß des RdF. v. 18. Dez. 1941 
(RStBI. 945) ergangen. Hier wird u.a. darauf hinge- 
wiesen, daß die Bildung der Guthaben steuerlich eine 
Betriebsvermögensumschichtung darstellen, die nicht als 
Entnahme im Sinne des $3 SteueränderungsVO. (s. unter 
Ic) und des 8 10 OststeuerhilfeVO. anzusehen ist. Die 
in letztgenannter VO. enthaltenen Vergünstigungen be- 
züglich verschiedenartiger Bewertungsfreiheit u. a. wer- 
den durch die Vorschriften über Betriebsanlage- und 
Warenbeschaffungsguthaben nicht beeinträchtigt. Für die 
neuen Reichsteile können die Finanzämter auf Antrag bei 
der Bemessung der Guthaben statt der Steuerbilanzen 
für 1938 bzw. 1940 spätere Steuerbilanzen zugrunde legen, 
wie sie überhaupt bei der Beurteilung der Zulässigkeit 
der Guthabenbildung großzügig verfahren sollen. Weiter 
ist in dem Erlaß darauf hingewiesen, daß die Finanz- 
ämter Anträgen auf vorzeitige Rückzahlung dann statt- 
geben sollen, wenn der Unternehmer nachweist, daß er 
die Guthaben zur Abführung von Übergewinnen auf 
Grund des 822 Kriegswirtschafts VO. benötigt. 

Wegen des Einzahlungstermins April 1942 sei noch auf 
den Runderlaß des RdF. v. 22. Febr. 1942 (RStBl. 273) 
verwiesen, 


3. Gewinnabführung. 

Die Einziehung übermäßiger Gewinne der Kriegszeit 
war bis einschließlich des Kalenderjahres 1940 dem 
Reichskommissar für die Preisbildung überlassen, und 
zwar wegen des unmittelbaren Zusammenhangs dieser 
Maßnahmen mit der Preisbildung. Auf Grund des $ 22 
KriegswirtschaftsVO. (KWVO.) v. 4. Sept. 1939 (RGBI I, 
1609), nach welcher Vorschrift Preise und Entgelte für 
Güter und Leistungen jeder Art nach den Grundsätzen 
der kriegsverpflichteten Volkswirtschaft gebildet werden 
müssen, hatte der Preiskommissar für die einzelnen Wirt- 
schaftszweige ausführliche Anweisungen erlassen, die 
sich mit einer sehr individuellen und daher sehr diffi- 
zilen Ermittlung abführungswürdiger Kriegsgewinne be- 
faßten. Zur Entlastung der Preisbehörden ist die Zu- 
ständigkeit auf dem Gebiete der Gewinnabführung ab 
1. Jan. 1941 auf den RdF. übergegangen. Hierbei wurde 
das Verfahren ganz wesentlich vereinfacht, was natur- 
gemäß auf Kosten des individuellen Charakters der bis- 
herigen Maßnahmen ging. In Anbetracht der Kriegsnot- 
wendigkeiten muß diese Folgewirkung jedoch hingenom- 
men werden. 


Die gesetzlichen Voraussetzungen der ab 1. Jan. 1941 
gültigen Gewinnabführung finden sich in der Gewinnab- 
führungsVO. (GAV.) v. 31. März 1942 und der 1. Durchf- 
VO. z. GewinnabführungsVO. (1. GADV.) v. 31. März 
1942 (RGBi. I, 162). Zu nennen ist weiterhin ein Rund- 
erlaß des RdF. v. 20. Mai 1942 (RStBl. 537). 

Betroffen werden von der Gewinnabführung gewerb- 
liche Unternehmer im Inland einschließlich der eingeglie- 


derten Ostgebiete. Als gewerbliche Unternehmer im Sinne 


der VO. gelten natürliche Personen, Personengesell- 
schaften und Körperschaften, die eine gewerbliche Tätig- 
keit selbständig ausüben. Im Unterschied zur Einkom- 
mensbesteuerung werden die Personengesellschaften als 
solche herangezogen. Ausgenommen von der Gewinn- 
F sind Land- und Forstwirte sowie freie 
erute, 


Die Gewinnabführung ab 1. Jan. 1941 erfaßt außerge- 
wöhnliche Gewinnsteigerungen. Solche liegen vor, wenn 
die gewerblichen Finkünfte im Jahre 1941 mehr als 
30000 AM betragen haben und das Eineinhalbfache der 
gewerblichen Einkünfte 1938 übersteigen. Dieses Einein- 
halbfache ist mit mindestens 30000 AA anzusetzen. Ge- 
werbliche Einkünfte sind die Einkünfte aus Gewerbe- 
betrieb im Sinne der Einkommensbesteuerung ohne Be- 
rücksichtigung eines etwaigen Verlustvortrages. Gewinn- 
anteile aus Beteiligung an einer Personengeselllschaft 
sind zwecks Vermeidung mehrfacher Erfassung auszu- 
scheiden. 

Die außergewöhnliche Gewinnsteigerung wird somit 
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auf Grund eines betriebsinternen Vergleichsverfahrens 
ermittelt, wobei regelmäßig vom Eineinhalbfachen der 
gewerblichen Einkünfte des Jahres 1938 ausgegangen 
wird. Auf Antrag kann aber auch das Eineinhalbfache 
des Durchschnitts der gewerblichen Einkünfte 1936 bis 
1938 zugrunde gelegt werden oder — bei abweichenden 
Wirtschaftsjahren, die vor dem 1. Okt. enden — das Ein- 
einhalbfache des Durchschnitts der gewerblichen Ein- 
künfte 1937/38 und 1938/39 bzw. der drei Jahre 1935/36, 
1936/37 und 1937/38. Für die sudetendeutschen Gebiete, 
die Ostmark und Danzig ist eine Sonderregelung vor- 
gesehen. So ist z. B. für die sudetendeutschen Gebiete 
Vergleichsbasis das Zweifache der gewerblichen Ein- 
künfte 1939. Für das Memelland, für Eupen, Malmedy 
und Moresnet sowie für die eingegliederten Ostgebiete 
sind besondere Bestimmungen angekündigt. 

Von der außergewöhnlichen Gewinnsteigerung haben 
natürliche Personen und Personengesellschaften 250%, 
Körperschaften 30% abzuführen. Der Abführungsbetrag 
ist bei der Ermittlung des steuerlichen Einkommens nicht 
abzugsfähig. Es handelt sich also um eine zusätzliche 
Belastung der betroffenen Gewinnteile. 


Bei Unternehmern, die Rüstungsbedarf zu Einheits- 
oder Gruppenpreisen liefern, mindert sich der Abfüh- 
rungsbetrag auf Antrag insoweit, als es dem Verhältnis 
zwischen dem Gesamtumsatz und den Lieferungen zu 
Einheits- oder Gruppenpreisen der Gruppe I entspricht. 
Da der Anteil am Umsatz entscheidet, kommt es bei die- 
ser Vergünstigung somit nicht darauf an, ob und wel- 
chen Gewinn der Unternehmer aus Festpreislieferungen 
dieser Art erzielt hat. Weitere Vergünstigungen sind für 
Ausfuhrunternehmen vorgesehen. Zunächst ist bestimmt, 
daß der Abführungsbetrag auf Antrag insoweit vorläufig 
zu belassen ist, als es dem Verhältnis zwischen dem 
Gesamtumsatz und den Ausfuhrlieferungen im Wirt- 
schaftsjahr 1938 entspricht. Voraussetzung ist nur, daß 
letztere mehr als 15% des Gesamtumsatzes 1938 betragen 
haben. In den Fällen, in denen der Unternehmer im Ver- 
gleichsjahr noch nicht Unternehmer war, ist eine be- 
sondere Berechnung des Abführungsbetrages vorgesehen. 
Als Vergleichsbasis sind hier nach Wahl des Unterneh- 
mers entweder 20% des Einheitswertes des gewerblichen 
Betriebes, 5% des steuerbaren Umsatzes oder 30000 RA 
vorgesehen. Ergibt sich gleichwohl eine untragbare 
Härte, so kann der Gewinnabführungsbetrag anderweit 
ermittelt werden, insbesondere durch Vergleich mit einem 
ähnlichen Unternehmen. 


Für solche Fälle, in denen der Vergleich mit 1938 
oder dem anderen einschlägigen Vergleichsjahr zu einem 
wirtschaftlich falschen Ergebnis führen würde, ist die Be- 
rücksichtigung außergewöhnlicher Verhältnisse vorge- 
sehen, und zwar durch entsprechende Zuschläge bzw. 
Abschläge vom Gewinn des betreffenden Jahres. Ent- 
sprechend dem Zweck der VO. und der Notwendigkeit 
der Vereinfachung werden jedoch allgemein zeitbedingte 
oder branchenübliche Veränderungen nicht berücksich- 
tigt. Da jeweils die gesamten gewerblichen Einkünfte des 
betreffenden Unternehmers zu vergleichen sind, können 
auch betriebliche Strukturwandlungen nur in besonderen 
Ausnahmefällen berücksichtigt werden. Als Beispiele 
außergewöhnlicher Verhältnisse führt die VO. u.a. die 
Fälle der Umwandlung, Aufteilung und Verschmelzung 
an. Im übrigen liegen die Verhältnisse zu vielfältig, als 
daß eine allgemeine Begriffsbestimmung möglich wäre; 
bei Inanspruchnahme von Bewertungsfreiheit, z.B. auf 
Grund von kurzlebigen Wirtschaftsgütern, wird ein „kras- 
ses Mißverhältnis“ vorliegen müssen. 


Das Verfahren ist verhältnismäßig einfach geregelt. 
Hälftige Vorauszahlungen auf den selbst ermittelten Ge- 
winnabführungsbetrag sind am 20. Juni und 1. Aug. 1942 
zu leisten. Ausnahmen von der grundsätzlichen Regelung, 
insbesondere die Berücksichtigung außergewöhnlicher 
Verhältnisse, müssen bis zum 20. Juni 1942 beim Finanz- 
amt besonders beantragt werden. Als Rechtsmittel gegen 
den Gewinnabführungsbescheid ist nur die Beschwerde 
an den Oberfinanzpräsidenten zugelassen. 


Aufsätze 
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Deutsches Recht, Wochenaisge⸗ 


n einem 
ültis⸗ 
ds wird. 
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Die Gewinnabführung trägt also nur vorläufigen ge 
rakter. Die Einziehung von Übergewinnen soll einer fre 
„ön 

nach Kriegsende nicht entgegenstehen. Im übrigen 5 


zur Verfügung gestellt Wel ger 
wenn die Beträge aus wehr wirtschaftlichen Gründen ge 
infolge einer besonderen wirtschaftlichen Notlage . 
braucht werden. Es müssen aber dann 3½ 0% Zinsen 8 
zahlt werden. 


4. Dividendenabgabe. : 


areis” 
Entsprechend dem seit Oktober 1936 geltenden 71 
stop, dem zu Kriegsbeginn verordneten Lohnstop Ab- 
dem vorstehend behandelten Gewinnstop bringt Ge 
schnitt I (88 3—5) der VO. zur Begrenzung vol 
winnausschüttungen (DividendenabgabeVO., DAV.) ital- 
12. Juni 1941 (RBI. I, 323) für Anteilseigner an Kapha- 
gesellschaften einen Dividendenstop. Weitere Sy. 
heiten ergeben sich aus dem Ersten Teil der 127 der 
v. 18. Aug. 1941 (RGBI. I, 493) und dem Ersten Te! 
2. DADV. v. 5. Mai 1942 (RGBi. I, 261). % ge 
Hiernach haben Kapitaigesellschaften, die für ein ges 
schäftsjahr auf ihr Gesellschaftskapital mehr als 0% pei 
eingezahlten Gesellschaftskapitals ausschütten, a 
der steuerlichen Einkommensermittlung nicht 4 den 
fähige Abgabe an das Reich zu leisten. Diese Divide er 
abgabe bemißt sich nach der Mehrausschüttung, en Sie 
6% des eingezahlten Gesellschaftskapitals hinausgeht, us” 
staffelt sich von 50% der Mehrausschüttung bei ts 
schüttungen bis zu 7% des eingezahlten Gesellsch ijs- 
kapitals bis zu 400% der Mehrausschüttung be ai: 
zahlung von über 11% des eingezahlten Gesellse der 
kapitals. Die Dividendenabgabe wird nur mit 5 esell- 
Mehrausschüttung erhoben, wenn eine Kapitalg® is- 
schaft nicht mehr als 8% des Gesellschaftskapitals sicht 
schüttet und im Durchschnitt der letzten drei, % 
unter die DAV. fallenden Geschäftsjahre mehr 10 hat. 
des eingezahlten Gesellschaftskapitals ausgeschütt Del. 
Erstmals wird die Dividendenabgabe für das am 3 rund” 
1940 endende Geschäftsjahr erhoben. Bemessungs& pite” 
lage sind die Ausschüttungen je Anteil des einge 
Gesellschaftskapitals. Kom‘ 
Von der VO. waren Aktiengesellschaften und i 
manditaktiengesellschaften mit einem Grundkapital fpem 


y 


Eigenkapital unter einer Million Reichsmark 11 die 
ausgenommen. $18 Abs. 1 Satz 2 der 2. DADV. denn ru 
Abgabepflicht auch auf diese Gesellschaften aus, papita! 
sie nach Abschnitt H der DAV. ihr Gesellschafts rich- 
in vereinfachter und steuerbegünstigter Form ur per. 
tigen (Ausnahmen 8 18 Abs. 2 der 2. DADV.). Fü 5 del 
sonenbezogene Kapitalgesellschaften im Sinne des $ eson 
2.DADV. gelten bestimmte Erleichterungen, indes der 
dere die Befugnis, bei Ermittlung des Hundertsat? und 
abgabepflichtigen Ausschüttung an Stelle des Eigen” 
kapitals das in der Handelsbilanz ausgewiesene 
kapital zugrunde zu legen. z denden. 
Abgesehen von den Vorschriften über die Div ander” 
abgabe enthält die DAV. nebst ihren Durchf. Sinn 
weite Vorschriften über die Beschränkung von jachte 
auszahlungen sowie Vorschriften über eine vere agiti 
und steuerbegünstigte Berichtigung des Orundſef mit 
Hierbei ist insbesondere auf die Abgeltung alle" eilen 
einer Kapitalerhöhung durch Ausgabe von hian der 
sonst verbundenen Steuerbelastungen durch eine Y hinzu 
Kapitalgesellschaft zu entrichtende Pauschsteuer g 
weisen. Diese beträgt 10% bei einer Kapitalerhöhu! um 
nicht mehr als 100%, 15% bei einer Kapitalerhöhas pei 
mehr als 100, aber nicht mehr als 200%, und 24 £ 
einer Kapitalerhöhung um mehr als 200%. Bet italge“ 
mittlung des steuerlichen Einkommens der abe rden. 
sellschaft kann die Pauschsteuer nicht abgezogen W 
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Arbeitsrecht 
Von Professor Dr. Wilhelm Herschel, Halle (Saale) 


Beschäftigungsverhältnisse eigener Art 


Allgemeines 

Das deutsche Arbeitsrecht gilt bis zu einem gewissen 

rade auch für Ausländer, die bei uns beschäftigt sind. 
Mag sich auch für diese in manchen Punkten ein Sonder- 
techt in Kraft befinden, so ändert das nichts daran, daß 
ein Ausländer in die Gemeinschaft des Betriebs und des 

nternehmens eingegliedert und somit Genosse eines 
Arbeitsverhältnisses sein kann. Das wird auch von der 
echtsordnung anerkannt. 
un gibt es aber Menschen, die insbesondere als Trä- 
ger eines völlig artfremden Blutes oder einer artfremden 
altung, unserem völkischen Rechtsempfinden so fern 
Stehen, daß zwischen ihnen und Deutschen eine auf Ehre, 
Kameradschaft und Treue gegründete Gemeinschaft und 
aher auch ein Arbeitsverhältnis ausgeschlossen ist. Wer- 
den solche Menschen trotzdem bei uns als Arbeitskräfte 
ätig, so stehen sie in einem „Beschäftigungsverhältnis 
eigener Art“. 

Diese Ausdrucksweise des Gesetzgebers, die sich mehr- 
lach wiederholt, darf nicht zu der Annahme verleiten, 
als handle es sich hierbei um eine für alle Betroffenen 
Im wesentlichen gleiche typische Rechtsgestalt, um etwas 
Wie einen allgemeinen Teil eines Arbeitsrechts von Fremd- 
lässigen oder dergleichen. Freilich stimmen die ein- 
zelnen Fälle im Negativen stark überein, namentlich 
darin, daß diese Arbeitskräfte außerhalb jeglicher Ge- 
meinschaft und außerhalb der deutschen Sozialverfassung 
re Dienste leisten. Sie haben deswegen vor allem keinen 

nspruch auf die Fürsorge, die ein wesentlicher Inhalt 
unseres Arbeitsrechts ist; sie sind auch keine Gefolgs- 
Männer im Sinne des ArbOG.; der besonderen Errungen- 
Schaften des nationalsozialistischen Arbeitsrechts werden 
5 nicht teilhaftig; sie können weder Führer des Be- 
liebes sein, noch sonst eine leitende Stellung innehaben, 
und im allgemeinen sind sie überhaupt nicht berufen, 

eutschen Gefolgsmännern Weisungen zu erteilen. In 
bositiver Hinsicht ließe sich allenfalls sagen, daß es sich 
ee diesem Beschäftigungsverhältnis eigener Art um einen 
Chuldrechtlichen Austauschvertrag dreht, der sich an 
in Dienstvertragsrecht des BGB. (8$ 611 ff.) anlehnt, 
ber diesem Recht nicht ohne weiteres und ausnahmslos 
untersteht. Der wirkliche Rechisgehalt dieses Beschäfti- 
Sungsverhältnisses eigener Art ist in den konkreten Fällen 
Er verschieden, wie sich aus der gesetzlichen Regelung 
zud aus der Natur der Sache ergibt; denn daß z. B. die 
Irbeitsverhältnisse von Ukrainern und Juden, Polen und 
des eunern nicht gleichen Inhalts sein können, liegt auf 
er Hand. 
Ostarbeiter 

Unter Ostarbeitern versteht man diejenigen Arbeits- 
kotte nichtdeutscher Volkszugehörigkeit, die im Reichs- 
rutumissariat Ukraine, im Generalkommissariat Weiß- 

enien oder in Gebieten, die östlich an diese Gebiete 
m an die früheren Freistaaten Lettland und Estland 
des enzen, erfaßt und nach der Besetzung durch die 

Kutsche Wehrmacht in das Deutsche Reich einschließlich 
ies Protektorats Böhmen und Mähren gebracht und hier 
Ngesetzt werden. Für sie gilt die VO. über die Einsatz- 


dlo gungen der Ostarbeiter v. 30. Juni 1942 (ROBI. I, 


Be Ostarbeiter erhalten einen Leistungslohn ($ 3). Er 
Ey der Weise berechnet, daß zunächst der vergleich- 
Wird Lohn deutscher Arbeiter (Vergleichslohn) ermittelt 
d. Dabei sind Leistungszulagen, Erschwerniszulagen 


usw - 5 
on: zu berücksichtigen, jedoch nicht — eben weil der 
SoseTbeiter kein Gefolgsmann ist — Sozialzulagen und 


Falleistungen aller Art. Welchen Lohn der Ostarbeiter 
glei irund eines bestimmten für ihn festgestellten Ver- 
„ eichslohng erhält, ergibt sich aus einer der VO. beige- 
*. Tabelle. Von diesem Ostarbeiterlohn sind täglich 
eot für Unterkunft und Verpflegung abzusetzen; der 
Ur ist dem Ostarbeiter in bar auszuzahlen, Lohn- und 
ans ersteuer werden nicht erhoben. Beispiel: Bei einem 
Sesvergleichslohn von 3,50 AM erhält der Ostarbeiter 


in bar 0,85 , bei 7 At Vergleichslohn bezieht er 
1,80 RM. Bei einem Wochenvergleichslohn von 45 RM 
empfängt er 11,55 2M, bei einem Monatsvergleichslohn 
von 300 AM stehen ihm 72 RM zu. Die Reichstreuhänder 
oder Sondertreuhänder der Arbeit können ausnahmsweise 
eine andere Entgeltberechnung zulassen (§ 9). 

Grundsätzlich haben die Ostarbeiter keinen Anspruch 
auf Zuschläge zum Arbeitsentgelt für Mehrarbeit, Sonn- 
tags-, Feiertags- und Nachtarbeit. Trennungs- und Unter- 
kunftsgelder sowie Auslösungen und Zehrgelder dürfen 
nicht gezahlt werden ($ 4). Dem Ostarbeiter ist ein 
Arbeitsentgelt nur für die tatsächlich geleistete Arbeit zu 
gewähren; doch sind die Bestimmungen über Arbeitsaus- 
fall infolge ungünstiger Witterung entsprechend anzuwen- 
den. Für die Tage, an denen der Ostarbeiter wegen 
Krankheit oder Unfall nicht arbeiten kann, ist, soweit 
nicht Krankenhauspflege gegeben wird, lediglich freie 
Unterkunft und Verpflegung vom Unternehmer zu stellen 
($ 6). Urlaub und Familienheimfahrten werden vorläufig 
nicht gewährt (§ 7). Entgeltabrechnungen sind nicht zu 
erteilen (8 8). Besondere Leistungen, wie Bekleidung und 
Schuhwerk, sind zu angemessenen Preisen zu verrechnen. 
Die Betriebsführer können Fahrtkosten der Ostarbeiter 
von und zur Arbeitsstätte auf die Gesamtheit der bei 
ihnen beschäftigten Ostarbeiter umlegen und den in bar 
nach der Tabelle auszuzahlenden Betrag um diese Um- 
lage kürzen (85). 

Ihr Arbeitsentgelt können die Ostarbeiter ganz oder 
zum Teil verzinslich sparen; der ersparte Betrag wird in 
die Heimat überwiesen und steht dort dem Sparer oder 
dessen Familienangehörigen zur Verfügung G 13). 

Arbeitgeber, die innerhalb der Reichsgrenzen (ein- 
schließlich Protektorat) Ostarbeiter beschäftigen, haben 
eine Ostarbeiterabgabe zu entrichten, die sie nicht auf 
den Ostarbeiter abwälzen können. Die Höhe der Ost- 
arbeiterabgabe liegt tabellarisch fest. Sie ist im allge- 
meinen so festgesetzt, daß sie zusammen mit dem (um 
Verpflegung usw.) ungekürzten Ostarbeiterlohn annähernd 
den Betrag des Vergleichslohnes ausmacht. Landwirt- 
schaftliche Arbeitgeber zahlen nur die Hälfte der Ost- 
arbeiterabgabe. 


Polen 

Das Beschäftigungsverhältnis eigener Art, in dem pol- 
nische Arbeiter stehen, weist zunächst die Eigentümlich- 
keit auf, daß es trotz allem den Tarifordnungen und 
Richtlinien sowie den Betriebs- oder Dienstordnungen 
unterliegt ($1 Anordnung des Reichsarbeitsministers über 
die arbeitsrechtliche Behandlung der polnischen Beschäf- 
tigten v. 5. Okt. 1941 |RArbBl. I, 448]). Daraus ergeben 
sich sogar besonders elastische Gestaltungsmöglichkeiten. 
So ist eine Reichstarifordnung für polnische landwirt- 
schaftliche Arbeitskräfte v. 8. Jan. 1940 (RArbBl. IV, 38), 
abgeändert am 16. Febr. 1940 (RArbBl. IV, 211), 25. Juni 
1940 (RArbBl. IV, 727) und am 2. Nov. 1940 (RArbBl. IV, 
1338), erlassen worden. Manche Tarifordnungen für die 
eingegliederten Ostgebiete enthalten Sondervorschriften 
für Polen. Soweit jedoch Polen unter eine allgemeine 
Tarifordnung usw. fallen, finden auf sie Vorschriften, die 
eine Steigerung des Urlaubs infolge längerer Betriebs- 
oder Berufszugehörigkeit oder eines höheren Lebens- 
alters vorsehen, keine Anwendung (8 7 Abs. 1). Im 
öffentlichen Dienst sind polnische Beschäftigte, die Lei- 
stungen vollbringen, die den allgemein zu stellenden An- 
forderungen nicht entsprechen, unter den tariflichen Sät- 
zen zu entlohnen; der Lohnsatz für sie richtet sich nach 
dem Grad der Minderleistung (Ergänzende Anordnung 
des Reichstreuhänders für den öffentlichen Dienst vom 
20. Febr. 1942 [RArbBl. I, 980). 

Im übrigen gilt folgendes: Grundsätzlich soll an pol- 
nische Beschäftigte nur die niedrigste betriebsübliche 
Vergütung ihrer Alters- und Tätigkeitsgruppe gezahlt 
werden; jedoch sind Leistungszulagen nicht ausgeschlos- 
sen. Polnische Akkordarbeiter haben keine Zeitlohngaran- 
tie ($ 9 AO.). Polnische Beschäftigte haben grundsätzlich 
Anspruch auf Vergütung nur für die tatsächlich geleistete 
Arbeit; die Fortzahlung des Arbeitsverdienstes ohne 


Arbeitsleistung ist unzulässig. Ausnahmen: unverschuldete 
Betriebsunfälle, Arbeitsausfall infolge ungünstiger Witte- 
rung oder Fliegeralarms, ferner — hier jedoch ohne 
Rechtsanspruch — Wahrnehmung amtlicher Termine und 
ärztliche Untersuchung infolge unverschuldeten Betriebs- 
unfalls ($ 2). Wird an Feiertagen gearbeitet, so besteht 
kein Anspruch auf einen Feiertagszuschlag ($ 3). Sozial- 
zulagen aller Art, Gratifikationen, Wochenhilfe und zu- 
sätzliche Altersversorgung dürfen nicht gewährt werden 


(88 4ff.). 


Ansprüche polnischer Beschäftigter auf Urlaub und auf 
Familienheimfahrt ruhen bis auf weiteres. Jedoch können 
die Unternehmer polnische Beschäftigte mit guter Füh- 
rung und Bewährung, insbesondere in dringenden Fällen, 
freiwillig mit Einwilligung des Arbeitsamtes beurlauben 
(Erlaß des RArbM. v. 28. Febr. 1942 [RArbBil. I, 24)). 


Trennungs- und Unterkunftsgelder sowie Auslösungen 
und Zehrgelder dürfen insgesamt 1 AM täglich nicht über- 
schreiten. Die Gewährung solcher Leistungen ist dem 
Reichstreuhänder der Arbeit anzuzeigen (5 8 AO.). 


Jugendliche Polen sind in bezug auf Urlaub und Ar- 
beitseinsatz im allgemeinen wie Erwachsene zu behan- 
deln, genießen also nicht annähernd den Schutz wie 
deutsche Jugendliche (58 7 Abs. 2, 14). 


Die ordentliche Kündigungsfrist für Polen beträgt 
höchstens 2 Wochen, und zwar für Arbeiter zum Schluß 
einer Kalenderwoche und für Angestellte zum Schluß 
eines Kalendermonats ($ 10). 


Ansprüche aus dem Beschäftigungsverhältnis verfallen 
spätestens 4 Wochen nach Beendigung des Beschäfti- 
gungsverhältnisses, sofern sie nicht vorher geltend ge- 
macht worden sind ($ 11). Es handelt sich dabei um eine 
Ausschlußfrist, nicht um eine Verjährungsfrist. 


Von allen diesen Bestimmungen kann der Reichstreu- 
händer der Arbeit im Einzelfalle Ausnahmen zulassen 
($ 13). Zuwiderhandlungen werden auf Antrag des Reichs- 
oder Sondertreuhänders der Arbeit mit Gefängnis und 
Geldstrafe in unbegrenzter Höhe oder mit einer dieser 
Strafen geahndet ($ 16). 

Die Sozialausgleichsabgabe (d. h. ein Zuschlag zur 
Einkommensteuer), die Polen zu tragen haben, wird von 
den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit durch Abzug 
vom Arbeitslohn erhoben ($ 5 Abs. 1 VO. v. 10. Aug. 
1940 [RGBl. I, 1094). Landwirtschaftliche Arbeitnehmer 
sind von der Sozialausgleichsabgabe befreit ($ 2). 


Juden 
Das im vorstehenden kurz dargestellte Recht der Polen 
ist dem der Juden (VO. über die Beschäftigung von Ju- 
den v. 3. Okt. 1941 [RGBI. I, 675] mit DurchfVO. vom 
31. Okt. 1941 [RGBl. I, 681]) nachgebildet. Aber trotz 
weitgehender Übereinstimmung unterscheiden sich beide 
in wesentlichen Punkten, insbesondere in folgenden: 


Juden haben die ihnen von den Arbeitsämtern zugewie- 
senen Beschäftigungen anzunehmen ($ 11 Abs. 1 Durchi- 
VO.). Lehrlinge oder Anlernlinge können sie nicht sein 
($13). Zur Arbeit dürfen sie, wenn das Landesarbeitsamt 
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keine Ausnahme zuläßt, nur gruppenweise eingesetzt Wel“ 
den. Sie sind von den Gefolgsmännern getrennt zu halten. 
Bei Gruppeneinsatz außerhalb des Wohnortes sind sie in 
gesonderten Unterkünften unterzubringen ($ 12). 

Jüdische Beschäftigte haben keinen Anspruch auf Zu- 
schläge zum Lohn oder zum Gehalt für Arbeit, die af 
Sonn- oder Feiertagen geleistet wird oder über die regel- 
mäßige Arbeitszeit hinausgeht (§ 4). Trennungs- und 
Unterkunftsgelder sowie Auslösungen und Zehrgelder 
dürfen ihnen nur mit Zustimmung des Reichstreuhänders 
der Arbeit gewährt werden (8 8). 

Der Beschäftigungsgeber kann das Beschäftigungsvef- 
hältnis der Juden — abgesehen von den Fällen der frist- 
losen Entlassung — jederzeit zum Schluß des folgenden 
Werktags kündigen, soweit nicht besondere Vorschrift 
über die Kündigung auch auf das Beschäftigungsverhäl 5 
nis von Juden für anwendbar erklärt sind (8 9), wie Z. D- 
für schwerkriegsbeschädigte Juden ( 19). Für die Kün- 
digung seitens des Beschäftigungsnehmers gelten die all- 
gemeinen Vorschriften. 

Urlaubsmarken sind für jüdische Beschäftigte nicht ZU 
kleben. Soweit sie bereits geklebt sind, werden sie nic 
mehr eingelöst; sie verfallen der Deutschen Reichspost: 

Ein großer Teil dieser Vorschriften gilt nicht, wenn 
der Beschäftigungsgeber selbst Jude ist (8 22) oder der 
Jude in sog. privilegierter Mischehe (wenn Abkömmlinge 
vorhanden sind, die nicht als zuden gelten usw. oder 
kinderloser Mischehe während der Dauer der Ehe) lebt 
oder gelebt hat (8 21). Vgl. AO. des RArbM. v. 13. Febr. 
1942 (RArbBl. I, 75). 

Über Streitigkeiten, die sich aus dem BeschäftigungS” 
verhältnis eines Juden ergeben, entscheidet eine mi 
einem Richter besetzte Spruchstelle, die am Sitz eines 
Arbeitsgerichtes errichtet wird. Vor ihr gelten die Grund- 
sätze des arbeitsgerichtlichen Verfahrens entsprechend. 
Gegen die Entscheidung ist ein Rechtsmittel nicht 5 
geben ($ 10). Die Spruchstellen werden je für den Bezir" 
des OLG. bei dem für seinen Sitz zuständigen Arbeits 
gericht, für den Oberlandesgerichtsbezirk Kattowitz je 
doch beim Arbeitsgericht Beuthen errichtet (AV. de 
RJM. v. 10. März 1941 [DJ. 1143). 4 

Für jüdische Beschäftigte gelten bis zum Erlaß beson- 
derer Bestimmungen die Vorschriften der Reichsversich®" 
rung (einschließlich Beitragspflicht zum Reichsstock füt 
Arbeitseinsatz) zunächst weiter ($ 20). Jedoch beschränkt 
sich die Arbeitslosenhilfe für Juden auf das zum Lebens” 
unterhalt unerläßlich Notwendige ($ 17). Die Bestimmun 
gen über Kurzarbeiterunterstützung finden keine Anwen 
dung ($ 18). 

Zigeuner 


Die für Juden erlassenen Sondervorschriften auf Er 
Gebiete des Sozialrechts finden in ihrer jeweiligen 127 
sung auf Zigeuner entsprechende Anwendung. Ligen te 
in diesem Sinne sind sowohl Vollzigeuner (tammech 
Zigeuner), wie auch Mischlinge mit vorwiegendem < 85 
gleichem zigeunerischem Blutsanteil, wenn sie vom Reich; 
kriminalpolizeiamt als solche festgestellt worden er 
(AO. des RArbM. über die Beschäftigung von Zigeun® 
v. 13. März 1942 [RGBI. I, 138]). 
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Dr. Hans Merkel: Die Marktordnung undihr Recht. 
Berlin 1942. Reichsnährstand Verlags-Ges. m. b. H} 262 S. Preis 
kart. 4,80 Au. 


Der durch zahlreiche Veröffentlichungen aus dem Gebiet der 
Marktordnung bekannte Verf. legt mit dem vorgenannten Werk 
eine zusammenfassende Darstellung des Rechts der Marktordnung 
der Ernährungswirtschaft vor. In Teil I behandelt Verf. nach einer 
Darstellung der Entstehung des Marktaufbaues die für alle Wirt- 
schaftszweige gemeinsamen, wichtigen organisatorischen Fragen, 
in leil II. die einzelnen Wirtschaftszweige, in Teil III zusammen- 
fassend die im Gesamtgebiet auftauchenden Rechtsfragen (z. B. 
Marktrecht, Lieferungsrecht, Ausgleichsrecht usw.), um in Teil IV 
schließlich die Beziehung des Marktrechts zu anderen Rechts- 
gebieten (z. B. Kartell-, Wettbewerbs-, Genossenschafts- und Han- 
delsrecht) darzustellen. Die Darstellung läßt überall die nahe Ver- 
bindung des Verf. mit der Praxis und das damit im Zusammen- 
hang stehende, hier noch mehr als sonst in der Rechtswissenschaft 


04 f- 
nötige Verständnis für die wirtschaftlichen Zusammenhängg fer 
kennen, Das Werk gibt einen guten Überblick über das $ länd- 
zugängliche und dem Außenstehenden nicht immer leicht vers ur 
liche Rechtsgebiet. Es ist zur Klärung einzelner Fragen Und et 
Einarbeitung in das Gesamtgebiet in gleicher Weise gee! ac 
Eine stärkere Einbeziehung des bürgerlichen Rechts, das ja er 
wie vor die Grundlage des einzelnen Lieferungsverhältnisst y t- 
gibt, und eine Darstellung des Einflusses des Rechts der Malt 
ordnung auf das bürgerliche Recht wäre wünschenswert gew der 
Ebenso hätte sich eine genauere Darstellung des Rechts afer- 
Schiedsgerichtsbarkeit für Entschädigungsansprüche und Frand 
streitigkeiten empfohlen. Ein Schlagwortregister würde die Fl ge 
habung des Werkes in der Praxis, für die es in erster 18 ydr 
dacht und geeignet ist, erleichtern. Diese Umstände beeintt 
tigen den Gesamtwert der Arbeit, die eine weitgehende Beat 
verdient und erhalten wird, aber in keiner Weise. 


Dozent Dr. Westermann, Prag. 
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Nachdruck der Entscheidungen nur auszugsweise und mit genauer Quellenangabe gestattet 


** Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entscheidungen des Reichsgerichts. — Anmerkung — 


m Besonders bedeutsame Entscheidungen 


In Nr. 1 hat der Große Senat zweckmäßig und undogmatisch das Verhältnis des rechtskräftigen Urteils im 
Abstammungsstreit zu einem früheren ebenfalls rechtskräftigen Unterhaltsurteil dahin erklärt, daß bei einem Kon- 
flikt zwischen der Rechtskraft beider Urteile das Statusurteil den Vorrang haben muß. Die Entscheidung ist Ausdruck 
sinnvoll gestaltender Rechtsfindung (vgl. im gleichen Sinne bereits: DR. 1941, 2138; Roquette: DR. 1941, 2100; Keil: 


DRM. 1941, 306; DR. 1942, 976°). 


Nr. 2 zeigt ein Urteil, das auf Grund des Sachvortrags der Parteien richtig, aber doch ungerecht war, weil ıhm 
ein unvollständiger Sachverhalt zugrunde lag. Die Gerechtigkeit fordert die Aufhebung dieses Urteils, auch wenn 
die unrichtige Entscheidung von der unterlegenen Partei selbst verschuldet war. Die Entscheidung zeigt, wie stark bei 
uns die Forderung nach materieller Gerechtigkeit über den liberalen Wunsch nach formellem Rechtsfrieden 


gesiegt hat. 


RG. Nr.3 klärt die Stellung des kommissarischen Verwalters des Vermögens der ehemaligen polnischen 


Staatsangehörigen. 


RG. Nr. 9 betont, daß bei der Bedeutung des Abstammungsnachweises Blutgruppenuntersuchung stets 
geboten ist, die Einholung eines erbbiologischen Gutachtens jedoch nur, wenn Anhaltspunkte für einen Mehr- 


verkehr vorhanden sind. 


Nr. 10-13 bringen Entscheidungen deutscher Gerichte i 
Dem Grundsatz, daß jede Tat, die nach dem gesunden 
muß, trägt RG. in der berühmt gewordenen Tachometer- 


m Generalgouvernement. 


Volksempfinden Bestrafung verdient, bestraft werden 


Entscheidung Rechnung. Der Kraftfahrer, der die Dia- 


grammscheibe des Tachometers derart einrichtet, daß sie unrichtige Aufzeichnungen widergibt, ist nach § 267 StGB. 


sinngemäß zu bestrafen (Nr. 18). 


Maßnahmen des Jugendstrafrechts, die der Erziehung zur Volksgemeinschaft dienen, sind auf Angehörige eines 
Volksstammes, der nach seinen Rasseeigenschaften solcher Erziehung unzugänglich ist, nicht anwendbar (RG. Nr. 19). 


Großer Senat 


m 1. RG. — §323 ZPO. Wenn nach rechtskräftiger Ab- 
Weisung der Unterhaltsklage in einem Abstammungsrechts- 
Streit die blutsmäßige Vaterschaft des Bekl. festgestellt ist, 
dann bildet die Rechtskraft des ersten Urteils kein Hinder- 
nis für eine neue Unterhaltsklage, mit der das Kind Unter- 
alt rückwirkend, d. h. vom Tage seiner Geburt an, fordert. 
Die jetzige Unterhaltsklägerin war mit einer im Jahre 
1931 gegen den Bekl. erhobenen Unterhaltsklage wegen 
erwiesenen Mehrverkehrs rechtskräftig abgewiesen wor- 
den (Urteil des LG. W. v. 8. März 1933). Hiernach ist durch 
rechtskräftiges Urteil des LG. W. v. 10. Aug. 1939 (4 O 82/38) 
festgestellt, daß der Bekl. der blutmäßige Vater der Kl. 
ist. Mit einer erneuten Unterhaltsklage ist die KI., nach- 
dem das AG. C. der Klage — unter Abweisung hinsicht- 
lich der früheren Zeit — für die Zeit vom Erlaß des Fest- 
Stellungsurteils an stattgegeben hatte, durch Urteil des 
LG. W. v. 8. Aug. 19H rechtskräftig abgewiesen worden. 
Der gegen dieses Urteil gerichtete Antrag des Ober- 
feichsanwalts auf Wiederaufnahme des Verfahrens gemäß 
3 des Ges. v. 15. Juli 1941 (RGBI. I, 383) ist begründet. 
Im Hinblick auf das Ergebnis des Abstammungsrechts- 
Streits steht die Rechtskraft des früheren Unterhaltsurteils 
einer widersprechenden Entscheidung im jetzigen Unter- 
altsrechtsstreit nicht mehr entgegen. Das läßt sich zwar 
nicht aus positiven Gesetzesbestimmungen herleiten. Eine 
Anderung des die Unterhaltsklage abweisenden Urteils im 
ege der Restitutionsklage ist im vorl. Fall schon wegen 
blaufs der Frist des § 586 Abs. 2 Satz 2 ZPO. aus- 
KrSchlossen. Auch die Voraussetzungen der Abänderungs- 
lage (s 323 ZPO.) und der Vollstreckungsgegenklage 
($ 767 ZPO.) scheiden hier schon aus dem Grunde aus, 
“N diese Bestimmungen eine Verurteilung voraussetzen, 
à ährend hier die Klage abgewiesen ist. Unanwendbar ist 
such 8826 BGB. Es läßt sich nicht sagen, daß der Bekl. 
Pttenwidrig handelt, wenn er sich trotz der urteilsmäßigen 
laßtstellung seiner Vaterschaft auf das rechtskräftige Ur- 
hal in der Unterhaltssache stützt und demgemäß die Unter- 
altsforderung der Kl. nicht befriedigt. Die richtige Ent- 
Te eidung ergibt sich vielmehr aus dem Verhältnis des 
de tskrättigen Urteils im Abstammungsstreit zu dem in 
r früheren Unterhaltssache. Dabei ist zu berücksich- 


tigen, daß der Unterhaltsanspruch des unehelichen Kindes 
gem. $1708 nach allgemeiner Anschauung auf der Vater- 
schaft, d. h. der sich auf den physiologischen Vorgang der 
Erzeugung gründenden blutmäßigen Abstammung des Kin- 
des vom Erzeuger beruht. Die Bestimmung des 81717 
BGB. steht dem nicht entgegen, sondern ist lediglich als 
Beweisgrundsatz zu verstehen. Danach kann es keinem 
Zweifel unterliegen, daß sowohl das Abstammungsstatus- 
verfahren wie der Unterhaltsstreit sich mit dem Rechts- 
verhältnis der Abstammung befassen, der erstere mit 
ihm als dem in Rechtskraft erwachsenden Gegenstand des 
Rechtsstreits selbst und der letztere mit ihm als Vorfrage 
der Unterhaltspflicht. Ist in dem Statusprozeß über die 
Abstammung in bejahendem oder verneinendem Sinne ent- 
schieden, so kann in dem folgenden Unterhaltsstreit diese 
Frage nur ebenso beurteilt werden; für eine abweichende 
Entscheidung ist kein Raum. In Frage steht nun, ob diese 
Rechtslage dadurch eine andere Beurteilung zu erfahren 
hat, daß dem auf das rechtskräftige Statusurteil folgenden 
Unterhaltsprozeß ein früheres, zeitlich vor dem Status- 
streit liegendes Unterhaltsurteil vorausgegangen war, das 
über die Unterhaltspflicht — auf Grund abweichender Be- 
urteilung der Abstammungsfrage als Vorfrage — in ent- 
gegengesetztem Sinne rechtskräftig entschieden hatte. Das 
ist zu verneinen. Der Konflikt, welchem der beiden rechts- 
kräftigen Urteile die stärkere Wirkung beizulegen ist, 
kann nur zugunsten des Statusurteils gelöst werden. Das 
Wesen der Rechtskraft des gewöhnlichen Urteils besteht 
darin, daß der Richter, der in die Lage kommt, in einem 
späteren Rechtsstreit zwischen denselben Parteien über 
dasselbe Rechtsverhältnis erneut zu entscheiden, an die 
frühere Entscheidung gebunden ist; die Rechtskraft ist 
eine unter dem Gesichtspunkt der Wirtschaftlichkeit des 
Verfahrens stehende und dem Rechtsfrieden zwischen den 
Parteien dienende verfahrensrechtliche Einrichtung. Die 
dem Statusurteil gesetzlich beigelegte Wirkung für und 
gegen alle hat dagegen einen grundsätzlich anderen Cha- 
rakter; sie reicht über den Kreis der an dem Verfahren 
Beteiligten hinaus; sie enthält nicht nur die Bindung des 
später erneut mit derselben Frage befaßten Richters, son- 
dern greift unmittelbar in die materielle Ordnung der Ge- 
meinschaftsverhältnisse ein. Wenn auch den feststellenden 
Statusurteilen — in Betracht kommen außer dem Urteil 
über die blutmäßige Abstammung nur die praktisch 
außerordentlich seltenen Urteile über Bestehen oder Nicht- 
bestehen einer Ehe oder eines ehelichen Eltern- und Kin- 
desverhältnisses — im Gegensatz zu den übrigen Status- 
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urteilen (Scheidung, Aufhebung und Nichtigerklärung einer 
Ehe sowie Ehelichkeitsanfechtung) nicht die Wirkung zu- 
kommt, daß sie bestehende sachlich-rechtliche Verhältnisse 
unmittelbar rechtsgestaltend ändern, so haben doch auch 
sie eine gewisse rechtsgestaltende Wirkung insofern, als 
durch sie ein Zustand der Ungewißheit, der es gestattete, 
das Statusverhältnis jeweils im Verhältnis zweier streiten- 
der Parteien in dem einen oder anderen Sinne zu ent- 
scheiden, nunmehr endgültig behoben und durch eine von 
niemandem mehr angreifbare Gewißheit abgelöst wird. 
Vom Zeitpunkt der Rechtskraft des Statusurteils an ist eine 
abweichende Beurteilung des Statusverhältnisses somit 
schlechthin ausgeschlossen, und wenn bisher das Rechts- 
verhältnis oder eine sich aus ihm ergebende Rechtsfolge 
eine andere Beurteilung gefunden hatte, so wird diese Be- 
urteilung durch die stärkere Wirkung der Entscheidung 
im Statusverfahren außer Kraft gesetzt mit der Folge, daß 
das rechtskräftige Urteil im Unterhaltsrechtsstreit einer 
anderweiten Entscheidung in einem neuen Unterhalts- 
prozeß nicht mehr entgegensteht. Man könnte nun aller- 
dings daran denken, daß das frühere Urteil im Unter- 
haltsrechtsstreit trotz der abweichenden Feststellung des 
Abstammungsverhältnisses im Abstammungsstreit vollwirk- 
sam bleibt bis zum Zeitpunkt der Rechtskraft des Status- 
urteils und daß demgemäß die mit ihrer Unterhaltsklage 
abgewiesene Partei — nur dieser Fall unrichtiger Ab- 
weisung der Klage, nicht auch der umgekehrte einer 
unrichtigen Verurteilung zur Unterhaltszahlung steht hier 
zur Entscheidung — stets nur Unterhalt seit Rechtskraft 
des Statusurteils verlangen kann. Dem ist aber entgegen- 
zuhalten, daß sich die Frage, ob der Bekl. der Erzeuger 
der Kl. ist, ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt der darüber 
getroffenen Feststellung nur einheitlich beantworten läßt 
und es daher denkgesetzlich. unhaltbar ist, die sich aus 
seiner Eigenschaft als Erzeuger zwangsläufig ergebende 
Unterhaltspflicht für die Zeit vor der Rechtskraft des 
Statusurteils nur wegen der damals noch bestehenden 
Wirkung des klageabweisenden Unterhaltsurteils zu ver- 
neinen. Denn mit der Feststellung im Abstammungsstreit, 
daß der Bekl. der Vater der KI. ist, ist dem Urteil im 
Unterhaltsstreit mit rückwirkender Kraft die Grundlage 
entzogen, da es gerade auf der Unmöglichkeit, diese 
Vaterschaft festzustellen, beruhte. 

Grundsätzlich kann daher in solchen Fällen das Kind 
den Unterhalt so verlangen, als ob das klageabweisende 
Urteil im Unterhaltsrechtsstreit überhaupt nicht ergangen 
wäre, d.h. vom Tage seiner Geburt an. 

Zu der Frage, inwieweit dieser Grundsatz hinsichtlich 
der bis zur Rechtskraft des Feststellungsurteils aufgelau- 
fenen Unterhaltsraten unter Umständen eine Einschrän- 
kung zu erfahren hat, hat der Große Senat für Zivilsachen 
beim RG. in dem in einer gleichliegenden Sache ergange- 
nen Beschl. v. 7. Mai 1942 (GSE 1/42): DR. 1942, 10194 
Stellung genommen. In der vorliegenden Sache bedarf es 
eines Eingehens auf diese Frage nicht, da den Gegen- 
stand des vom Oberreichsanwalt beanstandeten Berufungs- 
urteils nur die Unterhaltspflicht für die Zeit seit Erlaß 
des Feststellungsurteils bildet, während das amtsgericht- 
liche Urteil, das den Anspruch für die vorausgegangene 
Zeit abgewiesen hatte, in Rechtskraft erwachsen und auch 
vom Oberreichsanwalt nicht angefochten worden ist. 


(RG., Großer Senat für Zivilsachen, Beschl. v. 7. Mai 
1942, GSE 2/42.) [He.] 
x 


m **2. RG. — § 2 Ges. v. 15. Juli 1941 (RGBI. I. 383). Die 
außerordentliche Wiederaufnahme des Verfahrens ist auch 
dann statthaft, wenn die unrichtige Entscheidung durch die 
unterlegene Partei selbst verschuldet worden war. 


Das Verfahren, dessen Wiederaufnahme der Oberreichs- 
anwalt beantragt, ist durch Urteil des LG. D. v. 16. Mai 
1941 abgeschlossen worden. Durch dies Urteil wurde die 
Unterhaltsklage des Kindes abgewiesen mit der Begrün- 
dung, daß der Kl., weil nach der Eheschließung der 
Kindesmutter mit dem Zeugen S. geboren, als dessen ehe- 
liches Kind anzusehen sei und demgemäß seine Unehelich- 
keit nur nach erfolgreicher Anfechtung seiner Ehelichkeit 
geltend gemacht werden könne. Da das unstreitig nicht 
der Fall sei, sei der Kl. auch nicht in der Lage, Unter- 
haltsansprüche gegen den unehelichen Erzeuger geltend 
zu machen, 


Dies Urteil ist im Ergebnis unrichtig, da in Wirklichkeit 
die in dem Urteil verlangte und als nicht gegeben be 
zeichnete Voraussetzung der Unterhaltsklage, nämlich die 
erfolgreiche Anfechtung der Ehelichkeit des Kl., erfüllt 
war. Durch Urt. v. 5. Juli 1940 in Sachen S. gegen S. Wal 
nämlich rechtskräftig festgestellt, daß das bekl. Kind Wil- 
helm S. — das personengleich ist mit dem späteren Unter- 
haltskläger Wilhelm K. — nicht das eheliche Kind des kl. 
Arthur S. sei. Der Versuch des Kl., im Wege der Rest! 
tutionsklage die Abweisung der Unterhaltsklage zu be- 
seitigen, scheiterte an der Verweigerung des Armenrechts. 
Die Verweigerung des Armenrechts wurde damit begrun 
det, daß die Partei den Restitutionsgrund schon im frühe- 
ren Verfahren hätte geltend machen können. 

Die Unrichtigkeit der beanstandeten Entscheidung be- 
ruht hier nicht auf einer Verkennung von Rechtssätze" 
— rechtlich sind die Ausführungen des landgerichtlichen 
Urteils einwandfrei —, sondern auf der Zugrundelegung 
eines unrichtigen Sachverhalts, nämlich der Annahme, dal 
die Anfechtung der Ehelichkeit des KI. noch nicht erfolgt 
sei. Dieser Irrtum war zumindest überwiegend von dem 
gesetzlichen Vertreter des Kl., dem Jugendamt, ver- 
schuldet, da es seine Sache gewesen wäre, die Tatsache 
der erfolgten Ehelichkeitsanfechtung zur Begründung der 
Klage vorzutragen. Da das nicht geschah, konnte das 
Gericht es in der Tat als unstreitig ansehen, daß die Ehe- 
lichkeitsanfechtung nicht erfoıgt sei. Diesen unstreitige® 
Sachverhalt hatte es dann auch seiner Entscheidung ZU" 
grunde zu legen. Freilich hätte es dem Gericht auffallen 
müssen, daß das Kind jetzt einen anderen Namen trug 
und durch das jugendamt gesetzlich vertreten wurde 
Aber auch wenn man davon absieht, ist dem Antrage des 
Oberreichsanwalts auf Wiederaufnahme des Verfahren? 
stattzugeben. Nach den Bestimmungen über die auber- 
ordentliche Wiederaufnahme des Verfahrens ist nur ‚au 
prüfen, ob die Entscheidung richtig oder unrichtig 8, 
Dabei kann es nach dem Zweck der Bestimmungen nion 
darauf ankommen, ob die beanstandete Entscheidung W 
damaligen Standpunkt aus richtig war, wie es der 
ist, wenn das Gericht den ihm von den Parteien unter 
breiteten Sachverhalt rechtlich richtig beurteilt hat, son 
dern allein darauf, ob nach dem jetzt feststehenden Sach 
verhalt und den jetzt geltenden Rechtsgrundsätzen ebenso 
zu entscheiden wäre. Die außerordentliche Wiederaufnahm 
soll es ermöglichen, Fehlentscheidungen zu beseitigel 
deren Auswirkungen vom Standpunkt der Allgemeinheit 
aus schwer erträglich sind; für die Frage der Auswirkülf 
gen ist es aber gleichgültig, worauf die Unrichtigkeit PaA 
Entscheidung beruht. Der Umstand, daß das unrichtig 
Ergebnis durch die unterlegene Partei selbst verschuldi 
ist, steht daher der Aufhebung der Entscheidung ie 
entgegen. Die Gefahr, daß diese Auffassung einer nac j- 
lässigen Prozeßführung durch die Parteien Vorschub p3 
sten könnte, wird wesentlich dadurch gemindert, daß aci 
Oberreichsanwalt bei der Prüfung, ob das für san 
Wiederaufnahmeantrag erforderliche öffentliche Įnteress 
gegeben ist, naturgemäß auch ein eigenes Verschulden ihr 
unterlegenen Partei an dem Zustandekommen der : 
ungünstigen Entscheidung berücksichtigen wird. 

(RG., Großer Senat für Zivilsachen, Beschl. v. 16. Mai 
1942, GSE 10/42.) He. 


Sonstige zivilrechtliche Entscheidungen 


m 3. RG. — VO. über die Behandlung von Vermögen 5 
Angehörigen des ehem. polnischen Staates v. 17 Sr 
1940; 88 240, 265 ZPO. Die Stellung des kommissarise er 
Verwalters nach der VO. v. 17. Sept. 1940 entspricht 
eines Konkursverwalters. Die BeschlagnahmeverfügUn 
nach der VO. v. 17. Sept. 1942 stellt in einem anhängig 
Rechtsstreit nicht den Eintritt einer Rechtsnachiolge 4 en 
von 8 205 ZPO. dar. Der Eintritt des Verwalters in. 240 
Rechtsstreit vollzieht sich vielmehr, nach Art des 3 
ZPO. 

Die am 24. Dez. 1941 verfügte kommissarische das 
waltung und Beschlagnahme des inländischen Venna 
der Frau von B. hat den von ihr behaupteten, aus fer 
geblich schuldhaften Verhalten: der Testamentsvollstre@ A 


hergeleiteten Schadensersatzanspruch ergriffen, def 2 
er eine FO 


ihrem Inlandsvermögen gehören würde, weil 
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derung gegen in Deutschland wohnhafte Schuldner dar- 
Siellt (vple’8 23.8. 2#ZE0., RGZ. Zi, 222). Die VO. vom 
17. Sept. 1940 über die Behandlung von Vermögen der 
Angehörigen des ehemaligen polnischen Staates enthält 
über die Rechtsstellung des kommissarischen Verwalters 
(885 ff.) keine ausdrückliche Regelung. Nach der Form 
seiner Bestellung und dem Inhalt seiner Aufgaben, Be- 
fugnisse und Vollmachten muß er als ein im öffent- 
lichen Interesse geschaffenes, seine Legitimation un- 
mittelbar aus dem Gesetze herleitendes amtliches Organ 
angesehen werden, das kraft eigenen Rechtes und im 
eigenen Namen handelt und dabei nicht die Obliegenheit 
der Wahrung der Belange des Vermögenseigners, son- 
dern der Belange des Reichs ausübt. Infolgedessen ent- 
Spricht seine Rechtsstellung derjenigen eines Konkurs- 
verwalters (vgl. RGZ. 55, 266). Er stellt also weder 
einen Vertreter der ursprünglichen Bekl. dar, noch liegt 
in der Beschlagnahmeverfügung der Eintritt einer Rechts- 
Nachfolge im Sinne von 8 265 ZPO. dergestalt, daß die 
Anordnung der kommissarischen Vermögensverwaltung 
auf den anhängigen Rechtsstreit keinen Einfluß hätte, 
vielmehr muß sich der Eintritt des Verwalters in den 
Rechtsstreit nach Art von 8 240 ZPO. vollziehen, damit 
die Fortführung des anhängigen, aber der Verfügung 
der unter die Beschlagnahme gestellten Partei entzogenen 
tozesses ermöglicht und die Rechtskraft des Ver- 
Säumnisurteils zum etwaigen Nachteil des Reiches ver- 
indert werden kann. Daraus folgt, daß der von der 
früheren Bekl. eingelegte Einspruch durch die Über- 
nahme des Rechtsstreits seitens des kommissarischen 
erwalters als von ihm zum eigenen gemacht zu gelten 
at und der Prozeß nunmehr auf den Verwalter als 
beklagte Partei übergegangen ist. 


(RG., VII. Zivsen., U. v. 24. Juli 1942, VII 120% 


4. KG. — 82 VO. über den Einsatz des jüdischen Ver- 
Mögens v. 3. Dez. 1938; §§ 111, 211 Abs. 1 Nr.2 AktG. 
in zur Herbeiführung der Abwickelung einer Aktien- 
Sesellschaft gemäß § 2 VO. über den Einsatz des jüdischen 
Er mögens v. 3. Dez. 1938 bestellter Treuhänder hat die 
-Töffnungsbilanz und den Jahresabschluß ohne Mitwirkung 
“er Hauptversammlung festzustellen. 


yos Registergericht verlangte von einem gemäß § 2 der 
e: v. 3. Dez. 1938 bestellten Treuhänder, der zugleich 
l€ Stellung eines Abwicklers im Sinne des AktG. über- 
nommen hat, im Ordnungsstrafverfahren die Abgabe einer 
gerichtlich oder notarisch beurkundeten Erklärung, mit 
er er an Stelle der Hauptversammlung die von ihm 
ufgestellte Eröffnungsbilanz und den Jahresabschluß 
Mch besonders festzustellen habe. Das LG. trat dem bei. 
le weitere Beschwerde hat Erfolg gehabt. 

Ver Senat hat wiederholt ausgesprochen, daß” ein ge- 
1575 8 2 der EinsatzVO. v. 3. Dez. 1938 zur Herbeifüh- 
Gus, der Abwicklung einer Aktiengesellschaft oder einer 
hasellschaft mit beschränkter Haftung eingesetzter Treu- 
gender, um seine Aufgaben erfüllen zu können, an die 
“le jedes Organs der Gesellschaft tritt, also auch 
(rechtigt ist, die Befugnisse der Hauptversammlun 
—esellschafterversammlung) wahrzunehmen (JFG. 21, 330 
v DR. 1940, 1637 und DR. 1940, 2137; ferner 1 Wx 170/40 
"12. Sept. 1940). Dabei ist die Frage offengeblieben, ob 
reuhänder, wenn er an Stelle der Hauptversammlung 
Gesellschafterversammlung) einen Beschluß faßt, die vom 
Otz hierfür vorgeschriebene Form (8 111 AktG.; § 53 
Aud 10.) einzuhalten hat (vgl. Höver: DR. 1941, 14). 
ch im vorliegenden Falle braucht zu dieser Frage 
Ge € Stellung genommen zu werden. Zwar schreibt das 
die tz vor, daß der Abwickler einer Aktiengesellschaft 
ihm von ihm aufgestellte Eröffnungsbilanz und die von 
lung aufgestellten Jahresabschlüsse der Hauptversamm- 
um zur Beschlußfassung vorzulegen hat ($ 211 Abs. 1 
die 2 AktG.). Das kann jedoch für den Treuhänder, der 
gelt tellung eines Abwicklers übernommen hat, nicht 
Von I. Denn die Hauptversammlung, welche über die 
lum aufgestellte Bilanz und über den Jahresabschluß 
sepo inden hätte, wird durch ihn ausgeschaltet. Er 
weil kann aber insoweit nicht an ihre Stelle treten, 
die Teilung der Aufgaben bei der Feststellung von 


der 
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Bilanz und Jahresabschluß in 8 211 Abs. 1 u. 2 AktG. 
begrifflich zwei verschiedene Organe der Aktiengesell- 
schaft voraussetzt. Hat, wie im vorliegenden Falle, der 
Abwickler auch die Befugnisse der Hauptversammlung 
auszuüben, so muß es im Sinne der bezeichneten Vor- 
schriften genügen, daß er ausschließlich in seiner Eigen- 
schaft als Abwickler handelt. Für eine lediglich in der 
Nachprüfung und Genehmigung solchen Handelns be- 
stehende Tätigkeit der Hauptversammlung ist dann über- 
haupt kein Raum mehr. Infolgedessen kommt die Anwen- 
dung der für die Hauptversammlung geltenden Vorschrif- 
ten, insbesondere der des § 111 AktG., nicht in Betracht. 
Es fehlt auch jedes Bedürfnis für ihre Einhaltung. Die 
von dem Treuhänder ausgestellten Urkunden sind zwar 
entgegen der Auffassung der weiteren Beschwerde zwei- 
fellos keine öffentlichen und erst recht nicht geeignet, 
die im $ 111 AktG. vorgeschriebene Form der gericht- 
lichen oder notarischen Beurkundung zu ersetzen. Die 
Gründe aber, die dazu geführt haben, für Beschlüsse der 
Hauptversammlung die gerichtliche oder notarische Be- 
urkundung zu verlangen, nämlich die Zweckmäßigkeit 
einer erhöhten Sicherung und Kontrolle ordnungsmäßiger 
Beschlußfassungen, treffen bei der dem Treuhänder- 
Abwickler allein obliegenden Feststellung der Eröffnungs- 
bilanz und des Jahresabschlusses nicht zu. Die notwendige 
Einreichung beim Registergericht und die Veröffent- 
lichung des Jahresabschlusses gewährleisten auch ohne 
die gerichtliche oder notarische Beurkundung einer auf 
die Feststellung gerichteten besonderen Erklärung des 
Treuhänder-Abwicklers die wünschenswerte Klarheit und 
Sicherheit. 


(KG., 1. ZivSen., Beschl. v. 13. Aug. 1942, 1 Wx 252/42.) 
* 


++ 5. RG. — §§ 242, 404, 406 BGB. Wenn eine zur Ver- 
tretung des (Wehrmachts-) Fiskus innerhalb ihres Ge- 
schäftsbereichs befugte Bauleitung einer Bank auf An- 
frage erklärt hat, die ihr als Kreditunterlage von ei- 
nem Baulieferanten abgetretenen Forderungen aus Bau- 
lieferungswerkvertrag gingen in Ordnung und es stehe 
ihrer Bevorschussung nichts im Wege, dann widerspricht 
es den Grundsätzen von Treu und Glauben mit Rücksicht 
auf die Verkehrssicherheit, wenn der Fiskus nach Kredit- 
gewährung durch die Bank an den Unternehmer mit For- 
derungen aus unerlaubten Handlungen (Betrügereien bei 
diesem und anderen Baulieferungsverträgen aufrechnet, so 
daß die Kreditunterlage entfällt. 


Die Firma K., deren Alleininhaber der K. war, hat in 
den Jahren 1938 bis 1940 Zentralheizungsanlagen für die 
Baustellen der Luftwaffe an die Bauleitung der Luftwaffe 
geliefert. Zum Zwecke der Kreditbeschaffung hatte sie 
im September 1939 ihre sämtlichen Forderungen gegen 
die Bauleitung der Luftwaffe, und zwar die entstandenen. 
und noch entstehenden Forderungen aus ausgeführten und 
noch auszuführenden Arbeiten, zur Sicherung aller For- 
derungen und Ansprüche der KI. aus Kreditgewährung 
an diese abgetreten. Die KI. hatte der Bauleitung die Ab- 
tretung mit Schreiben vom 13. Sept. 1939 mitgeteilt; die 
Bauleitung hatte der Kl. mit zwei Schreiben ihre Kenntnis- 
nahme von der Abtretung bestätigt und erklärt, daß sie 
diese genehmige, jedoch oline Gewähr für das Bestehen 
der abgetretenen Forderungen zu übernehmen. Als K. 
Anfang Februar 1940 eine Reihe von Rechnungen bei der 
Bauleitung der Luftwaife zur Prüfung eingereicht hatte, 
richtete die Bauleitung am 7. Febr. 1940 an die KI. ein 
Schreiben, wonach sie die Rechnungen im Betrage von 
7818,20 AM anerkannte una erklärte, sie würden dem- 
nächst zur Anweisung gelangen. Unterm 26. April teilte 
die KI. der Bauleitung mit, daß K. genötigt sei, bei der 
KI. (weiteren) Kredit in Anspruch zu nehmen, daß sie 
aber Vorschüsse an ihn zu zahlen nur in der Lage sei, 
wenn ihr die Ordnungsmäßigkeit weiterer von K. der Kl. 
vorgelegter Rechnungsabschriften in Höhe von 4009,22 RM 
bestätigt würde. Unterm 3. Mai 1940 erwiderte die Bau- 
leitung, daß die Rechnungen in diesem Betrage anerkannt 
würden und daß einer Bevorschussung nichts im Wege 
stehe. Die Kl. hat dann der Firma K. Kredit gewährt. 
Daraus hat sie noch 10 640,13 zu fordern. Da sich die 
Bauleitung weigerte, ihr diesen Betrag auszubezahlen, hat 
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die Kl. Verurteilung des Bekl. zur Zahlung dieses Be- 
trages nebst Zinsen begehrt. Der Bekl. hat behauptet, 
ihm stehe gegen K. eine Forderung von fast 50000 Al 
aus unerlaubter Handlung und ungerechtfertigter Be- 
reicherung zu, die sich aus umfangreichen, von K. ge- 
meinsam mit einem Angestellten der Bauleitung begange- 
nen Betrügereien zum Nachteil des Reichsfiskus (Luft- 
waffe), wegen deren beide zu je 6 Jahren Zuchthaus ver- 
urteilt wurden, herleiteten. Mit dieser Forderung werde 
gegen die Klageforderung aufgerechnet. Die KI. hält diese 
Aufrechnung wegen der Erklärungen der Bauleitung vom 
7. Febr. und 3. Mai 1940 für unstatthaft. 

Das LG. hat der Klage stattgegeben; das BG. hat sie 
abgewiesen. RG. stellte das landgerichtliche Urteil wie- 
der her. 

Das BG. stellt fest, das Anerkenntnis der Bauleitung 
habe den Verzicht auf alle aus den Lieferungen K.s er- 
wachsenen und im Rahmen des Betriebs der Bauleitung 
entstandenen Einwendungen einschließlich des Rechts auf 
Aufrechnung bedeutet. Diese Auffassung begründet der 
BerR. damit, es habe der Bauleitung nicht zweifelhaft sein 
können, daß die der Bank abgetretenen Forderungen als 
Grundlage für Kreditgewährung hätten dienen sollen und 
daß die Bank ohne Solchen Verzicht den Kredit nicht ge- 
währen würde. Das sei der Bauleitung hinsichtlich der in 
den Schreiben vom 7. Febr. und 3. Mai 1940 aufgeführten 
Forderungen K.s bekannt gewesen. Die Bauleitung habe 
diese Kenntnis dadurch bestätigt, daß sie dem Anerkennt- 
nis die Bemerkung hinzugefügt habe, der Bevorschussung 
jener Forderungen stehe nichts im Wege. 

Es kann dem Vorderrichter nicht zugegeben werden, 
daß die Kl. eine Erklärung solchen Inhalts, von der inner- 
halb ihres Geschäftsbereichs zur Vertretung des Reichs 
befugten Bauleitung abgegeben, nur mit dem Vorbehalt 
habe verstehen dürfen, daß das Reich doch jederzeit mit 
Forderungen aufrechnen könne, die nicht gerade im Ge- 
schäftsbetriebe dieser Bauleitung ihren Ursprung hätten, 
eine Annahme, die zudem auf rechtlich mangelhafter 
Grundlage beruht, wie nachher noch zu erwähnen sein 
wird. Der von der Bauleitung selbst erwähnte Zweck der 
Anfrage der Kl. und der Antwort der Bauleitung war, der 
KI. Beruhigung zu verschaffen über die Eignung der ab- 
getretenen Forderungen als Kreditunterlage. Dieses Ziel 
konnte aber schlechterdings nicht erreicht werden, wenn 
die zu diesem Zweck abgegebene Erklärung einem der- 
artigen Vorbehalt unterlag, dann war eine solche Erklä- 
rung nahezu zwecklos. Die vom BerR. vertretene Auffas- 
sung würde den Anforderungen der Sicherheit im rechts- 
geschäftlichen Verkehr, also den Grundsätzen von Treu 
und Glauben in diesem Verkehr, aufs schwerste wider- 
sprechen. Die Selbstfinanzierung von Wehrmachtsaufträgen 
durch die Unternehmer mit Hilfe von Banken und gerade 
auch durch kleinere, bodenständige Banken ist bei dem 
Umfang, den solche Aufträge angenommen haben, grund- 
sätzlich geboten und erwünscht, und sie vollzieht sich 
vornehmlich auf der Kreditunterlage der Abtretung der 
Unternehmerforderungen gegen den Auftraggeber. Zur Er- 
reichung dieser wehrwirtschaftlich durchaus erwünschten 
Finanzierung ohne unmittelbare Mitwirkung des Reichs- 
fiskus haben die beteiligten Reichsministerien und Wehr- 
machtsstellen ganz kürzlich neue „Grundsätze für die 
Finanzierung von Wehrmachtsaufträgen“ erlassen (vgl. 
„Frankfurter Zeitung“, Handelszeitung, v. 7. Aug. 1942, 
Reichsausgabe Nr. 398/399), wonach gerade bei solchen 
Abtretungen ein vereinfachtes Verfahren, in gewissen Fäl- 
len sogar eine Ausfallbürgschaft des Reiches für die ab- 
getretenen Forderungen, vorgesehen ist, um die Selbst- 
finanzierung durch Unternehmer und Kreditinstitute zu 
fördern. Dieses dem Reichsinteresse entsprechende, natür- 
lich schon vor der eben erwähnten Aufstellung neuer 
Grundsätze gegebene Bestreben des Reiches würde durch 
eine Auffassung, wie sie vom BG. vertreten wird, er- 
schwert, wenn nicht vereitelt. Denn auch eine Anfrage 
der Kl. beim Luftgaukommando hätte ihr keineswegs 
Sicherheit verschaffen können, wie der Vorderrichter 
meint, weil ja immer noch die Möglichkeit verblieben 
wäre, daß Forderungen des Bekl. aus dem Bereich eines 
anderen Luftgaukommandos oder überhaupt einer ande- 
ren Reichsverwaltung bestanden hätten, mit denen trotz 
einer beruhigenden Erklärung des Luftgaukommandos das 
Reich dann doch hätte aufrechnen können. Die Kl. hätte 


sich an sämtliche Reichsministerien, mindestens an den 
Reichsfinanzminister wenden müssen, um Sicherheit ZU 
erlangen, ein Verfahren, das zumal in Kriegszeiten als 
wirtschaftlich unmöglich bezeichnet werden muß. 2 
Diese Auffassung widerspricht keineswegs den Gruna- 
sätzen, die vom III. ZivSen. des RG. in dessen Urteil vom 
14. März 1939 (RGZ. 162, 129 — DR. 1939, 1638 5) aufgestellt 
worden sind. Denn auch dort ist ausgesprochen, daß all 
die Kenntnis der Bestimmungen über die rechtsgeschält- 
liche Vertretungsmacht und die Zuständigkeitsregelung®” 
der Behörden bei Außenstehenden nicht die Anforderun- 
gen gestellt werden können wie an die Kenntnis von Ge- 
setzen und Rechtsverordnungen. Wenn in dem dort ent 
schiedenen Falle die Feststellungen nicht genügten, die 
Grundsätze von Treu und Glauben im rechtsgeschäftlichel 
Verkehr zur Anwendung zu bringen, so liegt der hier, 
entscheidende Vorgang eben anders. Auf ihn sind wie“ 
mehr die Grundsätze ohne Einschränkung anzuwenden, 
die das PrOVG. in einer Entsch. v. 12. Mai 1030 (OV 
104, 6 ff.) über das Vertrauen, das der Bürger den 0 
hörden im rechtsgeschäftlichen Verkehr müsse entgegen? 
bringen können, dargelegt hat. Auch wenn deshalb unter” 
stellt werden müßte, daß die Bauleitung nicht befugt 955 
wesen sei, auf die Aufrechnung mit solchen Forderung?! 
des Reichs zu verzichten, die nicht ihrem eigenen ‘KL 
schäftsbereich entstammten, könnte sich der Bekl. der 
gegenüber darauf nicht beruren. y 
Es muß indessen bemerkt werden, daß die Erwägul® 
gen, auf welche der Vorderrichter die Verneinung eine! 
solchen Befugnis stützt, auf ungenügender Rechtsgruf 
lage beruhen. Er hat trotz der ausführlichen Erörterul” 
gen über den Befugnisbereich einer Bauleitung der LU” 
waffenverwaltung und trotz des Hinweises auf die ar 
gunsten der KI. sprechende Regelung dieser Befugnis 
im Bereiche des Oberkommandos des Heeres die Helug 
nisse einer Bauleitung der Luftwaffenverwaltung über 
haupt nicht geprüft. Seine Auffassung, daß der Mang“ 
der Befugnis einer solchen Bauleitung, über Forderung 
aus fremden Verwaltungsbezirken des Reichs zu verfüge; 
ohne weiteres auch den Mangel der Befugnis er 
schließen müsse, auf die Aufrechnung mit SO che! 
Forderungen gegenüber Ansprüchen der Kl. aus dem 2 
reiche der Bauleitung zu verzichten, ist rechtsfehlerh4 Á 
Er hat weiter aus der bloßen Feststellung, jene Gege f- 
forderungen des Reiches entstammten unerlaubten, See 
baren Handlungen des K. zum Nachteil des Reiches, illen 
leiten zu können geglaubt, sie entstammten um deswille" 
„offensichtlich“ nicht dem Geschäftsbereiche der en 
leitung. Auch das war rechtsfehlerhaft. Sie konnt ch 
trotz ihrer Eigenschaft als Schadensersatzansprüche ! 2 
88 823 ff. BGB. sehr wohl jenem Geschäftsbereich entstahi, 
men, ja, sie konnten sich sogar gleichzeitig als Ansprichl 
aus Vertragsverletzungen erweisen. Zudem hatte der Den: 
selbst in seinem Schriftsatz ausdrücklich erklärt, die Geg“ 55 
forderungen, mit denen aufgerechnet werden solle, ede 
stammten demselben Geschäftsbereich, aus dem sich, en 
Ansprüche der KI. (also des K.) herleiteten. Im übrig 
hätte sich der Vorderrichter, ehe er die Klage ab 
auch mit dem von der Kl. geltend gemachten selbst‘ 1 
digen Klagegrunde fahrlässiger Verletzung einer in 270 
traglichem Rahmen bestehenden Auskunftspflicht SRG 
278, 676 BGB.) befassen müssen (vgl. hierzu auch beugt 
82, 337; 90, 277; 101, 301; 114, 290; 125, 254). Doch KO. 
es auf diese weiteren rechtlichen Mängel des anger ar- 
tenen Urteils nicht an, weil es schon aus dem vorher 
gelegten Rechtsgrunde nicht bestehen bleiben kann. 


(RG., VII. ZivSen., U. v. 7. Aug. 1942, VII 3/42) Ile. 


* 


* 6, RG. — 8 1285 BGB. Durch $ 1285 Abs. 2 BGB- wir 
der Pfandgläubiger einer hypothekarisch gesicherten „. 
derung nicht gehindert, eine statt in das Grundstück 7, 
nächst in sonstiges Vermögen des Forderungschuldner® f, 
führte Zwangsvollstreckung nach seinem Belieben wie er- 
aufzugeben oder mit dem Vollstreckungsschuldner ger 
gleiche zu schließen, ohne damit sich dem Gläubiger 
verpfändeten Forderung haftbar zu machen. lehns⸗ 
Der Kl. ist Ende 1028 in Höhe von 7250 RH Darie Ihe- 
schuldner der Bekl. geworden und hat ihr zur 4 de 
rung ihrer Forderung eine ihm auf dem Grundsttic 
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M. zustehende Hypothekenforderung von gleicher Höhe 
verpfändet. M. veräußerte um die Jahreswende 1928/29 
as Grundstück an A., wobei dieser die Hypotheken- 
Schuld in Anrechnung auf den Kaufpreis übernahm. Im 
ahre 1935 erwirkte die Bekl. gegen den Kl. wegen ihrer 
orderung samt Zinsen abzüglich an sie aus der Zwangs- 
verwaltung des Grundstücks gezahlter 684 AM ein rechts- 
fäftig gewordenes Versäumnisurteil. Die entmündigte 
utter des Kl. war Eigentümerin eines Sägewerks in W. 
Und hatte dieses am 5. Okt. 1937 dem A. für 50 000 AM 
notariell zum Kaufe angeboten, wobei A. 15000 Ast auf 
. Preis angezahlt hatte, die bei Nichtannahme des 
Angebots bis zum 1. Jan. 1038 verfallen sollten. Der Kl. 
ne die Bekl. durch seinen Anwalt auf die hierdurch 
gegen A. auf Grund der vollstreckbaren Hypotheken- 
Urkunde bestehende Vollstreckungsmöglichkeit aufmerk- 
am machen, worauf die Bekl. auch zunächst durch Ver- 
Pfändung und danach durch Pfändungs- und Überwei- 
Ungsbeschluß 


a) die Forderung A. gegen Frau C. auf Übereignung 
des Sägewerks, 
seinen ihm nach dem notariellen Kaufsangebot zu- 
stehenden Anspruch auf Abholung der darin befind- 
lichen Maschinen, 

o) seinen Anspruch auf Rückgabe der gezahlten 15000 AM 
im Falle der Rückgängigmachung des notariellen 
Abkommens v. 5. Okt. 1937 

15 Beschlag belegen ließ. Durch einen im November 
A mit A. geschlossenen Vergleich gab die Bekl. diese 
dung zu b gegen Zahlung von 2150 K wieder frei. 
d olge A.s Tod ist es nicht zum Erwerb des Sägewerks 
such ihn gekommen. Das eingangs erwähnte Grund- 
Reck ist im Jahre 1941 zwangsweise versteigert worden, 
“obei der Bekl. 2651,76 RA aus dem Erlöse zugeflos- 
en sind. 
ah iesen Betrag nebst weiteren auf das Darlehen be- 
galten 3007 RM samt Zinsen fordert der Kl. von der 
Et mit der weiteren Bitte, die Zwangsvollstreckung 
a dem von der Bekl. erwirkten Versäumnisurteil für 
Sen lässig zu erklären und sie zur Herausgabe dieses 
di uldtitels zu verurteilen, unter der Begründung, daß 
È Bekl. durch ihren Vergleich mit A. ihre Vereinbarun- 
ir mit dem Kl. verletzt und außerdem gegen ihre Ver- 
zy chtung zur Wahrnehmung seiner Interessen bei der 
fri angsvollstreckung verstoßen, damit aber ihre Be- 
de digung aus den A.schen Ansprüchen zum Nachteil 
5 KI. schuldhaft vereitelt habe. 
lle Instanzen haben die Klage abgewiesen. 

. Behauptung der Klage, die Bekl. habe sich dem 
W U der Zwangsvollstreckung gegen A. gemäß seinen 
er sungen vertraglich verpflichtet, betrachtet das an- 
95 ochtene Urteil mit dem Erstrichter als widerlegt. Der 
gelltehzangriff der Revision gegen diese tatsächliche Fest- 

ung ist unbegründet. 2 
Legt biernach davon auszugehen, daß für die Bekl. hin- 
y „lich, ihrer Zwangsvollstreckungen gegen A. keinerlei 
hät „gliche Bindung bestand, so stand es in ihrem Ver- 
in is zum Kl. als ihrem Darlehns- und Pfandschuldner 
tign rem Ermessen, was sie gegen den Grundstücks- 
Feat A. als dinglichen und persönlichen Schuldner 
Voils des ihr zustehenden Pfandrechts auf Grund der 
ihr treckbaren Urkunde v. 30. Okt. 1928 zur Beitreibung 
ent r Forderung unternahm. Entschloß sie sich auf einen 
sta Prechenden Hinweis des Kl., nicht in das Grund- 
geblie fn vollstrecken, sondern sich zunächst an die an- 
Mut en persönlichen Ansprüche des A. gegen die 
1937 © des KI. aus der notariellen Abmachung v. 5. Okt. 
Hip, u halten, so war das ein Beitreibungsversuch mit 
Fars einer außerhalb des Pfandverhältnisses liegenden 
sie derung, wobei die Bekl. dem Kl. nur insofern, als 
zich ach 81285 Abs.2 BGB. für ordnungsmäßige Ein- 
Pech der Pfand forderung einzustehen hatte, zur 
war schaft verpflichtet war. Die Pfandforderung aber 
Song dicht die Forderung A.s gegen die Mutter des KI, 
Voll ta die Forderung des KI. gegen A., und bei der 
möge reckung in die ersterwähnte, außerhalb des Ver- 
tun ens des Kl. stehende Forderung konnte eine Haf- 
nicht der Bekl. in ihrem Verhältnis zum Kl. überhaupt 
Wede entstehen. Dem Kläger gegenüber hatte die Bekl. 

eine Obliegenheit, den gewählten Vollstreckungs- 


weg zu beschreiten, noch auch, wenn sie ihn beschritt, 
ihn zu vollenden, und sie war nicht behindert, auf da- 
durch erlangte Vollstreckungsrechte zu verzichten, ohne 
sich damit dem KI. haftbar zu machen. Die gegenteilige 
Annahme würde auf eine dem Gedanken.des Pfandrechts 
zuwiderlaufende Rechenschaitspilicht des Pfandgläubigers 
gegenüber dem Pfandschuldner bezüglich außerhalb des 
Pfandes liegender Beitreibungsversuche hinauslaufen. Die 
Forderung des Klägers gegen A. hat die Bekl. keines- 
wegs preisgegeben, vielmehr bei ihrem Vergleich mit 
diesem gegen eine Abfindungssumme lediglich den auf 
die Maschinen bezüglichen Teil ihres erlangten Voll- 
streckungspfandes freigegeben, ihre Vollstreckungsrechte 
im übrigen aber aufrechterhalten. Einen Verstoß gegen 
die Verpflichtung ordnungsgemäßer Einziehung der ihr 
verpfändeten Forderung des KI. gegen A. beging sie 
damit nicht, und der Bekl. war nicht zuzumuten, sich 
den Möglichkeiten von ihr nicht ohne Grund ange- 
nommener Schwierigkeiten bei einer Verwirklichung die- 
ser Forderung auszusetzen (vgl. RG.: SeuffArch. 65 
Nr. 75). Eines Eingehens auf die Ausführungen der 
Revision zu dem vom BG. für die Entschuldbarkeit des 
Verhaltens der Bekl. gegebenen Gründen bedarf es so- 
nach nicht, und zwar um so weniger, als durch A.s Tod 
sich unstreitig das ganze, vom Notariatsakt v. 5. Sept. 
1937 erfaßte Angebot alsbald zerschlagen hat. Daß das 
dem A. unter VI dieses Angebots eingeräumte Ver- 
fügungsrecht über die Maschinen und Einrichtungen des 
Sägewerks auch in diesem Fall bestehen bleiben sollte. 
folgt aus dem Vertragsinhalt in keiner Weise, und schon 
damit verliert die ganze Schadensbegründung des Kl. ihre 
Schlüssigkeit. Unter diesen Umständen ist die Frage des 
Wertes der Maschinen und des Zeitpunkts ihrer Ent- 
fernung aus dem Grundstück ebenso bedeutungslos wie 
die der Richtigkeit des der Bekl. vom KI. vorgelegten 
Gutachtens über den Wert des mit der Hypothek des 
KI. belasteten Hauses. 


(RG., VII. ZivSen., U. v. 7. Aug. 1942, VII 33/42.) 
He.] 
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7. KG. — Zur Auslegung des 8606 Abs. 1 ZPO. in 
der Fass. der 4. DurchfVO. z. Ehe G. 


Das LG. hat die Bewilligung des Armenrechts für die 
vom Kl. erhobene Ehescheidungsklage abgelehnt, weil 
es nach $ 606 ZPO. i. d. Fass. der 4. DurchfVO. zum 
EheG. (RGBl. 1941, I, 654) nicht zuständig sei. 

Die sich hiergegen richtende Beschwerde des KI. ist 
zulässig, aber nicht begründet. 

Zwar ist nach 8 606 Abs. 1 S. 1 a. a. O. für Klagen auf 
Scheidung einer Ehe das LG. ausschließlich zuständig, 
in dessen Bezirk die Ehegatten ihren gemeinsamen ge- 
wöhnlichen Aufenthalt haben oder zuletzt gehabt haben. 
Hat jedoch zur Zeit der Erhebung der Klage im Bezirk 
dieses Gerichtes keiner der Ehegatten seinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt, so ist nach S.2 a. a. O. das LG., in 
dessen Bezirk der gewöhnliche Aufenthaltsort des Mannes 
oder, falls ein solcher im Inlande fehlt, der gewöhnliche 
Aufenthaltsort der Frau gelegen ist, sonst das LG. Berlin 
ausschließlich zuständig. 

Im vorliegenden Falle ist davon auszugehen, daß 
keiner der Ehegatten seinen gewöhnlichen Aufenthalt im 
Bezirk des LG. Berlin hat. Denn die Bekl. hält sich an 
ihrem Wohnort in G. bei S. auf, und über seinen eigenen 
gewöhnlichen Aufenthaltsort hat der Kl., der zur Wehr- 
macht einberufen ist, trotz Hinweises des LG. keine An- 
gaben gemacht. Insbesondere kann sein bisheriger Wohn- 
sitz nicht als sein jetziger gewöhnlicher Aufenthaltsort 
angesehen werden. Hat der Kl. aber, wie nach seinem 
Vorbringen schr wohl möglich ist, im Inlande keinen 
gewöhnlichen Aufenthaltsort, so ist für die Eheschei- 
dungsklage das LG. in L. zuständig, in dessen Bezirk der 
gewöhnliche Aufenthaltsort der Bekl. belegen ist. 


(KG., 21. ZivSen., Beschl. v. 28. Aug. 1942, 21 W 1590/42.) 


* 


8. KG. — Aus 8 627 ZPO. läßt sich keine Vorschuß- 
pflicht der Frau herleiten. 

Die Vorschrift des 8627 ZPO., wonach in Ehesachen 
das Gericht die Verpflichtung zur Leistung eines Prozeh- 
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kostenvorschusses regeln kann, ist, nach herrschender 
Meinung und -wie auch Jonas in Anm. VI 3 vor 8 600 
ZPO. zutreffend bemerkt, prozessualer, nicht sachlich- 
rechtlicher Natur. Wenn bei Jonas aber weiter gesagt 
wird, daß die Vorschußpflicht unabhängig ist von dem 
zwischen den Parteien bestehenden ehelichen Güterrecht, 
und in der Anm. III 5 zu 8627 ZPO. bemerkt wird, es 
sei rechtlich nicht ausgeschlossen, der Ehefrau einen 
Kostenvorschuß zugunsten des Mannes aufzuerlegen, so 
ist eine Begründung hierfür nicht ersichtlich. Im Gegen- 
teil muß aus der rein prozessualen Natur der Vorschrift 
gefolgert werden, daß diese nicht eine Kostenvorschuß- 
pflicht schafft, sondern das Bestehen einer solchen nach 
den für die Eheleute maßgebenden Güterrecht voraus- 
setzt, wie dies im RGRKomm. zu 8 1378 BGB. Anm.6a 
ausdrücklich ausgesprochen wird. Nach dem zwischen 
den Parteien bestehenden ehemaligen Güterrecht der 
Verwaltung und Nutznießung des Mannes besteht zwar 
nach herrschender Rspr. eine Vorschußpflicht des Mannes, 
nicht aber eine solche der Frau. Der .Antrag des Bekl. 
war daher wegen Mangels einer rechtlichen Grundlage 
zurückzuweisen. Es muß ihm überlassen bleiben, seine 
Rechte am eingebrachten Gut der Kl., notfalls im Wege 
der Klage bei dem zuständigen LG., geltend zu machen. 


(KG., 21. ZivSen., Beschl. v. 18. Aug. 1942, 21 U 718/42.) 
* 


m ** 9. RG. — 88 640 f. ZPO. Bei der Bedeutung, die die 
Klärung der Abstammungsfrage nach heutiger Auffassung 
hat, darf das Gericht auf die Aufklärungsmöglichkeit der 
Blutgruppenuntersuchung nicht verzichten. Die Einholung 
eines erbbiologischen Gutachtens über das Abstammungs- 
verhältnis läßt sich dagegen, sowohl in Hinblick auf die 
Überlastung der ärztlichen Institute wie auch in Hinblick 
auf die Unsicherheit des Ergebnisses eines solchen Gut- 
achtens nicht rechtfertigen, wenn für einen Mehrverkehr 
der Kindesmutter kein Anhaltspunkt besteht. 

Der Kl. will mit der Klage festgestellt haben, daß er 
nicht der blutmäßige Vater des Bekl. sei. in einem 
früheren Rechtsstreit hat das Gericht festgestellt, daß 
der jetzige Kl. als Vater des Bekl. gelte; dort ist der 
jetzige Kl. auch zur Unterhaltszahlung an den Bekl. ver- 
urteilt worden. In dem Unterhaltsrechtsstreit hat die Kin- 
desmutter eidlich bekundet, sie habe in der Empfängnis- 
zeit nur mit dem jetzigen KI. geschlechtlich verkehrt. 

Der Kl. stützt seine negative Abstammungsfeststellungs- 
klage auf die Behauptung, er habe in der Empfängniszeit 
mit der Kindesmutter nicht auf normalem Wege ge- 
schlechtlich verkehrt, so daß eine Befruchtung gar nicht 
habe stattfinden können. Er trägt auch vor, der Bekl. 
sei ihm augenfällig unähnlich, und beruft sich auf Blut- 
gruppenuntersuchung und erforderlichenfalls auch auf 
erbbiologisches Gutachten. Das LG. hat die Klage abge- 
wiesen. Die Berufung des KI. ist erfolglos geblieben. 
Das RG. hob auf und verwies zurück. 

Daß in dem Sonderverfahren nach den 88640f. ZPO. 
ein Beweisangebot oder eine Beweisanordnung nicht mit 
der Begründung abgelehnt werden kann, es handle sich 
nur um einen Erforschungsbeweis, hat der erk. Sen. be- 
reits früher ausgesprochen (DR. 1942, 36318). Es kommt 
darauf an, ob die Beweiserhebung zur Ermittlung der 
Wahrheit dienlich sein kann. Ist das der Fall, so erübri- 
gen sich auch Behauptungen der Partei über Ähnlichkeit 
oder Unähnlichkeit zwischen dem Kind und dem angeb- 
lichen Erzeuger, zumal auf diesem Gebiet von Laien aufge- 
stellten Behauptungen keine erhebliche Bedeutung beizu- 
messen ist (vgl. Frantz: DR. 1942, 820). Die vom BG. 
angezogene Entsch. des VHI. ZivSen. (RGZ. 165, 186) 
beruht auf österreichischem Recht (vgl. die Entsch. des 
erk. Sen.: DR. 1942, 53014) und ist daher hier nicht ver- 
wertbar. Es kommt hier deshalb allein darauf an, ob die 
fraglichen Beweise (Blutgruppenuntersuchung und Ein- 
holung des erbbiologischen Gutachtens) deshalb nicht 
erhoben zu werden brauchen, weil, wie der BerR. an- 
nimmt — und darin kann ihm mit Rechtsgründen nicht 
entgegengetreten werden —, nach dem sonstigen Be- 
weisergebnis keinerlei Anhalt für einen Mehrverkehr der 
Kindesmutter gegeben ist. Insoweit ist zwischen Blut- 
gruppenuntersuchung und Einholung des erbbiologischen 
Gutachtens zu ımterscheiden. Die Blutgruppenuntersuchung 
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bereitet auch in jetziger Zeit keine praktischen Schwierls” 
keiten und kann ein völlig klares Ergebnis im Sinne 
einer Ausschließung des Kl. von der Vaterschaft bri" 
gen, demgegenüber auch die eidliche entgegenstehen i 
Bekundung der Kindesmutter bedeutungslos wäre. pz 
der Bedeutung, die die Klärung der Abstammungsfrag 
nach heutiger Auffassung hat, darf deshalb das Gerich 
auf diese Aufklärungsmöglichkeit nicht verzichten. o 
Erfolg beruft sich der Bekl. darauf, daß sein gesetzlich” 
Vertreter die Blutentnahme für die Blutgruppenunt@ 
suchung deshalb verweigere, weil ein dem Kind u 
günstiges Ergebnis der Blutgruppenuntersuchung $ 
Mutter des Kindes eine strafrechtliche Verfolgung wege, 
Verletzung der Eidespflicht zuziehen könnte. Nach N 
des Ges. v. 12. April 1938 ist der Bekl. verpflichtet, te 
Entnahme der Blutprobe zu duiden. Wenn die genann 
Gesetzesbestimmung Parteien und Zeugen zwingt, SI 
erb- und rassekundlichen Untersuchungen zu unterwe® 
fen, so beruht das auf der volkspolitischen Bedeutung 
einer Klärung der Abstammungsverhältnisse. Demge G 
über haben persönliche Belange der Beteiligten zur 
zutreten. Der Umstand, daß das Ergebnis der BlutgruP” 
penuntersuchung die Kindesmutter der Gefahr strafrec z 
licher Verfolgung aussetzen könnte, bildet daher mangs 
einer besonderen, dem Zeugnisverweigerungsrecht n 
§ 384 ZPO. entsprechenden Vorschrift keinen ptrißtiges 
Grund“ für eine Weigerung im Sinne des Abs. 2 du 
Art. 3. Wäre es anders, so würde die fragliche Bestim 
mung in vielen Fällen ihren Zweck völlig verfehlen. 
Ist sonach die Durchführung der BlutgrupP RG. 
untersuchung geboten, so hat andererseits das 15 
die Einholung des erb biologischen Gutachte“! 
mit Recht abgelehnt. Schon wegen der Schwierig lee fe 
die die Einholung eines solchen Gutachtens im Hin n 
auf die Überlastung der in Frage kommenden ärztlich 
Institute macht, läßt sich die Einholung des Gutachten 
in der Tat dann nicht rechtfertigen, wenn für eine, 
Mehrverkehr der Kindesmutter kein Anhalt besteht (Eh 
Urteil des erk. Sen.: DR. 1942, 862 17). Dabei ist . 
zu berücksichtigen, daß in Fällen wie dem vorliegend 
in denen es sich nicht darum handelt, mehrere als, 
zeuger in Betracht kommende Männer hinsichtlich in 
Ähnlichkeit mit dem Kind zu vergleichen, sondern " 
ein als Erzeuger in Betracht kommender Mann für ein 
Untersuchung zur Verfügung steht, die Aussicht auf 


ee: > y 5 
auch nur einigermaßen sicheres Ergebnis des Gutachtel“ 


sehr gering ist, und zwar ganz besonders dann, went er 
darauf ankommt, den untersuchten Mann als Vieh 
auszuschließen. Wenn der Senat trotzdem mehrten 
ausgesprochen hat, daß die Einholung des Ähnlichkel A 
gutachtens sich nicht deshalb erübrige, weil in den er 
reich der Untersuchung außer dem Kind, der Mut En 
und dem von dem Kind als Vater in Anspruch, Sch 
nommenen Mann keine anderen Männer zum Vergie 

einbezogen werden könnten, so handelte es sich ® 


1 inen 
um Fälle, in denen gewisse Anhaltspunkte für eine! 
Mehrverkehr der Kindesmutter bestanden. yer- 

Das BU. ist aufzuheben und die Sache zu neuer 


handlung und Entscheidung an das BG. zurückzuwef 


weisen. des 
Abzulehnen war die Auffassung des Vertreters ut 
Oberreichsanwalts, die dahin ging, die Klage sel — 
willig und daher mangels eines Rechtsschutzbedürft! 5 
abzuweisen. Dem kann nur insoweit gefolgt wer cer 
Mutwilligkeit der Klageerhebung in der Tat zU Hie 
neinung des Rechtsschutzbedürfnisses führen könnte. cht 
Klage ist aber nicht deshalb mutwillig, weil der KI. der 
in der Lage ist, für seine Behauptung, daß er nic Š 
Vater des Bekl. sei, bestimmte Beweise anzutreten. “u 
gilt hier das oben bezüglich des „Frforschungsbe wer ahl 
Gesagte. Die Partei wird in der übergroßen Mehr. 
der Fälle gar nicht in der Lage sein, von sich aus der 
Abstammungsfrage zu klären. Nur dann aber, wenn 4 
Kl. auf Grund einigermaßen sicherer Feststellungen ein, 
von überzeugt sein müßte, der Vater des Kindes 211 2 
könnte die trotzdem erhobene negative Feststelungi 
kiage als mutwillig angesehen werden. So liegt die pier 
hier nicht. Die Abstammungsfrage muß deshalb 
sachlich geprüft werden. mi 


(RG., IV. ZivSen., U. v. 24. Juni 1942, IV 53/42.) 
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8 10. Dtsch. Ger. Warschau. — 88 9, 10 VO. über die 
eschlagnahme von privatem Vermögen im Generalgouver- 
gement (Beschlagnahmeordnung) v. 24. Jan. 1940 (VBIGG. 
23). Der gemäß 88 9, 10 der Beschlagnahmeordnung be- 
ŝtellte Treuhänder ist nicht Vertreter des Eigentümers. 
eine Stellung im Prozeß ist die einer Partei kraft Amtes. 
„Die „Kommissarische Verwaltung sichergestellter 
rundstücke“ (KVsG.) verwaltet im Auftrage der Ab- 
teilung Wirtschaft, Unterabteilung Treuhandwesen, im 
amt des Distrikts den in Warschau beschlagnahmten 
rischen en Sie ER als solche keine eigene 
echtsgültigkeit und kann deshalb auch nicht selbstän- 
„ger Träger von Rechten und Verbindlichkeiten sein. Die 
echtliche Grundlage für die KVsG. befindet sich viel- 
mehr in der BeschlagnahmeO. v. 24. Jan. 1940, die 
N den 88 9 und 10 die Bestellung von Treuhändern zur 
petung o lae eee durch die 
eschlagnahme anordnende Stelle vorsieht. So ist 
‚ich auf Grund der BeschlagnahmeO. für den in War- 
Chau belegenen jüdischen Hausbesitz von der Treuhand- 
„elle ein Treuhänder in der Person des Rechtsanwalts 
ad Notars Dr. E. bestellt worden. Seine rechtliche Stel- 
gab kann im Sinne der BeschlagnahmeO. nur dahin ver- 
hinden werden, daß er im Gegensatz zu den Einzeltreu- 
ändern eine sehr große Zahl von Treuhändern in seiner 
besen als Generaltreuhänder zusammenfaßt. Dies ändert 
“ch nichts daran, daß er Treuhänder im Sinne der Be- 
lagnahmeordnung ist und daß er für den beschlag- 
And pen 1 idee en a, IT 
ichten eines Treuhänders im Rechtssinne hat. Die 
Ausammentassung der Verwaltung des ganzen Besitzes 
Mer One ee ren, wird, 
(elt nur eine aus Zweckmäßigkeitsgründen geschlossene 
Ach nisation der treuhänderischen Verwaltung dar, deren 
ber We 2 ee en, 
e Verwaltung sichergestellter Grundstücke“ is 
laber ohne rechtliche Bedeutung. Vor Gericht klagen und 
feklagt werden kann immer nur der Generaltreuhänder 
der 3 1 Pe B s5 ARa a aae a 
D sG. selbständig Klage erhebt un eklagt wird. 
hier a 150 als Bevollmächtigter des Generaltreu- 
rs auftreten. 
Dy streitig ist die KI. durch den Generaltreuhänder 
elit Bm ee 8 W e aR Er 
it worden. Durch diese Bestellung sind nic ie 
in iseigentümer verpflichtet worden. Der Treuhänder 
inne der BeschlagnahmeO. ist nicht der gesetzliche 
lip eter der Eigentümer. Denn er ist nicht ausschließ- 
Rent Wahre RER 1018 gr 154 1 fen 
Au mers bestellt. Er hat vielmehr kraft amtlichen 
in tags bis zur endgültigen Entsch. über das Schicksal 
des beschlagnahmten Vermögens neben den Interessen 
N 1 vor ao Dingen das . Inter- 
de, an der ordnungsmäßigen Verwaltung und Er altun 
lieg eschlagnahmten Vermögenswerte zu wahren. In 
verha Sinne liegt bei ihm ein amtliches Treuhand- 
toz tnis vor, und aus diesem Grunde ist er im zivil- 
Re, Ssualen Sinne Partei kraft Amtes ebenso wie zum 
der Mel der Konkursverwalter, der Zwangsverwalter und 
Di estamentsvollstrecker. 
lause; l kann daher ihren Anspruch nicht gegen die 
Nien, ‚Sentümer geltend machen. Sie kann die Klage auch 
Nera Segen die Hauseigentümer, vertreten durch den Ge- 
da „ Teuhänder Dr. E. oder durch die KVsG. richten, 


er Treuhänder nicht Vertreter der Eigentümer ist. 


Ba cres Gericht Warschau, U. v. 9. Aug. 1941, C 


* 


1 

a Disch. ObGer. Krakau. — §§ 15 Abs. 1, 8 Abs. 2 

Genera er die Beschlagnahme von privatem Vermögen im 

194 (vE avernement (Beschlagnahmeordnung) v. 24. Jan. 
IGG. 1, 23). 

D 815 Abs. 1 der Beschlagnahmeordnung ist 

sch] gemein der Rechtsweg bei Maßnahmen ausge- 
n, die auf die Beschlagnahmeordnung gestützt 
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2. Nach $8 Abs.2 der Beschlagnahmeordnung gehen 
nicht nur dingliche Rechte unter, sondern auch solche obli- 
gatorischen Rechte, die — wie ein Pachtrecht — ein Recht 
zum Besitz an dem eingezogenen Vermögen verschaffen. 

Die Kl. hatte von dem Grafen R. die Parzellen 
ZI. 392/3, 440% und 439/3 gepachtet. Diese Parzellen sind 
ein Teil des Gutes P., Gutsverwaltung Z., und haben 
eine Größe von insgesamt 1,9274 ha. Seit mehreren Jah- 
ren befand sich die Kl. im Besitze der Parzellen. Auf 
Grund des polnischen Gesetzes über die Kleinlandpach- 
tungen hatte der Starost von D. der Kl. das Eigentum 
an den Parzellen zugesprochen. Gegen die Entsch. des 
Starosten war beim Wojewoden in K. eine Beschwerde 
eingelegt, über die dieser infolge des Kriegsausbruches 
nicht mehr entschieden hat. Als Eigentümer der Parzellen 
ist im Grundbuch noch Graf R. eingetragen. 

Im Frühjahr 1940 setzte sich der Bekl. in den Besitz 
des Gutes einschließlich der von der KI. gepachteten 
Parzellen. Durch Verfügung v. 31. Mai 1940 zog er auf 
Grund der BeschlagnahmeO. für das Generalgouverne- 
ment v. 24. Jan. 1940 das Gut des Grafen R. als herren- 
los ein. 

Die KI. hat behauptet, daß sie durch die Entsch. des 
Starosten Eigentümerin der Parzellen geworden sei, und 
ausgeführt, daß der Bekl. ihr durch seine Maßnahmen 
ihren Besitz eigenmächtig entzogen habe. Sie hat be- 
antragt, den Bekl. zu verurteilen, an sie die Parzellen 
ZI. 302/3, 440/2 und 439/3 herauszugeben. 

Der Bekl. hat bestritten, daß die KI. das Eigentum an 
den Parzellen erworben habe, und ausgeführt, daß durch 
die Finziehung auf Grund der BeschlagnahmeO. etwaige 
Rechte der KI. erloschen seien, so daß sie keine An- 
sprüche aus Besitz geltend machen könne. 

Das Deutsche Gericht R. hat der Klage stattgegeben. 
Das Urteil läßt es unentschieden, ob die Parzellen der 
KI. gehören, es nimmt an, daß das Vorgehen des Bekl. 
eine unzulässige Besitzentziehung i. S. von 8 858 Abs. I 
des deutschen BGB. und von § 393 ABGB. darstelle. 
In der Berinst. ist zwischen den Parteien unstreitig ge- 
worden, daß die Kl. noch nicht Eigentümerin der Par- 
zellen geworden war. Die Kl. hat erklärt, daß sie ihre 
Ansprüche nur auf ihren Besitz stütze. 

Das Deutsche Obergericht hat das Urteil des Deutschen 
Gerichts aufgehoben aus folgenden Gründen: 

Der Rechtsweg ist entgegen der Ansicht des Bekl. 
zulässig. Die BeschlagnahmeO. v. 24. Jan. 1940 (VBIGG. 
I, 109) enthält keine Bestimmung, durch die der Rechts- 
weg bei Maßnalımen allgemein ausgeschlossen wäre, die 
auf diese VO. gestützt sind. Vielmehr ist im $ 15 der vo. 
nur bestimmt, daß eine Entschädigung für bei Durch- 
führung der VO. entstehende Nachteile nur unter Aus- 
schluß des Rechtsweges gewährt wird. Einen allgemeinen 
Ausschluß des Rechtsweges enthält diese Bestimmung 
aber nicht. Da die Zulässigkeit des Rechtsweges eine 
allgemeine Prozeßvoraussetzung ist, deren Vorhandensein 
das Gericht in jeder Lage des Verfahrens von Amts 
wegen zu prüfen hat, ist auch im Verfahren vor den 
deutschen Gerichten im Generalgouvernement gemäß 
825 der VO. über die deutsche Gerichtsbarkeit vom 
19. Febr. 1940 (VBIGG. I, 57) nach deutschem Recht zu 
untersuchen, ob der Rechtsweg etwa durch sonstige 
Vorschriften ausgeschlossen ist. Nach § 13 Gerichtsver- 
fassungsG. gehören vor die ordentlichen Gerichte alle 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten. Der Rechtsweg ist des- 
halb unzulässig, wenn der Kl. nur scheinbar einen An- 
spruch aus dem bürgerlichen Recht geltend macht, in 
Wahrheit aber die Rechtmäßigkeit von Verwaltungs- 
maßnahmen angreift, um diese vom bürgerlichen Gericht 
nachprüfen zu lassen. Deshalb würde der Rechtsweg aus- 
geschlossen sein, wenn die KI. etwa die Gültigkeit und 
Rechtmäßigkeit der gegen den Grafen R. gerichteten Ein- 
ziehungsverfügung angriffe. Die KI. beruft sich aber nur 
darauf, daß der Bekl. durch die gegen den Grafen R. 
gerichteten Maßnahmen in ihren Besitzstand eingegriffen 
habe, obwohl von der Vermögenseinziehung nur Graf R. 
selbst betroffen sei. Die Gültigkeit der gegen diesen von 
dem Bekl. erlassenen Einziehungsverfügung zieht die Kl. 
dabei nicht in Zweifel. Es handelt sich damit in der Tat 
um eine Besitzentziehungsklage, die als bürgerlicher 
Rechtsstreit anzusehen ist. 

Sachlich ist die Klage nur nach polnischem Recht zu 
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beurteilen. Gemäß $ 4 des Erlasses des Führers und 
Reichskanzlers über die Verwaltung der besetzten polni- 
schen Gebiete v. 12. Okt. 1939 (RGBl. I, 2977) ist das 
bisher geltende Recht in Kraft geblieben, soweit es nicht 
der Übernahme der Verwaltung durch das Deutsche Reich 
widerspricht. Für das Sachenrecht gilt im früheren öster- 
reichischen Teilgebiet das ABGB. Das ABGB. bestimmt 
im $ 339, daß niemand befugt ist, den Besitzer eigen- 
mächtig im Besitze zu stören, und daß der Gestörte das 
Recht hat, die Untersagung des Eingriffs gerichtlich zu 
fordern. 

Das Vorgehen des Bekl. kann als eine eigenmächtige 
Störung im Sinne dieser Vorschrift nicht bezeichnet wer- 
den. Die BeschlagnahmeO. hat dem Bekl. im 8 8 das 
Recht verliehen, herrenloses oder als herrenlos geltendes 
Vermögen einzuziehen. Auf Grund dieser Vorschrift ist 
der Bekl. befugt, mit der in der Verfügung v. 31. Mai 
1940 gegebenen Begründung das Vermögen des Grafen 
R. einzuziehen. Zu diesem Vermögen gehören unstreitig 
auch die Parzellen, in deren Besitz sich die Kl. befand, 
da Graf R. noch als Eigentümer der Parzellen im Grund- 
buch eingetragen ist. Im $ 8 Abs. 2 der Beschlagnahme. 
ist vorgeschrieben, daß die an dem eingezogenen Ver- 
mögen bestehenden Rechte Dritter erlöschen. Der Wort- 
laut dieser Bestimmung scheint darauf hinzudeuten, daß 
dabei nur an dingliche Rechte gedacht sei, die an dem 
eingezogenen Vermögen bestehen. Ausgehend von dem 
Sinn der Bestimmung, die den Zweck hat, die Durch- 
führung der Maßnahmen nach § 8 Abs. 1 dadurch zu 
erleichtern, daß Inhaber minderer Rechte und Beschrän- 
kungen die gegen den betroffenen Eigentümer gerichte- 
ten Eingriffe nicht verhindern dürfen, sondern auf den 
Weg einer Entschädigung nach § 15 der VO. verwiesen 
werden sollen, muß aber davon ausgegangen werden, 
daß nach § 8 Abs. 2 auch obligatorische Rechte, die ein 
Recht zum Besitz verschaffen, wie das Pachtrecht, er- 
löschen. Der Besitz selbst ist zwar kein Recht, sondern 
ein tatsächlicher Zustand, der nur einen rechtlichen 
Schutz ähnlich einem wirklichen Rechte genießt. Der 
Besitz als solcher kann daher durch die Einziehungsver- 
fügung nach $8 Abs. I nicht erlöschen, jedoch verliert 
der Besitzer mit dem Ergehen dieser Verfügung sein 
Recht zum Besitz und ist verpflichtet, den Besitz an den 
Bekl. herauszugeben. Bei dieser Sachlage liegt keine 
eigenmächtige Besitzstörung darin, daß der Bekl. auf 
Grund der Einziehungsverfügung die von der Kl. ge- 
pachteten Parzellen in Besitz genommen hat. 

(Deutsches Obergericht Krakau, U. v. 25. Okt. 1940, 
DOG 20/40.) 

* 


12. Dtsch. ObGer. Krakau. — 88 5, 6 VO. über die Preis- 
bildung im Generalgouvernement v. 12. April 1940 (VBIGG. 
1, 131); 58 40, 42 RStGB.; §9 VO. über die deutsche Ge- 
richtsbarkeit im GG. v. 19. Febr. 1940 (VBIGG. I. 57); 83 
VO. über Strafen und Strafverfahren bei Zuwiderhandlun- 
gen gegen Preisvorschriften v. 3. Juni 1939 (RGBI. I, 999). 
Verfahrensrechtliche Voraussetzungen für eine selbstän- 
dige Einziehung von Schleichhandelsware im Generalgou- 
vernement, wenn der Beschuldigte abwesend ist. 


Der Beschuldigte hatte 17 Zentner Weizenmehl ohne 
Bezugsberechtigung zu Wucherpreisen aufgekauft, um 
es im Schleichhandel weiter zu veräußern. Das Mehl 
wurde polizeilich sichergestellt. Gegen den Beschuldigten 
hat das Deutsche Gericht in R. einen Strafbefehl wegen 
Ketten- und Schleichhandels (5 5 der VO. über die 
Preisbildung im Generalgouvernement v. 12. April 1940) 
erlassen, der gemäb $6 a. a. O. auf eine Gefängnis- 
und eine Geldstrafe sowie auf Einziehung des Mehles 
erkannte. Der Strafbefehl konnte dem Beschuldigten nicht 
zugestellt werden, da sein Aufenthalt unbekannt war. Das 
Deutsche Gericht hat daraufhin das Verfahren gemäß 
§ 205 StPO. vorläufig eingestellt; den Antrag der Staats- 
anwaltschaft, das Mehl im objektiven Verfahren einzu- 
ziehen, hat es mit der Begründung zurückgewiesen, daß 
die selbständige Einziehung gemäß 8 42 RStGB. an sich 
in Betracht komme, daß sie aber nicht zulässig sei, „so- 
lange das Verfahren gegen den Beschuldigten noch durch- 
führbar sei“ Gegen diesen Beschluß hat die Staatsanwalt- 
schaft Beschwerde erhoben, der das Deutsche Ober- 


4 
gericht Krakau mit folgender Begründung stattgegebe 
hat: 

Entgegen dem Standpunkt des Deutschen Ge 
würde an sich schon die derzeitige Unauffindbarkeit 
Beschuldigten — über das tatsächliche Vorliegen Fien 
Voraussetzung hätte die Staatsanwaltschaft zu betina, 
(RGSt. 16, 114) — die Anwendung des 8 42 StGB. er 
fertigen. Weder das Deutsche Gericht noch auch 
Staatsanwaltschaft haben aber die Frage erörtert, zit 
§ 42 hier überhaupt anwendbar ist. Diese Frage 8 
verneinen. Es fehlt nämlich an den in § 40 StGB- Nell 
gelegten Voraussetzungen für eine Einziehung. Das! uch 
ist weder durch die Straftat hervorgebracht noch 
i. S. des $ zu ihrer Begehung gebraucht oder best 
gewesen. Mit dem Fehlen dieser Voraussetzungen len. 
$ 40 muß die Anwendbarkeit des § 42 StGB. entia 
Es ist daher zu prüfen, ob die selbständige Einzte Vor 
des Mehls auf Grund einer sonstigen gesetzlichen 
schrift möglich ist. ne 

Die VO. über die Preisbildung im Generalgouvet, 
ment v. 12. April 1940 sagt unter „Strafbestimmunge nd 
„Ferner kann auf Einziehung des erzielten Entgeltes ung 
der Gegenstände, auf die sich die strafbare Hande, 
bezieht .., erkannt werden.“ Hiernach wäre eine Hal 
ziehung des Mehls grundsätzlich zulässig. Eine Ve 
rens vorschrift insbesonde über die Zulässigkeit 
Objektiven Verfahrens enthält die VO. indessen 
Damit erhebt sich die Frage, ob die entsprechenden be- 
fahrensvorschriften zur Ausfüllung dieser in der VO. un- 
stehenden Lücke aus den im Reich geltenden Bestimm gie 
gen zu entnehmen sind; denn der § 0 der VO. über m 
deutsche Gerichtsbarkeit im Generalgouvernement das 
19. Febr. 1940 besagt zur Strafrechtspflege: „Fit im 
Verfahren vor den deutschen Gerichten sind anden, 
Altreich geltenden Vorschriften sinngemäß anzuwe 
soweit nicht etwas anderes bestimmt ist.“ und 

Im Altreich besteht nun die VO. über Strafen, peis- 
Strafverfahren bei Zuwiderhandlungen gegen die "vie 
vorschriften v. 3. Juni 1939. Diese VO. enthält, er- 
schon ihre Benennung besagt, materielles Recht und in 
fahrensrecht. In materiellrechtlicher Hinsicht ist, W! ent: 
der VO, über die Preisbildung im Generalgouverne irgi- 
die Einziehung der Gegenstände, auf die sich die eher 
bare Handlung bezieht, vorgesehen (5 3 Abs. I). 11 5 
bestimmt 8 3 Abs. 2: „Ist der Beschuldigte abwesen Ing 
so kann auf Antrag der Staatsanwaltschaft die Einzienſen 
selbständig durch Beschluß des Gerichts ausgesp! eut 
werden.“ Diese Vorschrift stellt nach Ansicht des me 
schen Obergerichtes ebenso wie (trotz ihrer AU ver 
in das StGB.) die Vorschrift des § 42 StGB. rund 
fahrensrechtliche Vorschrift dar. Sie ist daher auf it im 
des $9 der VO. über die deutsche Gerichtsbark@ „en 
Generalgouvernement hier zur Anwendung zu 7 im 
da die hier geltende VO. über die Preisbildun® son 
Generalgouvernement verfahrensrechtliche Vorsch igte 
nicht enthält. Da im vorliegenden Falle der Beschu raus“ 
abwesend ist, sind die verfahrensrechtlichen Oplag 
setzungen für eine selbständige Einziehung der DES gie 
nahmten Ware gegeben. Auch im übrigen liegen pul- 
Voraussetzungen für die Einziehung vor, da der eigen 
digte hinsichtlich der beschlagnahmten 17 Zentner W t 
mehl Kettenhandel und Schleichhandel begangen sept 

(Deutsches Obergericht Krakau, Beschl. v. 4. 
1941, DOG W 29/41.) 


* 


über 
13. Dtsch. ObGer. Radom. — $ 8 Abs. 1 1. VO: "Ge- 
den Aufbau der Verwaltung der besetzten polnischen pol- 
biete v. 26. Okt. 1939 (VBIGG. 3); §17 VO. über di vo 
nische Gerichtsbarkeit im Generalgouvernemen 
19. Febr. 1940 (VBIGG. I, 64). inden 
1. Die Rechtspersönlichkeit der polnischen 1 frü- 
ist grundsätzlich dieselbe geblieben wie zur Zeit 
heren polnischen Staates. von 
2. Das Dtsch. ObGer. hat im Nachprüfungsverfahre pich- 
Amts wegen alle Bedenken zu untersuchen, die die elen 
tigkeit des nachzuprüfenden Urteils in Frage 
könnten. it der 
Das Urteil des Appellationsgerichts wurde = vo: 
Verkündung rechtskräftig, da nach $ 11 Abs. 2 
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über die polnische Gerichtsbarkeit im Generalgouverne- 
ment v. 19. Febr. 1940 die Entscheidungen der Appella- 
ionsgerichte unanfechtbar sind. Seit der Rechtskraft des 
fteils waren bei Eingang des Nachprüfungsantrages der 
bteilung Justiz im Amt des Distrikts Radom beim Deut- 
ſchen Obergericht in Radom 6 Monate noch nicht ver- 
ossen. Das öffentliche Interesse an der Nachprüfung 
es Urteils ist von der für diese Feststellung zuständigen 
intragstellerin bejaht. Die formellen Voraussetzungen 
ür die Durchführung des beantragten Nachprüfungs- 
Verfahrens gemäß den 88 16ff. der VO. über die pol- 
Nische Gerichtsbarkeit im Generalgouvernement sind mit- 
In gegeben. 
Die Nachprüfung des genannten Urteils ist geboten, 
Weil das Verfahren vor dem Appellationsgericht an einem 
esentlichen Mangel leidet. Das Appellationsgericht 
Nterließ eine Stellungnahme zu der Frage, ob die Stadt- 
gemeinde W. des Generalgouvernements dieselbe Körper- 
Schaft des öffentlichen Rechts sei wie die Stadtgemeinde 
815 der früheren Republik Polen oder ob andernfalls die 
adtgemeinde W. des Generalgouvernements die Rechts- 
Nachfolgerin der ehemaligen Gemeinde sei. Es wäre für 
— Appellationsgericht Pflicht gewesen, diese Fragen 
hin Amts wegen zu prüfen, da — wenn es sie verneint 
d tte — eine Einstellung des Verfahrens gemäß Art. 190 
E. polnischen ZPO. zu beschließen gewesen wäre. Die 
üfung der Rechtsstellung der Bekl. lag für das Appel- 
ionsgericht nahe, weil der frühere polnische Staat unter 
zu vollkommenen Sieg der deutschen Waffen völlig 
Kbrochen ist. Mithin war die Möglichkeit nicht von der 
and zu weisen, daß auch die Rechtsstellung der Stadt- 
meinden innerhalb des Generalgouvernements allge- 
Odin eine Anderung erfahren haben könnte. Das Deutsche 
ergericht hatte die unterbliebene Prüfung nachzuholen. 
Verschiedene Gründe sprechen dagegen, die Rechts- 
ersönlichkeit der früheren polnischen Gemeinden als 
st fergegangen und die jetzigen Gemeinden als neu ent- 
nadene juristische Personen des öffentlichen Rechts 
zusehen. Bei den Stadtgemeinden ist eine Veränderung 
de der Rechtsstellung bisher noch nicht gesetzlich aus- 
„.Pprochen worden. Schon diese Tatsache ist auffällig, 
Sil der Gesetzgeber das staatliche und auch zum Teil 
S private Leben im Generalgouvernement seit dessen 
gründung durch eine Fülle von Verordnungen und 
a schriften geregelt hat. Sie läßt die Schlußfolgerung 
ae aß der Gesetzgeber eine Veränderung in der Rechts- 
unung der Stadtgemeinden nicht beabsichtigt hat und 
denn für die Zukunft nicht beabsichtigt. Die Annahme, 
üfenesetzgeber habe sich mit der Rechtsstellung der 
Die tlich-rechtlichen Körperschaften des Generalgouver- 
Dients überhaupt noch nicht beschäftigt, wäre verfehlt. 
Gare Frage war bereits wiederholt Gegenstand der 
Veretegebung. Nach 87 der VO. über den Aufbau der 
Igwaltung der besetzten polnischen Gebiete v. 26. Okt. 
tip ist 2. B. das Generalgouvernement selbst Fräger 
vo ner Rechte und Verbindlichkeiten. In § 1 Satz 2 der 
- über das Eigentum an dem Vermögen des früheren 
baflischen Staates v. 14. April 1940 ist sogar ausdrücklich 
de mmt, daß das beschlagnahmte Vermögen Eigentum 
fol, Generalgouvernements wird, aber eine Rechtsnach- 
die desselben nicht stattfindet. Nach $ 8 der VO. über 
ildung und Verwaltung von Gemeindeverbänden im 
ver algouvernement v. 27. Juni 1941 sind die Gemeinde- 
synde nicht Rechtsnachfolger der ehemaligen polni- 
Bun Landkreise. Nach 8 2 der VO. über die Übertra- 
errenlosen Vermögens an die Stadt Deutsch- 
frej Mysl v. 1. Sept. 1940 geht das herrenlose Vermögen 
Yan on allen Lasten und Verbindlichkeiten an die ge- 


Kesas, Stadt über. Mithin ist die Rechtsnachfolge hier 
Yung. ich ausgeschlossen. Bei den genannten Verord- 


Stela? läßt sich allgemein eine bemerkenswerte Fest- 
techt S treffen. Jede derselben bezieht sich auf öffentlich- 
daher che Körperschaften als Neuschöpfungen. Es kann 
ledig; aus den genannten Verordnungen als Grundsatz 
bei Ich der hergeleitet werden, daß der Gesetzgeber 
Schnee USchöpfungen von öffentlich-rechtlichen Körper- 
Gehiga deren Rechtsnachfolge nach früheren ähnlichen 
St teen des polnischen Staates nicht wünscht. Die 
keines meinden des Generalgouvernements sind aber 
"ahrhı euschöpfungen. Sie bestehen zum Teil schon seit 

inderten und sind nachgewiesenermaßen zum Teil 


von Deutschen nach Magdeburger oder sonstigem deut- 
schen Stadtrecht errichtet. Sie überdauerten manchen 
Wechsel in der Staatsführung, ohne ihre Rechtsstellung 
als Körperschaften des öffentlichen Rechts zu verändern. 
Seit der Begründung des Generalgouvernements führt ge- 
mäß $1 der VO. über die Verwaltung der polnischen 
Gemeinden v. 28. Nov. 1939 nach wie vor ein polnischer 
Bürgermeister die Verwaltung, allerdings gemäß $ 8 der 
genannten VO. unter deutscher Aufsicht. Mit der gleichen 
Maßgabe ist den Stadtgemeinden nach der VO. über die 
Aufnahme von Krediten v. 31. Okt. 1939 die Kreditwirt- 
schaft geblieben. Gemäß $ 8 Abs. 1 der 1. VO. über den 
Aufbau der Verwaltung der besetzten polnischen Gebiete 
v. 26. Okt. 1939 sind die Gemeinden nach wie vor als 
juristische Personen des öffentlichen Rechts auf Grund 
des materiellen polnischen Rechts zu bezeichnen, welches 
— soweit es nicht dem deutschen Recht zur Aufsicht 
widerspricht — auch für die deutschen Gerichte in Gel- 
tung geblieben ist: Alles dies läßt erkennen, daß das 
Leben in der kommunalen Selbstverwaltung unter deut- 
scher Aufsicht sich wie bisher abwickeln soll. Danach ist 
die Schlußfolgerung gerechtfertigt, daß die Rechtspersön- 
lichkeit der Stadtgemeinden durch den Wechsel in der 
Staatsführung im allgemeinen keine Veränderung er- 
fahren hat. Ihre Rechtspersönlichkeit ist grundsätzlich 
dieselbe geblieben wie zur Zeit des früheren polnischen 
Staates. Diese Auffassung wird auch den Bedürfnissen 
und Notwendigkeiten des Wirtschaftslebens am besten 
gerecht. 

Ob das Gesagte auch zu gelten hat, wenn die Ge- 
meinde in tatsächlicher Hinsicht, z. B. durch gebiets- 
mäßige Zerschneidung bei der neuen Grenzziehung, 
rechtlich verändert worden ist, konnte im vorliegenden 
Fall dahingestellt bleiben. 

Mithin ist festzustellen, daß die Stadtgemeinde W. des 
Generalgouvernements identisch ist mit der Stadtge- 
meinde W. des früheren polnischen Staates. Das Appella- 
tionsgericht hat keinen Fehlspruch getan, als es diese 
Feststellung nicht traf. Es hat im Ergebnis auch mit 
Recht angenommen, daß die Bekl. grundsätzlich wegen 
der vor dem jetzigen Kriege begründeten Verbindlich- 
keiten in Anspruch genommen werden kann. Inwieweit 
die alten Verbindlichkeiten infolge der neuen Gesetz- 
gebung und einen etwaigen Wandel der Rechtsauffassung 
eine Änderung erfahren haben, bleibt hier dahingestellt. 

Hiernach gibt der Mangel, daß das Appellationsgericht 
sich mit den oben erörterten Fragen nicht beschäftigt hat, 
keinen Grund zu einer Urteilsaufhebung. 

Das Obergericht darf die Nachprüfung aber nicht auf 
die Frage der Rechtsstellung der beklagten. Stadtgemeinde 
beschränken. Es hat die Nachprüfung auch auf andere 
Bedenken auszudehnen, welche die Richtigkeit des nach- 
zuprüfenden Urteils in Frage stellen könnten. Es wäre 
Pflicht des Appellationsgerichts gewesen, sich mit der 
weiteren Frage auseinanderzusetzen, welche Wirkung die 
VO. v. 9. Dez. 1939 über die vorläufige Regelung von 
Unterstützungszahlungen an Pensionsempfänger der pol- 
nischen Selbstverwaltungsverbände nebst der 1. Durch- 
führungsvorschrift hierzu v. 11. April 1940 auf die Ruhe- 
gehaltsansprüche des Kl. gehabt haben könnte (. wird 
ausgeführt). 

(Deutsches Obergericht Radom, U. v. 5. Febr. 1942, 
Np 1/40.) 


14. RG. — $4 VolksschädIVO. Der Tatbestand wird 
nicht schon dadurch begründet, daß die Kriegsverhält- 
nisse ein bestimmtes rechtswidriges Verhalten — hier die 
unredliche Gebarung mit den Abschnitten der Kleiderkar- 
ten — erst ermöglicht haben. Entscheidend ist nicht, daß 
die Verhältnisse des Krieges die Gelegenheit zu der straf- 
baren Handlung erst geschaffen haben, vielmehr ist 
maßgebend, ob dem Täter die Begehung der Tat durch 
die außergewöhnlichen Verhältnisse des Krieges irgendwie 
erleichtert worden ist und ob er das (als mindestens 
möglich) erkannt und mit Willen ausgenutzt hat. +) 

(RG., 3. Strafsen. v. 9. Juli 1942, 3 C 5/1942n (3 StS 
1:42 n.) He. 


181 


1466 


Anmerkung: Wer im Kriege den Rechtsfrieden in der 
Heimat stört, versündigt sich angesichts der drohenden 
Gefahr in besonderem Ausmaße an der Gesamtheit. Da- 
mit tritt eine Wertverschiebung in der Beurteilung solcher 
Rechtsbrüche ein (vgl. Nagler, „Kriegsstrafrecht“, S.4), 
d. h. die Strafe wird schärfer. Diese Strafschärfung ist 
aber nicht das Kennzeichen dessen, was wir als Volks- 
schädlingstat erfassen. Der Gesetzgeber hat in der VVO. 
besondere Deliktstatbestände aufgestellt, deren Tat- 
bestandsmerkmale jeweils im einzelnen erfüllt sein müs- 
sen. Dazu gehört bei $4 VVO. „die Ausnutzung der 
durch den Kriegszustand verursachten außergewöhnlichen 
Verhältnisse“. Hier darf nicht die Idee des Tätertyps 
des Volksschädlings (vgl. dazu Verf.: DR. 1941, 235) 
zu einer mehr gefühlsbetonten Ausweitung führen. Die 
Gefahr besteht, weil der Begriff des Volksschädlings 
einer erschöpfenden Definierung spottet (vgl. Freis- 
ler, „Deutsches Strafrecht“, S. 133); die Definition des 
RG. (vgl. z. B. RG.: DR. 1942, 44011) kann diese Gefahr 
nicht bannen. 

Was unter „Ausnutzung“ zu verstehen ist, dürfte in 
der Rspr. feststehen. Sie verlangt, daß der Kriegszustand 
die Begehung der Tat in irgendeiner Weise begünstigt 
oder erleichtert hat (vgl. z.B. DR. 1940, 22367 m. Anm. 
des Verf.). Eine Ausnutzung muß festgestellt werden. 
Die allgemeine moralische Abwertung der Tat kann sie 
nicht ersetzen. Mag die Tat im Kriege verabscheuungs- 
würdiger als sonst erscheinen, ein solches Argument 
kann die Anwendbarkeit der VVO. nicht begründen. Das 
ist vom RG. klar ausgesprochen worden (vgl. RG.: HRR. 
1940 Nr. 1137 betr. Milchverfälschung während des Krie- 
ges). Die gleiche Klarheit findet man jedoch bisher nicht 
bei Urteilen, in denen die Straftat erst durch den Krieg 
ermöglicht wurde, weil sie sich z.B. auf Einrichtungen 
bezog, die erst der Krieg geschaffen hat (z. B. Feldpost, 
Kartensystem u. ä.). Es genügt nicht, daß die Handlung 
einen Mißbrauch der Kriegslage darstellt, 84 VVO. hat 
bewußt nicht jede derartige Handlung erfassen wollen, 
sondern stellt auf einen die Tat erleichternden und be- 
günstigenden Einfluß ab (vgl. Bruns, Anm. zu RG.: 
DR. 1940, 19371). Wenn ein bestimmtes Verhalten über- 
haupt erst während des Krieges für strafbar erklärt wird 
(Z. B. Zuwiderhandlungen gegen kriegswirtschaftliche Be- 
stimmungen), so werden gleichfalls durch die Zuwider- 
handlung allein noch keine kriegsbedingten Umstände 
ausgenutzt. In diesem Sinne ist das Urteil des RG.: 
DR. 1940, 22367 zwar richtungweisend, die Praxis ist 
diesem Gedankengange jedoch nicht stets gefolgt. Wir 
finden immer wieder Urteile, welche den Unterschied 
zwischen kriegsbedingter und kriegserleichterter Tat ver- 
wischen (Hinweis beim Verf.: Komm. z. VVO., Verlag 
Lutzeyer, S.54f.). Zwar hat das SondGer. Berlin einmal 
mit Recht festgestellt, daß der Diebstahl von Beutestücken 
nicht deshalb unter $4 VVO. falle, weil Beutelager nur 
im Kriege bestünden (6 PLs 47/41). Andererseits weisen 
aber SondGer. auf die Feldpost als eine Einrichtung des 
Krieges oder auf ihre Bedeutung für den Krieg hin und 
glauben, damit die Ausnutzung der außergewöhnlichen 
Kriegsverhältnisse bereits nachgewiesen zu haben (vgl. 
SondGer. Breslau: DStR. 1940, 27; SondGer. Schlesien: 
DRM. 1940, 70). Gewiß sind diese Entscheidungen im 
Endergebnis doch wieder richtig, weil auf jeden Fall 
bei der Feldpost die erschwerten Nachforschungsmög- 
lichkeiten — u. a. hervorgerufen durch die besondere 
Gefährdung, der die Postsendungen ausgesetzt sind — 
eine Erleichterung der Tat bedeuten. Diese taterleichtern- 
den Umstände liegen aber nicht in allen sonstigen Fäl- 
len vor, die man dennoch in das Anwendungsgebiet des 
84 VVO. einbezogen hat. Zweifelhaft ist auch das Ur- 
teil des RG. (HRR. 1940, 1363, zitiert bei Kohlrausch 
S. 785), das die betrügerische Erlangung der nur für An- 
gehörige der Wehrmacht während des Krieges bestimm- 
ten Familienunterstützung betrifft. Die Beispiele lassen 
sich beliebig vermehren (vgl. Verf. a. a. O.). 

Es ist zu begrüßen, daß das RG. in dem vorliegenden 
Urteil die grundsätzliche Frage nochmals eindeutig her- 
ausgestellt hat und den Unterschied zwischen lediglich 
kriegsbedingter und der wirklich kriegserleichterten Straf- 
tat betont. Daß diese Erleichterung nicht nur objektiv 
vorliegen, sondern auch vom Willen des Täters umfaßt 
sein muß, ist eine Selbstverständlichkeit. Fehlt diese Er- 
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4 
[Deutsches Recht, Wochenaus gat 


kenntnis beim Täter, so kann er nicht als Volksschädlinf 
bezeichnet werden. Man wird allerdings stets zU ich- 
denken haben, daß es viele kriegsbedingte, taterle 
ternde Umstände gibt. Sie können im einzelnen aft.) 
aufgezählt werden (Beispiele vgl. Verf. a.a. O. S. 5 % 
hinzuweisen wäre hier auf die durch den allgemeng- 
Personalmangel bedingte Verringerung der Kontroli 

lichkeiten. LGDir. Dr. H. Mittelbach, Berlin. 


* 


** 15. RG. — 58 263, 302 e StGB. ~ un 
1. Trotz leichter Verkäuflichkeit eines Ersatzstoftes Ka 5 
Beschädigung des Vermögens des Zwischenhändlers i 
geben sein, wenn der Hersteller einen Überpreis erhält den 
die Gefahr besteht, daß die Preisüberwachungsstelle 0 
Verkauf der Ersatzware an die Verbraucher verbietet eller 
nur zu einem Preis gestattet, der dem von dem Herst 
geforderten und erzielten Preis nicht entspricht. den 
2. Unter Notlage i. S. des § 302 e StGB. ist eine nur er 
Ausgebeuteten treffende wirtschaftliche Bedrängnis ZU a 
stehen, nicht eine Einschränkung, die das Volk im ganz 
trifft. Eine Notlage ist ferner nicht vorkanden, wenn 
Gegenstand, der dem Auszubeutenden fehlt, eine Ware 
die für die Ernährung bedeutungslos und entbehrlich! 


Das LG. setzt die derzeit herrschende Knappheit De 
Lebensmitteln dem Begrif” siner Notlage i. S. des : 3 12 
StGB. gleich. Das ist rechtsirrig. Unter Notlage an tref- 
angegebenen Stelle ist eine nur den Ausgebeuteten ine 
fende wirtschaftliche Bedrängnis zu verstehen, niche ‚nen 
Einschränkung, die das Volk im ganzen trifft. Abges® die 
davon kann von der Ausbeutung einer Notlage nicht n. 
Rede sein, wenn der Gegenstand, der dem Auszub 
den fehlt, eine Ware ist, die, wie hier das Salati! der 
wie sonst das Salatöl, das es ersetzen sollte, nach und 
Annahme des LG. für die Ernährung bedeutungslos 
keineswegs unentbehrlich ist. 1 

Weiter stellt das LG. ohne nähere Ausführungen ies, mö” 
sich der Angekl. unter Ausnutzung einer Notlage Ver 
gensvorteile habe gewähren lassen, die den Wert se 
Leistung in auffälliger Weise überschritten hätten. Ist kl. 
das der Fall gewesen, so müssen die Abnehmer des Ang hi- 
durch den Ankauf von Salatin an ihrem Vermögen ge... 
digt worden sein. Gerade eine solche Schädigung niege 
doch das LG. bei der Untersuchung, ob Betrug vol Ver” 
abgelehnt. Die Behandlung des Begrifismerkmals des ges 
mögensschadens beim Betrug und die Behandlung s- 
dem Sachwucher zugrunde liegenden Merkmals der. sich 
beutung und der Übervorteilung durch das LG. labt 
demgemäß nicht miteinander vereinbaren. zu- 

Das LG. wird bei der neuen Hauptverhandlung . 
nächst von der Frage auszugehen haben, ob der Ang z 
nicht bestehenden Vorschriften über die PreisbildNB, sst- 
widergehandelt hat. In dieser Richtung ist zunächst Fr. 
zustellen, ob bestimmte Preise oder Richtpreise u 
zeugnisse der von dem Angekl. feilgebotenen Art VO ek, 
schrieben sind, gegebenenfalls ob die von dem Lent⸗ 
verlangten und erzielten Preise diesen Vorschriften 


ist, 


2 
sprechen. Für den Fall, daß solche Preise nicht vorn 
schrieben sind, wird das LG. zu prüfen haben, 9/0. 


der Angekl. an die allgemeine Vorschrift des g22 K diese 
v. 4. Sept. 1930 (RG Bl. I, 1609) gehalten hat. Daß Per 
Vorschrift ein bestimmtes, an alle gerichtetes Gebe tsch- 
Verbot enthält, hat der erk. Sen. bereits in der uf hin- 
RGSt. 75, 361 ausgesprochen. Dort ist auch dara s des 
gewiesen worden, daß eine Verletzung des Gebot 930 
822 KWVO. nach $1 Preisstrafr VO. v. 3. Juni 


auch 
Auf Grund dieser Untersuchung wird das LO: nung 
ausreichende Unterlagen für dienochmalige Unter duges 


de AU 


Bewertung durch die maßgebenden Stellen ee: nter- 


Angekl. das Salatin unter Überschreitung bestehe itte 
Preisvorschriften an seine Abnehmer verkauft, $ 
für seine Abnehmer die Gefahr bestanden, daß ®! in 
Einschreiten der Preisüberwachungsstellen gez“ 
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gewesen wären, den Verkauf des Salatins einzustellen 
oder zu einem Preis vorzunehmen, der den vom Angekl. 
geforderten und erhaltenen Preisen nicht entsprochen 
ätte. Die Abnehmer könnten in diesem Fall an ihrem 
ermögen geschädigt sein, weil die Gefahr einer Ver- 
mögensbeschädigung in einem solchen Grade bestanden 
hätte, daß sie wirtschaftlich einer bereits eingetretenen 
chädigung gleichzuachten gewesen wäre. In einem sol- 
Chen Falle wird das LG. auch zu prüfen haben, ob die 
Abnehmer des Angekl. die von dem Angekl. verlangten 
reise gezahlt hätten, wenn sie gewußt hätten, daß die 
reise den einschlägigen Vorschriiten nicht entsprechen. 


(RG., 1. StrSen. v. 26. Juni 1942, 1 D 165/42.) 
* 


16. RG. — 88 207 f. StGB.; Ges. über den Feingehalt 
der Gold- und Silberwaren v. 16. Juli 1884. Dem bei Gold- 
Schmucksachen üblichen Stempel, der nur die Angabe des 
eingehalts in Tausendteilen enthält, fehlt die Eigenschaft 
einer Urkunde. 

Der Angekl. H: gab dem Angekl. P. vier aus Messing 
estehende Armbänder, die mit dem Goldstempel „585“ 
Versehen waren, mit dem Auftrag, sie gegen Beteiligung 
am Erlös zu verkaufen. P. bot dem Kaufmann J. zunächst 
eines der Armbänder für 500 AM, sodann alle vier zum 

reise von zusammen 1000 2M. zum Kauf an. Zum Ab- 
Schluß kam es nicht, da J. Verdacht geschöpft und die 
Polizei verständigt hatte. Beiden Angekl. war bekannt, daß 
die Armbänder unecht und fälschlich mit dem ‚Gold- 
Stempe/ versehen waren. Wer den falschen Stempel an- 
gebracht hatte, war nicht festzustellen. 

Die Verurteilung des Angekl. P. wegen schwerer Ur- 
Kundenfälschung nach § 270 StGB. i. Verb. m. 88 267, 
208 Abs. 1 Nr. 1 StGB. und des Angekl. H. wegen An- 
Stiftung dazu, kann nicht aufrechterhalten werden. 

Das LG. hat den Goldstempel, der hier mit der ein- 
geprägten Zahl 585 — ohne weiteren Zusatz — den 

eingehalt in Tausendteilen angeben sollte (§ 5 des Ge- 
Setzes über den Feingehalt der Gold- und Silberwaren 
V. 16, Juli 1884 [RGBl. 120]), zu Unrecht als eine beweis- 
erhebliche Urkunde angesehen. 

Richtig ist, daß auch unzusammenhängende Wörter, 
Zeichen, Nummern, Ziffern und dergleichen dann eine 

eweiserhebliche Urkunde darstellen können, wenn sie 
Nach Gesetz oder Herkommen, nach der Verkehrsauf- 
assung oder einer Vereinbarung der Beteiligten dazu 

estimmt und geeignet sind, über ihr Dasein hinaus eine 
edankenäußerung des — genügend bestimmten — Ur- 
Nebers darzustellen und für bestimmte rechtliche Be- 
“iehungen Beweis zu erbringen. Von diesen als Urkun- 
en anzusehenden Beweiszeichen sind verschieden solche 

Eichen, die sich nur als Kennzeichen (Unterscheidungs- 
hen, Identitätszeichen) darstellen; sie sind keine Ur- 

nden. 

Das Gesetz v. 16. Juli 1884 kennt das Stempelzeichen 
der 88 2, 3 für goldene und silberne Geräte und den hier 
in Betracht kommenden Stempel des $ 5 für Schmuck- 
Sachen aus Gold und Silber. Der Gerätestempel enthält 
Nach der zu $3 des Gesetzes ergangenen Bekanntmachung 
0 7. Jan. 1886 (RGB. 1) ein besonderes Zeichen (bei 

Oldsachen die Reichskrone und das Sonnenzeichen), die 

ngabe des Feingehalts in Tausendteilen und die Firma 
ler das eingetragene Warenzeichen des Geschäfts, für 
5 die Stempelung bewirkt ist. Dieser Stempel dürfte — 
gl. auch 8 7 des Gesetzes — alle Voraussetzungen eines 
ais Urkunde anzusehenden Beweiszeichens erfüllen. Für 
eunmucksachen ist die Verwendung dieses Stempelzei- 
Stens verboten ($ 5 Abs. 3 des Gesetzes); für sie ist als 
ve inpe] nur die Angabe des Feingehalts in Tausendteilen 
vorgesehen (§ 5 Abs. 1 des Gesetzes), und dieser Regel 
[sprach der hier auf den unechten Armbändern fälsch- 
Sta angebrachte Goldstempel. Er enthält anders als der 
gtempel nach § 3 des Gesetzes und der dazu erlassenen 
ekanntmachung keinen Hinweis auf das Geschäft, für 
a S die Stempelung erfolgt ist, läßt also den Hinweis auf 
en genügend bestimmten Urheber vermissen. Zwar 
sende für die Urkundeneigenschaft nicht erforderlich 

in, daß der Stempel für sich allein den Urheber ergibt, 
würde vielmehr genügen, wenn dieser mit Hilfe von 
„Mständen, auf die der Stempel hinweist, für die Betei- 
Sten erkennbar wird. Aber auch das ist hier nicht der 


Fall. Die Stempelung nach dem Gesetz v. 16. Juli 1884 
ist keine amtliche, sondern sie geschieht durch die Her- 
steller oder Händler unter ihrer Verantwortlichkeit (s. 
Komm. des Gesetzes bei Stenglein, Nebengesetze 
Bd. I, 5. Aufl. 1928, Erl. 3 zu $3 und Frl. 4 zu 8 2, 
S. 667). Der Urheber des Stempels (8 5 des Gesetzes) ist 
also mangels eines besonderen Hinweises unter der Viel- 
zahl der Hersteller von goldenen und silbernen Schmuck- 
sachen und der Händler mit solchen Gegenständen zu 
suchen. Danach handelt es sich aber nicht um die Ge- 
dankenäußerung eines hinreichend bestimmten 
Urhebers, so daß dem Stempel aus diesem Grunde die 
Eigenschaft einer Urkunde fehlt. 

Ob sich der Angekl. P. etwa wegen eines Feilhaltens 
der Armbänder, das gewerbsmäßiges Handeln voraus- 
setzt, ın Tateinheit mit dem versuchten Betrug eines 
Vergehens gegen § 9 Abs. 1 Nr. 4 des Gesetzes vom 
16. Juli 1884 schuldig gemacht hat und der Angekl. H. 
der Anstiftung dazu, kann dahingestellt bleiben. Die Ver 
urteilung wegen dieses Vergehens und der Anstiftung. 
dazu würde neben der Verurteilung wegen versuchten 
Betrugs i. R. bzw. der Anstiftung zum versuchten Betrug 
nicht entscheidend ins Gewicht fallen. Es erscheint daher 
nach Lage der Sache nicht geboten, dem LG. unter Auf- 
hebung des Schuldspruchs aufzugeben, das Vorliegen 
eines Vergehens gegen § 9 Abs. 1 Nr. 4 des Gesetzes 
v. 16. Juli 1884 und der Anstiftung dazu zu prüfen. Der 
Schuldspruch kann vielmehr vom Revisionsgericht dahin 
berichtigt werden, daß der Angekl. P. wegen versuchten 
Betrugs, der Angekl. H. wegen Anstiftung dazu ver- 
urteilt ist. 


(RG., 2. StrSen. v. 27. Juli 1942, 2D 254/42.) [He.] 


* 
* 17. RG. — 88267, 268, 263. Ein Kassenführer ist für 
einen Kassenfehlbetrag in der Regel auch dann ersatz- 
pflichtig, wenn sich nicht aufklären läßt, ob die Kasse 
einen Schaden in der Höhe des Fehlbetrags erlitten hat. 
Er kann sich durch Verheimlichen des Fehlbetrags auch 
in diesem Falle wegen Betrugs strafbar machen. 

Hat er eine Urkundenfälschung in der Absicht verübt, 
die Geltendmachung des Ersatzanspruchs der Verwaltung, 
an dessen Bestehen er glaubte, zu verhindern, so hat er 
die Urkundenfälschung in der Absicht begangen, sich 
einen Vermögensvorteil zu verschaffen. 

Dem Angekl. war im Angestelltenverhältnis bei einer 
Straßenbahngesellschait der Schalterverkauf von Wochen- 
und Monatskarten sowie von Straßenbahnwertmarken 
übertragen; auch Schülerwertmarken, die von vier an- 
deren Angestellten verkauft werden sollten, gingen regel- 
mäßig durch seine Hände, ebenso ferner Beträge an Lohn- 
geldern. Am 5.März 1941 stellte sich bei außerordent- 
lichen Nachprüfungen des Kassenleiters heraus, daß der 
Gesamtbestand an Bargeld und Marken, den der Angekl. 
tatsächlich in Händen hatte, um 4540,50 , geringer war 
als der buchmäßige Sollbestand. Der Angekl. hatte nach 
seiner Behauptung zuerst am 2. Febr. 1941 bei einem 
Kassenabschluß, den er selbst vorgenommen hatte, einen 
Fehlbetrag — angeblich von etwa 3000 A. — in, seiner 
Kasse bemerkt; er will genauere Feststellungen darüber 
aus Zeitmangel und in der Hoffnung unterlassen haben, 
daß sich herausstellen werde, wo der Fehler liege. Er un- 
terließ jedenfalls die ihm dienstlich vorgeschriebene so- 
fortige Meldung des Auftretens eines Fehlbetrages. 

Über den Verkauf von Fahrtausweisen für jeden lau- 
fenden Kalendermonat hatte der Angekl. monatlich etwa 
am 10. Tage eine Zwischenabrechnung und gegen Ende 
des Monats die Endabrechnung dem Kassenleiter zu legen. 
Wie er sich hierbei am 10. Febr. 1941 verhalten hat, ist im 
angefochtenen Urteil nicht festgestellt. Bei der Endab- 
rechnung am 26. Febr. 1941 hat er dem Kassenleiteı wahr- 
heitswidrig erklärt, daß die Kasse stimme, und den Fehl- 
betrag dadurch verdeckt, daß er Einnahmen aus dem 
Verkauf von Fahrtausweisen für den März 1941 als Erlös 
aus dem Verkauf von Ausweisen für den Februar be- 
zeichnete. Der Kassenleiter prüfte nicht genau nach und 
ließ sich täuschen. Auch bei den Nachprüfungen vom 
5. März 1941 erklärte der Angekl. zunächst, daß er keine 
Unstimmigkeit in seiner Kasse wahrgenommen habe, ins- 
bes. nicht bemerkt habe, daß ihm damals — wie fest- 
steht — versehentlich an Lohngeldern 51,57 , zuviel 
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ausgezahlt worden seien. Er ließ sich von einem an- 


deren Angestellten ohne Bezahlung Wertmarken im Be- 
trage von 3110 K geben und legte diese als angeb- 
lichen Teil seiner Kasse vor, um deren Bestand um 
3110 AA höher erscheinen zu lassen: ferner änderte er 
in einer Liste, in der ihm andere Angestellte den Emp- 
fang von noch unbezahlten Wertmarken zu 4,50 AA un- 
terschriftlich bestätigt hatten, an zwei Stellen die Eintra- 
gung von je 100 Stück in „200“ Stück ab und versuchte, 
durch Hinweis auf diese von ihm vorgelegte Liste vor- 
zutäuschen, daß er von den Empfängern der Marken nicht 
900, söndern 1800.2.# noch zu erhalten habe. Jedoch 
wurde dieses Vorgehen des Angekl. und ebenso die Höhe 
des gesamten Fehlbetrages am 5. März 1941 aufgedeckt. 

Das LG. hat den Angekl. eines fortgesetzten Betrugs 
zum Nachteil der Straßenbahngesellschaft in Tateinheit 
mit schwerer Privaturkundenfälschung schuldig gespro- 
chen. Die Rev. meint, daß weder ein Betrug noch ein 
Betrugsversuch vorliege und daß der Angekl. auch nicht 
einer schweren, sondern nur einer einfachen Urkunden- 
fälschung ($267 StGB.) schuldig sei, da er sich nichts 
aus dem Bestand der von ihm geführten Kasse angeeig- 
net habe und auch bei der Vorlegung der von ihm ge- 
fälschten Liste sich nicht habe bereichern und keinem 
anderen habe Schaden zufügen wollen. 

1. Zum Schuldspruch wegen schwerer Urkundenfäl- 
schung. 

Daß der Angekl. vorsätzlich eine zum Beweise von 
Rechten und Rechtsverhältnissen erhebliche Privaturkunde 
verfälscht und von ihr zum Zwecke einer Täuschung im 
Rechtsleben Gebrauch gemacht hat, ist offensichtlich. Aber 
auch die Verurteilung des Angekl. wegen schwerer 
Urkundenfälschung ist gerechtfertigt. Zwar hat das LG. 
die Entstehungsursache des Fehlbetrages von 4540,50 .Rul 
nicht aufklären können; mit Rücksicht auf die geordneten 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse und die be- 
scheidene Lebensführung des Angekl. hat es als nicht er- 
weislich angesehen, daß sich der Angekl. den Betrag, sei 
es bar, sei es in Wertinarken, aus seiner Kasse angeeignet 
hätte, Es ist daher nicht erwiesen, daß sich der Angekl. 
mit Mitteln der Kasse hätte bereichern oder eine 
aus der Kasse erlangte Bereicherung hätte aufrecht- 
erhalten wollen. Aber das LG. stellt fest, der Angekl. 
habe angenommen, daß er für den Fehlbetrag im Falle der 
Aufdeckung ersatzpflichtig gemacht werden würde; er 
habe daher die Urkundenfälschung in der Absicht ver- 
übt, die Geltendmachung des Ersatzanspruchs der Stra- 
Benbahnverwaltung in Höhe von 900 , dadurch zu ver- 
hindern, daß der Fehlbetrag in dieser Höhe durch die 
verfälschte Urkunde verdeckt würde. Damit steht die Ab- 
sicht des Angekl. fest, sich durch die Vermeidung eines 
gegen ihn gerichteten Ersatzanspruchs, an dessen Bestehen 
er glaubte, einen Vermögensvorteil zu verschaffen. Ob ein 
Ersatzanspruch der Straßenbahnverwaltung wirklich be- 
stand, kann bei der Anwendung des 8 268 StGB. unent- 
schieden bleiben; denn der Tatbestand der schweren 
Urkundenfälschung i.S. des § 268 StGB. liegt auch dann vor, 
wenn der mittels einer Urkundenfälschung erstrebte Ver- 
mögensvorteil nur in der Einbildung des Täters vorhanden 
ist (so schon RGSt. 31, 286, 288; daran ist festzuhalten). 

2. Zum Schuldspruch wegen Betrugs. 

Nach den Feststellungen des LG. bleibt die Möglichkeit 
offen, daß aus der Kasse des Angekl. in Höhe des Fehl- 
betrags nicht Geld, sondern nur Wertmarken abhanden 
gekommen seien und daß niemand diese unbezahlten 
Wertmarken auch nur teilweise zum Schaden der Straßen- 
bahn benutzt habe oder künftig benutzen werde. Für die 
strafrechtliche Beurteilung muß also zugunsten des Angekl. 
davon ausgegangen werden, daß seine Kasse im End- 
ergebnis nur um den unerheblichen Papierwert der ab- 
handen gekommenen Marken geschädigt worden sei. Aber 
das steht der Verurteilung des Angekl. wegen Betrugs 
nicht entgegen; denn der Vermögensschaden der Straßen- 
balın, den der Angekl. betrügerisch herbeigeführt hat, ist 
nicht an dem Kassenbestande, sondern an dem Anspruch 
der Straßenbahn auf Ersatz für den Kassenfehlbetrag ent- 
standen. Darüber ist folgendes zu sagen. 

Das LG. ist davon ausgegangen, daß der Angekl., wie 
er selbst erkannt habe, zum Ersatz des festgestellten Fehl- 
betrags von 4540,50 K verpflichtet gewesen sei, ohne 
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Unterschied, ob die Straßenbahnverwaltung tatsächlich 
einen Schaden an der Kasse erlitten habe oder nicht. AU 
dieser Grundlage nimmt das LG. an, der Angekl. habe 
vorsätzlich am 26. Febr. 1041 durch die im Urteil fest 
gestellten Täuschungshandlungen die Straßenbahn daran 
gehindert, ihren Anspruch gegen ihn zu verfolgen, UN 
am 5. März 1941 habe er dasselbe mit weiteren Täu- 
schungshandlungen nochmals versucht. Die schädigende 
Vermögensverfügung i. S. des 8263 StGB. und entspre- 
chend den von dem Angekl. erstrebten Vermögensvortel 
findet das LG. darin, daß die Straßenbahnverwaltung im 
Februar 1941 unterließ und im März 1941 nach den 
Wunsche des Angekl. unterlassen sollte, ihren Ersatz 
anspruch geltend zu machen. 

Dieser Beurteilung ist beizutreten. ; 

Ob die Straßenbahnverwaltung gegen den Angekl. Er- 
Grund der nicht völlig aufklärbaren Sachlage einen 5 
satzanspruch in Höhe des Fehlbetrags hatte und due 
führen konnte, ist nicht nach strafrechtlichen Grundsätzen, 
sondern auf Grund des Anstellungsverhältnisses und = 
Dienstaufgabe des Angekl. nach den Grundsätzen des bu 
gerlichen Rechtes und des bürgerlichen Streitverfahret 
zu entscheiden. Bürgerlich-rechtlich war der Angekl. va 
pflichtet, jederzeit auf Verlangen den buchmäßigen So 
bestand seiner Kasse vorzulegen und herauszugeben. -t 
Höhe des Fehlbetrags war lam die Herausgabe unmg 
lich; nach dem §282 BGB. hätte er daher nachweis 
müssen, daß die Unmöglichkeit nicht die Folge eines va 
ihm zu vertretenden Umstandes sei. Diesen Nachweis = 
er nicht führen können; darnach war er schadenser een 
pflichtig ($ 280 BGB.). Das entspricht den Grundsätz 
der Rspr., die den Kassenführer für einen Fehlbetrag 55 
ihm anvertrauten Kasse haftbar macht, solange der K 
senführer nicht beweist, daß der Fehlbetrag infolge era 
nicht von ihm zu vertretenden Umstandes abhanden ge. 
kommen ist (RGZ. 149, 282, 284/285 und die dort ange 
führten Entscheidungen; RArbG. 25, 219, 223). Es ! 
hierin kein Unterschied zwischen Behördenkassen "i 
nichtamtlichen Kassen zu machen. Bei Kassen, die 1 
Grund eines Dienstvertrags zu führen sind, komis 
gleichzeitig noch in Betracht, daß das Vorhandensein eins“ 
gegenüber dem Kassensoll zu geringen tatsächlichen NE 
standes ohne weiteres zunächst auf eine Verletzu 10 
der vertraglich begründeten Sorgfaltpflicht des Kassen] 
führers schließen läßt (vgl. RGUrt. v. 6. Nov. 1934, 65 
155/34: RGWarn. 1035 Nr. 10 = JW. 1935, 1155; lee 
ROZ. 160, 153, 155 unten und die anderen dort angefül 
ten Entscheidungen). 

Über die weitere Frage, ob der Straßenbahnverwaltung 
aus der Unmöglichkeit der Herausgabe des vollständig® 8 
Kassensollbestandes ein Schaden in Höhe des Fehlbetrag, 
erwachsen sei, würde im bürgerlichen Streitverfahren 957 
Gericht nach freier Uberzeugung auf Grund des 8 A 
ZPO. entscheiden müssen. Dabei würde zwar immerhin 
an die Möglichkeit zu denken sein, daß der Fehlbetras 
durch einen Verlust von Wertmarken entstanden > 
könne; aber es wäre demgegenüber zu berücksichtige, 
daß verlorengegangene Teile des Kassenbestandes Be: 
größter Wahrscheinlichkeit nicht bloß aus der Kasse, 50 0 
dern überhaupt aus dem amtlichen Gewahrsam aphand , 
gekommen seien. Daher würde die Gefahr als sehr gT * 
angesehen werden müssen, daß die Wertmarken in Me 
kehr gelangt und zu unbezahlten Fahrten mit der Straßen” 
bahn gemißbraucht worden sein oder künftig sa 
braucht werden könnten, ohne daß die Straßenbahnv nn 
waltung irgendein Mittel hätte, sich gegen solchen Vz 
brauch zu schützen. Bei vielen öffentlichen Kassen £ 
hören zum Bestand außer Bargeld auch Wertmarken 9 
Kostenmarken oder (bei Post und Eisenbahn) Briefma 
ken oder Fahrkarten usw., und es wäre nicht angängl&} 
dem Führer einer solchen Kasse, der einen Fehlbet af. 
verschuldet, ohne weiteres die Berufung darauf zu cars 
ten, daß doch wohl nur der Papierwert von Marken 0 
Karten verlorengegangen sei; vielmehr müßte der Kasse 
führer, der sich darauf beruft, Gründe dartun können, & i 
denen eine für ihn so günstige Sachlage anzunehmen E 
Daß mangels solcher besonderen Gründe „Kassenfenl 
beträge von dem Kassenbeamten sofort zu ersetzen sind? 
wird daher auch durch amtliche Vorschriften über 
Führung öffentlicher Kassen bestätigt (vgl. $80 Abs. 
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Satz 3 RKassenO. v. 6. Aug. 1927; 870 Abs. 2 Satz 1 
JustizkassenO. v. 30. Jan. 1937). Auch in diesem Punkte 
kann bei nichtamtlichen Kassen für die Verantwortlich- 
keit der Kassenführer nichts grundsätzlich anderes gelten. 
Daß durch eine besondere Dienstanweisung für die Kas- 
senführung des Angekl. etwas anderes festgesetzt wäre, ist 
nach der Sachdarstellung des LG. ebenfalls ausgeschlossen. 

Irrig ist die Ansicht der Rev., daß der Angekl. für einen 
Fehlbetrag nur dann ersatzpflichtig sein könnte, wenn er 
sog. „Mankogeld“ bezogen hätte. 

Bei einer Entscheidung über die Ersatzpflicht des 
Angekl. im bürgerlichen Streitverfahren wäre aber noch 
besonders auch zu würdigen, daß der Angekl. durch Un- 
terlassen der ihm dienstlich vorgeschriebenen sofortigen 
Meldung eines Kassenfehlbetrages sowie durch seine spä- 
teren Täuschungshandlungen Maßnahmen zur Aufklärung 
der Ursache des Fehlbetrages verzögert und dadurch die 
Auiklärungsmöglichkeiten vielleicht beeinträchtigt hat; es 
greift hier der Rechtssatz ein, daß das Gericht im bür- 
gerlichen Streitverfahren befugt ist, Folgerungen für die 
Beweiswürdigung zuungunsten der Partei zu ziehen, die 
eine Unaufklärbarkeit des streitigen Sachverhaltes schuld- 
haft herbeigeführt hat (vgl. RGZ. 128, 121, 125). Darüber 
hinaus hat der Angekl. nach der rechtlich einwandfreien 
Feststellung des jetzt angeiochtenen Urteils durch sein Ge- 
sanıtverhalten starken Verdacht der Unterschlagung auf 
sich gezogen. 

Nach allem diesem geht das angefochtene Urteil mit 
Recht davon aus, daß die Straßenbahnverwaltung von dem 
Angekl. die Erstattung des Fehlbetrags verlangen konnte. 
Indem der Angekl. durch sein täuschendes Verhalten die- 
sen Erstattungsanspruch der Kenntnis der Straßenbahn- 
verwaltung entzog, brachte er die Verwaltung dazu, den 
ihr noch unbekannten Anspruch nicht geltend zu machen. 
Wäre es hierbei verblieben, so hätte die Straßenbahnver- 
waltung ihren Anspruch dadurch, daß sie ihn nicht ver- 
folgte, im Endergebnis überhaupt verloren. Die Verwal- 
tung wurde also am 26. Febr. 1941 an ihrem Vermögen be- 
schädigt. Daß sie später die Kenntnis der bestehenden For- 
derung erlangte und dadurch in die Lage kam, den anschei- 
nend auch dann noch ausreichend zahlungsfähigen Angekl. 
in Anspruch zu nehmen, machte die vorhergegangene Ver- 
mögensbeschädigung nicht ungeschehen, sondern bildete 
nur einen nachträglichen Wiederausgleich der vorher be- 
stehenden Vermögensbeschädigung, steht also der Verurtei- 
lung wegen eines vollendeten Betrugs nicht entgegen. 

Entsprechend ergibt sich, daß der Angekl. am 5. März 
1941 einen Betrug zum Nachteil der Straßenbahn noch- 
mals unternommen hat, wobei es aber an diesem Tage nur 
zu einem vergeblichen Versuch gekommen ist. Auch die 

nnahme des LG., daß das wiederholte betrügerische Ver- 
halten des Angekl. auf Grund eines einheitlichen Gesamt- 
vorsatzes rechtlich eine einzige fortgesetzte Handlung bil- 
det und daß es in seinem letzten Teile mit der Urkundenfäl- 
Schung in Tateinheit steht, ist rechtlich nicht zu beanstanden. 

3. Das LG. hat die Tat des Angekl. nicht erschöpfend 
beurteilt. Denn es hat nicht erwogen, ob nicht der fest- 
gestellte Betrug schon damit begann, daß der Angekl. am 
2. Febr. 1941 die sofortige Meldung des von ihm angeb- 
lich damals zuerst entdeckten Fehlbetrages unterließ, zu 

er er verpflichtet war, und ob sich der Betrug dann nicht 
Schon bei der Zwischenabrechnung, also etwa am 10. Febr. 
1941, fortsetzte. Das Gericht hat auch versäumt, das Ver- 
alten des Angekl. unter dem rechtlichen Gesichtspunkte 
der Untreue sowie daraufhin zu prüfen, ob sich nicht der 
ngekl. auch einer Unterschlagung mindestens dadurch 
Schuldig gemacht hat, daß er Einnahmen aus dem Ver- 
auf von Fahrtausweisen für den März 1941 dazu be- 
Nützte, bei der Endabrechnung über den Verkauf für den 
ebruar den Fehlbetrag zu verdecken. Indessen kann über 
iese Unvollständigkeit hinweggegangen werden, da die 
erechtigkeit es nicht erfordert, die angefochtene Ver- 
urteilung zu verschärfen (8 353 Abs. 2 StPO.). 


(RG., 1. StrSen. v. 12. Juni 1942, 1 D 347/41.) 
* 


U 18. RG. — 8 207 StGB. i. Verb. m. §2 StGB. In ent- 
sprechender Anwendung des 8267 StGB. kann der Krait- 
Wagenfahrer bestraft werden, der durch Eingriffe in das 

eßwerk bewirkt, daß die Aufzeichnungen des Tacho- 
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meters auf der Diagramimschelbe nicht mit dem tatsäch- 
lichen Sachverhalt übereinstimmen. 


Der Angekl. hat mit dem Lastkraitwagcu seiner Firma 
die zulässige Höchstgeschwindigkeit von 28 Stkm (§ 36a 
StraßVerkZulO.) mehrfach überschritten. Damit dies aus 
der Diagrammscheibe des Tachometers, mit dem der 
Wagen ausgerüstet war, nicht zu erkennen war, hatte 
der Angekl. auf sie eine Pappscheibe gleicher Größe ge- 
legt. Die Pappscheibe war mit einem Fensterausschnitt 
versehen, der für Aufzeichnungen des Tachometerschreib- 
stiftes auf der Diagrammscheibe nur den Streifen von 20 
bis 28 Stkm freiließ. Die Diagramme lieferte der Angekl. 
an seine Firma ab. Die Anklage legte ihm dieserhalb 
gewinnsüchtige Privaturkundenfälschung (§$ 207, 268 
StGB.) zur Last. Das AG. hat ihn freigesprochen. Dic 
Nichtigkeitsbeschwerde des Oberreichsanwaltes ist be- 
gründet. 


1. Der Angekl. hat dadurch, daß er die Höchstge- 
schwindigkeit von 28 Stkm überschritt, gegen & 36a 
StraßVerkZulO. verstoßen und sich dadurch offenbar 
einer Übertretung des § 71 StraßVerkZulO. schuldig 
gemacht. Diesen rechtlichen. Gesichtspunkt hat das AG. 
übersehen. Eine Verjährung der Strafverfolgung ist bis- 
her nicht eingetreten. Es handelt sich bei der Überschrei- 
tung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit verfahrens- 
rechtlich (§ 264 StPO.) um dieselbe Tat, die dem Angekl. 
zur Last gelegt ist; sie hat in der Anklage lediglich eine 
andere rechtliche Würdigung erfahren. 

2. Zu 8 267 StGB.: 

Die Aufzeichnungen des Tachographen, mögen sie 
lediglich auf der Diagrammscheibe oder auch teilweise 
auf der vom Angekl. darübergelegten Pappscheibe zu- 
stande gekommen sein, sind für sich allein keine Urkun- 
den i. S. des 8 267 StGB., weil sie lediglich die ein- 
gehaltenen Fahrtgeschwindigkeiten bildlich darstellen, 
aber keine menschlichen Gedankenäußerungen verkör- 
pern und nachweisen. Dieses ist aber nach ständiger 
Rspr. Begriffsmerkmal einer Urkunde (RGSt. 64, 49 und 
98; 40, 261 ff.; RGUrt. v. 3. März 1930, 3 D 1212/29 — JW. 
1931, 1967 12 = GA. 74, 276). 

Allerdings erlangte das Diagramm, wenn es der Angekl. 
mit seiner Unterschrift versah, hierdurch die Eigenschaft 
einer Urkunde, nämlich einer schriftlichen Erklärung des 
Angekl., daß das von ihm gezeichnete Diagramm durch 
das Meßwerk des von ihm geführten Wagens hergestellt 
sei. Diese Urkunde hätte er aber weder fälschlich ange- 
fertigt noch verfälscht. Die darin verkörperte Erklärung 
wäre unrichtig, weil das Diagramm nicht allein von dem 
Tachographen, sondern auch durch menschlichen Eingriff 
in dieses Werk hergestellt war. Insoweit handelte es sich 
um eine schriftliche Lüge, die mangels der Voraus- 
setzungen des § 348 Abs. 1 StGB. in der Person des 
Angekl. nicht strafbar wäre. Auf den zu Täuschungs- 
zwecken unternommenen Eingriff in den Aufzeichnungs- 
gang des Tachographen kann die Strafvorschrift der 
88 267, 268 StGB. über Urkundenfälschung daher keine 
unmittelbare Anwendung finden. Hierin ist dem ange- 
fochtenen Urteile beizutreten. 

Das AG. hat jedoch nicht geprüft, ob § 267 StGB. vor- 
liegendenfalls entsprechend (§ 2 StGB.) anzuwenden sei. 
Dem steht nach dem bisher festgestellten Sachverhalte 
nichts im Wege. 

§ 71 StraßVerkZulO. ermöglicht keine Bestrafung, die 
dem Unrechtsgehalte der Verfehlung des Angekl. ent- 
spräche; die von dem AG. als verwerflich gekennzeich- 
nete Tat verdient nach gesundem Volksempfinden eine 
strengere Bestrafung. Den Diagrammen legt der Verkehr 
wegen ihrer Zuverlässigkeit einen hohen Beweiswert für 
die darin dargestellten Tatsachen bei. Er hält es dieser- 
halb in der Praxis des täglichen Lebens regelmäßig für 
überflüssig, sie außerdem noch auf anderem Wege zu 
ergründen und ihren Nachweis durch Schaffen von 
anderen Beweismitteln sicherzustellen, sondern begnügt 
sich mit den Diagrammen. Auch von amtlicher Seite wird 
ihr Beweiswert entsprechend eingeschätzt. So können 
z. B. nach Nr. 5 des Erlasses des Reichsarbeitsministers 
betr. Arbeitszeit der Kraftfahrer und Beifahrer v. 9. Febr. 
1939, III a 2501/39 (RArbBl. 1939 III, 63) die Registrier- 
blätter eines im Kraftwagen eingebauten Tachographen 
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unter gewissen Umständen nicht nur die Eintragungen 
ins Fahrtenbuch, sondern auch dessen Führung — also 
Urkunden — ersetzen. Bei der mit dem Fortschritte der 
Technik ständig zunehmenden Bedeutung von derartigen, 
durch selbsttätige Vorrichtungen hergestellten Aufzeich- 
nungen für den Nachweis und die Kontrolle von Vor- 
gängen hat sich ein dringendes Bedürfnis eingestellt, sie 
wegen des ihnen innewohnenden Beweiswertes als sol- 
chen auch strafrechtlich vor Beeinträchtigungen erwei- 
tert zu schützen, eine Entwicklung, die bei Schaffung 
des StGB. noch nicht vorhersehbar war. Der Grund- 
gedanke des § 267 StGB. trifft am besten auf den bisher 
festgestellten Sachverhalt zu. Denn auch diese Bestim- 
mung erstrebt in erster Linie die ungeschmälerte Er- 
haltung eines Beweiswertes, und zwar den von Urkunden. 


(RG., 4. Strafsen. v. 26. Juni 1942, 4 C 341/42 [4 StS 
19/421.) [He] 
* 


19. RG. — Die VO. über die unbestimmte Verurteilung 
Jugendlicher v. 10. Sept. 1941 ist auf Zigeuner nicht an- 
wendbar. 

Das Jugendgericht hat den am 11. Mai 1925 geborenen 
Zigeuner W., der das uneheliche Kind einer mit dem 
Erzeuger in Zigeunerehe lebenden Zigeunerin ist, im 
Jahre 1941 wegen Diebstahls und wegen Hehlerei je 
zu zwei Monaten Gefängnis verurteilt und während Ver- 
büßung der letzten Strafe unter Mitnahme der Anstalts- 
kleidung aus dem Gerichtsgefängnis entwichen ist, wegen 
Entwendung der Anstaltskleidung und wegen eines in 
einem unbewohnten Landhause in Mittäterschaft mit 
einem anderen verübten Diebstahls zu Gefängnis von 
unbestimmter Dauer {mindestens 9 Monate, höchstens 
3 Jahre) verurteilt. Mit der Nichtigkeitsbeschwerde be- 
antragt der Oberreichsanwalt Aufhebung des Urteils im 
Strafausspruch. Er begründet den Antrag wie folgt: 

„Der jugendliche Zigeuner W. ist wegen eines ein- 
fachen und wegen eines gemeinschaftlichen schweren 
Diebstahls zu Gefängnis von unbestimmter Dauer — 
Mindestmaß 9 Monate, Höchstmaß 3 Jahre — verurteilt 
worden. Die VO. über die unbestimmte Verurteilung 
Jugendlicher v. 10. Sept. 1941 (RGBl. I, 567) enthält zwar 
keine ausdrückliche Bestimmung über eine Einschrän- 
kung des Personenkreises, für den sie gilt. Eine Ein- 
schränkung dieser Art ergibt sich aber aus dem von ihr 
verfolgten Ziei und aus den für seine Durchführung ge- 
schaffenen Möglichkeiten. 

Die VO. verfolgt mit der unbestimmten Strafe das 
Ziel, den jugendlichen Verurteilten so zu erziehen, daß 
er sich verantwortungsbewußt in die Volksgemeinschaft 
einordnet, sich in sic als ordentlicher Volksgenosse ein- 
gliedert ($2 Abs. 1 der VO., ferner Abschn. III Nr. 2 und 
Abschn. VII Nr. 1 der AV. des RIM. v. 13. Jan. 1942: DJ. 
S. 51). Soweit für Nichtdeutsche eine Erziehung zur Ein- 
ordnung und Eingliederung in die deutsche Volksgemein- 
schaft überhaupt in Betracht kommt, läßt sie sich keines- 
falls bei Angehörigen eines Volksstammes erreichen, der 
nach seinen Rasseeigenschaften ihr nicht zugänglich sein 
kann. Schon aus dem Ziel der VO. muß daher entnommen 
werden, daß sie nicht auf Zigeuner anwendbar ist. 

Die unbestimmte Verurteilung ist ferner mit der Art 
des Strafvollzugs eng verknüpft. Der mit ihr erstrebte 
Erfolg setzt voraus, daß die besonderen Einrichtungen 
und Erziehungsmittel des Jugendstrafvollzuges ange- 
wendet werden. Deshalb soll auch eine Entlassung auf 
Probe nur aus dem Jugendgefängnis heraus vor sich 
gehen (Abschn. V Nr. 4 der AV. v. 13. Jan. 1942). In den 
Jugendstrafvollzug gelangen aber nur Verurteilte deut- 
schen oder artverwandten Blutes ($2 der AV. über den 
Jugendstrafvollzug v. 22. Jan. 1937: DJ. S. 97, i. d. Fass. 
v. 16. Juli 1941: DJ. S. 703). Auch der Vollzug der un- 
bestimmten Verurteilung eignet sich daher nicht zur 
Anwendung bei einem Zigeuner. 

Gegen den Beschuldigten hätte daher nach den all- 
gemeinen Bestimmungen des Jugendstrafrechts eine der 
Dauer nach festbestimmte Gefängnisstrafe verhängt wer- 
den müssen.“ 

Der Senat tritt den Ausführungen des Oberreichsanwalts 
durchweg bei und beschließt daher nach seinem Antrag. 

(RG., 5. StrSen., Beschl. v. 20. Aug. 1942, 5C 12/42, 
(5 StS 28/42.) He.] 


* 20. RG. — 88 468, 416 RAbgO. Der § 468 RAbgO. findet 
auf die Haftungsbeteiligten i. S. des § 416 RAbgO. insowe 
Anwendung, als der Grund ihrer Haftung von dem Bestehen 
ihrer Steuerschuld abhängig ist. Treffen bei einer Fortset- 
zungstat Einzelfälle, bei denen eine solche Abhängigkeit 
besteht, mit Fällen ohne eine solche Abhängigkeit zusam“ 
men, so kann der § 468 RAbgO. nicht, auch nicht teilweise, 
zur Anwendung kommen. N 
Der Angekl. H. ist beschuldigt, in den jahren 1925 
bis 1934 fortgesetzt in 25 — württembergischen — Ge- 
meinden Gemeindebiersteuer hinterzogen und in Tat- 
einheit damit sich der fortgesetzten Untreue schuldig 
gemacht zu haben. Das LG. hat ihn nur wegen fort- 
gesetzter Hinterziehung von Biersteuer aus dem g 396 
RAbgO. zur Geldstrafe von 20000 A verurteilt. Es hat 
ferner die fünf Nebenbeteiligten als Gesamtschuldner für 
haftbar erklärt für die Geldstrafe sowie für die Koste" 
des Strafverfahrens und der Strafvollstreckung. Diese 
Nebenbeteiligten sind in ungeteilter Erbengemeinschaft 
Inhaber einer Brauerei in V., in der das zu versteuern 
Bier hergestellt wurde; die Nebenbeteiligte Frau H. 15 
die Ehefrau des Angekl. H. Der Angekl. war der kauf- 
männische Geschäftsführer der Brauerei; er besorgte auch 
deren steuerlichen Angelegenheiten, für die er allein vel 
antwortlich war. Der $ 468-RAbgO. greift gegenüber 
dem Angekl. H. überhaupt nicht ein; denn nach del 
Urteilsfeststellungen ist dieser nirgendwo persönliche! 
Steuerschuldner gewesen, auch nicht in der Gemeinde V. 
für diese kommen als persönliche Steuerschuldner nu! 
die Angehörigen der Erbengemeinsehaft in Betracht, * 
denen der Angekl. H. nicht gehört. i 
Richtig ist, daß der § 468 RAbgO. sinngemäß auf die 
Verurteilung eines Nebenbeteiligten zur Hart 1 
Geldstrafe und Kosten des Täters anzuwenden ist (RO! 
67, 32, 33). Die Anwendung kann aber nur unter den- 
selben Voraussetzungen wie bei dem Täter stattfinden. 
Es muß also die Verurteilung der kae en zur 
Haftung davon abhängen, ob ein Steueranspruc gegen 
sie besteht oder ob und in welcher Höhe ein Steuer 
anspruch gegen sie verkürzt worden ist. Steuerschuldner 
waren die sämtlichen Nebenbeteiligten insoweit nicht, al 
die Wirte außerhalb des Ortes V. die Steuerschuldner ge. 
worden sind. Steuerschuldner waren die Nebenbeteiligten 
nur insoweit, als ein Steueranspruch der Gemeinde ‘° 
zustand. Hätte daher das LG. die Verkürzung des Steuer 
anspruchs der Gemeinde V. als eine selbständige Straftd 
erachtet, so hätte möglicherweise eine Vorentscheidung 
nach $ 468 RAbgO. abgewartet werden müssen. Das LO: 
hat aber eine Fortsetzungstat des Angekl. H. angenom 
men; in diese rechtliche Einheit fallen alle Einzelhan“ 
lungen des Angekl. H. hinein ohne Rücksicht darauf, er 
Schuldner der angefallenen Biersteuer geworden ist, > 
kann nun nicht gefolgert werden, die Plane der Neben 
beteiligten in Ansehung dieser Finheitstat hinge von d A 
Beachtung des § 468 RAbgO. ab, weil ein Teil hierv" 
bei rechtlicher Selbständigkeit eine solche Beachtung ert 
fordern würde. Es muß vielmehr umgekehrt gefolge! 
werden, daß eine Vorentscheidung nicht erforderlich 85 
weil diese Einheitstat Einzelhandlungen enthält, hinsie 
lich deren § 468 RAbgO. nicht in Frage kommen kann. 
Denn wegen dieser Handlungen kann die Haftung | int 
Nebenbeteiligten dem Grunde nach ohne Rücksie! 
auf § 468 RÄbgO. festgestellt werden; die Verurteilung 
der Nebenbeteiligten muß also unabhängig davon 5 
folgen, ob gegen sie ein Steueranspruch besteht oder = 
ein Steueranspruch gegen sie verkürzt worden ist. 2 
kann demnach nur noch darauf ankommen, ob die HÖRT 
der Haftung der Nebenbeteiligten von der Höhe = 
Steueranspruchs gegen sie abhängig ist. Auch das he 
nicht der Fall. Der Betrag, um den die SteueransprH@.. 
der Gemeinde V. verkürzt worden sind, kann nicht f 
die Höhe der gegen den Angekl. H. festzusetzen” 
Strafe und deshalb auch nicht für die Höhe der Haften 
der Nebenbeteiligten unmittelbar maßgebend Seit. 
Das würde nur zutreffen, wenn die Strafe und die 
tung nach dem Gesetz von der Höhe der hinterzogen 
Steuer abhängig wäre, wenn z.B. Strafe und Hau 
in einem Vielfachen des hinterzogenen Betrages fest! at 
setzen wären (vgl. RGSt. 66, 298, 301). Offensichtlich ali 
das LG. hier den § 396 RAbgO. in der seit dem 1 ‘Í 
1939 geltenden Fassung anwenden wollen, nach der 
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klinterziehung von Verbrauchssteuern die Mindeststrafe 
"er Geldstrafe nicht mehr in einem Vielfachen des hinter- 
-Ogenen Betrages besteht (S 2a Abs. 2 StGB.; Gesetz 
zur Änderung der RAbgO. v. 4. Juli 1939 [RGBI. I, 1181). 


‚ci Anwendung der alten Fassung des $ 396 RAbgO.. 


natte der Angekl. zu einer wesentlich höheren Geldstrafe 
Verurteilt werden müssen. 
R ie Nebenbeteiligten haften ohne weiteres gemäß $ 416 
Abg. für die Geldstrafe und für die Kosten, soweit es 
Sich um die Hinterziehung von Steuerbeträgen handelt, die 
Auf das an die Wirte in V. gelieferte Bier zu erheben 
Laren, und die die Nebenbeteiligten selbst schuldeten. 
as ergibt sich schon daraus, daß die Nebenbeteiligten 
en Angekl. H. zu ihrem Bevollmächtigten bestellt hatten 
und daß er in dieser Eigenschaft die Steuer teilweise 
unterzogen hat (58 107 Abs. 1, 108, 416 Abs.1 RAbgO.). 
„Aber auch in den Fällen, in denen der Angekl. H. 
Steuern hinterzog, die von den Wirten außerhalb des 
Rs V. geschuldet waren, ergibt sich die Haftung der 
ſebenbeteiligten aus § 416 Abs. 1 RAbgO. Diese Be- 
Stimmung stellt es nicht darauf ab, daß Vertreter, Ver- 
Walter oder Bevollmächtigte i. S. von 88 102—107 RAbgO. 
s Steuervergehen bei Gelegenheit einer Vertretungs- 
andlung für den Steuerschuldner begingen, son- 
zern spricht allgemein davon, daß Vertreter usw. bei Aus- 
(bung, ihrer Obliegenheiten Steuervergehen begehen. 
zemäß einer Vereinbarung v. 11. Sept. 1928 haben die 
"auereien nach der Abmachung mit den Gemeinden bei 
“r Einhebung der Biersteuer von den Wirten insoweit 
mitzuwirken, als sie von den Wirten die Steuer einzu- 
lehen, die Steuererklärungen gegenüber den Gemeinden 
zugeben und die eingezogenen Beträge an die Gemein- 
On. Abzuliefern haben. Es kommen den Brauereien daher 
liegenheiten gegenüber den steuerberechtigten Ge- 
he en zu; in der Ausübung dieser Obliegenheiten 
‚nett sich die Nebenbeteiligten durch den Angekl. H. 
reten. Es sind also alle Voraussetzungen des § 416 


a 


f RAbgO. gegeben. 
A S ergibt sich demnach, daß die Nebenbeteiligten in 
u thung aller Einzelhandlungen des H. für Geldstrafe 


un, Kosten haften würden, wenn sie selbständige Hand- 
We wären. Es kann daher auch nicht anders sein, 
Venn alle diese Einzelhandlungen zu einem fortgesetzten 
angehen zusammengefaßt sind. Es braucht demnach 
on nicht mehr geprüft zu werden, ob bei einem fort- 
Schi en Steuervergehen, das Einzelhandlungen in sich 
eg ht, die teils die Haftung nach $ 416 Abs. 1 RAbgO. 
Gelgünden, teils nicht, die Haftung auf einen Teil der 
We dstrafe und auf einen Teil der Kosten beschränkt 
„den kann. 
g geht sonach die Haftung der Nebenbeteiligten aus 
isn RAbgO. fest, so können sie sich auch nicht darauf 
aupen, daß der Angekl. H., soweit er von den Wirten 
als halb des Ortes V. geschuldete Steuern »hinterzog, 
habe treter oder Bevollmächtigter der Wirte gehandelt 
eden, Es könnte sich nur darum handeln, ob diese Wirte 
hat alls für Geldstrafe und Kosten hafteten. Das LG. 
stel lese Frage mit Recht verneint. Nach den Fest- 
steuen sen des LO. sind die Wirte verpflichtet, die Bier- 
den er an die Brauereien abzuführen, wenn die Gemein- 
Eee der Brauerei eine entsprechende Vereinbarung 
der fen haben. Es handelt sich also um eine Vertretung 
Blerst Irte, die diese zur Erleichterung der Einhebung der 
einer, euer ohne ihr Zutun auf sich nehmen mußten. In 
Wendi solchen Falle kann § 416 RAbgO. nicht zur An- 
in den 8 kommen; vgl. dazu $ 416 Abs. 1 Satz 2, wonach 
Verre Fällen der Vormundschaft und der Pflegschaft der 

tene für Verfehlungen des Vertreters nicht haftet. 


G., 1. StrSen. v. 3. Juli 1942, 1 D 272/41.) 


DA Reichsarbeitsgericht | 
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ZpQ1- RArbG. — 869 Abs. 2 ArbGG.; 88 319, 320, 321 
Urteil Urteilsberichtigung, Tatbestandsberichtigung und 


liche “ergänzung wegen des Streitwerts im arbeitsgericht- 
Verfahrens en, insbes. Voraussetzungen des Ergänzungs- 
Mit N war Angestellter in Diensten der Bekl. zu 1. 

fen Einverständnis trat er am 1. April 1939 auf 


Rechtsprechung 
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Grund einer Abmachung v. 26. Jan. 1939 in den Dienst 
der Bekl. zu 2 über, deren Betrieb früher eine besondere 
Abteilung der Bekl. zu 1 gebildet hatte. Sein Monats- 
gehalt wurde dabei auf 700 AM festgesetzt. Nach Beginn 
des Krieges ist er größtenteils wieder für die Bekl. zu 1 
tätig gewesen und hat ein Gehalt von 600 AA bezogen. 
Es haben dann Verhandlungen über Wiederansteliung des 
Kl. bei der Bekl. zu 1 stattgefunden, die nach Behauptung 
beider Bekl. zu einer Wiederanstellung ab 1. Jan. 1940 
mit einem Gehalt von 600 AM bei der Bekl. zu 1 geführt 
haben. Am 15. Juli 1940 hat die Bekl. zu 1 dem KI. 
wegen eines angeblich beleidigenden Briefes mit nach- 
träglich erteilter Genehmigung des Arbeitsamts fristlos 
gekündigt. Der KI. hat die Berechtigung der Bekl. zu 1 
zu der fristlosen Kündigung bestritten und gegen beide 
Bekl. Klage auf Feststellung und Zahlung erhoben, 

Das ArbG. hat die Bekl. zu 1 zur Zahlung von 215 AM 
nebst Zinsen verurteilt, im übrigen die Klage abgewiesen. 
Die Kosten hat es zu / dem KI., zu ½ der Bekl. zu 1 
auferlegt und hat den Wert des Streitgegenstandes auf 
500—600 RM festgesetzt. 

Gegen dieses Urteil hat nur der Kl. Berufung eingelegt. 

Das LArbG. hat in Abänderung des erstinstanzlichen 
Urteils durch Urteil v. 25. Sept. 1941 dahin erkannt: 


Es wird festgestellt, daß der zwischen dem KI. und 
der Bekl. zu 2 am 26. Jan. 1939 abgeschlossene An- 
stellungsvertrag nach wie vor besteht und demgemäß 
die Bekl. zu 2 dem Kl. ein Monatsgehalt von brutto 
700 AA abzüglich des jeweiligen anderweitigen Arbeits- 
verdienstes zu zahlen hat. 

Die Bekl. zu 2 wird verurteilt, dem KI. 380 Al 
nebst 4% Zinsen seit dem 6. Jan. 1941 zu zahlen. 

Der KI. wird mit seinen weitergehenden Ansprüchen 
abgewiesen. 

Von den gerichtlichen Kosten des Rechtsstreits trägt 
der KI. ½, die Bekl. zu 2 ?/,; die Bekl. zu 2 trägt ihre 
eigenen außergerichtlichen Kosten und die des KI. Der 
KI. trägt die besonderen der Beki. zu 1 erwachsenen 
außergerichtlichen Kosten. 

Der Wert des Streitgegenstandes der Berufung be- 
trägt 4380 RM. 


Gegen dieses Urteil hat die Bekl. zu 2 Rev. eingelegt. 
Schon vor Einlegung dieser Rev., die unter dem Akten- 
zeichen RAG 7/42 läuft, hatten die Bekl. beim LArbG. 
eine Änderung der Streitwertfestsetzung in dem Urteil 
v. 25. Sept. 1941 begehrt, und zwar dahin, daß der Streit- 
wert für die Anfechtbarkeit des Urteils auf 37500 RA, für 
die Kostenberechnung auf 15000 RM festgesetzt werde. 
Dieser Antrag war gestützt auf $ 320 und $ 319 ZPO. 
Das LArbG. hat den Antrag in beiden Hinsichten für un- 
begründet erachtet und durch Beschluß v. 11. März 1942 
die beantragte Urteilsberichtigung abgelehnt. Die Bekl. 
haben die anderweitige Streitwertfestsetzung aber auch 
noch auf Grund des $ 321 ZPO. zu erreichen versucht. 
Sie haben geltend gemacht, das Urteil des LArbG. sei 
insofern unvollständig, als es offen lasse, ob die Wert- 
festsetzung für die Anfechtbarkeit des Urteils oder für 
die Kostenberechnung gelten solle. Das Urteil bedürfe 
deshalb einer Ergänzung. In der darauf stattgefundenen 
mündlichen Verhandlung haben die Bekl. eine Ergänzung 
des Urteils dahin beantragt, daß der Streitwert für die 
Anfechtbarkeit des Urteils 37500 AM, der für die Kosten- 
berechnung 15000 A betrage. Hilfsweise haben sie 
weiter beantragt, gemäß 8 60 Abs. 3 ArbGG. wegen 
grundsätzlicher Bedeutung des Rechtsstreits die Rev. zu- 
zulassen, gegebenenfalls den Streitwert des Ergänzungs- 
urteils gemäß § 3 ZPO. auf 6450 Rt festzusetzen. 

Das LArbG. hat durch Urteil v. 4. März 1942 den 
Ergänzungsantrag zurückgewiesen und hat den Streit- 
wert für das Verfahren über den Ergänzungsantrag auf 
6450 AM festgesetzt. Die Rev. war erfolglos. 

Die Zurückweisung eines Ergänzungsantrages mangels 
Vorliegens der verfahrensrechtlichen Voraussetzungen des 
$ 321 Abs. 1 ZPO. hat ebenso wie eine etwaige Ergän- 
zung durch Urteil zu erfolgen (RGZ. 30, 342). Ein solches 
Urteil ist dann grundsätzlich selbständig anfechtbar. Die 
Anfechtbarkeit richtet sich nach § 72 Abs. 1 ArbGG., 
wonach die Rev. an das RArbG. dann stattfindet, wenn 
der festgesetzte Wert des Streitgegenstandes die in der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit geltende Revisionsgrenze 
(zur Zeit 6000 2.1) übersteigt oder wenn die Rev. wegen 
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grundsätzlicher Bedeutung des Rechtsstreits besonders 
zugelassen worden ist. Letzteres ist hier nicht geschehen. 
Das LArbG. hat aber den Streitwert in dem angefochte- 
nen Urteil auf 6450 RM festgesetzt. Zu einer von der 


erstinstanzlichen Streitwertfestsetzung abweichenden Neu- 


festsetzung des Streitwerts im BU. war das LArbG. nach 
$ 69 Abs. 2 ArbGG. genötigt, weil das Klagebegehren in 
Höhe von 215 A. nebst Zinsen nicht in den zweiten 
Rechtszug gelangt war. Es kann nun zweifelhaft sein, ob 
die Streitwertfestsetzung in dem die Ergänzung des frü- 
heren Urteils ablehnenden Urteil v. +. März 1942 mit 
6450 AN angesichts der Wertfestsetzung in dem Haupt- 
urteil mit nur 4380 RA innerlich gerechtfertigt ist. Für 
die Frage der Anfechtbarkeit des Urteils v. 4. März 1942 
ist die Festsetzung aber jedenfalls als maßgebend hinzu- 
nehmen (RArbG. I, 262; 4, 48 JW. 1929, 2645; RArbG. 
14, 37/38 und Urt. v. 23. März 1938, RAG 214/37: ArbR- 
Sammi. 32, 307 ff. [309]). Auch eine unrichtige Wertfest- 
setzung ist für das Revisionsgericht bindend. 

Hiernach ist die Rev. gegen das Ergänzungsurteil zu- 
lässig. Sie kann jedoch nicht als begründet anerkannt 
werden. 

Wie die Gründe des angefochtenen Urteils ergeben, ist 
darin die beantragte Ergänzung des Haupturteils des- 
wegen abgelehnt worden, weil in dem Haupturteil die 
nach dem Gesetz notwendige Streitwertfestsetzung nicht 
übergangen war und es deshalb an der verfahrensrecht- 
lichen Voraussetzung einer Urteilsergänzung nach $ 321 
ZPO. fehlte. Das BG. hat dazu nähere Ausführungen zur 
Rechtfertigung seiner Streitwertfestsetzung in dem Haupt- 
urteil gemacht und dargelegt, warum es keine getrennte 
Wertfestsetzung einerseits für die Frage der Anfechtbar- 
keit des Urteils, andererseits für die Kostenberechnung 
vorgenommen hat. Eines Eingehens hierauf bedarf es aber 
nicht. Denn Erfolg hätte die Rev. nur haben können, 
wenn sie darzutun vermocht hätte, daß das angefochtene 
Urteil eine im Haupturteil notwendigerweise zu treffende 
Entsch. ganz oder teilweise übergangen hätte. Davon 
kann aber hier keine Rede sein. 

Die Wertfestsetzung in dem Haupturteil ist auf Grund 
des § 69 Abs. 2 ArbGG. geschehen. Eine besondere Wert- 
festsetzung für die Kostenberechnung in den möglichen 
Fällen, in denen die Wertberechnung für die Anfechtbar- 
keit des Urteils und für die Kostenfestsetzung keine ein- 
heitliche ist, ist vom Gesetz als notwendiger Urteilsinhalt 
nicht vorgeschrieben. Die Begründung der Rev. läuft 
denn auch nur darauf hinaus und hat offenbar das Ziel, 
die gemäß $ 69 Abs. 2 ArbGG. erfolgte und für die 
Anfechtbarkeit des Urteils ohne weiteres entscheidende 
Streitwertfestsetzung im Haupturteil des BG. als un- 
richtig nachzuweisen. Auch wenn es zuträfe, daß sie un- 
richtig wäre und bei richtiger Wertberechnung zwischen 
einem Streitwert für die Anfechtbarkeit des Urteils und 
einem solchen für die Kostenfestsetzung unterschieden 
werden müßte, wäre damit keine Möglichkeit für ein 
Ergänzungsurteil nach $ 321 ZPO. gegeben. Denn ein 
solches kann nicht dazu dienen, eine ergangene Entsch. 
abzuändern und richtig zu stellen. 


(RArbG., Urt. v. 19. Juni 1942, RAG 35/42. — Hannover.) 
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* 22. RArbG. — 8319 ZPO. Ein Berichtigungsbeschluß, 
der ofiensichtlich unzulässig ist, weil es sich nicht um eine 
Unstimmigkeit zwischen Wille und Ausdruck handelte, ist 
für das spätere Verfahren unbeachtlich. 

Der KI. stand seit 17 Jahren im Angestelltenverhältnis 
zur Bekl. Er bezog zuletzt ein monatliches Gehalt von 
346 AM. Die Bekl. hat am 24. Okt. 1940 seine fristlose 
Entlassung ausgesprochen. Am 20. Nov. 1940 wurde er 
zum Wehrdienst eingezogen. 


x 


Der KI. bestritt die Rechtswirksamkeit der fristlose" 
Entlassung. Ein Grund hierzu habe nicht vorgelegen. 
eine befristete Kündigung sei die Kündigungsfrist 5 
dem KündSchutzG. bis zum 31. März 1941 gelaufen. = 
er aber am 20. Nov. 1940 zum Wehrdienst einberufe 
worden sei, sei das Arbeitsverhältnis auch dadurch nich 
beendigt worden. 5 

Der KI. begehrte im Rechtsstreit 1. die Feststellung 
der Unwirksamkeit der am 24. Okt. 1940 ausgesproch® 
nen Kündigung, 2. die Fortzahlung des Gehaltes bis End 
Nov. 1940 mit 426.50 , und 3. hilfsweise den Widerrt 
der Kündigung. : s k 

Das ArbG. hat durch Teilurteil die Rechtsunwirksatt 
keit der fristlosen Entlassung ausgesprochen und é 
Bekl. unter Abweisung des weitergehenden Anspruch 
zur Zahlung des Gehalts von 299 h bis zum Tage it- 
Einziehung des KI. zum Wehrdienst verurteilt. Den Stre 
wert hat es auf 1000 AA festgesetzt. 6 

Im zweiten Rechtszuge ist zur Sprache gekommen, dan 
der KI. vertragliche Ruhegehaltsansprüche habe, die dut 
die fristlose Entlassung möglicherweise verloren gingi 5 
Das BG. hat in einem Beweisbeschluß in Ausübung 1 
richterlichen Fragerechtes dem Kl. aufgegeben, dar. 
legen, welche Pensionsansprüche er zu erheben e 
Beiden Streitteilen ist weiter aufgegeben worden, 1a 
über den Streitwert zu äusern. Der Kl. erklärte dazi 
daß er ein Ruhegehalt in Höhe von 200 RM monate 


wert auf 30000 Auf festzusetzen sei. Die Bekl. bezifferte 
das etwaige Ruhegehalt auf 169.54 . monatlich. 50. 

Das LArbG. übersandte darauf die Akten an das Arb. 
mit dem Anheimstellen, im Hinblick auf den pensigi 
anspruch über eine Streitwertberichtigung zu befind fi 
Das ArbG. hat dann den Streitwert in Anwendung % 
$ 319 ZPO. durch Beschluß v. 19. Juni 1941 auf 27.000 
„berichtigt“. 

Eine Anderung der Anträge in der Berlnst. * 
erfolgt. Es ist insbesondere kein FeststellungsansP” ch 
etwa dahin erhoben worden, daß der Ruhegehaltsansp" Sje 
durch die fristlose Entlassung nicht berührt würde. f 5 
Berufung der Bekl. ist zurückgewiesen worden. E. 
Streitwertfestsetzung ist im BU. nicht vorgenom! unt 
Die Zulassung der Rev. ist mit der Begründung abgeleg = 
worden, der Rechtsstreit habe keine grundsätzliche 
deutung. „ 

Die Bekl. beantragte im dritten Rechtszuge die A 
hebung des BU. und die Abweisung der Klage. 

Die Rev. ist unzulässig. Der vom ArbG. ii! 
Urteil ursprünglich festgesetzte Streitwert erreicht jchti⸗ 
6000 AA. Die nachträglich in die Form eines Berl 
gungsschlusses nach § 319 ZPO. gekleidete Änderung “ije 
Streitwertfestsetzung ist ohne Wirkung. Die Vorauss ht 
zungen für eine Berichtigung haben ohne Zweifel zung 
vorgelegen. Das Urteil gab in seiner Streitwertfestset?! 8. 
das wieder, was das ArbG. verkünden wollte. Es ist 8 
besondere auch kein Rechenfehler in der Festsetzung em 
Streitwertes untergelaufen. Das ArbG. konnte zu kei von 
höheren Streitwert als 1000 At kommen, weil ihm ich- 
dem Ruhegehaltsanspruch nichts bekannt war. Ein er) 
tigungsbeschluß aber, der offenkundig unzulässig ile 
weil es sich nicht um eine Unstimmigkeit zwischen g- 
und Ausdruck handelte, ist für das spätere Verfahre ib, 
beachtlich. Das ArbG. konnte nicht durch einen Bese? ych 
für den eine gesetzliche Grundlage fehlte, nacht ache 
die Revisionsfähigkeit des BU. herbeiführen (vgl. A 
1, 5). 

100 BU. ist eine Neufestsetzung des Streitwerts 
erfolgt, auch nicht die Zulassung der Rev. ausgespro 
Das Urteil blieb deshalb mangels der Revisionssu 
unanfechtbar. 


(RArbG., Beschl. v. 19. Juni 1942, RAG 30/42. — Berlin 
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11., verbeſſerte und vermehrte Auflage 
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XXXI, 1101 Seiten Taſchenformat. Halbleinenband RM. 13.80 


Seit dem Erſcheinen der 10. Auflage, die ſchon nach 
3 Wochen vergriffen war, ſind bedeutſame Rechtsände⸗ 
rungen ergangen, ſo die VO vom 10. 9. 41 über un⸗ 
beſtimmte Verurteilung Jugendlicher, die Novelle vom 
4. 9. 41 mit ihrer Umgeſtaltung der 88 211, 212 über 
Mörder und Totſchläger, ihrer Einführung des 8 281 
über den Mißbrauch von Ausweispapieren und ihrer 
Verſchärfung der Strafe für gefährliche Gewohnheitsver⸗ 
brecher, Sittlichkeitsverbrecher und Wucherer. Alle dieſe 
wichtigen neuen Beſtimmungen ſind in der Neuauflage 
berückſichtigt und ausführlich kommentiert. Ferner hat 
das Kriegsrecht beſondere Aufmerkſamkeit gefunden, vor 
allem die Erläuterungen der Verbrauchsregelungsſtraf⸗ 
verordnung und der Kriegswirtſchaftsverordnung. Im 
übrigen iſt die neue Rechtſprechung, darunter unver⸗ 
öffentlichte Urteile des Reichsgerichts, insbeſondere auf 
dem Gebiete des Kriegswirtſchaftsrechts, wieder weit⸗ 
gehend herangezogen worden. 


Ende November erſcheint: 


Strafprozeßoroͤnung 


mit den wichtigſten Nebengeſetzen und dem Kriegsverfahrensrecht von 


Dr. Otto Schwarz 


Reichsgerichtsrat 


11., neubearbeitete und vermehrte Auflage 
Sechſte Großdeutſche Ausgabe 
XX, 1026 Seiten Taſchenformat. Halbleinenband RM. 12.50 


Auch von dieſem bewährten Kurz- Kommentar war die 
letzte Auflage kurze Zeit nach ihrem Erſcheinen vergriffen. 
Inzwiſchen brachte die Verordnung zur weiteren Ver⸗ 
einfachung der Strafrechtspflege vom 13. 8. 42 ein⸗ 
ſchneidende Anderungen. Die neue VO iſt, unter Erläute⸗ 
rung der einzelnen Beſtimmungen an den zugehorigen 
Stellen, durchgehend in das Buch eingearbeitet. Außer⸗ 
dem iſt der geſamte Text der Verordnung nochmals im 
Zuſammenhang im Abſchnitt Kriegsverfahrensrecht ab⸗ 
gedruckt, wobei auf die Stellen im Kommentar hinge- 
wieſen iſt, an denen die Erläuterung der betreffenden 
Vorſchriften zu finden iſt. Im übrigen ift die Neuauf⸗ 
lage in allen Teilen durchgeſehen und ergänzt, die 
Rechtſprechung iſt nachgetragen worden. U. a. iſt auch 
die VO über die Strafrechtspflege gegen Juden und 
Polen in den eingegliederten Oſtgebieten vom 4. 12. 41 
aufgenommen, die auch für das Verfahren vor ſämtlichen 
deutſchen Gerichten zu beachtende Vorſchriſten enthalt. 


Verlag C. H. Beck München und Berlin 


& 
Die einzige deutsche Zeitschrift über 
die Rechtsfragen der Kriegs- und Zivil- Luftfahrt 


Mit Beginn des 10. Jahrganges übernahm 
Ministerialrat im Reichsluftfahrtministerium 
Professor Dr. Rüdiger Schleicher 
die Herausgabe des 


Archivs für Luftrecht 


Vi:rteljahresschrift des Instituts für Luftrecht an der Universität Berlin 
Gr. 8°, jährlich etwa 300 Seiten Umfang, Preis 15.— RM 


Aus dem Inhalt der letzten Hefte: 


Riesch, Die geschichtliche Entwicklung des Luftkriegsrechts /Richter, 

Luftfahrt und Arbeitsrecht im Kriege / v. Unruh, Rechtsnatur der Bau- 

beschränkungen zugunsten der Luftfahrt Urteilssprechungen / 
Länderberichte / Schrifttum 


OST-EUROPA-VERLAG, Königsberg (Pr) / Berlin W 62 


Einladung aur Subskription 


und ausführl. Prospekt zu der einzigartigen 
Neuerscheinung: 


„Die deutschen Ordensburgen” 


von Maschke/Kasiske 


versende ich wegen Papiereinsparung nur an 
Interessenten! Sofortige Anforderung erbeten! 


Buchversand Hanse Kurt E. Bülk, 
Hamburg 11/9, Gr. Burstah 51 


Neuerscheinung! 


Kosten in Anerbensachen 
ABC-Übersicht 


von Justizamtmann Werner Schmücker 
32 Seiten RM 1.80 kart. 


Das Werk will eine schnelle und sichere Berechnung und Prüfung 
cer Kosten in Anerbensachen ermöglichen. Es ist auf Grund prak- 
tischer Erfahrungen des Verfassers aufgestellt worden. Das zeit- 
raubende Zusammensuchen der verstreuten Bestimmungen wird durch 
den Gebrauch dieses Heftchens vermieden und die Berechnung der 
Kosten durch die alphabetische Anordnung des Stoffes wesentlich 
erleichtert. Außer den Anerbenbehörden, den Grundbuchämtern 
und Nachlaßgerichten wird das Werk auch den Rechtsanwälten, 
Notaren und deren Büropersonal eine wertvolle Hilfe sein. 


Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag 


Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H. Berlin / leipzig / Wien 
Berlin W 35, Hildebrandstraße 8 


Auslieferung für Alpen- und Donaugaue, Sudetenland: 
Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, Riemergasse 1 


— — 


Í Dr. Atzler ] 


Fernunterricht 


zur Vorbereitung auf die Assessorprüfung 
{auch abgekürzte Prüfung) 


| Berlin W 30, Luitpoldstraße 40 | 


„Greif“ 


— ͥ — 


Auskunftei und Detoktiv-Institut gegr. 1896 
Inh.: Polizei- Kommissar a.D. Fritz Jurisch 
ehem. Kriminal-Kommissar in Riga a. D. 
Scala). Telefon: 243433 
Geheim-Ermittlungen 


Berlin W 62, Lutherstraße 27 (gegenüber der 


Auskünfte Beobachtungen 
Seit 46 Jahren das Institut für Leistung und Zuverlässigkeit | 


In Kürze erscheint: 


Devisenrecht 
und bürgerliche Rechtspfle9® 


Von Just.-Insp. Hellmuth Bauer 
RM 9.60 K 
it 
Die Entwicklung und die Eigenart des Devisenrechts haben es ma 
sich gebracht, daß sich die Anwendung der devisenrechtlichen . 
stimmungen in der bürgerlichen Rechtspflege nicht einfach gesta ß 
Selbst heute, wo diese Entwicklung im wesentlichen zum Abse rig” 
gekommen ist, bereitet diese Anwendung noch manche Schwie 5 
keiten. Vor allen Dingen sollte die Auswirkung der devisente 
lichen Gesetzgebung in der bürgerlichen Rechtspflege darge? n 
werden. Deshalb ist auch besonderer Wert darauf gelegt 1 
diese Auswirkungen durch zahlreiche praktische Beispiele zu erläu 
und an Hand derselben aufzuzeigen. 


art. 


292 Seiten 


aß 


ver! 
Wien 


Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom 


Deutscher Rechtsverlag 6. m. b. H.. Berlin — Leipzig“ 
Berlin W 35, Hildebrandstraße 8 


Auslieferung für Alpen- und Donaugaue, Sudetenlal 
Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, Riemerg 


d: 
sse ! 


V 


Sofort lieferbar: 


Das Deutsche 
Schiffsregisterrecht 


Ein Handbuch für die Praxis 


Von 


Dr. Walter Heinerici und Paul Gilgan 5 
Amtsgerichtsrat Justizoberinspektor richt geil) 
Rechtswahrer beim Schiffsregisterg® 


ei 
nel" 
Das Werk bringt eine systematische Darstellung des teils neugeschaffe palt 


wesentlich umgeformten Stoffes des gesamten Schiffsregisterrechts un i Dar, 
delt die Verfahrensvorschriften der neuen Schiffsregisterordnunf: un 
| stellung wird durch zahlreiche Beispiele und Muster für Anme! vet” 


Verfügungen veranschaulicht und durch Einbeziehung des Ka be Reich 
vollständigt. — Das Schiffsregisterrecht gilt im ganzen Großdeuts bie 
also sowohl in der Ostmark und im Sudetengau als auch in den O 


456 Seiten RM. 14.— kart. 


Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag 


m teiprtol 
Deutscher Rechts verlug 6. m. b. Hl. Berlin / leipzig 
Berlin W 35, Hildebrandstr. mr 
Sudeten 1 
Riemerg! 


Auslieferung für Alpen- und Donaugaue, 
Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, 


Hermann Bahr 


` e 
Fachbuchhandlung und siblio the, 


0 
für Rechts- u. Staats wissenschaft. Steuer" raft 
Volkswirtschaft und Betriebs wissens 


grmiel f 
Die Bibliothek ist jeder wachsen und “aeb 
öffentlichen Bibliothek gegen billigste Senat 


(Grundmiete 35 P fage 


in ihrem Spezialfach an di 
pro Band un 


Leistungsfähigkeit ge- 


Wo finde ich? auch 
Jedes juristische, steuerrechtl. u. volkswirtschaftl: "ung 
auch selt. und vergriff. Werke, gegen Sicherheitsle! 3 

Kostenloser Literatur- und Judikaturnachweis bei fester Mietbestall! 
Verlange Mietbedingungen piat? 


BERLIN W 9, Linkstraße 43, Potsdamer 


be günstigtes 
vorbereiten] 


los de 
vo n 
895 Deutschlands 


8 
un i Ä 
tamak tiy Otto Sen r 
e Ereosteburg g, B c! 
lge Seit ES 9255 mi 
en! 


9 a ‚Emwekar, 


l tabia transpo- 
Anke, ohne gntenne. 


Kain, Ubap, rant an 

Gar och, Drin " Noizgo 

Aut "soon, antenna lunja ne 1 
88. Nec g Mord Bu Sonder 


è A E A 
riich, Köln N 


Ungen 1 
x Wuni: E allen Ga „3 


Alles für das Büro! 


Papiere 
Vordrucke 


Drucksadı EN jeglicher Art 


sowie alle sonstigen für das Büro benötigten Waren 


Hans⸗Soldan Stiftung 


Berlin O 17, Blumenstraße 29 
Fernsprecher: Sammel-Nr. 598026 


Dresden A., Pillnitzer Straße 50, Fernsprecher 21647 
Hamburg 36, Gänscmarkt 35, Fernsprecher 345308 
Leipzig, Beethovenstraße 11 
Stettin, Passauer Straße 1, Fernsprecher 36239 


G 


Zeichen und Name 


BALUEHACIE 


bedeuten für Sie 


SANATOGEN FPORMA MINT 
KALZAN 


„Gut, duf sie nod) so fröhlich singen, 
wenn's auch andere Lieder sind, als zu 
unserer Zeit,“ denkt Herr Burger. 


„Daf einer in dem Raud) singen kann! 
Ich werde stockheiser und WYBERT 
gibt es nur noch selten zu kaufen.“ 


D. R. P. 


Ihr Vorrat an 
Haemorrhoiden-Serol, Heil-Serol, 
Phebrocon (Fuhflechten) - Serol. 
Schnupfen-Sero}, Wurm-Serol 
reicht weiter, wenn Sie den Hinweis 
beachten: Nicht oben an der Tube 
drücken, sondern das breite 
Tuben-Ende zurollen 


D 


Mex & Co. Chem. Fabrik 


FRANKFURT AM MAIN 


DetekteiRex 
Altes Weltinstitut 
Ermittlungsbüro. Jede Vertrauens- 
sache, Beobachtung, . Auskunft, | 
Berlin W 35, Potsdamer Str. 129 


(Eülowbahnhof). Fernspr. 270443 
Handelsger. eingetr. Gegründ. 1906 


Bei Beinleiden 


Krampfadern, Anschwellungen 
hilft und wirkt vorbeugend 
Gummiloser 
Kompressions-Sirumpf 


AESTHETA 


von Krankenkassen zugelassen 
Aerztlich empfohlen Prospekte 
und Bezugsquellen durch 


Berlin W 62, Kleiststraße 21a 
me 
für Juristen u. Justizbeamte 
nach den neuen Vorschriften 
— Hoheitszeichen — 
erpfiehit zubil.igen Preisen, 
I | Muster u. Preise kostenlos. 
Teilzahlung gestattet. 
A. E EN 
: BERLIN SO 36 
$ Dresdener Str. 127 
U-Bahn Koitbusser Tor). 
Fernruf: 61 33 91. 
Briefmarken 
| Sammler verlangt kostenlos die 
„HANSA-POST“ 
Eine Werbeschrift, die Freude ınacht und 
Werte schafft. 
Max Herbst, Markenhaus, Hamburg 36/207 
Ankauf von Sammlungen 
— — — 
Opfert für das RAD! 
r rr. . — , —— 
„Ia. WYBERT sind rar geworden; aber 


zum Glück ist es mahr: 
Schon wenig WYBERT mirken viel.“ 


88 Abs.1 1.VO. über den Aufbau der 
Verwaltung der besetzten polnischen Ge- 
biete v. 26. Okt. 1939 (VBIGG. 3); 817 VO. 
über die polnische Gerichtsbarkeit im Ge- 
neralgouvernement v. 19. Febr. 1940 (VBl- 
GG. I, 64). 

1. Die Rechtspersönlichkeit der polnischen 
Gemeinden ist grundsätzlich dieselbe geblie- 
ben wie zur Zeit des früheren polnischen 
Staates. 


2. Das Disch. ObGer. hat im Nachprü- 
fungsverfahren von Amts wegen alle Beden- 
ken zu untersuchen, die die Richtigkeit des 
nachzuprüfenden Urteils in Frage stellen 
könnten. Dtsch. ObGer. Radom: DR. 1942, 
1464 Nr. 13 


Strafrecht 


84 VolksschädIVO. Der Tatbestand wird 
nicht schon dadurch begründet, daß die 
Kriegsverhältnisse ein bestimmtes rechts- 


widriges Verhalten — hier die unredliche 
Gebarung mit den Abschnitten der Kleider- 
karten — erst ermöglicht haben. Entschei- 


dend ist nicht, daß die Verhältnisse des Krie- 
ges die Gelegenheit zu der strafbaren Hand- 
lung erstgeschaffen haben, vielmehr ist 
maßgebend, ob dem Täter die Begehung der 
Tat durch die außergewöhnlichen Verhält- 
nisse des Krieges irgendwie erleichtert 
worden ist und ob er das (als mindestens 
möglich) erkannt und mit Willen ausgenutzt 
hat. RG.: DR. 1942, 1465 Nr.14 (Mittelbach) 


§§ 263, 302 e StGB. 


1. Trotz leichter Verkäuflichkeit eines Er- 
satzstofies kann Beschädigung des Vermö- 
gens des Zwischenhändlers gegeben sein, 


Rückseite vermerkt sein. 
eingesandte Bewerbungen können nur als 


Bewerbungen auf Zifferanzeigen stets mit der 
Ziffernummer kennzeichnen; auch auf dem Um- 
schlag, dort am besten in der linken unteren Ecke, 
mit Buntstift umrahmt. — Bei Bewerbungen auf 
Stellenanzeigen niemals Originalzeugnisse, sondern 
mit Namen und Adresse gekennzeichnete Zeugnisabschriften 
beifügen. Auf Lichtbildern müssen Name und Adresse auf der 
Unter „Einschreiben“ oder „Eilboten“ 


„Eilboten“ - Briefe weitergesandt werden, wenn das Porto hier- 
für beigefügt ist. Diese Art Briefe und mehrere Bewerbungsschrei- 
ben auf verschiedene Zifferanzeigen dürfen auf dem äußeren Um- 


wenn der Hersteller einen Überpreis erhält 
und die Gefahr besteht, daß die Preisüber- 
wachungsstelle den Verkauf der Ersatzware 
an die Verbraucher verbietet oder nur zu ei- 
nem Preis gestattet, der dem von dem Her- 
steller geforderten und erzielten Preis nicht 
entspricht. 

2. Unter Notlage i. S. des § 302 e StGB. ist 
eine nur den Ausgebeuteten treffende wirt- 
schaftliche Bedrängnis zu verstehen, nicht 
eine Einschränkung, die das Volk im ganzen 
trifit. Eine Notlage ist ferner nicht vorhan- 
den, wenn der Gegenstand, der dem Auszu- 
beutenden fehlt, eine Ware ist, die für die 
Ernährung bedeutungslos und entbehrlich 
ist. RG.: DR. 1942, 1466 Nr. 15 


88 267 fi. StGB.; Ges. über den Feingehalt 
der Gold- und Silberwaren v. 16. Juli 1884, 
Dem bei Goldschmucksachen üblichen Stem- 
pel, der nur die Angabe des Feingehalts in 
Tausendteilen enthält, fehlt die Eigenschaft 
einer Urkunde. RG.: DR. 1942, 1467 Nr. 16 


88 267,268, 263. Ein Kassenführer ist für ei- 
nen Kassenfehlbetrag in der Regel auch dann 
ersatzpflichtig, wenn sich nicht auiklären 
läßt, ob die Kasse einen Schaden in der Höhe 
des Fehlbetrags erlitten hat. Er kann sich 
durch Verheimlichen des Fehlbetrags auch in 
diesem Falle wegen Betrugs strafbar machen. 

Hat er eine Urkundenfälschung in der Ab- 
sicht verübt, die Geltendmachung des Er- 
satzanspruchs der Verwaltung, an dessen 
Bestehen er glaubte, zu verhindern, so hat er 
die Urkundenfälschung in der Absicht be- 
gangen, sich einen Vermögensvorteil zu ver- 
schaffen. RG.: DR. 1942, 1467 Nr. 17 

§ 267 StGB. i. Verb. m. $2 StGB. In ent- 
sprechender Anwendung des $ 267 StGB. 


Zur 
Beachtung! 


„Einschreiben“- oder 


schlag die Ziffernummer nicht tragen; 
an die Anzeigenabteilung zu richten. @ 
preis: die viergespaltene 46 mm breite m eigen 
45 Rpf.; für Verleger- und Fremdenverkehrs@ nheit? 
36 Rpf.; für Stellen- und einspaltige 5 
anzeigen 25 Rpf.; für Familienanzeigen und Nachrufe und Ge 
Ziffergebühr für Stellenangebote 1.50 RM.; für Stellengesuch® č 
legenheitsanzeigen 5o Rpf. è Anzeigenschluß: jewel 
nerstag der Vorwoche, nur für eilige Stellenanzeigen un 
noch zur Verfügung steht, jeweils der Montag der E 
woche. ® Zahlungen für Anzeigenbeträge nur auf $ 
scheckkonto des Deutschen Rechtsverlages GmbH. - Berlin 


„Anzeigen- Abteilung“ Deutscher Rechtsverlag GmbH., Berlin W 35, Lützowufer 


del. 
kann der Kraftwagenfahrer bestraft Werk 
der durch Eingriffe in das Meßwerk, 
daß die Aufzeichnungen des Tan tal. 
auf der Diagrammscheibe nicht mit (7 
sächlichen Sachverhalt übereinstimm 
DR. 1942, 1469 Nr. 18 tarti 

Die VO. über die unbestimmte e. 

lung Jugendlicher v. 10. Sept. 19058 
Zigeuner nicht anwendbar. RG.: 
1470 Nr. 19 


* 


g 468 RAPHes 
findet auf die Haftungsbeteiligten "is 


90 
| 


Grund ihrer Haftung von dem effe 
ihrer Steuerschuld abhängig ist. Tre denen 


einer Fortsetzungstat Einzelfälle, ber pille 
eine solche Abhängigkeit besteht, - mmes 
ohne eine solche Abhängigkeit zusg, nicht 
so kann der $468 RAbgÖ. nicht, au RU 
teilweise, zur Anwendung kommen 
DR. 1942, 1470 Nr. 20 
Reichsarbeitsgericht 770 
21 Zl. 
869 Abs. 2 ArbGG.; 88 319, 320, 32 atk 
Urteilsberichtigung, Tatbestands en 
gung end Urteifsergänzung es Verfa 
Streitwerts im arbeitsgerichflichen Ergi 
ren, insbes. Voraussetzungen 7 
zungsverfahrens. RArbG.: DR. 100. 
Nr. 31 uhi 


chi! 
§ 319 ZPO. Ein Berichtigungsbf es sich 


der offensichtlich unzulässig ist, chen wi 
nicht um eine Unstimmigkeit 20 aue spa 
und Ausdruck handelte, ist für 100 


Verfahren unbeachtlich. RArbG.: T 
1472 Nr. 22 


812 sind an 
Anze! Zeile 


Gelege Krk 
ils der or 


wenn 


rschein st 
F das HR 
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Kriegsvertreter für Rechtsanwalts- 
und Notariatspraxis gesucht. Büro- 
vorsteher vorhanden. Rechtsanwalt u. 
Notar Fritz Baum, Oranienburg bei 

erlin. 


Kriegsvertreter ab sofort für größ. 
Straf- u. Zivilpraxis in Westpreußen 
gesucht. Rechtsanw.Hübschmann, 
Bromberg/Westpr., Adolf-Hitler-Str. 7, 
Tel.: 2033. 


Kriegsvertreter für sofort oder 
spätestens 1. 12.42 gesucht. Gut be- 
währter Bürovorsteher und Wohnung 
(2 möbl. Zimmer) vorhanden. Rechts- 
anwälte Sölle und Dr. Zschiegner, 
Gera / Thür., Dr.-Eckener-Straße 5. 


Kriegsvertreter fur Rechtsanwalts- 
und Notariatspraxis gesucht. Rechts- 
anwalt und Notar Dr. Zimmer- Vor- 
haus, Suhl / Thür. Wald, Tel. 2065. 


Anwalts- und Notarvertreter ab 
sofort oder später für norddeutsche 
Universitätsstadt gesucht. Spätere 
Bürogemeinschaft nicht ausgeschlos- 
sen. Angebote unter A. 3089 an An- 
zeigen-Abteilung Deutscher Rechts- 
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18. 


Rechtsanwalt H. U. Kownatzki, 
Neubrandenburg (Meckl.), Adolf- 
Hitler-Straße 35, sucht wegen Einbe- 
rufung einen Vertreter für sofort oder 
zum 1. Nov. 42. Gefl. Angebote an 
obige Anschrift erbeten. 


Vertreter für Amts- u. Landgerichts- 
praxisinThüringen gesucht. Angebote 
unter A. 3110 an Anzeigen-Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag. Berlin W 35, 
Lützowufer 18. 


Älterer oder jüngerer Vertreter 
in meine Anwalts- und Notariatspraxis 
in schön gelegener Harzstadt für die 
Dauer meiner Einberufung zum Heeres- 
dienste für sofort oder später gesucht. 
Spät. Assoziation nicht ausgeschlossen. 
Angebote unter A.3112 an Anzeigen- 
Abteilung Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W 35, Lützowufer 18. 


Urlaubsvertreter für Rechts- 
anwaltspraxis für Monat Nov. nach 
dem Warthegau gesucht. Eilange- 
bote unter A. 3104an Anzeigen-Abt. 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18. 


Ein Rechts- u. Wirtschaftsverlag sucht 
die Mitarbeit tüchtiger Juristen 
als Autoren und Herausgeber rechts- 
wissenschaftlicher Schriften. Angebote 
unter Fr. 68126 Ala, Berlin W 35 erb. 


Jurist (Rechtsanwalt), prakt. erfahren, 
mit guten Kenntnissen des Bilanz- und 
Steuerrechts, zunächst zur Mitarbeit 
in der Steuerabteilung in entwicklungs- 
fähige Stellung von Treuhandgesell- 
schait zu baldigem Antritt gesucht. 
Bewerber, evtl. auch Kriegsversehrte, 
werden gebeten, Bewerbungen unter 
Angabe der Gehaltsansprüche, Lebens- 
lauf und Anfrittstermin unter Beifügung 
eines Lichtbildes zu richten unter 
A. 3101 an Anzeigen-Abteil. Deutscher 
Rechtsverl., Berlin W 35, Lützowufer 18. 


Jüngerer, aber nicht unerfahrener Voll- 
jurist, auch Rechtsauwalt, mit tech- 
nischen, organisatorischen und kauf- 
männischen Fähigkeiten von namhafter 
Großhandels-Fachgruppe in Berlin als 
Mitarbeitergesucht. Handschrift- 
liche Bewerbungen unter A. 3108 an 
Anzeigen-Abteilung Deutscher Rechts- 
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18. 


Größeres Handelsunternehmen, AG., 
(Oemeinschaftseinkauf) sucht in lei- 
tende Stelle tüchtigen, verhandlungs- 
gewandten Wirtschafts- Juristen 
mit gründlichen Kenntnissen in Wirt- 
schafts- und Steuerrecht, sowie 
betriebswirtschaftlichen Kenntnissen. 
Katag-Aktiengesellschaft, Ber- 
lin C2, Leipziger Str. 75/76. 


Großes Unternehmen der chemisch-phar- 
mazeutischen Industrie (5000 Gefolg- 
schaftsmitglieder) sucht jüngeren 
Volljuristen als Mitarbeiter inner- 
halb der Sozialabteilung. — Voraus- 
setzungen sind: Überdurchschnittliche 
juristische Befähigung, umfassende Be- 
herrschung der arbeitsrechtlichen Vor- 
schriften, möglichst praktische Erfah- 
rungen in größerem Industriebetrieb, 
vor allem die Gabe richtiger Menschen- 
führung. Bei Bewährung bieten sich 
in weitem Umfange Möglichkeiten zu 
selbständiger u. verantwortungsvoller 
Tätigkeit. Angebote unter A. 3106 an 
Anzeigen-Abt. Deutscher Rechtsverlag 
Berlin W 35, Lützowufer 18. 


Anwaltsassessor als Hilfsarbeiter 
von Rechtsanwalt und Notar in der 
Nähe von Frankfurt a. M. bald oder 
später gesucht. Angebote unt. A.3111 
an Anzeigen-Abtig. Deutscher Rechts- 
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18. 
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Berlin W 9 


Schr; it es „| Für Anwaltspraxis im Berliner Westen 
any und nebenstauf, a Anwaltsgehilfe(in) in angenehme 
Hirse und N bild an Rechts- Dauerstellung gesucht. Angebote unt. 

Bü berg i Ro ar Dr. Rejer A. 3071 an Anzeigen-Abt. Deutscher 
roy sten lesengeb Rechtsverl., Berlin W 35, Lützowufer 18. 
ur e 1 .. . En 
in Bennßes Anw für beide Fächer | BÜrogehilfe(in) fur Amts- u. Land- 
Bewerbe für bald Su. otariatsbüro gerichtspraxis nach Jena sofort oder 
nisse auf nen mü Später gesucht per 1. 11. 42 gesucht, z. Z. ohne Büro- 
bisher Weisen aussen vorzügl. Zeug- | Vorsteher. Angebote unter A. 3100 an 
Sein, dei Vertrauen. vor allen Pingen] Anzeigen-Abteilung Deutscher Rechts- 
Nizeigen Atge ote vellung gewesen | verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18. 
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8 tärf Ützowufer |gechtsverl,, 22288882822. 


re 
Abtei OTIN 4 — —— 
naciling einen henLeiter derRechts- 
bunichstan Slidost,  ermaustrieunter- 
Aigen Unter p Ari g S zum bald- 


2 2 2 
299222222 


bü es 
5896 Gerst 872 durch Ant Bewer- Rechtsanwalt u. Notar, 43 jahre alt, 
= Er nn, Berlin W9 nens seit 1927 beim LG. Berlin zugel., sucht 
krotäri — ‚ Link- | nach langjähr. Tätigkeit als Syndikus 
Sofort oc und Stan | einesgr. Unternehmens aus pers. Grün- 
Walt Dr, später Stsnotypistin ab] den Praxisübernahme, Sozietät 
Sek ste s, posen oh. Rechtsan-| od. Bürogemeinschaft gegen Mit- 
MERAN e n elmsir.Sb.| 81% an Anzeigen Abteit. Deutscher 
Angus oder 1 85 Zeßabteilung Rechtsverl., Berlin W 35, Lützowufer 18. 
Axis 15 Perfekte er OIG A r Te 
eh Abwalts. Stenotypistin und Rechtsanwalt, 37 jahre, verh., Pg., 


> Oder Re k 10 Jahre prakt. Erfahrung, überdurch- 

„dorf! Nike Judendh barung. Bro, schnittl. Kenntnisse auf allen Rechts- 
Sek OlSburger lifa, Berlin-Wilme eS| gebiet. (auch neustes Arbeits-, Steuer- 
B retärf Pl. 6, Tel 875860. und Wirtschaftsrecht), sucht Stellung 
stein m n für 8 5 als Leiter der Rechts- od. Personalabt. 
ung suche, IVndikusanwalt in Industrie od. Wirtschaft. Angebote 


den une gene in f 
„ liopa geb Fenehme D S mit Gehaltsangaben unter A. 3114 
115 Angan erb mir Lichtbild und an Anzeigen-Abt. Deutscher Rechts- 
Abte erbetas es ipe Mter'agen so- | verlag, Berlin W35, Lützowufer 18. 
lin We De unt esten Eintritts- 
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Wirtschafts-Juristin, Dr., An- 
walt, vielseitige Ausbildung, sucht 
selbständige, verantwortungsvolle Tä- 
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Eratkn, beer je tSverlag, Ber- 


Not tenot - tigkeit oder Association. Nähere Zu- 
Taar f eee > Keistin in Dauer- | schriften unter A. 3099 an Anzeigen- 
Atrae S GU tsanwalt und | Abteilung Deutscher Rechtsverlag, 
Anwan £2 (Kerns „Betin Wa,] Berlin W 35, Lützowufer 18. 
elt noty pig ~ — Rechtsanwalt, 37 Jahre, verh., Pg., 
Dr. ſtsamwne bald is tin evt 8 Jahre eigen. Praxis, große Erfahrung 
angel ‚auch| im Notariat, sucht in Süd- od. Mittel- 


A. l od. sn: 
Se Scheu Besucht. 


g Bachéeuer deutschland Kriegsvertretung mit Aus- 

tenh, 8 Tel A SW . sicht auf bald. Sozietät, evil. Praxis- 
Otar Y Tores 14380. * übernahme, Gute Kenntnisse auf al'en 
Keen zu gen ur A Rechtsgebieten, auch neustes Recht, 
Hermes n Sofort ei nwaltschaft und] vorhanden, Angebote unter A. 3113 an 
T spät Anzeigen-Abteilung Deutscher Rechts- 


Sdo Walt E er sp ers 
Stone rf au 25 de verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18. 


PASSEN hen Die A Be 
Anwaltsassessor in Berlin sucht 


0 i Ode 
e rB r 
pdteil,n unter Rieseng ngehilfedin) ab 1.11.Nebenbeschäftigung(Be- 
nin W Det 11 an gesucht, | rufungsbegründungen usw). Angebote 
Des, (scher Reh Zeigen- | unter A. 3107 an Anzeigen-Abteilun 
5 5 18. htsverlag, Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 


Lützowufer 18. 


deutsches Recht 
Vochenausgabe A 


1 
vo nbanddecke zum 1. Band 1942 


4 icht geliefert werden. Sobald das mög- 
N eilung. 


nelelden unverbindlich vorgemerkt. Wir 

eut rungen und Anfragen abzusehen. 

e elgnieden, Rechts verlag G. m. b. H. 
assung Leipzig C 1, Inselstraße 10 


von 1 b 


Wie kaufen ich: 


S 
ches Recht, Ausgabe A 


H 
tiere 3 2, 3, 4, 6/7, 8 und 9 

fea > 7, 9, 44, 45/46, 49, 50 und 51/52 
H Heft 42 3 7 und 8 


eA : 
usgabe (im roten Umschl.), Heft 3/4 u. 5/6 
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3 75 zuzügl. Portokosten 
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doutech endung erbeten an: 
e 
tieniede,, Rechtsverlag G. m. b. H. 
assung Leipzig € 1, Inselstraße 10 


Bürovorsteher, über 20 Jahre Vor- 


Tausche zwei gut möbl. Büroräume 
Berlin, Wilhelmstraße, gegen 2-3 Büro- 
räume (mit oder ohne Mobiliar) Kur- 
fürstendamm bzw. Zoo-Nähe. Zuschr. 
unter A. 3074 an Anzeigen - Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18. 


Zu kaufen gesucht: Deutsches 


steher, firm im selbst. Arbeiten, Buch- 
führung und Kassenwesen, sehr gute 
Zeugnisse, sucht Stellung, Gehalt 
nach Übereinkunft. Angebote unter 
A.3105 an Anzeigen-Abt. Deutscher 
Rechtsverlag, Berlin W 35, Lützow- 
ufer 18. 


Anwalts- und Notar- Bürovorsteher 


Bürovorsteher, für beide Fächer 


Anwaltsangestellte, 


u. 222 
5% %%% „ „% % „ „ 60% %%% 


Bürogemeinschaft zu sehr gün- 


Recht (Zusg. A) 1939 — 1941, auch un- 
gebunden; Allg. Landrecht, Textaus- 
gabe; v.Scanzani: Eherecht. — An- 
geb. an RA. Nichterlein, Wilmers- 
dorf, Tübinger Str. 4 (Tel.: 8732 12). 


in Berlin, 30 Jahre, Berufswettkampf- 
sieger, strebsam, bewährt in langjähr. 
Stellung, durchaus selbständig, gründ- 
lich vertraut mitVermögensverwaltung, 
Grundstücks-, Hypotheken-, Arbeits- 
recht, verhandlungsgewandt, sucht 
möglichst selbst. Tätigkeit. Ausführl. 
Angebote von Interessenten, welche 
verantwortungsvolle u. entwicklungs- 
reiche Dauerstellung vergeben, erbeten 
unter A. 3102 an Anzeigen-Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18. 


Reichsgerichts entscheidungen 
in Strafsachen, mögl. vollständig, so- 
wie Noack-Kommentar z. Reichsrechts- 
anwaltsordnung zu kaufen gesucht. 
Angebote an Dr. Nollau, Deutscher 
Rechtsanwalt, Krakau, Marienplatz 7. 


Wir kaufen: Entscheidungen 
des Reichsgerichts in Zivil- 
und Strafsachen. Angebote an 
J. Schweitzer Sortiment. Jur. Fach- 

hochbefähigt, versehen m. besten Kennt- buchhandlung, München 2, Ottostr. la. 

nissen des materiellen und formellen 

Rechts und erstklassigen Zeugnissen 

und Referenzen, sucht für bald neuen 

Wirkungskreis. Angeb. unter A. 3096 

an Anzeigen-Abteil. Deutscher Rechts- 

verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18. 


Pfundtner-Neubert: Das Deutsche 
Reichsrecht, fortgeführt bis auf den 
heutigen Tag wegen Todesfall zu ver- 
kaufen. R. Spang, Aalen / Wttbg., 
Ziegelstraße 27. 


Deutsches Recht in der Folge vom 
10. VII. 34 bis 15. III. 39 und 5. IV. 41 
bis 17. 1.42 abzugeben. Angebote 
unter A. 3103 an Anzeigen-Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18. 


Abzugeben] jw 1926 bis 1932 und 
Bestimmungen zur Reichsverteidigung 
(Lose Blattsammlung inlaufenderFolge, 
Felsch). Angebote an: Berlin W 50, 
Schließfach 19. 


Zu verkaufen: Warneyers Jahr- 
bücher 1900—1915, Ergänzungsbände 
I-III 1908—1910. Strafrecht: 1906--1909. 
Gaupp-Stein, Zivilprozeß 1906, 
Staub, HGB., 8. Aufl., Frank, StGB. 
Kommentar 5.—7. Auflage. Angeb. unt. 
A.3115 an Anzeigen-Abteil. Deutscher 
Rechtsverl., Berlin W 35, Lützowufer 18. 


beide Fächer, 
sucht Heimarbeit, eigene Maschine. 
Angebote unter A. 3097 an Anzeigen- 
Abteilung Deutscher Rechtsverlag, Ber- 
lin W 35, Lützowufer 18. 
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Bekanntmachungen ; 
verschiedener Art : 


stigen Bedingungen in Berlin-Doro- 
theenstadt bietet sich Anwaltskollegen. 
Erwünscht Kriegsvertretung, auch im 
Notariat. Angebote unter A. 3098 an 
Anzeigen-Abt. Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W 35, Lützowufer 18. 


Der Nachlaßrichter 


und seine Abteilung 
Von Amtsgerichtsrat Dr. Boschan 
268 Seiten 2. erweit. Aufl. Kart. RM 7.50 


„Der Verfasser, der über eine langjährige Erfahrung als Nachlaßrichter 
verfügt, gibt in dieser Schrift eine übersichtlich geordnete Darstellung 
der vielfältigen Tätigkeit des Richters, des Rechtspflegers und des 
Urkundsbeamten in Nachlaßsachen. Die in den verschiedensten Rechts- 
quellen niedergelegten Vorschriften sind zum Teil in ausführlichen 
Auszügen verwertet. Das sehr brauchbare Buch wird in mancher 
alltäglichen Frage mit Nutzen zu Rate gezogen werden können.“ 

Dr. Eschenberg in „Deutsche Freiwillige Gerichtsbarkeit“, März 1942 


Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag 
Deutscher Rechtsverlag G. m. h. N., Berlin · Leipzig - Wien 
Berlin W 35, Hildebrandstraße 8 


Auslieferung für Alpen- und Donaugaue, Sudetenland: 
Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, Riemergasse 1 
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~ Geheim-Ermittlungen /A 
3 Beobachtungen » 


Spezial Auskünfte 
Berlin W 15,Kurfürstendamm23 ° Tel: 910900 
e DETEKTEI è DETEKTEI» 


Antiquariſches Angebot: 


Wochenſchrift, Juriſtiſche, 1880—1939, und Fortſetzung Deutſches 

Recht, 1939/40 (geb. bis 1935) RM 500.— 
Reichsfinanzhofentſcheidungen Bd. 1—40 . NM 125.— 
Geſetzſammlung, Preußiſche, 1900/8 geb. NM 150.— 
Juſtizminiſterialblatt, Preuß., 1900 1932/33, geb., und Fortſetzung 

Deutſche Juſtiz, 1933-1939 RM 250.— 
Rechtſprechung der Oberlandesgerichte. 46 Bde. (1900 — 1928) geb. NM 180.— 

RM 280.— 
RM 325.— 


Jahrbuch des Deutſchen Rechts. Ig. 1—30 (1903—1932) 
Reichsgeſetzblatt 1870—1939 (Tl. 1) 


Wir kaufen: 
Rechts- und ſtaatswiſſenſchaftl. Bibliotheken und Einzelwerke. 
J. Schweitzer Sortiment / Berlin WS 
Franzöſiſche Straße 16 / Fernſprecher 12 1167/68 
Buchhandlung und Antiquariat für Rechts⸗ und Wirtſchaftswiſſenſchaften 


Der Staatsanwalt und sein Arbeitsgebiet 


mit Beispielen von 


Dr. Karl Burchardi unter Mitwirkung von Dr. Gerh. Klempahn 
Oberstaatsanwalt in Berlin Staatsanwalt in Berlin 


288 Seiten. Kartoniert RM 8.70 


„Das aus großer Praxis für die Praxis geschriebene Buch wird in seinem 
weitaus größten Teil auch dem Nachwuchs für den Anwaltsdienst eine 
willkommene Hilfe werden. — Es beseitigt in seiner erschöpfenden, 
frischen, lebendigen, nirgends ermüdenden Darstellungsart einen Mangel, 
der bisher vom Anwaltsnachwuchs bedauernd empfunden wurde. — Aber 
auch dem erfahrenen Sachbearbeiter der Amtsanwaltschaft wird es bei 
seinem übersichtlichen, klaren Aufbau oft ein schnelles Nachschlagen 
zur Behebung etwaiger Zweifel ermöglichen.“ 
Oberstaatsanwalt R. Müller, Berlin, in „DR.“, Ausgabe B Nr. 17/18, 1941. 


Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vomVerlag 


Deutscher Rechtsverlag G. m. h. H. Berlin / leipzig / Wien 
Berlin W 35, Hildebrandstraße 8 


Auslieferung für Alpen- und Donaugaue, Sudetenland: 
Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, Riemergasse 1 


Reichspachtſchutzordnung 


vom 30. Juli 1940 mit Erläuterungen 


Von Dr. jur. G. Hubernagel 
237 Seiten RM 7.50 brosch. 


„Nicht etwa nur Rechtsanwälten und Richtern, sondern dem großen 
Kreis all derer, die direkt oder indirekt am Pachtschutz interessiert 
sind, wird der vorliegende Kommentar aus der Feder eines gründlichen 
Kenners ..... sicherlich beste Dienste leisten. Hervorzuheben sind die 
klare, allgemeinverständliche Form, die auch Laien einen gewissen Ein- 
blick in die Materie ermöglicht.“ 

Auszug von Dr. G. W. in „Deutsche Landwirtschaftliche 

Presse, Nr. 23/42 


Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag 
u AT Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H. - Berlin / leipzig / Wien 
DF Berlin W 35, Hildebrandstraße 8 


Auslieferung für Alpen- und Donaugaue, Sudetenland: 


Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, Riemergasse 1 


Soeben erschienen: 
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Herausgegeben von R 
HANS PFUNDTNER HANS RÜDIGE Ku 
Leitender Staatssekretär Ministerialdirektor im z untes 
im Reichsministerium des Innern Präsident des Reichsprüfun 


222 STAATSRECHT Br 
von Dr. walter Scheerbarth, Reichsrichter b. Reichs nern 
Gericht, z. Z. im Reichsministerium def Beite" 
Umfang 0 
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5 ichs! 
von Dr. Walter Scheerbarth Reichsrichter b. Reich inne” 
Gericht, z. Z. im Reichsministerium d jten 


Umfang 108 8e 
paan DIE ALLGEMEINE v6 
UND INNERE VERWALTU 


von Jobst von Schönieldt, Ministerialdirigent . ner 
im Reichsministerium di gejtell 
mfang 112 


Preis eines jeden Bandes: Kart. 1,80 RM „por 
Staffelpreise: ab 50 Stück 1,70RM, ab 100 Stück 1,60RM, ab 500 Stüe K 
r all 
„Die Bücher der Verwaltung“ sind Schulungs- und Lehrbücher Í alte: 
Verwaltungsbeamten, insbesondere aber für die Beumien geamii 
meinen und inneren Verwaltung. Sie stellen zugleich eine Sto allen 
lung der gesamten Wissensgebiele dar, die von den Beamten pons 
des gehobenen Dienstes in der Prüfung an den Reichsver ini 7 
schulen verlangt werden. Die gedrängte Form der Darste ichen 
leichtert den Beamten nicht nur die Aneignung des erf® 


rät fund: 
e Pr 
Wissens, sondern den Prüflingen auch die Vorbereitung auf dieP 


ien 
Industrieverlag Spaeth & Linde . Berlin W 35 · Mie 


Er > Beratung, 
Schätzung und Verwertung von Nachlässen, 


Edgar Mohrmann | 


Briefmarkenfachgeschäft und vereidigter und öffentlich bestellter 
Briefmarken-Versteigerer 


Hamburg 1, Speersort 6 


Telegramm-Adresse Edmoro - Tel. 33 40 83/84 


Verfrauens-institut zahlreicher Rechtsan 


großen Anzahl von Privatpersonen aller 


Berlin W 50, Kurfürstendamm 229 (hahe, ZOO) Mo 
Berlin NW 7, Dorotheenstraße 68 (gegenüber Wintergarten). Tel. 


erbaf 


In 3., erweiterter Auflage sofort lief 


Scheidung ohne Verschulden 


Von Rechtsanwalt Dr. G. von Scanzoni 


RM 1.80 kart 


jtu 
„. . Dem Scheidungsrichter und dem mit der Beate guch 
von Scheidungssachen befaßten Anwalt bietet das it e" 
einen wertvollen Ratgeber, der ihm die tägliche ^ aliehen 
heblich erleichtern wird. Infolge seiner gemeinverständ ges 
Ausdrucksweise ist es aber auch für den Gebra" 
rechtsunkundigen Volksgenossen geeignet...“ 
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ver! 
Zu beziehen durch denBuchhandel oder direkt vB / jen 
A ipzi 
DeutscherRechtsverlag G.m.b.H. - Berlin /leip2!9 
Berlin W35, Hildebrandstraße 8 onland: 
Auslieferung für Alpen- und Donaugaue, Sudeten asse! 
Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, Riem 


135 Seiten 
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nicht zuſtimmen. 
Für die Beurteilung der Rechtsnatur der Kohlenwirtſchaftsorgane ſind 
im weſentlichen zwei Maßſtäbe denkbar. Entweder ſtellt man auf die 
Form ab, in die das Organ gekleidet iſt, oder auf ſeine Funktion 
im Staatsleben und die ſich daraus ergebenden Beziehungen zum Staat 
oder anderen Perſonen. So werden, um nur zwei entgegengeſetzte 
Schriftſteller zu nennen, der RRV. und die KS. von Gieſeke (DE 
Rechtsverhältniſſe der gemeinwirtſchaftlichen Organiſationen, 1922, 115 
als juriſtiſche Perſonen des Privatrechts bezeichnet, weil ſie in dieſer 
Form erſcheinen. Cohn (Die Rechtsgebilde des Kohlen Wich., 192%, 
48) läßt demgegenüber die mannigfachen öffentlich⸗rechtlichen Beſug“ 
niſſe und Verhältniſſe dieſer Organe für ihre Charakterifierung ent / 
ſcheidend ſein. Wenn ich auch mit der Verf. grundſätzlich den leßteren 
Maßſtab für richtig halte, ſo kann ich ihr doch nicht folgen. Leg! 
man auf die Stellung, welche ein Organ im Staatsleben einnimmt, 
entſcheidendes Gewicht, ſo wird man angeſichts der problematiſchen 
Grenzziehung zwiſchen öffentlichem und privatem Recht nicht bei einer 
normativen Betrachtung ſtehenbleiben dürfen. Es kann nicht darauf 
ankommen, wie ſich Aufgaben und Befugniſſe auf dem Papier aus“ 
nehmen, ſondern wie ſie wirklich gehandhabt werden. Das Kohlen Wise“, 
hat, wie wenig andere Geſetze, von vornherein eine ſtarke politiſc 
taktiſche Bedeutung gehabt. In den zwölf Jahren feines Beſtehens! 
manches anders gekommen oder richtiger geſagt: ſtärker geblieben, al 
diejenigen dachten, welche wirklich grundlegende Anderungen mit dieſem 
Geſetz bewirken wollten. Der völlige Umſchwung am Kohlenmarkt h 
dazu ein übriges getan. Aus einem Problem der Kohle verteilung, 
welches das Kohlen Wich. im Intereſſe der Konſumenten allenfalls a 


60. Jahrg. 1931 Heft 43/44) 


Staatsaufgabe zu löſen gedacht war, iſt ein Problem des Kohlen⸗ 
abſatzes geworden, deſſen Löſung in voller Wucht den privat⸗ 
wirtſchaftlichen Beteiligten überlaſſen iſt. Von der Wahrnehmung einer 
Staatsaufgabe durch die KS. kann man angeſichts der tatſächlichen 
Verhältniſſe nicht gut ſprechen. Das Kohlen Wich ſtellt in Wahrheit 
weit eher als eine Löſung poſitiver Staatsaufgaben eine Hemmung 
der Privatwirtſchaft dar, ähnlich wie die KartVO. Gerade von dem 
Grundgedanken der Verf. aus wären dieſe und andere Entwicklungen 
der tatſächlichen Verhältniſſe, ſo wie ſie u. a. Looſe (Vorgeſchichte, 
Geſtaltung und Auswirkung des Kohlen Wicö., 1930) geſchildert hat, 
auch in einer rechtswiſſenſchaftlichen Unterſuchung m. E. nicht zu über⸗ 
gehen geweſen. 

Daß auch in Einzelheiten zuweilen Widerſpruch geboten iſt, kann 
bei der Fülle der Fragen nicht wundernehmen. Wenn die Verf. 
z. B. die Auffaſſung vertritt, daß die Verlängerung eines Syndikats⸗ 
vertrages durch VO. des RWiM. rechtlich notwendigerweiſe eine Neu⸗ 
gründung des KS. bewirke (S. 44), ſo iſt dieſe Notwendigkeit nicht 
einzuſehen. Die VO. des RWiM. iſt ein Erſatzgeſchäft, durch das 
Willenserklärungen der Bergwerksunkernehmer mit der gleichen Wir⸗ 
kung erſetzt werden, als wenn dieſe ſelbſt die Erklärung abgegeben 
hätten (vgl. Heinemann, Das Erſatzgeſchäft: Gruch. 69, 319f., 
335). Ebenſogut wie die Bergwerksunternehmer ein altes KS. fort⸗ 
führen können (wie es im derzeitigen Vertrag des Rhein.⸗Weſtf. KS. 
geſchieht), kann auch der RWiM. durch Erſetzung der Willenserklä⸗ 
rungen aller Bergwerksunternehmer ein Gleiches bewirken. Eine 
Überſchreitung ſeiner Befugniſſe liegt darin um ſo weniger, als das 
Kohlen Wich, wenigſtens bis zur NotVO. v. 5. Juni 1931, von einem 
dauernden Beſtand der KS. ausging. 

Andererſeits find die Ausführungen der Verf. zu der praktijch 
bedeutſamen Frage, wie ein Bergwerksunternehmer zwangsweiſe einem 
als GmbH. organiſiertem KS. beigefügt werden kann, beſonders 
intereffant. Verf. unterſcheidet bis zur Übernahme eines Geſchäfts⸗ 
anteils durch den beigeſchloſſenen Bergwerksunternehmer zwiſchen 
einem weiteren Kreis von Mitgliedern der juriſtiſchen Perſon des 
öffentlichen Rechts und einem engeren Kreis von Geſellſchaftern der 
GmbH. Auf Grund derſelben Unterſcheidung ſpricht fie auch der Ein⸗ 
tragung eines KS. im Handelsregiſter eine entſcheidende Bedeutung 
für die Erlangung der Rechtsperſönlichkeit ab. Man kann aus dieſen 
Ausführungen auch ohne Zuſtimmung zu dem Grundgedanken der 

erf. manche Anregung entnehmen. 

Im ganzen geſehen iſt die Arbeit ein durchaus ſelbſtändiger 
und gedankenreicher Beitrag zu den erörterten Problemen. 

RA. Dr. Dr. Guſtav W. Heinemann, Eſſen. 


Dr. jur. Carl Zimmermann: Am Vankſchalter. Zuſammen⸗ 
ſtellungen zur Orientierung aus „Bankgeſchäfte und Bank⸗ 
buchungen.“ 2. Auflage 1930. Berlin 1931. Carl Hey⸗ 
manns Verlag. Preis 1 W. 

Der Verf. des bekannten Lehrbuches „Bankgeſchäfte und Bank⸗ 
buchungen“ gibt in dem Heft einige Zuſammenſtellungen aus dem 
Lehrbuch. 

In drei Kapiteln: Legitimationsfragen, Kreditſicherheiten und 
Warendokumente ſind in knapper, leicht verſtändlicher Form die in 
Betracht kommenden geſetzlichen Beſtimmungen erläutert. 

Für Studienzwecke iſt die Zuſammenſtellung gut 5 


Regiſterrecht. 


Das Regiſterrecht: Handels⸗ und Genoſſenſchaftsregiſter, Ver ⸗ 
eins⸗, Güterrechts⸗ und Muſterregiſter, Schiffsregiſter und 
Regiſter für Pfandrechte an im Bau befindlichen Schiffen. 
Von Sternberg und Siehr. Berlin 1930. Carl Heymanns 
Verlag. Preis in Leinen geb. 20 h. 

Das Regiſterrecht wird in der Zunft der Juriſten gemeinhin 
als eine „Geheimwiſſenſchaft“ betrachtet; nicht nur der junge Juriſt, 
ondern auch der erfahrene Richter und Notar, der ſich plötzlich 
mit Regiſterſachen befaſſen muß, ſieht ſich völligem, erſt in müh⸗ 
ſehliger Kleinarbeit allmählich zu erforſchendem Neuland gegen⸗ 
über. Hier als Wegweiſer zu dienen, iſt die Aufgabe, die ſich die 
vorliegende, für die Praxis beſtimmte Darſtellung des Regiſter⸗ 
rechts geſetzt hat; fie beleuchtet die Anwendung der einſchlägigen 
orſchriften einmal vom Geſichtspunkte des Richters, der Ein⸗ 
tragungen in ein Regiſter vorzunehmen hat, ſodann vom Stand⸗ 
punkte desjenigen, der eine Eintragung in ein Regiſter begehrt; 
insbeſ. iſt dabei die in das Regiſterrecht einſchlagende Tätigkeit 
er Notare, die vielfach bei Eintragungsanträgen mitzuwirken 
haben, berückfichtigt worden. 

Die ſchwierige Aufgabe, die ſich das Werk geſetzt hat, hat 

eine geradezu muſterhafte Löſung gefunden; gab es für fie doch 
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auch kaum Berufenere als die beiden Verfaſſer: auf der einen 
Seite der ausgezeichnet bewährte langjährige Wegegenoſſe des 
jüngſt verſtorbenen Altmeiſters der Notare, auf der anderen Seite 
der erfahrene Richter, der mehrere Jahre hindurch an der höchſt⸗ 
richterlichen Rſpr. in Regiſterſachen im 1. ZivSen. des KG. in her⸗ 
vorragender Weiſe beteiligt war. Das Buch unterzieht neben dem 
formellen auch das materielle Recht einer eingehenden Behand⸗ 
lung. Die Rſpr. — einſchließlich derjenigen in Regreßſachen — 
iſt nahezu erſchöpfend verwertet worden; insbeſ. haben auch — was 
das Buch für die Praxis beſonders wertvoll macht — nicht ver⸗ 
öffentlichte Entſch., vor allem ſolche des 1. ZivSen. des KG., 
Verückſichtigung gefunden. Auch die mit dem Regiſterrecht und 
insbeſ. dem Geſellſchaftsrecht zuſammenhängenden Koſten⸗, Ge⸗ 
bühren⸗ und Steuerfragen ſind erörtert worden. Dem Texte ſchließt 
ſich ein — nach Stichproben zuverläſſiges — Sachregiſter an. 

Ich bin bei der ziemlich eingehenden Durchſicht des Buches 
bemüht geweſen, auch irgendwelche Anſtände zu finden; es iſt mir 
nicht gelungen. Ich kann nicht einmal ſagen, daß ich bei der Be⸗ 
urteilung der ſehr eingehenden Darlegungen mit der Rechtsauf⸗ 
faſſung der Verf. irgendwo nicht einverſtanden bin. 

Das Buch iſt ein unentbehrliches Hilfsmittel für einen jeden 
mit Regiſterſachen befaßten Richter und Notar. 

KR. Dr. Koehne, Leipzig, 
Hilfsrichter beim Reichsgericht. 


Walther Michaelis, Amtsgerichtsrat: Regiſterweſen. 2. Auf⸗ 
lage. (Band 10 von „Die Gerichtspraxis“, herausgegeben 
von Dr. Ernſt Pape, Senatspräſident des Oberverwal⸗ 
tungsgerichts.) Berlin 1930. Franz Vahlen. 300 Seiten. 
Preis 9,50 . 


Nach der neuen preuß. Ausbildungsordnung wird der Referendar 
nicht mehr im Handelsregiſter oder ſonſtigen Regiſtern ausgebildet. 
Das Erſcheinen einer neuen Auflage dieſes trefflichen Bandes iſt daher 
beſonders zu begrüßen. Eine Fülle neuen Rechtsſtoffes hat der Be⸗ 
arbeiter zu dem Werke Riefenſtahls hinzugefügt und ſo nicht nur 
für Zwecke der Referendarausbildung, ſondern vielleicht noch mehr für 
den Handgebrauch des in eine Regiſterabteilung verſetzten Praktikers 
ein wertvolles Hilfsmittel geſchaffen. Den Anfang und Hauptteil des 
Buches bildet das Recht des Handelsregiſters (in einen allgemeinen 
und einen beſonderen Teil gegliedert). Daran ſchließt ſich die Dar⸗ 
ſtellung des GenReg., Verfieg., GüterRReg., Muſter Reg. ſowie der 
einzelnen Schiffsregiſter. Den Abſchluß bildet ein Abriß des Pfand⸗ 
rechtsregiſters für Schiffsbauwerke. 

Wertvoll am Buche iſt namentlich — abgeſehen von der reichen 
Anführung höchſtrichterlicher Judikatur — die ſtändige Anführung 
der in Betracht kommenden meiſt ſchwer zugänglichen allgemeinen Ver⸗ 
fügungen. (Manchmal wäre hier noch eingehendere Zitierung erwünſcht, 
z. B. S. 2.) Doch muß vor dem Irrtum gewarnt werden, daß der 
Verf. nur fremde Anſichten referiert; an einer Anzahl Stellen wird 
begründete, wenn auch zurückhaltende Kritik geübt (S. 37, 45 8 ö.). 

D. S. 


Schiedsgerichtswefen. 


Internationales Jahrbuch für Schiedsgerichtsweſen. Unter 
Mitredaktion von Dr. Hellmut Roſt herausgegeben von 
Prof. Dr. A. Nußbaum. Band III. Berlin 1931. Carl 
Heymanns Verlag. Preis broſch. 36 A, geb. 38 G. 


Ebenſo wie in feinen wiſſenſchaftlichen Arbeiten verſteht Nuß ⸗ 
baum als Redaktor Theorie und Praxis in einer Weiſe zu ver⸗ 
einen, die zeigt, daß jener oft behauptete Gegenſatz nicht beſteht 
oder zum mindeſten nicht beſtehen ſollte. Er hat in dem dritten 
Band des Jahrbuchs neben rein referierenden Abhandlungen 
wiederum eine Reihe von Aufſätzen anzuregen und zu ſammeln ge⸗ 
wußt, in denen deutlich wird, welche praktiſche Bedeutung ſchein⸗ 
bar bloß theoretiſche Fragen gewinnen und wie praktiſche Fragen 
nur auf Grund tiefgreifender theoretiſcher Erwägungen gelöſt wer⸗ 
den können. Den Anfang des Jahrbuchs bilden verſchiedene Länder⸗ 
berichte über das Deutſche Reich, Lettland, die Niederlande (Nach⸗ 
trag), Ungarn, über die interamerikaniſche Schiedsgerichtsbewegung, 
Braſilien, Chile, Japan, die Türkei und die Vereinigten Staaten 
von Amerika. „Kraft der beſonderen Kompetenz des Verf. bean⸗ 
ſprucht der Artikel Volkmars über die Novelle v. 25. Juli 1930 
erhöhte Aufmerkjamkeit, und es iſt nur zu bedauern, daß Volk⸗ 
mar nicht noch mehr in die Behandlung der internationalen Pro⸗ 
bleme eingetreten iſt. Denn ich glaube nicht, daß die Schwierigkeiten 
der Behandlung ausländiſcher Schiedsſprüche, die man auf Grund 
der früheren Faſſung des Geſetzes zu finden glaubte, jetzt beſeitigt 
find. Trotz der von mancher Seite (vgl. ZAuslPrR. 3, 53) erhobenen 
Bedenken hielten offenbar die Redaßtoren der Novelle ebenſo wie 
Volkmar in dem vorliegenden Aufſatz die Meinung des RG. für 
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wohlbegründet, nach der ein ausländiſcher Schiedsſpruch im Inland 
nicht aufgehoben werden kann. Sie führten deshalb den Feſtſtel⸗ 
lungsbeſchluß bez. Urteil, daß der Schiedsſpruch im Inland nicht an⸗ 
zuerkennen ſei, ein. Zunächſt fragt ſich, welcher Art dieſe Feſt⸗ 
ſtellung iſt. Iſt es eine rein prozeſſuale Feſtſtellung, nämlich daß der 
Schiedsſpruch im Inland nicht vollſtrecht werden kann? Sie wäre 
wohl neben der Ablehnung des Antrags auf Vollſtreckbarkeits⸗ 
erklärung überflüſſig, es ſei denn, man ſpräche dem Urteil oder Be⸗ 
ſchluß, in dem die Ablehnung erfolgt, materielle Rechtskraftwirkung 
ab. Sie wäre aber auch ungenügend; denn der ausländiſche Schieds⸗ 
ſpruch kann ja auch inzidenter in einem inländiſchen Verfahren gel⸗ 
tend gemacht werden, und es iſt wohl klar, daß man aus dem aus⸗ 
ländiſchen Schiedsſpruch im Inland nicht mehr die Rechtskraft⸗ 
wirkung oder irgendeine andere Wirkung ableiten kann, wenn ein⸗ 
mal im Vollſtreckbarkeitsverfahren ausgeſprochen wurde, daß der 
Schiedsſpruch im Inland nicht anerkannt werden kann. Es handelt 
ſich alſo um eine materielle Feſtſtellung, nämlich, daß der Schieds⸗ 
ſpruch im Inland keinerlei Wirkungen auf die Rechtsbeziehungen 
der Parteien hat (ſoweit das Nichtbeſtehen der Rechtskraftwirkung 
feſtgeſtellt wird, würde für die Anhänger der prozeſſualen Rechts⸗ 
krafttheorie wohl eine prozeſſuale Feſtſtellung vorliegen, die ſich aber 
von der obenerwähnten prozeſſualen Feſtſtellung erheblich unter⸗ 
ſcheidet). Weiter erhebt ſich die Frage, ob dieſe Feſtſtellung auch 
außerhalb des Vollſtreckbarkeitsverfahrens erfolgen kann. Sie iſt 
m. E. zu bejahen; denn ebenſo, wie gegenüber dem inländiſchen 
Schiedsſpruch, muß der Schuldner auch gegenüber dem ausländiſchen 
Schiedsſpruch die Möglichkeit haben, dem Vollſtreckbarkeitsverfahren 
zuvorzukommen. Bedeutet die Feſtſtellung, daß der Schiedsſpruch im 
Inland nicht anzuerkennen ſei, nichts anderes als die Feſtſtellung 
der Unwirkſamheit des Schiedsſpruchs, fo fragt ſich, was zu geſchehen 
hat, wenn nach dem maßgebenden ausländiſchen Recht der Schieds- 
ſpruch ſo lange Wirkung hat, bis er durch ein Geſtaltungsurteil 
aufgehoben iſt. Streng genommen, könnte dann eine Feſtſtellung, daß 
der Schiedsſpruch im Inland keine Wirkung hat, nicht erfolgen; 
aber es iſt klar, daß nach der Meinung der Geſetzesverfaſſer im 
Vollſtreckbarkeitsverfahren die Unwirkſamkeit des Schiedsſpruchs trotz⸗ 
dem feſtgeſtellt werden kann, und wir haben damit einen Fall der an⸗ 
geblich verpönten Aufhebung des auslandiſchen Schiedsſpruchs. Wenn 
es aber im Vollſtreckbarkeitsverfahren möglich iſt, den ausländiſchen 
Schiedsſpruch mit Wirkung für das Inland aufzuheben, ſo muß es 
auch in einem ſelbſtändigen Verfahren möglich ſein, nämlich wiederum 
in den Fällen, in denen es nicht möglich iſt, feſtzuſtellen, daß der 
ausländiſche Schiedsſpruch unwirkſam iſt, weil er nach ſeinem Recht 
mangels erfolgter Aufhebung noch wirkſam iſt. Nach der Novelle 
iſt alſo die Aufhebung eines ausländiſchen Schiedsſpruchs zum min⸗ 
deſten in Einzelfällen möglich, wenn auch dieſe Aufhebung in dem 
ungewohnten Kleid einer Verſagung der Anerkennung erſcheint. 
Wenn alſo der auslaändiſche Schiedsſpruch bis zu einer ausdrück⸗ 
lichen Aufhebung wirkſam iſt, fo wirkt die Verſagung der An⸗ 
erkennung wie eine Aufhebung; kann dagegen nach dem maß⸗ 
gebenden ausländiſchen Recht die Unwirkſamkeit des Schieds⸗ 
ſpruchs ſchon vor Durchführung einer Aufhebungsklage geltend ge⸗ 
macht werden, ſo unterſcheidet ſich die Wirkung der Feſtſtellung der 
Unwirkſamkeit nicht von der einer Aufhebung durch Geſtaltungs⸗ 
klage. Nur hinſichtlich der ſubjektiven Grenzen der Rechtskraft⸗ 
wirkung könnte man vielleicht an eine Verſchiedenheit der Urteils⸗ 
wirkungen denken, aber dieſe Verſchiedenheiten ſind, wenn ſie über⸗ 
haupt exiſtieren, jedenfalls ſo gering, daß es ſinnlos wäre, in dem 
einen Fall einen unzuläſſigen Eingriff in eine ausländiſche Gerichts⸗ 
hoheit zu erblicken und in dem anderen nicht. Man wird alſo ſagen 
können, daß die Verſagung der Anerkennung im Inland ſachlich 
nichts anderes als die Aufhebung bedeutet, nur mit Worten hat 
man der Theorie des RG. recht gegeben und dadurch, daß man die 
Beſchränkung der Urteilswirkungen auf das Inland ausdrücklich aus⸗ 
ſprechen läßt. Das letztere iſt überflüffig für die Fälle, in denen das 
Ausland ein ſolches Urteil ohnehin nicht anerkennen würde, in den 
anderen Fällen aber iſt es höchſt unzweckmäßig, weil dadurch eine 
Wiederholung des Prozeſſes im Ausland ermöglicht wird. 
Gutzwiller behandelt das Internationalprivatrecht der durch 
die Friedensverträge eingeſetzten Gemiſchten Schiedsgerichtshöfe. Ich 
zweifle zwar, ob die Anſicht Nußbaums richtig iſt, wonach ſich 
für die privaten internationalen Schiedsgerichte das Problem des 
anzuwendenden Rechts ebenſo ſtellt, wie für die TA M., weil ſich 
nämlich private Schiedsverfahren und Schiedsſprüche „nationali⸗ 
ſieren“ laſſen (vgl. ZAuslPrR. 3, 53 Anm. 4), aber die tiefdringenden 
Ausführungen Gutzwillers verdienen nichtsdeſtoweniger die auf⸗ 
merkſamſte Beachtung eines jeden, der ſich für internationales 
Privatrecht intereſſiert. Sie weiſen die Richtung, in der ſich ein 
international gemeinſames Internationalprivatrecht entwickeln könnte. 
Die Abhandlung Hamburgers über die Kompetenz⸗Kom⸗ 
petenz der Schiedsgerichte unterſucht ein Problem, deſſen richtige 
Löſung für eine gedeihliche Fortentwicklung der Schiedsgerichtäbarkeit 
von entſcheidender Bedeutung iſt. Praktiſch geſprochen, handelt es ſich, 
die richtige Mitte zu finden zwiſchen der einen Gefahr, daß die Schieds⸗ 


gerichte kraft einer Kompetenzentſch. ihre Kompetenz überſchreiten, 
und der anderen, daß der Bekl. durch Beſtreitung der Kompetenz, 
hauptſächlich unter Berufung auf die Nichtigkeit des Hauptvertrags, 
die Tätigkeit des Schiedsgerichts böswillig lahmlegt. Hamburger 
geht von richtigen Grundſätzen aus, nämlich das einerſeits das 
Schiedsgericht nicht bindend ſeine Kompetenz feſtſtellen kann und daß 
andererſeits die Schiedsklauſel vom Hauptvertrag unabhängig ſein 
kann oder ſogar unabhängig iſt. Die Begründung der letzteren 
Theſe iſt mir allerdings nicht ganz verſtändlich geworden. Es ſcheint, 
daß Hamburger fie in der Möglichkeit ſieht, die Schiedsklausel 
dahin auszulegen, daß die Schiedsrichter auch über den Beſtand des 
Hauptvertrags entſcheiden können. Was die Auslegung der Reich⸗ 
weite der Schiedsklauſel betrifft, jo glaubt Hamburger keinerlei 
Auslegungsregeln aufſtellen zu können. Natürlich leugnet auch 
Hamburger nicht, daß Mängel des Hauptvertrags zugleich die 
Schiedsklauſel treffen können, und es iſt nur ſchade, daß Ham- 
burger ſeine umfaſſende Kenntnis der internationalen Literatur 
und Rſpr. nicht dazu benutzt hat, die einzelnen Fälle, in denen 
Mängel des einen oder anderen, Vertrags oder beider vorliegen, näher 
zu analyſieren. Doch werden ſchon die kurzen Ausführungen auf 
S. 181 ff. beſonderes Intereſſe erwecken. 

Rudolf Kahn ſtellt das Sanktionsverfahren bei Nicht⸗ 
erfüllung von Schiedsſprüchen nach dem Rechte Englands, der Ver⸗ 
einigten Staaten und Deutſchlands dar, Leo gibt Ratſchläge über 
die zweckmäßige Geſtaltung von Schiedsgerichtsklauſeln, die ſeine um⸗ 
faſſenden Erfahrungen auf dem Gebiet des Schiedsgerichtsweſens ver⸗ 
raten. Beſonders belehrend für den außenſtehenden Juriſten, der 
nicht die Chance hat, im internationalen Schiedsgerichtsweſen ſelb 
aktiv mitzuwirken, ſind die „Praktiſchen Geſichtspunkte für Schieds⸗ 
abreden bei internationalen Dauerverträgen“ von Ehlers, die 
zeigen, wie man bei einem internationalen Kartell verſucht hat, der 
Schledsgerichtsbarkeit internationale Wirkung zu verleihen (vgl. 
dazu Meinhardt: ZAuslPrR. 2, 460 ff.). Krauſe gibt eine Zu 
ſammenfaſſung ſeiner preisgekrönten Schrift über die Entwicklung 
des deutſchen Schiedsgerichtsweſens. Man kann als beſtes Lob des 
Aufſatzes ausſprechen, daß man bei ſeiner Lektüre Luſt bekommt, die 
Preisſchrift ſelbſt zu leſen. 

Die übrigen Teile des Jahrbuchs enthalten wie die früheren 
Jahrgänge Geſetze, internationale Verträge, kommentierte Urteile, 
ſtatiſtiſche Nachweiſe uſw. Als auf ein beſonderes Kurioſum möchte 
ich auf das perſiſche Geſetz über die Zwangsſchiedsgerichtsbarkkeit 
aufmerkſam machen. Am Schluß findet ſich das Regiſter für die 
drei erſten Bände des Jahrbuchs. 

Prof. Dr. Robert Neuner, Prag. 


Ausland. 


Schweizer Aktienrecht. Mit Anmerkungen und Verweiſungen 
von Dr. S. Krebs, Chef des eidg. Amtes für das Han⸗ 
delsregiſter. Zürich. Polygraphiſcher Verlag A.⸗G. 4. Aufl. 
Preis geb. 4 Fr. 

Das Buch enthält keine ſyſtematiſche Darſtellung des ſchweize⸗ 
riſchen AktR., ſondern iſt im weſentlichen eine Textausgabe der 
zum AkktR. gehörenden oder es beeinfluſſenden Rechtsquellen. Als 
ſolche iſt es für den praktiſchen Gebrauch, namentlich im Ausr 
land, recht brauchbar. Abgedruckt werden auch entlegenere Ver⸗ 
waltungsanordnungen; beſonders wertvoll für die Praxis en 
ſcheinen uns die Angaben betr. die Obligationen⸗ und Geſell⸗ 
ſchaftsſteuer, die man in ſyſtematiſchen Darſtellungen nur zu oft 
vergeblich ſucht. Lehrreich find die (drucktechniſch hervorgehobenen 
Beſtimmungen der letzten Novelle, die ſich zum großen Teil gegen 
die Ausländerinvaſion richteten. D. S. 


Notverordnung. 


Verordnung über Aktienrecht vom 19. September 1931. Er 
läutert von Dr. Julius Lehmann, Rechtsanwalt und Uni 
verſitätsprofeſſor, Frankfurt a. M., und Dr. Ernſt E. Hirſch, 
Land⸗ und Amtsgerichtsrat Privatdozent, Frankfurt a. M. 
(Sammlung Deutſcher Geſetze Band 144) Mannheim 1931. 
J. Bensheimer. 201 Seiten. Vorzugspreis bis zum 31. Ol⸗ 
tober 1931 5 &. 

Eine ausführliche Würdigung des erſt nach Redaktionsſchluß ein. 

gegangenen Buches folgt baldmöglichſt. D. 9 
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Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geftattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! 


A. Ordentliche Gerichte. 


Reichsgericht. 
a) Bivilfachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtiz⸗ 
rat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 
Dr. Schrömbgens und Huber. 


Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts. — f Anmerkung.] 


I. Materielles Recht. 
1. Handelsrecht. 


1. 88 8, 22, 27, 31 H G B.; 88 2205 ff. BOB. Bei 
Jortführung eines Handelsgeſchäftes durch die 
Erben des verſtorbenen Einzelkaufmanns iſt die 
Jatſache, daß Teſtamentsvollſtrecker ernannt 
und, im Handelsregiſter nicht einzutragen. Auch 
‚ann dadurch die Haftung der Geſchäft und 
Firma fortſetzenden Erben für die Geſchäfts⸗ 
5 ulden nicht in eine beſchränkte im Sinne der 
Erbenhaftung umgewandelt werden. f) 

„Im Handelsregiſter des AG. H., Abteilung für Einzel⸗ 
men, ift als Alleininhaber der Firma Gebrüder M. in H. 
195 Kaufmann A. A. M. eingetragen. Derſelbe iſt am 5. Jan. 
929 geſtorben und laut Erbſcheins je zu einem Sechſtel be⸗ 
erbt worden von ſeinen fünf Kindern und der Witwe Margot 
geb. J.; letztere iſt bezüglich ihres Erbteils befreite Vorerbin, 
Are Nacherben find die Kinder. Der Fall der Nacherbfolge 
ſoll mit der Wiederverheiratung oder dem Tod der Witwe 
eintreten. Es iſt Teſtamentsvollſtreckung angeordnet. Nach 
— Vollſtreckerzeugnis ſind Teſtamentsvollſtrecker (TV.) der 
ir S., die Witwe Margot M. und der Kaufmann H., ſamt⸗ 
ale in H. Denſelben find die weitgehendſten Befugniſſe 
eingeräumt, die ihnen als TV. nach dem Geſetz erteilt werden 
weinen, darunter die Befugnis, die Rechte der Nacherben 
liahrzunehmen und deren Pflichten zu erfüllen ſowie Verbind⸗ 
ichkeiten für den Nachlaß einzugehen. 

Unter dem 19. Juli 1929 haben nun die drei TV. bei 
dem AG. H. als Regiſtergericht zur Eintragung im Handels⸗ 
aegiſter angemeldet, daß das Geſchäft mit der Firma von 
Frau Margot M. und den fünf Kindern des Verſtorbenen 
. Erbengemeinſchaft fortgeführt würde und TV. ernannt ſeien. 


5 


fe; Zu 1. I. Der wichtigſte Punkt der Entfch. ſcheint mir der zu 
gesch daß der 8 27 HGB. nicht anwendbar iſt, wenn das Handels⸗ 
feht eines verſtorbenen Einzelkaufmanns nicht durch die Erben 

ſt oder einen von ihnen Bevollmächtigten, ſondern durch den 
Foramentsvollſtrecker (TV.) fortgeführt wird (das gleiche gilt bei 
die führung durch den Nachlaßverwalter), und daß der TV. nicht 
bief, acht hat, Verbindlichkeiten für die Erben einzugehen, für bie 
8 perſönlich unbeſchränkt haften. Inſoweit ſteht die Entſch. mit 
it allgemeinen Meinung in Übereinſtimmung. Den oben angeführten 
Aiaten möchte ich noch meinen Aufſatz: Der TV. des Kaufmanns, 
daß ON. 1926, 308 ff., hinzufügen. Dort lege ich unter Ziff. 6 dar, 


0 der TV. durch ſeine Handlungen für die Erben ſtets nur 
„anlagen den Nachlaß verpflichten, alſo nur eine beſchränkte Haf⸗ 


un ea g 0 g 
Sal Erben herbeiführen kann, niemals eine unbeſchränkte 


II. Aus dieſem Grunde habe ich Bedenken dagegen, den TV. 
meld aupt als zuſtändig dafür anzuſehen, beim RegGer. die An⸗ 
Bumen 8 der Erben als Inhaber des ererbten Handelsgeſchäfts vor⸗ 
dum men. Ich habe zwar in Staub HGB. 8 31 Anm. 1, 8 22 
dieſen 6a und zum Teil auch in dem ſoeben erwähnten Aufſatze ſelbſt 
dan en Standpunkt vertreten. Indes die Fortentwicklung des unter I 
daß elegten Rechtsgedankens hat mich zu der Überzeugung gebracht, 
Apr die Anmeldung der Anderung der Firmeninhaber gemäß 831 
die ; 8008. ſtets durch die Erben ſelbſt geſchehen muß, 
habe auch laut 8 29 die Firma zu den Regiſterakten zu zeichnen 

nicht durch den TV., der vielmehr nur feine Einwilli⸗ 


Über 


D. S. 


In der Anmeldung iſt noch beſonders betont, daß ge⸗ 
rade auch der letztere Vermerk eingetragen werden möge. 

Das AG. hat dieſe Anmeldung beanſtandet mit der 
Begründung, daß die Eintragung eines Hinweiſes auf die 
Beſtellung von TV. im Geſetz nicht vorgeſehen und deshalb 
unzuläſſig ſei; für ebenſo bedenklich hält es die namentliche 
Bezeichnung der TV. in dem Regiſtereintrag; es führt weiter 
aus, daß Inhaber des Geſchäfts die Erben in Erbengemein⸗ 
ſchaft zur geſamten Hand ſeien; da die Firma fortgeführt 
werde und der übergang der Verbindlichkeiten nicht aus⸗ 
geſchloſſen worden ſei, ſeien die Erben für die früheren Ge⸗ 
ſchäftsverbindlichkeiten perſönlich haftbar; kein Erbe dürfe von 
der Vertretung ausgeſchloſſen werden, vorausgeſetzt, daß er 
unbeſchränkt geſchäftsfähig ſei; demnach ſeien die TV., ſoweit 
es ſich um den Geſchäftsbetrieb handle, von der Vertretung 
überhaupt ausgeſchaltet, ihre Eintragung im Regiſter — ſo 
folgert das AG. — würde im Verkehr nur verwirrend wirken. 

Hiergegen iſt von ſeiten der TV. Beſchwerde eingelegt. 

Das LG. hat die Beſchwerde als unbegründet zurück⸗ 
gewieſen und ſich den Gründen des AG. angeſchloſſen. 

In der weiteren Beſchwerde iſt zunächſt geltend gemacht, 
daß auch eine Erbengemeinſchaft als ſolche ein Geſchäft fort⸗ 
führen und als Inhaberin im Handelsregiſter eingetragen 
werden könne und müſſe. Die TV. ſeien aber die „allein 
vertretungsberechtigten Vertreter“ der Erbengemeinſchaft und 
daher auch allein zeichnungsberechtigt hinſichtlich des Ge⸗ 
ſchäfts; deshalb müſſe auch ihre Eintragung erfolgen, da 
jede andere Eintragung der beſtehenden Rechtslage wider⸗ 
ſprechen und das Handelsregiſter unrichtig machen würde. 
Die Anordnung der TV. bedeute für deren Dauer den Aus⸗ 
ſchluß der Auseinanderſetzung; ſolange Teſtamentsvollſtreckung 
beſtehe, ſeien auch nicht die Erben, ſondern nur die TV. hin⸗ 
ſichtlich der ihrer Verwaltung unterworfenen Gegenſtände 
verfügungsberechtigt. 

Das HanſOLG. möchte der weiteren Beſchwerde ſtatt⸗ 
geben, ſieht ſich aber daran durch den bei Ring: KGJ. 5, 
217 abgedruckten Beſchluß des OLG. Dresden v. 15. Nov. 
1927 (6 Reg 292/27) behindert und hat deshalb die Akten 
dem NG. zur Entſcheidung gemäß § 28 FGG. vorgelegt. 
Die Vorausſetzungen dieſer Vorſchrift ſind gegeben. Das 
HanſO LG. führt aus: 

Entgegen Kretzſchmar: ZUNG. 1917, 14f. wird die Ein⸗ 
tragung der Teſtamentsvollſtreckung für zuläſſig erachtet von Staub, 
Komm. z. HGB. 1926 zu § 22 Anm. 6a. Ebenſo Bondi, Der 
Teſtamentsvollſtrecker des Kaufmannes, Bp. 1929, 308 II, 317; 


gung zu erklären und nach Befinden das Geſchäft aus der Teſta⸗ 
mentsvollſtreckung zu entlaſſen hat. Der TV. iſt ja eben nicht be⸗ 
rechtigt, durch ſeine Handlungen eine unbeſchränkte Haftung der 
Erben herbeizuführen. Durch die Anmeldung aber, wie ſie dem 
RE. vorlag, wurde eine unbeſchränkte Haftung der Erben begründet. 
Dies Ronnte mindeſtens nicht ohne deren Mitwirkung geſchehen. Auch 
in dem vom RG. ſelbſt angeführten Parallelfalle des OLG. Dresden 
(Ring: 336. 5, 217) war die Anmeldung zum Handelsregiſter 
von der Erbin ausgegangen und hatte der TV. die ſoeben be⸗ 
zeichnete Erklärung beigefügt. 

III. Der Schlußfolgerung unter II kann nicht durch einen Hin⸗ 
weis auf 8 27 HGB. entgegengetreten werden. Eine Anmeldung zum 
Handelsregiſter, die nicht zum Ausdruck bringt, daß zunächſt nur eine 
einſtweilige Fortführung des Geſchäfts mit Firma beabſichtigt ſei, 
bedeutet einen Verzicht auf die Rechte aus 8 27 Abſ. 2 (Staub 8 27 
Anm. 16, § 139 Anm. 26). Und auch der 8 27 Abſ. 2 eröffnet ja nach 
Ablauf der dort gedachten drei Monate die unbeſchränkte Haftung. 

IV. Auf Grund dieſer Erwägungen erſcheint es mir nach reif⸗ 
licher Überlegung — wiederum in Abänderung meiner früheren, 
unter II bezeichneten Auffaſſung — überhaupt zweifelhaft, ob ein 
Einzelkaufſmann mit Wirkung nach außen eine Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckung in dem Sinne anordnen kann, daß ſein Handelsgeſchäft 
nicht durch die Erben (obgleich dieſe als Inhaber des Geſchäfts in 
das Handelsregiſter eingetragen werden) fortgeführt werden ſoll, 
vielmehr nur durch den TV. Das RG. hebt ſelbſt hervor, daß eine 
ſolche Teſtamentsvollſtreckung auf viele Jahrzehnte ſich erſtrecken 
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derſ. DZ. 1923, 563. Der Anſicht, daß dieſe Eintragung zuläſſig 
ſei, iſt beizupflichten. 

Einſetzung einer Teſtamentsvollſtreckung iſt als eintragungsfähig 
und ſogar von Amts wegen einzutragen ausdrücklich erwähnt in 
853 GB., § 119 FG. (Schiffregiſter). Die Eintragungsfähigkeit 
der Teſtamentsvollſtreckung iſt daher nicht lediglich auf Regiſter wie 
die GBD., deren Eintragungen originären Rechtserwerb kraft guten 
Glaubens begründen können, beſchränkt. Inſofern iſt die Rechtslage 
für das Handelsregiſter von der Rechtslage hinſichtlich des Schiffs⸗ 
regiſters nicht weſentlich verſchieden; die ausdrückliche Beſtimmung 
in § 118 FGG. begründet, daher nicht ein argumentum e contrario 
für das Handelsregiſter, ſchließt auch nicht eine (hier in der Rechts⸗ 
konfequeng liegende) ausdehnende Auslegung i. S. der Eintragungs⸗ 
fähigkeit einer Teſtamentsvollſtreckung, jedenfalls auf Anmeldung, 
im Handelsregiſter aus. Vgl. ferner § 32 HGB., wonach die Ver⸗ 
öffentlichung des Konkurſes über das Vermögen eines Kaufmannes, 
welches dadurch ſeiner Verwaltungsbefugnis entzogen wird, von Amts 
wegen in das Handelsregiſter eingetragen iſt. 

Der Grundſatz, daß das Handelsregiſter nur den im Geſetz 
vorgeſehenen Eintragungen eröffnet iſt und nicht ein lückenloſes Bild 
der Rechtsverhältniſſe der Firma zu geben beſtimmt iſt (Staub 
a. a. O. Anhang zu 988 Anm. 6), beſteht allerdings zu Recht, läßt 
ſich aber nicht gegen die hier fragliche Zuläſſigkeit der Anmeldung 
und der Eintragung ins Feld führen. Die Anordnung einer Teſta⸗ 
mentsvollſtreckung, welche kraft Geſetzes den Erben die Verwaltung 
des Nachlaſſes entzieht und nicht etwa einer von den Erben rechts⸗ 
geſchäftlich erteilten Vollmacht gleichzuſtellen iſt (vgl. v. Sprek⸗ 
kelſen, Der Begriff des privatrechtlichen Amtes), iſt i. S. des 
931 HGB. als eine „Anderung“ des Inhabers der Firma auf⸗ 
zufaſſen, etwa wie eine capitis deminutio i. S. des römiſchen 
Rechts. Die Einſetzung einer Teſtamentsvollſtreckung iſt deshalb als 
Anderung des — auch bei Erſteintragung in qualitate qua auf⸗ 
zunehmenden — Inhabers der Firma f. S. des $31 HGB. an⸗ 
zumelden und einzutragen. Solche Eintragung entſpricht auch dem 
praktiſchen Zwecke des Handelsregiſters (vgl. auch Keim, Das 
ſogenannte Publizitätsprinzip im Deutſchen Handelsrecht S. 20; 
Prausgnitz, Rechtsſchein und Wirklichkeit im Handelsregiſter, in 
Goldſchmidts Z. 96, 11 ff.). 

Offenbar rechtsirrtümlich iſt die Auffaſſung des AG., daß ein 
Erbe auch durch Einſetzung einer Teſtamentsvollſtreckung von der 
Vertretung des Nachlaſſes nicht ausgeſchloſſen werden könnte, und 
daß die Fortführung der Firma durch den Teſtamentsvollſtrecker eine 
perſönliche Verpflichtung der Erben für die früheren Geſchäfts⸗ 
ſchulden mit ſich brächte (vgl. Bondi a. a. O.; Staub a. a. O. zu 
827 Anm. 23). Es iſt in der Tat auch ein Rechtsgrund nicht er⸗ 
ſichtlich, weshalb die Fortführung eines Geſchäftes durch einen vom 
Erblaſſer eingeſetzten, die Verwaltung des Nachlaſſes ſelbſtändig und 
ohne rechtliche Bindung durch den Willen des Erben führenden 
Teſtamentsvollſtrecker dem Erben die ihm nach allgemeiner Norm zu⸗ 
ſtehende Möglichkeit, ſeine Haftung für die auf dem Nachlaſſe ruhen⸗ 
den Schulden auf dieſen zu beſchränken, ſollte entziehen können. Da⸗ 
her würde, entgegen der Rechtsauffaſſung der Vorinſtanzen, nicht 
die Eintragung des Beſtehens einer Teſtamentsvollſtreckung (zumal 
wenn man entgegen KGBl. 1906, 91 auf Grund § 29 HGB. die 
Zeichnung des Erben ſtatt derjenigen des Teſtamentsvollſtreckhers im 
Handelsregiſter aufbewahrte), wohl aber die Unterlaſſung eines 


könnte. Das geht über die Befugniſſe hinaus, die ein Erblaſſer 
ſeinem TV. einräumen kann. Ich denke hierbei nicht an die un⸗ 
beſchränkte Haftung der Erben für die beim Tode des Erblaſſers 
vorhandenen Geſchäftsſchulden. Abgeſehen davon, daß eine ſolche 
unbeſchränkte Haftung für die beim Erbfalle beſtehenden Geſchäfts⸗ 
ſchulden in der Regel von den Erben unbedenklich übernommen 
werden dürfte, ließe gerade dieſe Haftung ſich gemäß 8 27 Abſ. 1 
HGB. dadurch ausſchließen, daß im Handelsregiſter eingetragen und 
bekanntgemacht wird, daß die Erben nur in ihrer Eigenſchaft als 
ſolche für die Geſchäftsſchulden haften, nicht aber darüber hinaus 
unbeſchränkt. Eine derartige Erklärung hat aber keine Bedeutung 
hinſichtlich der neuentſtehenden Geſchäftsſchulden. Vielmehr würden 
durch jede Handlung des TV. in der Fortführung des Handels⸗ 
geſchäfts tagtäglich die Erben als Inhaber des Geſchäfts perſönlich 
haftbar gemacht. Zur Herbeiführung einer derartigen unbeſchränkten 
Haftung der Erben aber iſt der TV. kraft ſeines Amtes gerade nicht 
befugt. Ich meine aber, daß es eine logiſche Folgerung aus den treff⸗ 
lich begründeten Darlegungen des RG. iſt, zu ſagen, daß eine 
Teſtamentsvollſtrechung der gedachten Art überhaupt nicht angeordnet 
werden kann. Man ſtelle ſich auch einmal praktiſch den Fall vor, 
daß ein TV. ein Handelsgeſchäft für die Erben, die als Inhaber der 
Firma im Handelsregiſter eingetragen ſind, jahrelang fortführt. Da 
einer der Erben ſehr reich iſt, räumt ein Lieferant der Firma einen 
hohen Kredit ein. Der TV. hat aber mit ſeinem Unternehmen Un⸗ 
glück, ſo daß die Firma in Konkurs kommt. Plötzlich erfährt der 
Kreditgeber, daß der reiche Mitinhaber, auf deſſen Kreditwürdigkeit 
hin er den Kredit eingeräumt hat, gar nicht perſönlich haftet, obgleich 
er als Firmeninhaber eingetragen war. Ich glaube, daß ſchon dieſer 
Gedankengang beweiſt, daß die Fortführung eines Handelsgeſchäfts 


Hinweiſes auf die Einſetzung einer Teſtamentsvollſtreckung im Rechts⸗ 
verkehr verwirrend wirken können. 

Zutreffend ift lediglich, daß die namentliche Bezeichnung det 
Teſtamentsvollſtrecker, weil im Geſetz nicht vorgeſehen und deshalb 
im Handelsregiſter nicht vermerkbar, bedenklich ſein würde (gl. 
853 GBD., 8118 F.). Solche Eintragung iſt aber gar nicht 
angemeldet worden. 

Die Eintragung einer Anordnung der Teſtamentsvollſtreckung 
entſpricht auch der in der Praxis üblichen Vermerkung des Gr 
burtsdatums der zur Zeit der Anmeldung etwa minderjährigen 
Geſchäftsinhaber, als Hinweis auf das Beſtehen einer Vormundſchaft. 

Deshalb, weil die Grundeintragung einer Fortführung der 
Firma durch die Erbengemeinſchaft nicht eintragbar wäre, iſt die An 
meldung von der Vorinſtanz nicht beanſtandet worden und auch 
nicht zu beanſtanden (vgl. KJ. 22, A 280; 35, A 152; Lg. 1930 
Spalte 1269 Nr. 3). 

Nicht entgegenſteht obiger Auffaſſung des erkennenden Gerichts 
(KJ. 35, A 152), wonach eine unter den Erben vereinbarte Ver⸗ 
tretungsbefugnis bzw. vertraglicher Ausſchluß ſolcher Vertretung?” 
befugnis handelsregiſterlich ebenſowenig eintragungsfähig iſt, wie 
990 Vollmachten im allgemeinen (vgl. auch SächſAnn. 22, 
334). 

Entſprechend der zum Ausdruck gebrachten Rechtsauffaſſung 
der weiteren Beſchwerde ſtattzugeben, iſt das erkennende Gericht ge⸗ 
hindert durch die Entſch. des OLG. Dresden: KJ. 5, 217, un. 
welcher die Eintragungsfähigkeit der hier fraglichen Anmeldung 
verneint wird. Das erkennende Gericht ſieht ſich daher veranlaßt 
gemäß 888 FGG. die weitere Beſchwerde dem RG. zur Entſcheidung 
vorzulegen. 


Der Senat tritt der Auffaſſung des OLG. Dresden 
bei. Mit Recht geht dasſelbe in ſeinem Beſchluß davon aus, 
daß das Handelsregiſter nur für die im Geſetz vorgeſehenen 
Eintragungen offen ſteht und nicht dazu beſtimmt iſt, ein 
lückenloſes Bild der Verhältniſſe einer eingetragenen Firma 
und ihres Inhabers zu geben. Dieſer Grundſatz iſt in Schrift 
tum und Rſpr. durchaus anerkannt (ſ. z. B. auch NOS: 9 
A 213 ff; Düringer⸗Hachenburg⸗Höniger, Anm 
zu 88 HGB.; Staub-Bondi, Anm. 6 Anhang zu 80 
HGB. mit weiteren Nachweiſen). Auf dieſen Boden ſtellt ſich 
übrigens auch das HanſOLG. 

Nun findet ſich eine ausdrückliche geſetzliche Beſtimmung 
des Inhalts, daß im Fall einer Teſtamentsvollſtrecker⸗ 
anordnung in bezug auf ein zum Nachlaß gehöriges Handel 
geſchäft hierwegen Eintrag im Handelsregiſter erfolgen mil 
oder könne, nirgends. 5 

Wohl ift ein ſolcher Eintrag im Grundbuch durch $ 5 
GBO. und im Schiffsregiſter durch 8 118 FGG. vorgeſehen! 
für das Handelsregiſter fehlt eine entſprechende Vorſchre 
Es mag ſein, daß aus dieſem Umſtand weder allein noch = 
Zuſammenhalt mit 8 53 GBO. und $ 118 FGG. ein du x 
ſchlagender Beweisgrund gegen die Zuläſſigkeit eines port 
merks über das Beſtehen einer Teſtamentsvollſtreckung en 
durch den TV. ohne perſönliche und geſamtſchuldneriſche Haftung bei 
Erben ein Unding ift, das vom Rechte nicht gebilligt werden allen 

V. Nun läßt es ſich nicht verkennen, daß in vielen Ja 75 
ein Erblaſſer guten Grund haben mag, feinen Erben ſelbſt men 
die Fortführung ſeines Handelsgeſchäfts anzuvertrauen, viel nie 
dafür einen Vertrauensmann einzuſetzen. Dann hat er verſchiebe⸗ 
Möglichkeiten: . Er legt / 

a) Er Kann z. B. beſtimmen, wie ja auch das RG. dat für 
daß der TV. das Handelsgeſchäft in eigenem Namen, jedoch 


unbeſchränkte Haftung der Erben kommt alſo gar nicht in nung 
dafür aber freilich eine perſönliche und unbeſchränkte Haf 
des TV. z eine 
b) Oder er kann noch bei Lebzeiten fein Unternehmen in b . 
Aktcz. oder GmbH. umwandeln und den TV. als Vorſtand nur 
Geſchäftsführer beſtellen. Dann erhalten ſeine Erben überhaupt ber 
ſeine Aktien bzw. Geſchäftsanteile, werden alſo gar nicht Serien 
des Handelsgeſchäfts im eigentlichen Sinne. Hinſichtlich dieſer m 9 
bzw. Geſchäftsanteile kann der Erblaſſer den Erben in dem auf 
läſſigen Umfange die ihm geeignet erſcheinenden Bindungen 
erlegen. 5 — nach 
e) Oder er kann letztwillig verfügen, daß der TV. ſoſo Abl. 
feinem Tode fein Unternehmen in der und der Weiſe in eine an⸗ 
oder in eine Gmbh. umwandeln ſoll (vgl. hierzu meinen unter Her 
geführten Aufſatz über den TV. des Kaufmanns unter Zill. cken, 
Erblaſſer kann auch die Erben verpflichten, hierbei mitzuw 
was mir zweckmäßig erſcheinen würde. . dem 
d) Endlich kann auch die Form der Kommanditgeſeuſchaft 
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nommen werden könnte. Indeſſen ſprechen noch weitere Er⸗ 
wägungen gegen dieſe Möglichkeit. Zunächſt einmal kann der 
Inhalt und Umfang des Teſtamentsvollſtreckeramts im Einzel⸗ 
fall ein ſehr mannigfaltiger ſein; der Rahmen und der Spiel⸗ 
raum, den das Geſetz hier nach den §§ 2203 ff. BGB. dem 
Willen des Erblaſſers läßt, iſt ein außerordentlich weit⸗ 
geſpannter; die verſchiedenſten Möglichkeiten ſind denkbar; 
der Aufgabenkreis des TV. und feine Rechte und Pflichten 
können enge, aber auch ſehr umfaſſende ſein. Die Anordnung 
einer ſelbſtändigen Verwaltung des TV., wie fie $ 2209 
Satz 1 und 2 BGB. vorſieht, kann ſich nach 8 2210 BGB. 
auf eine Reihe von Jahrzehnten erſtrecken, ſei es auf den 
Nachlaß im ganzen, ſei es auf einzelne Stücke desſelben. Die 
Befugniſſe des TV. können ſich aber auch in einer einzelnen 
Maßregel, z. B. der Durchführung der von dem Erblaſſer 
ür ſeine Beerdigung getroffenen Maßnahmen erſchöpfen. 
Nach 8 2207 BGB. kann der Erblaſſer anordnen, daß der 
TV. in der Eingehung von Verbindlichkeiten nicht beſchränkt 
ſein ſoll, ebenſo aber auch dieſe Befugnis des TV. über 
§ 2206 BGB. hinaus gemäß 8 2208 daſelbſt beſchränken oder 
ſte überhaupt ausſchließen. Aus dem Ausgefühzten ergibt 
ſich, daß es ſich bei der Teſtamentsvollſtreckung um eine 
Rechtseinrichtung handelt, die je nach dem Willen des Erb⸗ 
laſſers den allerverſchiedenſten Inhalt haben kann, und zwar 
gerade auch dann, wenn ſie mit einer Verwaltungsbefugnis 
hinſichtlich des Nachlaſſes oder einzelner Stücke desſelben 
ausgeſtattet iſt. Alles kommt inſoweit auf die vom Willen 
des Erblaſſers abhängige Regelung des Einzelfalls an. In⸗ 
ſofern iſt der Rechtscharakter der Teſtamentsvollſtreckung ein 
durchaus atypiſcher, deshalb auf die Bedürfniſſe des kauf⸗ 
männiſchen und Handelsverkehrs nicht zugeſchnitten und zur 
Eintragung im Handelsregiſter nicht geeignet. So geſehen 
legt das Schweigen des Geſetzes zur Frage der Zuläſſigkeit 
eines Handelsregiſtereintrags über die Anordnung einer 
Teſtamentsvollſtreckung gerode im Zuſammenhalt mit dem 
zu Eingang hervorgehobenen Grundſatz, daß eingetragen wer⸗ 
en kann nur, was im Geſetz vorgeſehen iſt, von vornherein 
ſchon den Schluß nahe, daß Einträge über Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckeranordnung vom Handelsregiſter gefliſſentlich fern⸗ 
gehalten werden wollten. 

Gewiß muß ſich ein TV., der ein ſeiner Verwaltung 
unterworfenes Handelsgeſchäft im eigenen Namen, wenn 
auch in fremdem Intereſſe führt, im Handelsregiſter ein⸗ 
tragen laſſen, aber nicht deshalb, weil er TV. iſt, ſondern 
deshalb, weil er nach außen als Inhaber des Geſchäfts auf⸗ 
tritt. Das hat aber mit der hier zu entſcheidenden Frage 
nichts zu tun. Im übrigen ſind Inhaber der Firma in aller 
Regel die Erben des eingetragenen Kaufmanns, deſſen Rechte 
auf ſie kraft Erbrechts im Wege der Geſamtrechtsnachfolge 


Erblaſſer dienen, feinen Wunſch zu erfüllen. Etwa in der Weiſe, 
daß er einen oder einzelne ſeiner Erben zu perſönlich haftenden 
Inhabern, andere zu Kommanditiſten beſtimmt und dabei feſtſetzt, 
daß die Rechte der letzteren dauernd durch den TV. wahrzu⸗ 
nehmen ſind. 

4 VI. Folgt man diefen Ausführungen, dann erledigt ſich über⸗ 
Jaupt die Frage, ob im Handelsregiſter die Anordnung der Teſta⸗ 
mentsvollſtreckung zu erwähnen iſt. 

VII. Ich möchte dieſe Ausführungen nicht ſchließen, ohne noch 
eine allgemeine Bemerkung über die Handelsregiſtereintragungen 
mzuzufügen. Der vom RG. unter Anführung der einſchlagenden 
Zitate an die Spitze ſeiner Begründung geſtellte Satz, daß das 
Fendelsregiſter nur für die im Geſetze vorgeſehenen Eintragungen 
80 ſteht, iſt ja ohne Zweifel richtig. Aber er muß cum grano 
alis verſtanden werden. Der darin enthaltene Grundſatz darf nicht, 
15 es auch bisweilen vorkommt, überſpannt werden. Vielmehr ſollte 
5 geeigneten Fällen dem RegGer. das Recht eingeräumt werden, 
— — gewiſſermaßen als Nebenbemerkung — andere Eintragungen 
orzunehmen, die erforderlich find, um einer mißverſtändlichen Auf⸗ 
mens ber Eintragung vorzubeugen oder, falls dieſe inhaltlich nicht 
mehr zutrifft, ſie zu berichtigen. In dieſer Hinſicht gedenke ich der 
Fonds ob Veränderungen der im Handelsregiſter vermerkten Per⸗ 
en (Namen, Stand, Wohnort) dort eingetragener Perſonen 
bierfalls in das Handelsregiſter einzutragen ſind. Meine Anſicht 
an ber habe ich JW. 1928, 201 dargelegt und dort — unter 
aderem unter Hinweis auf den vom BayObsG.: DNotV. 1922, 
Fa — ausführlicher Bayobsch. 20 (1920), 63 — behandelten 
15 der Verheiratung einer Prokuriſtin — ſolche berichtigende Ein⸗ 
95 gungen empfohlen. Zuſtimmend: Düringer⸗Hachenburg⸗ 
doeniger 88 Anm. 2 unter b. Ahnlich auch Brodmann, 


übergegangen ſind. Auf dieſem Boden ſteht offenbar auch 
das HanſO LG. Die Anordnung einer Teſtamentsvollſtreckung 
mit dem Recht und der Pflicht der Verwaltung eines zum 
Nachlaß gehörigen, unter einer Einzelfirma betriebenen Ge⸗ 
ſchäfts begründet als ſolche für den TV. auch noch kein Ver⸗ 
hältnis, das einem Nießbrauch oder Pachtvertrag hinſicht⸗ 
lich des Handelsgeſchäfts ähnlich wäre (8 22 Abſ. 2 HGB.). 
Wenn ſodann das Hanſ OLG. die Zuläſſigkeit der von ihm 
vertretenen Rechtsauffaſſung aus § 31 HGB. herleiten will, 
ſofern die Einſetzung einer Teſtamentsvollſtreckung als Ande⸗ 
rung des — auch bei Erſteintragung „in qualitate qua“ auf⸗ 
zunehmenden — Inhabers der Firma anzuſehen ſei, ſo kann 
dem nicht gefolgt werden. Gewiß iſt richtig, daß die An⸗ 
ordnung der Teſtamentsvollſtreckung mit Verwaltungs⸗ 
befugnis hinſichtlich des Nachlaſſes nicht einer von den Erben 
einem Miterben oder einem Dritten erteilten Vollmacht 
gleichzuſtellen iſt. Die TV. haben ihre Befugniſſe unabhängig 
vom Willen der Erben kraft der letztwilligen Verfügung des 
Erblaſſers; ſie führen die Verwaltung des Nachlaſſes weder 
als geſetzliche noch als gewillkürte Vertreter der Erben, ſon⸗ 
dern kraft eigenen Rechts, das auf der von dem Erblaſſer 
getroffenen Verfügung von Todes wegen beruht, wenn ſie 
auch ihre Befugniſſe in Wahrnehmung fremder Intereſſen 
ausüben. Sie ſind Inhaber eines Amtes zu eigenem Recht. 
Daraus ergibt ſich aber noch keineswegs die Zuläſſigkeit der 
Eintragung der Teſtamentsvollſtreckeranordnung ſelbſt im 
Handelsregiſter, wenn ſich die Verwaltungsbefugniſſe auf ein 
zum Nachlaß gehöriges Handelsgeſchäft erſtrecken. Gewiß 
könnten alsdann an und für ſich inſoweit die Rechte der Erben 
je nach der Ausgeſtaltung dieſer Verwaltungsbefugnis im 
Hinblick auf SS 2205, 2206, 2211, 2212 ff. BGB. weithin 
zurückgedrängt, ja ſo gut wie ausgeſchaltet ſein. Allein auch 
hier gilt wieder, daß die Rechtsſtellung der verwaltungs⸗ 
berechtigten TV. von dem Erblaſſer in der allerverſchieden⸗ 
ſten Weiſe geregelt ſein kann, die Teſtamentsvollſtrecker⸗ 
anordnung ſich eben deshalb von vornherein ſchon nicht zu 
ihrer Eintragung im Handelsregiſter eignet. Mit der Be⸗ 
gründung des OLG. Hamburg ließe ſich auch die Eintragung 
einer Nachlaßpflegſchaft, Nachlaßverwaltung, Vormundſchaft, 
Entmündigung rechtfertigen, und zwar um ſo mehr, als es 
ſich inſoweit wenigſtens um Tatbeſtände typiſchen Charakters 
handeln würde. Sollten aber auch Eintragungen dieſes In⸗ 
halts zuläſſig ſein, ſo wäre zumal angeſichts der für den 
Konkursfall getroffenen Sondervorſchrift des § 32 HGB. 
(vgl. hierzu jetzt auch $ 37 VerglO. v. 5. Juli 1927) und 
des allgemeinen Grundſatzes über den Kreis der eintragungs⸗ 
fähigen Tatbeſtände ſicherlich im Geſetz eine entſprechende 
Beſtimmung getroffen worden. 

Das DRG. Hamburg bezeichnet ſodann die Auffaſſung 


Alktienrecht 8234 Anm. 2 unter e und Hachenburg, GmbH. 
839 Anm. 1. Auch beſinne ich mich, daß, als vor langen Jahren 
(vor dem Kriege) das Vorſtandsmitglied einer Großbank in den 
Adelsſtand erhoben und dabei ſein Name geändert wurde, dies im 
Regiſter der Hauptniederlaſſung der betreffenden Bank und in 
allen Regiſtern von deren Zweigniederlaſſungen eingetragen und 
bekanntgemacht wurde. Ebenſo halte ich es für richtig, wenn zahl⸗ 
reiche Reger bei Eintragung minderjähriger Firmeninhaber den 
Tag und das Jahr der Geburt mit eintragen, damit jeder ſich er⸗ 
rechnen kann, ob der Eingetragene minderjährig oder volljährig iſt 
(Staub, Anh. zu 88 Anm. 6). Und doch gibt es in allen dieſen 
Fällen keine eine derartige Eintragung vorſchreibende Geſetzesbeſtim⸗ 
mung. Brand⸗Meyer zum Gottesberge, Die Regiſterſachen 
in der gerichtlichen Praxis, halten in 8 57 ſogar, ſofern die Be 
teiligten dies wünſchen, unter Bezugnahme auf Allg Vfg. v. 12. Juni 
1900 und v. 15. Mat 1923 eine Eintragung und Bekanntmachung 
des Geſchäftszweigs und der Lage der Geſchaftsräume für zuläſſig. 
Auch das BayObLG., Beſcht. v. 18. Juni 1930: JW. 1931, 1715, 
laßt für 836 HGB. neben den dort vorgeſchriebenen Eintragungen 
weitere Eintragungen nach freiem gerichtlichen Ermeſſen zu und ſagt, 
dieſe ſeien nicht unzuläſſig. 

In allen Fallen der hier gedachten Art kann zwar der 
Regiſterrichter Anmeldungen nicht verlangen und noch weniger ſie 
durch Ordnungsſtrafen erzwingen (Brand: 3. 1928, 102). 
Allein wenn ſolche Tatſachen freiwillig angemeldet werden, ſo gehört 
es meines Dafürhaltens zum nobile officium des Regiſterrichters, 
ſie einzutragen. Jede Anmeldung, die der Wahrheit dient, und nicht 
den Zwecken des Handelsregiſters zuwiderläuft, ſollte nach freiem 
Ermeſſen des Regiſterrichters zugelaſſen werden. 

Geh. IR. Dr. Felix Bondi, Dresden. 
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des AG., daß die Fortführung der Firma durch die TV. eine 
perſönliche Verpflichtung der Erben für die früheren Ge⸗ 
ſchäftsſchulden mit ſich bringe, als offenbar rechtsirrtümlich. 
Das OLG. führt weiter aus, es ſei in der Tat nicht ein⸗ 
zuſehen, weshalb die Fortführung eines Geſchäfts durch einen 
vom Erblaſſer eingeſetzten, die Verwaltung des Nachlaſſes 
ſelbſtändig und ohne rechtliche Bindung durch den Willen der 
Erben führenden TV. dem Erben die ihm nach allgemeiner 
Norm zuſtehende Möglichkeit, ſeine Haftung für die auf dem 
Nachlaß ruhenden Schulden auf dieſen zu beſchränken, neh⸗ 
men könnte. Dabei iſt aber nicht beachtet, daß hier der be⸗ 
antragte Eintrag dahin geht, daß das Geſchäft mit der Firma 
von den Erben in Erbengemeinſchaft fortgeführt 
werde. Würden ſie in der Tat das Geſchäft fortführen, 
ſo wäre nicht abzuſehen, weshalb die Folgen, welche § 27 
HGB. an eine ſolche Fortführung über die dort feſtgeſetzte 
Dreimonatsfriſt hinaus knüpft, nicht eintreten ſollten. So 
wie die Anmeldung lautet, würde das Geſchäft ja gerade 
nicht von den TV., ſondern von den Erben fortgeführt. 
Soll der Vermerk über das Vorhandenſein von TV. auf das 
Gegenteil, d. h. darauf hinweiſen, daß ſie (TV.) und nicht 
die Erben das Geſchäft fortführen, ſo wäre die Anmeldung 
an ſich widerſpruchsvoll und auch deshalb zu beanſtanden. 

Richtig iſt nur, daß eine Fortführung des Geſchäfts durch 
die TV. kraft ihres Vollſtreckeramtes auch hinſichtlich der 
Frage der Schuldenhaftung nicht einer Fortführung durch 
die Erben gleichgeſtellt werden kann. Gewiß iſt es für die 
Anwendbarkeit des $ 27 HGB. gleichgültig, ob die Erben 
das Geſchäft perſönlich betreiben oder ob dies in ihrem 
Namen durch ihren Bevollmächtigten oder geſetz⸗ 
lichen Vertreter geſchieht. Dem kann aber, wie auch das 
OLG. Hamburg annimmt, die Fortführung durch einen von 
ihrem Willen unabhängigen TV., der ſeine Machtbefugniſſe 
von dem Erblaſſer erhielt, ebenſowenig gleichgeſtellt werden, 
wie die Geſchäftsfortführung z. B. durch einen Nachlaß⸗ 
verwalter (ſ. a. Düringer⸗Hachenburg⸗Höniger, An⸗ 
merkung 2 zu § 27 HGB.; Staub⸗ Bondi, Anm. 33 zu 
827 das.; Rieſenfeld, Erbenhaftung Bd. 1 S. 20; Stau⸗ 
dinger⸗Herzfelder, Anm. 5 zu § 2205 BGB.). Die 
TV. können ferner, ſoweit ihnen dieſe Befugnis von dem 
Erblaſſer eingeräumt iſt, Verbindlichkeiten immer nur mit 
Wirkung für den Nachlaß eingehen, nicht aber darüber hin⸗ 
aus die Erben ſchlechthin perſönlich verpflichten. 

Faßt man dieſe Rechtsgeſtaltung ins Auge, ſo würde 
die Fortführung des Handelsgeſchäfts durch die TV., die 
zeitlich je nach dem Willen des Erblaſſers ſich unter Um⸗ 
ſtänden im Hinblick auf §8§ 2209, 2210 BGB. auf viele 
Jahrzehnte erſtrecken könnte, auf Führung eines Handels⸗ 
geſchäfts mit beſchränkter Haftung hinauslaufen. Ein ſolcher 
Rechtszuſtand wäre aber mit den Bedürfniſſen eines ge⸗ 
ordneten und ſicheren Handelsverkehrs, wie auch mit den 
geſetzlichen Beſtimmungen, insbeſ. der 88 22, 27 HGB. völlig 
unvereinbar. Bei dem Widerſtreit der bürgerlich⸗ rechtlichen 
Vorſchriften der 88 2197 ff. BGB. mit den handelsrecht⸗ 
lichen Beſtimmungen über Firmenführung und Haftung für 
die Geſchäftsſchulden müſſen aber in aller Regel, wie es 
auch Art. 2 EGHGB. vorſieht, die Vorſchriften des BGB. 
zurücktreten. Dem Erblaſſer iſt nicht die Macht gegeben — 
auch nicht auf dem Umweg über die Anordnung einer Teſta⸗ 
mentsvollſtreckung mit ſelbſtändiger Verwaltung —, das bis⸗ 
her von ihm betriebene Handelsgeſchäft in der Perſon ſeines 
oder ſeiner Erben zu einem Unternehmen mit beſchränkter 
Haftung zu geſtalten. Soll dies der Fall ſein, ſo müſſen die 
hierfür vom Geſetz einzig und allein zur Verfügung geſtellten 
Rechtsformen (z. B. Kommceſ., GmbH.) benützt werden. 


(Beſchl. v. 26. März 1931; II B 5/31. — Hamburg.) ' 
[Ku. 
= RG. 132, 138.9 


2. 88 15, 25 HG B. 

1. Kein Haftungsausſchluß für die Verbind⸗ 
lichkeiten einer mit Firma übernommenen und 
fortgeführten Zweigniederlaſſung, wenn es im 
Handelsregiſter und der Hauptniederlaſſung 
vermerkt iſt; auch dann, wenn die Zweignieder⸗ 


laſſung nicht im Handelsregiſter eingetragen 
war. 

2. Perſönliche Mitteilung an den Gläubiger 
iſt unwirkſam, wenn ſie zwar für die zu grün⸗ 
dende GmbH. als übernehmerin gemacht, dieſe 
aber noch nicht gegründet war; der Schuldnerin 
ift auch der Einwand der Argliſt verſchloſſen. 

„Das BG. geht von dem in 825 HGB. aufgeſtellten 
Rechtsſatz aus, wonach im Fall des Erwerbs eines Handels⸗ 
geſchäfts durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden und Fort⸗ 
führung der bisherigen Firma, ſei es mit, ſei es ohne einen 
das Nachfolgeverhältnis andeutenden Zuſatz, der Erwerber für 
alle im ſeitherigen Betrieb begründeten Schulden haftet, es 
ſei denn, daß der Ausſchluß der Haftung im Handelsregiſter 
eingetragen und bekanntgemacht oder ſeitens des Veräußerers 
oder des Erwerbers dem Dritten mitgeteilt iſt. Das BG. legt 
weiter dar, daß die OHG. L. & Co. für die Klageanſprüche in 
vollem Umfang gehaftet habe und ſtellt feſt, daß die Bekl. 
deren Stuttgarter Zweigniederlaſſung übernommen, auch unter 
der bisherigen Firma fortgeführt habe. Der Vorderrichter 
mißt dabet dem Umſtand, daß dieſe Fortführung mit dem Zu⸗ 
ſatz „GmbH.“ geſchehen tft, hierher keine Bedeutung bei (j. a. 
RG. 113, 306 Ay 131, 272)). Diefe Ausführungen ſind recht⸗ 
lich bedenkenfrei. 

Das BG. verneint ſodann unter Bezugnahme auf das 
Urt. des 3. ZivSen. JW. 1907, 67923, daß der Eintrag des 
Haftungsausſchluſſes im Handelsregiſter der Hauptnieder⸗ 
laffung und die dortige Bekanntmachung ohne weiteres auch 
für die Stuttgarter Zweigniederlaſſung den Ausſchluß der 
Haftung für die in deren Betrieb begründeten ſeitherigen 
Schulden nach ſich gezogen habe; inſoweit ſei auch unerheb⸗ 
lich, daß die Stuttgarter Zweigniederlaſſung zunächſt nicht 
als eine ſolche der Bekl. im dortigen Handelsregiſter ei“ 
getragen worden ſei; die Bekl. ſei rechtlich nicht behindert ge⸗ 
weſen, auch bei dem Regiſtergericht Stuttgart den Geſchäfts⸗ 
übergang auf fie und den Ausſchluß der Haftung für die bis⸗ 
herigen Geſchäftsſchulden alsbald zur Eintragung und Be⸗ 
kanntmachung anzumelden; es müſſe als ein durchaus un⸗ 
befriedigendes Ergebnis angeſehen werden, wenn die Bekl. 
gerade durch die geſetzwidrige Nichteintragung ihrer Stutt- 
garter Zweigniederlaſſung ſich der Haftung aus 8 25 HGB. 
entziehen könnte; der ſchließlich am 17. Juli 1929 erfolgte 
dortige Eintrag ſei verſpätet geweſen und habe eine ſchon 
eingetretene Schuldenhaftung der Bekl. nicht mehr ungeſchehen 
machen können; Bekl. hätte vielmehr unmittelbar im An⸗ 
ſchluß an Erwerb und Fortführung des Geſchäfts mit Firma 
die Eintragung und Bekanntmachung auch bei dem Regiſter⸗ 
gericht der Zweigniederlaſſung bewirken müſſen. 95 

Die Rev. rügt demgegenüber Verletzung der 88 15, 
HGB. zunächſt in der Richtung, daß das BG. hier überhaupt 
815 Abſ. 3 HGB. zur Anwendung gebracht habe; fie macht 
unter Berufung auf Pis ko bei Ehrenberg, Hdb. d. geſ. HR. 
II S. 259 geltend, daß der im Handelsregiſter der Haupt, 
niederlaſſung erfolgte Eintrag des Haftungsausſchluſſes un 
deſſen Bekanntmachung dort von ſelbſt auch für die Verbinde 
lichkeiten der Zweigniederlaſſung wirke. Inſoweit iſt aber 
durchaus an dem in ZW. 1907, 67923 entwickelten und DE 
gründeten gegenteiligen Standpunkt feſtzuhalten, dem auch 
das Schrifttum überwiegend beigetreten iſt (ſ. z. B. Staub 
Bondi, Anm. 13 zu 8 15 HGB. und Anm. 19 zu 58 
HGB.; Düringer⸗Hachenburg⸗Höniger, 3. Auf 
Anm. 26 zu § 25 HGB.; Makower, Anm. III, 3d [S. 12 
zu § 25 HGB.). f 

Zu Unrecht hält ſodann die Rev. eine andere Beurteilung 
deshalb für geboten, weil die Stuttgarter Zweigniederlaſſun. 
als eine ſolche der Bekl. bis 13. Juli 1929 gar nicht 
Handelsregiſter eingetragen geweſen ſei. Dabei wird — 
kannt, daß das Entſcheidende hier die Fortführung der Stu 5 
garter Zweigniederlaſſung unter der bisherigen Firma du 
die Bekl. iſt. uf 

So wenig es für die Anwendung des $ 25 HGB. ba 
ankommt, ob die tatſächlich fortgeführte Firma im Handen 
regiſter überhaupt eingetragen war, ob ſie zu Recht oder U fr 
recht beſtand oder fortgeführt worden ift, vielmehr Sor. 
führung des Geſchäfts unter der bisherigen Firma, ſei es m 


1) JW. 1926, 1958. JW. 1931, 792. 
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oder ohne Nachfolgerzuſatz genügt, ſo wenig kommt es hierher 
bezüglich der Zweigniederlaſſung auf die Eintragung bzw. 
Nichteintragung derſelben an; die Haftung für deren bis⸗ 
herige Schulden iſt vielmehr an und für ſich mit deren Er⸗ 
werb und Fortführung unter der bisherigen Firma verknüpft, 
ſoweit nicht die 88 25 Abſ. 2, 15 Abſ. 3 HGB. etwas anderes 
ergeben. Der Vorderrichter hat aber rein tatſachlich Erwerb 
und Fortführung von Geſchäft und Firma der Stuttgarter 
Zweigniederlaſſung der OHG. L. & Co. durch die Bekl. ein⸗ 
wandfrei feſtgeſtellt. Daß die Eintragung im Stuttgarter 
Handels regiſter und Bekanntmachung dort, da ſie erſt Mitte 
Juli 1929 erfolgten, angeſichts der Tatſache, daß Geſchäfts⸗ 
übergang und Firmenfortführung ſchon in den Februar 1929 
fielen, verſpätet waren, kann füglich nicht bezweifelt werden. 
Gleiches gilt, wie der Vorderrichter zutreffend annimmt, 
übrigens auch von der um den 12. April 1929 erfolgten Mit⸗ 
teilung der Bekl. als Erwerberin an die Kl. von dem Haf⸗ 
tungsausſchluß. Beides wird auch von der Rev. nicht be⸗ 
mängelt. Dagegen erhebt fie weitere ſachlich⸗rechtliche Rügen 
aus § 25 Abſ. 2 HGB., ſoweit der Vorderrichter eine der 
Vorſchrift des 8 25 Abſ. 2 HGB. entſprechende Mitteilung 
von dem Ausſchluß der Haftung an die Kl. vermißt. Das 
BG. hat nun hierher wiederum rein tatſächlich feſtgeſtellt, 
daß die Unterredung MS mit dem Prokuriſten N. der Kl., 
auf die ſich die Bekl. zunächſt beruft, am 13. Febr. 1929 
ſtattgefunden habe. Im Anſchluß daran führt das BG. unter 
Hinweis auf 811 GmbHG. weiter aus, daß damals die Bekl. 
noch gar nicht exiſtiert habe, geſchweige denn, daß zwiſchen 
ihr und der OHG. L. & Co. ſchon ein „rechtswirkſamer Kauf⸗ 
vertrag“ zuſtande gekommen geweſen ſei. M. ſei damals noch 
Prokuriſt der OHG. geweſen, ſeine Mitteilung könne nur eine 
ſolche der bisherigen Geſchäftsinhaber geweſen ſein, ſei nur 
eine unverbindliche und ſo auch nur von dem Zeugen N. auf⸗ 
gefaßt worden. 
Nun könnte es allerdings nicht entſcheidend darauf an⸗ 
kommen, ob die bekl. GmbH. ſchon durch Eintragung im 
andelsregiſter zur Entſtehung gelangt war (j. a. das Urteil 
des erk. Sen. RG. 131, 27ff.). Allein am 13. Febr. 1929 
war noch nicht einmal der notarielle Geſellſchaftsvertrag er⸗ 
richtet. Inſofern unterſcheidet ſich der jetzt vorliegende Fall 
gerade im entſcheidenden Punkt von dem Sachverhalt, wie er 
dem Urteil RG. 131, 27ff. zugrunde liegt. Schon dort aber 
iſt ausgeführt, daß der Zweck der Mitteilung i. S. des § 25 
Abi. 2 HGB. es erheiſche, daß ſie ſich auf eine feſtſtehende 
Tatſache, nicht auf eine erſt in Ausſicht genommene Maß⸗ 
nahme beziehen müſſe und daß deshalb die Mitteilung bloßer 
Pläne und Abſichten nicht genüge, um den Haftungsaus⸗ 
ſchluß i. S. des § 25 Abſ. 2 HGB. herbeizuführen. Von 
dieſem auch hier unbedenklich feftzuhaltenden Standpunkt aus 
unterliegt aber die Beurteilung, welche das BG. den Ver⸗ 
gundlungen M.s und N.s v. 13. Febr. 1929 angedeihen läßt, 
feinen Bedenken. 
Die Rev. meint ſodann, die Kl. hatte mindeſtens nach 
Treu und Glauben die Mitteilung Mis zum Anlaß nehmen 
müſſen, ſich ohne Aufſchub durch Anfrage bei der Bekl. über 
die Haftungsfrage Klarheit zu verſchaffen; ſie hätte darauf⸗ 
zin von ihr, und zwar verbindlich und endgültig eine dem 
eb Abſ. 2 HGB. entſprechende Erklärung erhalten und ihre 
denſprüche gegen die OHG. ſofort geltend machen können; 
tadurch, daß fie ungeachtet der Mitteilungen Mis ſich un⸗ 
ütig verhalten, der Bekl. zur Nachholung der verſehentlich 
Unterbliebenen Erklärung keine Gelegenheit gegeben, den Zeit⸗ 
ablauf alſo gefliſſentlich ausgenützt habe, könne ſie einen bei 
whalem Verhalten nicht zugekommenen Vorteil nicht erlangen. 
Allein auch damit kann die Rev. keinen Erfolg haben. Aus 
8 131, 27ff. kann ſie auch inſoweit nichts für ſich her⸗ 
eiten. Die Haftung des Erwerbers dem Geſchäftsgläubiger 
gegenüber tritt kraft Geſetzes als unmittelbare geſetzliche Folge 
er Geſchäftsfortführung unter der bisherigen Firma ein; ſie 
entfällt nur, wenn die Vorausſetzungen des 8 25 Abſ. 2 HGB. 
Mit art ſind, und etwa dann, wenn der Gläubiger in einer 
t it Treu und Glauben unvereinbaren Weiſe entweder die Ein⸗ 
ragung des Haftungsausſchluſſes im Regiſter und die Be⸗ 
teüntmachung oder aber die Mitteilung an ihn ſelbſt hinter⸗ 
„eben hat. Weder das eine noch das andere kann Bekl. aber 
5 behaupten. Davon, daß die Kl. etwa rechtlich oder nach 
en Geboten von Treu und Glauben im Geſchäftsverkehr ver⸗ 


pflichtet geweſen wäre, die Bekl. auf das Erfordernis einer 
beſonderen Mitteilung oder der Eintragung im Handels⸗ 
regiſter und der Zweigniederlaſſung hinzuweiſen, kann keine 
Rede ſein. Daran würde auch ihre angebliche Kenntnis vom 
Eintrag des Haftungsausſchluſſes im Handelsregiſter der 
Hauptniederlaſſung nichts ändern. Soweit die Tatſache der 
Eintragung im Handelsregiſter und deren Bekanntmachung 
nicht durchſchlägt, wird die Schuldenhaftung dem Gläubiger 
gegenüber aber nur durch Mitteilung von ſeiten des Er⸗ 
werbers oder Veräußerers ausgeſchloſſen; ſonſtige Kenntnis⸗ 
erlangung reicht nach dem klaren Wortlaut des § 25 Abf. 2 
HGB. nicht aus. 
(U. v. 19. Juni 1931; 533/30 II. — Stuttgart.) [ Ku.] 


3. 88 18 Abſ. 2, 37 Ab ſ. 2 HGB.; 820 Abſ. 1 
F GG.; §§ 3, 13 Unl WG. Das Recht zur Beſchwerde 
gegen einen Beſchluß des Regiſterrichters, durch 
den die Anderung der Firma eines Dritten ab⸗ 
gelehnt worden iſt, ſteht nur demjenigen zu, 
deſſen Firmenrecht durch die Verfügung beein⸗ 
trächtigt iſt. Anſprüche, die auf Grund un laute⸗ 
ren Wettbewerbes erhoben werden könnten, 
geben ohne die obige Vorausſetzung das Be- 
ſchwerderecht nicht. ß) 

1. Im Handelsregiſter des AG. iſt ſeit 17. Jan. 1919 
die Firma „D.⸗Werke Adolph D. Gmbh.“ mit 50000 AM 
Stammkapital für ein Unternehmen zur Herſtellung von 
Maſchinen und Eiſenwaren und zum Handel mit ſolchen 
eingetragen. Die BeſchwF., Firma „Vereinigte Baubeſchlag⸗ 
fabriken G. & Co., GmbH.“ in St.⸗F., die nach ihrem Vor⸗ 
trag mit der vorbezeichneten Firma in ſchärfſtem Wettbewerb 
ſteht, hat am 6. Okt. 1930 bei dem AG. wegen des Wortes 
„D.⸗Werke“ angeregt, die Firma gemäß § 142 FGG. zu 
löſchen, notfalls gemäß 8 37 Abſ. 1 HGB. i. Verb. m. 
88 140, 132—139 FGG. gegen fie einzuſchreiten. Bei dieſem 
Einſchreiten könnte es ſich immer nur um ein Vorgehen gegen 
den Gebrauch der Firma im ganzen handeln, nicht um eine 
Unterdrückung des beanſtandeten Firmenbeſtandteils allein 
(RG.: OL Ggiſpr. 6, 340; KG.: JW. 1925, 24891; Staub⸗ 
Bondi, § 37 A. Aa; Düringer⸗Hachenburg⸗Hoeni⸗ 
ger, § 37 A. 5). Die BeſchwF. macht geltend, die Bezeich⸗ 
nung „D.⸗Werke“ verſtoße gegen den Grundſatz der Firmen⸗ 
wahrheit und ſei nach 8 4 GmbHG. i. Verb. m. § 18 Abſ. 2 
HGB. unzuläſſig. Nur große Induſtriebetriebe dürften nach 
ſtändiger Rſpr. die Bezeichnung „Werk“ oder gar „Werke“ 
führen. Die Gegnerin aber, eine Familiengeſellſchaft, beſitze 
nur ein Grundſtück und beſchäftige nur etwa 80 Arbeiter, 
ſie ſei daher ein kleineres, nicht einmal zur Führung der 
Bezeichnung „Werk“ in der Einzahl berechtigtes Unterneh⸗ 
men. Durch den unbefugten Firmengebrauch ſei ſie, die 
BeſchwF., in ihren Rechten, nämlich in dem Rechtsgut ihres 
ſelbſtändigen, eingerichteten Gewerbebetriebs, verletzt. 

2. Das AG. B. hat mit Beſchl. v. 28. Okt. 1930 ein 
Einſchreiten abgelehnt, nachdem durch die Handelskammer 


Zu 3. Der Entſch. iſt beizutreten, wenngleich die Annahme, 
ein bereits eingerichteter und ausgeübter Betrieb eines ſelbſtändigen 
Gewerbes ſei ein Rechtsgut, vielfach bekämpft wird (vgl. Salinger: 
Gruch Beitr. 62, 289 und Roſenthal, ebenda 63, 715). Es 
fragt ſich dann, ob die Firma „Dowaldwerke Adolph Dowald Geſell⸗ 
ſchaft mit beſchränkter Haftung“ den Vorſchriften entſpricht, die das 
GmbHG. und das HGB. über die Berechtigung zu ihrer Führung 
und die Art ihrer Bildung aufgeſtellt hat, alſo dem 8 4 Gmb. 
i. Verb. m. § 18 Abſ. 2 HGB., da die GmbH. als Handelsgeſell⸗ 
ſchaft gift und daher für die Firma dieſer Geſellſchaft die all⸗ 
gemeinen Grundſätze über die Firmen und insbeſ. über die Form 
und den Inhalt der Zuſätze gelten. Zutreffend iſt die Anſicht der 
BeſchwF., daß der Zuſatz „Werk“ oder „Werke“ nur von einem 
großinduſtriellen Unternehmen geführt werden darf (vgl. KG.: DIZ. 
1911, 1504; KJ. 41, A 109; KG.: OLG Rſpr. 34, 152; KG.: 
DRNotV. 1928, 188; K.: Ic. 3, 176; DRotV. 1925, 11 ff.). 
Letztere Entſch. iſt bezüglich des Zuſatzes: „Werk“ bedenklich. Siehe 
Näheres Brand: Recht und Handel 1926, 331; Bondi, ebenda 
1926, 613; Th. Cohn: JW. 1928, 2638; Schneider! Volks⸗ 
wirtſchaftliche Blätter 1929, 119. Vgl. auch die Beh. des Juſt Min. 
v. 10. April 1922 über täuſchende Zuſätze, wie „Werk“, „Fabrik“ 
(JM Bl. 1922, 151). Ob vorliegend kein großinduſtrielles Unter⸗ 
nehmen vorliegt, das den Zuſatz „Werk“ oder „Werke“ in der 
Firma nicht führen darf, läßt ſich aus den Angaben der Beſchw. 
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zu B. feſtgeſtellt worden war, daß die GmbH. aus der 
OHG. „D.⸗Werke Adolph D.“ hervorgegangen iſt, welche 
am 9. Juni 1917 zunächſt unter der Firma „D.⸗Werk 
Adolph D.“ handelsgerichtlich eingetragen wurde, aber nach 
Eröffnung einer zweiten Betriebsſtätte, die erſt in der In⸗ 
flationszeit wieder aufgelöſt wurde, am 11. Juni 1918 die 
veränderte Firma „D.⸗Werke Adolph D.“ angenommen und 
zur Eintragung gebracht hat. Die hiergegen erhobene Be⸗ 
ſchwerde hat das LG. unter Bejahung des Beſchwerderechts 
als unbegründet zurückgewieſen, weil ein Einſchreiten im 
öffentlichen Intereſſe, wie ſowohl für das Verfahren nach 
8 140, als auch für dasjenige nach § 142 FGG. erforderlich, 
nicht geboten ſei. Auf die weitere Beſchwerde mit dem An⸗ 
trag, nach den beim AG. geſtellten Anträgen zu erkennen, 
will das Hanſo LG. zu H. ſich dahin ausſprechen, daß die 
nach § 29 FGG. formgerecht eingelegte Beſchwerde unzu⸗ 
läſſig ſei, weil kein Recht der BeſchwF. i. S. des 8 20 
Abſ. 1 FGG. verletzt ſei. Es ſieht ſich jedoch am Ausſpruch 
dieſer Unzuläſſigkeit, wofür es ſich auch auf die Entſch. des 
KG. v. 26. Nov. 1908: KGJ. 37, A 199 RIA. 10, 20 
beruft, durch die Erkenntniſſe des BayobsG. v. 19. Sept. 
1921: BayRpflg. 1922, 74 L. 1922, 31 und v. 17. Juni 
1922: Rings 356., Bd. 1 (1924) S. 188 gehindert, wo⸗ 
ſelbſt ein Beſchwerderecht des Wettbewerbers anerkannt iſt. 
Daher hat das OLG. Hamburg die Beſchwerde gemäß 8 28 
Abſ. 2 FGG. dem RG. zur Entſch., vorgelegt. Der Fall des 
828 Abſ. 2 FGG. iſt nach dieſer Geſetzesſtelle i. Verb. m. 
§ 199 Abſ. 1 und 2 FGG. gegeben. 

3. Dem OLG. und KG. iſt beizupflichten. Nach 8 20 
Abſ. 1 FGG. ſteht die Beſchwerde jedem zu, „deſſen Recht 
durch die Verfügung“ (des Gerichts erſter und höherer In⸗ 
ſtanz) „beeinträchtigt iſt“. Dieſe Vorſchrift hat ihre gleich⸗ 
mäßige Bedeutung für alle Gebiete der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit. Jede erweiternde Auslegung auf dem einen Gebiet 
hat unüberſehbare Auswirkungen auf die übrigen Gebiete. 
Wie die Entſtehungsgeſchichte zeigt (vgl. die Darſtellung bei 
Schlegelberger, Komm. z. FGG., 3. Aufl 1927, zu 
8 20, Bd. I ©. 291), war wegen der Ausdehnung des Be⸗ 
ſchwerderechts ſchon die Faſſung des Geſetzes umſtritten. An⸗ 
genommen wurde ſchließlich die Faſſung des Entwurfs 8 19, 
zu der die Denkſchrift, Mat. S. 39, erklärt: „Hiernach ge⸗ 
nügt es zur Anfechtung nicht, daß die Verfügung auf die 
rechtlichen Beziehungen des BeſchwF. von Einfluß iſt und 
daß er inſofern ein Intereſſe an ihrer Anderung hat, viel⸗ 
mehr iſt ſtets erforderlich, daß eine Beeinträchtigung ſeines 
Rechtes vorliegt. Dieſe Regelung ſteht mit allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen im Einklange. Darüber hinauszugehen iſt 
weder durch ein praktiſches Bedürfnis noch durch Rückſichten 
der Billigkeit geboten.“ 

Die „Verfügung“ des Gerichts muß die Beeinträchti⸗ 
gung des Rechtes enthalten. Kann dies auch dadurch ge⸗ 


nicht entnehmen, da dieſe nichts enthalten über die Betriebsart der 
Dowaldwerke uſw., über Betriebs⸗ und Anlagekapital, den Umſatz, 
die Gewerbeſteuer, über die Größe und Beſchaffenheit der dem Betriebe 
gewidmeten Räumlichkeiten, die Zahl und Art der verwendeten ge⸗ 
werblichen Hilfsmittel, Menſchen — Maſchinen — und ſonſtigen Kräfte, 
die Höhe der Einnahmen, die Zahl der Lieferanten und Kunden, die 
Organiſation des Betriebes, insbeſ. ob die Zahl von Angeſtellten 
unter Ausnutzung des Prinzips der Arbeitsteilung beſchaftigt iſt, 
alles dies aber zur Beurteilung der Frage, ob ein großinduſtrielles 
Unternehmen vorliegt, erforderlich iſt, wenngleich alle dieſe Momente 
in jedem einzelnen Falle nicht zuſammenfallen müſſen und es 
genügt, wenn der Betrieb ſeiner inneren Natur und ſeinem ganzen 
Charakter nach zu einer kaufmänniſchen Organiſation um feines 
Umfanges willen hindrangt (vgl. Baydbsch.: Dot. 1931, 212). 
Aus der Behauptung, daß die Dowaldwerke uſw. nur ein Grund⸗ 
ſtück bejigen und etwa 80 Arbeiter beſchaftigen, läßt ſich ein Schluß 
dahin nicht ziehen, daß jenes Unternehmen kein großinduſtrielles iſt, 
da jenes Grundſtück genügend große Räume für ein großinduſtrielles 
Unternehmen beſitzen kaun und in dieſen Räumen ſo ausgedehnte 
maſchinelle Anlagen und ſo große Transportanlagen mit maſchinellem 
Betrieb ſein können, daß 80 Arbeiter für einen großinduſtriellen Be⸗ 
trieb ausreichen. Nimmt man an, daß die Dowaldwerke uſw. keinen 
großinduſtriellen Betrieb haben, jo würde der Zuſatz „Werke“ in 
der Firma unzuläſſig fein. Die Firma könnte alsdann gemäß 8 142 
FGG. gelöſcht werden, und zwar entweder von Amts wegen oder auf 
Anregung eines Dritten, da der Zuſatz geeignet iſt, eine Täuſchung 
des Publikums über den Umfang des Geſchäfts herbeizuführen und 
daher gegen § 18 Abſ. 2 HB. verſtößt. Kommt der Regiſterrichter 


beeinträchtigt ſein kann. Dies iſt aber zu verneinen. 

Das Recht, auf dem die Beim. fußt, iſt ihr ſelb⸗ 
ſtändiger eingerichteter Gewerbebetrieb. Eine Beeinträchti⸗ 
gung ihres Namens- (RG. 109, 2132); 115, 401 (406); 
JW. 1927, 1586) und Firmenrechts kommt nicht in Frage, 
da die Gegnerin, abgeſehen von dem nach 8 4 Abſ. 2 
GmbH®. gleichmäßig vorgeſchriebenen Zuſatz, keinen Firmen⸗ 
beſtandteil der BeſchwF. gebraucht und bei dem ſonſt völlig 
verſchiedenen Wortlaut der beiderſeitigen Firmen jede Ver⸗ 
wechflungsgefahr ausgeſchloſſen iſt (weshalb auch $ 16 Unl⸗ 
WG. ausſcheidet). Jener eingerichtete Gewerbebetrieb, den 
die Rſpr. als ein Recht anerkennt, müßte aber als folder 
Gegenſtand der Beeinträchtigung fein, wenn der Beſchw ß, 
die allerdings wie jeder andere zu dem Amtsverfahren nach 
88 142, 144 oder 140 FGG. Anregung geben konnte, auch 
ein Beſchwerderecht nach 8 20 FGG. eingeräumt werden 
ſoll. Eine Verhinderung oder Störung ihres eigenen Ger 
werbebetriebs kann aber auch von der Beſchwß. ſelbſt nicht 
behauptet werden. Eine ſolche hat auch das BayObsG. in 
den von ihm entſchiedenen ähnlichen Fällen nicht angenom- 
men, vielmehr in der älteren Entſch. v. 19. Sept. 1921, zu 
welcher die ſpätere nichts Neues bringt, unter Anführung von 
RG.: JW. 1913, 43512; 1915, 9153 und Recht 1918 
Nr. 236 ſelbſt ausdrücklich abgelehnt. 

Aber es ift der Meinung, nach 88 3, 13 UnlWG. ber 
ſtehe ein Unterlaſſungsanſpruch des Wettbewerbers gegenüber 
dem Mißbrauch des — geſetzlichen — Firmenrechts, und 
wenn die Verfügung des Regiſterrichters dieſes Recht ber“ 
letze, müſſe das Beſchwerderecht nach 8 20 FG. gegeben 
fein. Es weiſt darauf hin, in JW. 1913, 435 12, Urt. des 
1. ZivSen. des RG. v. 8. Jan. 1913, 1 166/12, ſei aus“ 
drücklich „das Recht aus dem ſonſtigen Wettbewerbsrecht“, 
außer 8 16, „vorbehalten“. Es ſei, fo wird weiter gejagt, 


zu der Überzeugung, daß ein Einſchreiten oder die Anregung auf 
Löſchung abzulehnen iſt, ſo findet gegen die Verfügung des 
Negber. das Rechtsmittel der einfachen Beſchwerde aus $ 20 Abſ. ! 
FGG. ftatt. Beſchwerdeberechtigt iſt aber nicht jeder, ſondern nut 
derjenige, der in ſeinem Rechte beeinträchtigt iſt. Dieſe Vorausſetzung 
liegt aber im gegebenen Falle nicht vor. 

Bemerkt ſei hierbei, daß die Frage, ob ein Einſchreiten des 
Regiſterrichters gemäß $ 142 FGG. immer nur gegen den Gebrauch 
der Firma im ganzen und nicht gegen einen Teil desſelben zulaſſig 
ift, beſtritten iſt. Joſef: JW. 1926, 600 iſt der Anſicht, de 
nach § 142 FGG. die Löſchung nur inſoweit ſtattfindet, als w 
unzuläſſig iſt, alſo z. B. nur wegen des Firmakerns oder wegen 
des Firmazuſatzes. Dieſer Anſicht kaun jedoch nicht beigetreten wer 
den, da das Regiſter nur eine durch die Anmeldung gedeckte Firm 
aufnehmen darf (vgl. Trojan: DNotV. 1927, 121). Die An 
ſicht Joſefs würde auch zu geſetzwidrigen Eintragungen führe“ 
Es könnte danach z. B. der Firmakern gelöſcht werden, währen 
der Firmazuſatz eingetragen bliebe. Dadurch würde ev. aus eine 
nur zuläſſigen Perſonenfirma eine Sachfirma werden. 

Im übrigen mag noch folgendes angeführt werden: 1 

Der Regiſterrichter hat bei der Eintragung von Iirmen 
lediglich zu prüfen, ob die angemeldete Firma den Vorſchriften 
entſpricht, die das HGB. über die Berechtigung zu ihrer Führung 
und die Art ihrer Bildung aufgeſtellt hat. Entſpricht die 7 
dieſen Vorſchriften, fo iſt es nicht feine Aufgabe zu unterſuchen⸗ 


2) JW. 1929, 1360. 
) JW. 1927, 1585. 


1) JW. 1929, 629. 
) Id. 1926, 367. 
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nur folgerichtig, daß, wer ſelbſt das Recht zur Unterlaſſungs⸗ 
lage habe, auch das Beſchwerderecht erhalte. Hierbei geht die 
ezugnahme auf das angeführte RGurt. für den ſpringen⸗ 
den Punkt, ob durch die Führung einer unwahren, zur Täu- 
chung über die Verhältniſſe des unter ihr betriebenen Unter⸗ 
nehmens geeigneten Firma das „Recht“ eines Wettbewerbers 
derfegt ſei, fehl. Damals iſt nur Zurückverweiſung der Sache 
erfolgt, damit — im ordentlichen Prozeßverfahren — die 
tüfung vorgenommen werde, ob zur Rechtfertigung des 
erhobenen Unterlaſſungs⸗ und Löſchungsanſpruchs „vielleicht 
eine andere Beſtimmung des Geſetzes wider den unlauteren 
Wettbewerb Platz zu greifen habe“. Daß die Kl. durch den 
Gebrauch der zur Täuſchung über den Umfang des Geſchäfts 
geeigneten, folglich gegen $ 18 Abſ. 2 HGB. verſtoßenden 
Firma „in ihren Rechten“ verletzt ſei, wird ausdrücklich unter 
erſagung des Klagerechts nach 8 37 Abſ. 2 HGB. verneint. 
as Zutreffen irgendeiner anderen Beſtimmung des UnlWG. 
wird alſo gerade nicht dahin beurteilt, daß dadurch die 
Kl. „in ihren Rechten verletzt“ ſein müſſe. Nun iſt die Rſpr. 
des R., beſonders des erkennenden, jetzt mit dem einſchlä⸗ 
gigen Rechtsgebiet befaßten Senats, auch hinſichtlich der An⸗ 
wendung der auf 88 823, 1004 BGB. ſich ſtützenden quaſi⸗ 
negatoriſchen Unterlaſſungsklage auf dem Gebiete des ge⸗ 
werblichen Rechtsſchutzes nicht dabei ſtehengeblieben, daß nur 
ein unmittelbar gegen den Beſtand des Betriebs des Klagen⸗ 
den gerichteter Eingriff ſich als Verletzung des Rechts des 
eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetriebs darſtelle — 
ſo noch Urt. dieſes Sen. v. 3. Febr. 1931, II 113/30 —, 
vielmehr iſt dies als zu eng erklärt und die Klage gegen 
unbefugte Beeinträchtigungen gewerblicher Betätigung auch 
ohne Rückſicht darauf gewährt oder als berechtigt erklärt 
worden, ob ein ſich unmittelbar gegen den Beſtand richtender 
Eingriff vorliege, jo unter Berufung auf JW. 1905, 17419 
und den Fall RG. 109, 52 die Urt. dieſes Sen. v. 19. Okt. 
1928, II 53/285) JW. 1929, 1217 25 (1218) und v. 
27. Febr. 1931, II 155/30. Immer find dabei aber, mag 
auch dieſe Unterlaſſungsklage des bürgerlichen Rechts als 
mit zur Abwehr unlauteren Wettbewerbs gegeben bezeichnet 
ſein, doch Beeinträchtigungen des freien Gewerbebetriebs des 
Klagenden verlangt. Es handelt ſich um eine auf dieſem 
Sondergebiet des gewerblichen Rechtsſchutzes, wie ſtets be⸗ 
tont, vor ſich gehende Ausfüllung der in den Einzelbeſtim⸗ 
mungen des BOB. und in den Sondergeſetzen enthaltenen 
ücken durch Richterrecht zur Deckung ſchutzwürdiger Inter⸗ 
eſſen. Dieſe Rſpr. liegt am äußerſten Rande oder entfernt 
ich ſchon von dem Rechtsboden, auf dem das Geſetz über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit das Be⸗ 
ſchwerderecht zuläßt. Hier genügt es gerade nicht, daß ſchutz⸗ 
ürdige Intereſſen beſtehen; es muß ein Recht beeinträchtigt 
ein. Das hält die Rſpr. des Sen. auch inſoweit fortdauernd 
für erforderlich, als es ſich um das durch eine Verletzung 
„in ſeinen Rechten“ bedingte Klagerecht des Firmeninhabers 
nach 8 37 Abſ. 2 HGB. handelt JW. 1902, 2720; 1913, 
435 j NG. 114, 90 (94) ); vgl. Staub- Bondi, 3 37 
. 14 gegen Düringer⸗Hachenburg⸗Hoeniger, 8 37 
A. 8). Es iſt nicht, wie das BayObLG. jagt, folgerecht, 
ledem, der irgendeine Unterlaſſungsklage hat, das Beſchwerde⸗ 
recht zu verſtatten, ſondern gegenüber dem poſitiven Inhalt 
des § 20 FGG. unſtatthaft, dies zu tun. Die Unterlaſſungs⸗ 
anſprüche des UnlWG., zu deren Verfolgung in den Fällen 
der 88 1, 3, 6, 8, 10, 11, 12 nach § 13 nicht bloß Ge⸗ 
werbetreibende, die Waren oder Leiſtungen gleicher oder 


verwandter Art herſtellen oder in den geſchäftlichen Verkehr 


ob die angemeldete Firma etwa zu Zwecken des unlauteren Wett⸗ 
bewerbs oder in der Abſicht gebildet iſt, Verwechſelungen mit der 
Firma eines Konkurrenzunternehmens hervorzurufen. Hierzu würde 
al dann eine Veranlaſſung nicht beſtehen, wenn dem Regiſter⸗ 
„ter ſchon vor der Eintragung der Firma bekannt wäre, daß 
Ert anderer Seite gegen den Gebrauch der angemeldeten Firma auf 
Grund der Vorſchriften des UnlWG. Einſpruch erhoben würde, 
denn der Regiſterrichter iſt lediglich zur Überwachung der Ein⸗ 
haltung der firmenrechtlichen Vorſchrift des HGB. berufen und der 
oft ſchwierigen und zeitraubenden Prüfung überhoben, ob eine an⸗ 
gemeldete Firma in einer Weiſe benutzt werde, die geeignet ſei, Ver⸗ 
Ichſelungen mit einer anderen Firma hervorzurufen (KG.: RIA. 

116). Er hat daher die Eintragung ſelbſt dann zu bewirken, 


5) JW. 1929, 1217. 9) ZW. 1926, 2906. 


bringen, ſondern auch Verbände zur Förderung gewerblicher 
Intereſſen berechtigt ſind, haben in der Regel kein außer⸗ 
halb derſelben beſtehendes Rechtsverhältnis zur Voraus⸗ 
ſetzung; ſie entſtammen grundſätzlich nicht einem Individual⸗ 
recht. Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes ſind nicht bloß der 
Wettbewerber halber gegeben, ſondern ſie dienen auch den 
Intereſſen des Publikums und der Bewahrung des Rechts⸗ 
friedens (RG. 115, 330 :); 120, 499). Von irgendeinem 
Eingriff in die freie gewerbliche Betätigung der Beſchwß. 
iſt hier keine Rede; was hier allein in Betracht kommt, iſt 
das, daß die Gegnerin durch eine inhaltlich unwahre An⸗ 
gabe in einem Firmenbeſtandteil ihren eigenen Abſatz fördere 
und dadurch mittelbar dem Erfolg der geſchäftlichen Be⸗ 
tätigung der BeſchwF. Abbruch tue. Konkurrenz iſt aber, 
wie in ZW. 1913, 43512 mit Recht gejagt iſt, noch nicht ein 
Eingriff in den geordneten Geſchäftsbetrieb eines anderen. 
Dies gilt ſelbſt dann, wenn ſie ſich eines nicht zugleich einen 
ſolchen Eingriff enthaltenden unlauteren Mittels bedient. 
Der in ZW. 1905, 17415 behandelte Fall, wo von den 
Unterlaſſungsanſprüchen des UnlWG. ein Unterſagungsrecht 
hergeleitet und der geſchäftlichen Betätigung des Kl. in den 
Weg gelegt war, enthält demgegenüber gerade den Eingriff 
in die geſchäftliche Betätigung des klagenden Teils. Die 
Unterlaſſungsklage nach 88 3, 13 UnlWG. iſt der Beſchwỹ. 
durch die Verfügung des Regiſtergerichts weder benommen 
noch beeinträchtigt. Wie bei der Ordnung des Beſchwerde⸗ 
rechts nach 8 20 FG. gemäß der Denkſchrift das praktiſche 
Bedürfnis in Erwägung gezogen worden iſt, ſo iſt bei der 
Zulaſſung des Beſchwerderechts des Wettbewerbers als ſol⸗ 
chen, das dann auch den zur Unterlaſſungsklage berechtigten 
Verbänden nicht verſagt werden könnte, der mehr aufs For⸗ 
male gerichtete Aufgabenkreis der Regiſterführung gegenüber 
demjenigen der Zivilrechtſprechung zu bedenken und als 
Gegengrund zu würdigen. In jenen Kreis paßt, wie ſchon 
vom Geſetzgeber mit § 127 FGG. berückſichtigt, Denkſchrift 
S. 70 zu § 123 Entw., die unter Umſtänden von eingehenden 
Erörterungen und Ermittlungen des Tatbeſtands abhängige 
Beurteilung „ſtreitiger Rechtsverhältniſſe“ und erſt recht 
ſolch ſchutzwürdiger Jutereſſen nicht, wie fie gerade im Unl⸗ 
WG. geſetzgeberiſch geſichert ſind. Es geht nicht an, die Aus⸗ 
tragung der mannigfaltigen Wettbewerbsſtreitigkeiten, die 
mit der Firmenführung zuſammenhängen, durch Einräumung 
der Beſchwerde in das Amtsverfahren des Regiſterrichters zu 
verlegen. 

Gegen das Beſchwerderecht aus dem Grunde des Wett- 
bewerbs und insbeſ. wegen eines Verſtoßes der Firma gegen 
§ 18 Abſ. 2 HGB. ſprechen ſich auch aus: Schlegelber⸗ 
ger, Komm. z. FGG., § 20 A. 22 (S. 301/02) und Jo- 
ſef: HanſgtZ. 1922, 871. 

(Beſchl. v. 21. April 1931; 81/31 JI. — Hamburg.) [Ku] 
= RG. 132, 312.) 


4. 88 363, 364, 366 H G B. 

1. Ob im Einzelfall in der Übergabe eines 
Lieferſcheins eine Abtretung des Heraus gabe⸗ 
anſpruchs zu finden iſt, iſt Tatfrage. 

2. Der gute Glaube des Erwerbers an die 
Verfügungsbefugnis des Veräußerers beſteht 
nicht, wenn dem Erwerber bekannt iſt, daß der⸗ 
jenige, von dem der Veräußerer ſeine Rechte 
herleitet, zur Verfügung nicht berechtigt war. f) 

Im Dezember 1928 verkaufte die Kl. von einem größeren 


wenn einem Dritten ein Anſpruch auf Unterlaſſung des Firmen⸗ 
gebrauchs zuſteht, weil die neu angemeldete Firma geeignet iſt, Ver⸗ 
wechſelungen mit der Firma des Dritten hervorzurufen. Steht aber 
dem Regiſterrichter eine Prüfung nach der gedachten Richtung nicht 
zu, ſo verletzt die Eintragung auch kein Recht des Dritten. Es ſteht 
dem letzteren daher auch die Beſchwerde gegen die Eintragung nicht 
zu, da gemäß 8 20 Abſ. 1 FGG. die Beſchwerde nur dem zuſteht, 
deſſen Recht durch die Verfügung beeinträchtigt iſt. Der Dritte 
kann daher im Falle des Verſtoßes gegen das Unl Wg. ſein Recht 
nur im Prozeßwege verfolgen (5 37 Abſ. 2 HGB.; Joſef: Hau. 
1922, 870 ff.). 5 
Ac. a. D. Theodor Cohn (8), Berlin. 
) 38. 1927, 777. % JW. 1928, 1218. 


Zu 4. 1. Dem Lieferſchein iſt in dem vorſtehenden Urteile die 
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für ſie auf der Weſer eingetroffenen und in der Folge bei 
der Firma M. in Brake eingelagerten Poſten Golfgerſte 
250 t gegen Zwei⸗Monatsakzept unter Eigentums vorbehalt 
an die AktG. U. in Hamburg. Dieſe Firma hat das im 
Februar 1929 fällige Akzept nicht eingelöſt, vielmehr ſchon 
am 11. Jan. 1929 ihre Zahlungen eingeſtellt. 

Nach Abſchluß des Kaufvertrages ſtellte die Kl. bei der 
Firma M. zugunſten des von der U. aufgegebenen Spediteurs, 
nämlich der Firma P. in Bremen, 250 t Gerſte, ohne Vor⸗ 
behalt frei. Demgemäß beſtätigte M. der Firma P., daß die 
Ware zu ihrer Verfügung ſtehe und brachte P. 250 t Gerſte 
buchmäßig gut, die dem Konto der Kl. abgeſchrieben wurden. 

Auf Wunſch der U. ſtellte P. am 22. Dez. 1928 einen 
Lieferſchein aus, in dem er dem Inhaber des Scheins 
aus dem in den nächſten Tagen eintreffenden Dampfer „Dal⸗ 
more“ 250 t Golfgerſte kob zur Verfügung ſtellte. Die U. 
übertrug dieſen Schein durch Indoſſament an eine GmbH. 
in Hamburg, deren Geſchäftsführer mit den Vorſtandsmit⸗ 
gliedern der U. identiſch waren. Am gleichen Tage noch über⸗ 
ſandte die GmbH. den blanko indoſſierten Lieferſchein der 
Bekl., einer Bank in Bremen, mit der Bitte um Gewährung 
eines Vorſchuſſes von 25 600 fl. in Scheck auf Holland. Die 
Bekl. gab den Vorſchuß und wies P. unter gleichzeitiger 
Überſendung des Lieferſcheins, den er als Treuhänder ver⸗ 
wahren ſollte, an, die Ware zu ihrer ausſchließlichen Ver⸗ 
fügung zu halten. 

Am 11. Jan. 1929 ließ ſich P. von M. auf Veranlaſ⸗ 
fung der Bekl. drei Orderlagerſcheine über die 250 t Gerſte 
ausſtellen, indoſſierte ſie auf die Bekl. und übergab ſie ihr 
am folgenden Tage. Die Bekl. hat die Gerſte weiter verkauft. 

Die Kl. behauptete, daß die Gerſte niemals in das 
Eigentum der Bekl. übergegangen ſei und daß dieſe ſchuld⸗ 
haft das Eigentum der Kl. verletzt habe. Mit der Klage ver⸗ 
langte fie Zahlung von 46 250 AA Schadenserſatz entſpre⸗ 
chend dem Wert der Ware. Dieſe Forderung ſtützte die Kl. 
eventuell auf ungerechtfertigte Bereicherung. 

Die Bekl. meinte, die Kl. habe bereits beim Verkauf an 
die U. oder doch durch die Einlagerung bei M. ihr Eigentum 
verloren. Mindeſtens aber habe die Bekl. durch Übergabe 
der Lagerſcheine gutgläubig Eigentum erworben, nachdem 
P. ihr auf Anfrage mitgeteilt habe, daß der Lieferſchein 
eingelöſt werden würde. Die Kl. beſtritt den guten Glauben 
der Bell. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen. Das OLG. hat 
nach Beweisaufnahme die Berufung der Kl. zurückgewieſen. 
Die Rev. führte zur Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Das BG. geht davon aus, daß durch den Verkauf der 
Gerſte an die U. das Eigentum der Kl. unberührt geblieben 
ſei und daß auch die übergabe des Lieferſcheins durch 
P. der U. nicht einmal den Beſitz der Ware verſchafft habe, 
alſo auch nicht der GmbH. und nicht der Bekl. Indeſſen 
habe P. durch den Verkauf und die Maßnahmen der Kl. 
ſowie der Firma M. den mittelbaren Beſitz der fraglichen 


Bedeutung einer Urkunde i. S. des §S 363 HGB. mit der Wirkung 
des § 364 HGB. mit Recht verſagt, weil „der Lieferſchein nicht nur 
allgemein von Golfgerſte ſpricht,. .. vielmehr aus dem Dampfer 
Dalmore 250 t Golfgerſte zur Verfügung geſtellt wurden“ und der 
Schein auf den Inhaber ausgeſtellt war, damit den Erforderniſſen 
des § 363 BGB. einer Anweiſung oder eines Verpflichtungsſcheines 
über vertretbare Sachen und mit Orderklauſel nicht entſprach. Zu 
dem Merkmale vertretbare Ware bei einem Lieferſchein ſiehe auch 
RG. 101, 297 (299), über den Begriff des Lieferſcheines i allg. 
z. B. Staub, 8363 A. 8a, über Lieferſcheine im Getreidehandel 
auch LG. 1 Berlin: Wugt. 1930, 29. 

Es entſpricht auch der bisherigen Rſpr., z. B. RG. 49, 99; 
101, 299; 103, 153, und leuchtet ohne weiteres ein, wenn das Ur⸗ 
teil weiter davon ausgeht, die Aushändigung des Lieferſcheins an 
den Käufer bedeute nicht ohne weiteres Abtretung des Herausgabe⸗ 
anſpruchs nach $ 931 BGB. und damit Eigentumsuͤbertragung an den 
Käufer, dieſe hingen vielmehr von den beſonderen Umſtänden des ein⸗ 
zelnen Falles ab. „In der Aushändigung eines ſolchen Lieferſcheines 
(kann) beim Mangel ſonſtiger Umſtände, die auf einen dahingehenden 
Willen der Parteien hindeuten, eine Abtretung des Herausgabe⸗ 
anſpruchs nicht erblickt werden“ (RG. 103, 153). Keiner Erläuterung 
bedarf es auch, daß, wie das Urteil weiter ausführt, die Übertragung 
des Herausgabeanſpruchs auch ohne wirkſames Indoſſament ſchon 
aus der Geſamtheit aller begleitenden Umſtände gefolgert werden 
Konnte, „Nicht auf die Wirkſameit eines Indoſſaments, ſondern 
auf den Willen der Beteiligten kommt es an, der formlos zum Aus⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift 
Quantität Gerſte erlangt, dieſen dadurch allerdings auch der 
U. vermittelt. Durch Übergabe der Lagerſcheine, die 
an die Bekl. indoſſiert habe, ſei dieſe dann ſo geſtellt worden, 
wie ſie durch Übergabe des Gutes ſelbſt geſtellt worden wäre, 
ſie habe alſo alleinigen mittelbaren Beſitz erlangt. Die Bell. 
habe damit auch das Eigentum an der von der Kl. ver⸗ 
kauften Gerſte erlangt, die Einigung ſei durch den Erwerb 
des Lieferſcheins bewieſen und die Übergabe der Lagerſcheine 
ſei erfolgt, um der Bekl. Eigentum zu verſchaffen. Der gute 
Glaube der Bekl. könne ſich nur auf die Verfügungsbefugnis 
P.s beziehen und es ſei nichts dafür dargetan, daß der Bekl. 
Anlaß gehabt habe, an dieſer Verfügungsbefugnis zu zweifeln. 

Dieſe Ausführungen geben zu rechtlichen Bedenken in 
weſentlichen Punkten Anlaß. Die Rev. rügt zunächſt mit 
Recht, daß das OLG. den von P. ausgeſtellten Lieferſchein 
als Verpflichtungsſchein i. S. des 8 363 HGB. anſieht. Es 
iſt nach dem Tatbeſtand des angef. Urteils richtig, daß der 
Lieferſchein nicht „nur allgemein von Golfgerſte ſpricht“, 
wie das OLG. in anderem Zuſammenhang ſagt, daß viel 
mehr ausdrücklich aus dem Dampfer „Dalmore“ 250 t Golf⸗ 
gerſte zur Verfügung geſtellt wurden. Ein Verpflichtungs⸗ 
ſchein i. S. des § 363 HGB. liegt aber auch ſchon deshalb 
nicht vor, weil die Urkunde v. 22. Dez. 1929 auf den In⸗ 
haber ausgeſtellt iſt und die Perſon des Berechtigten nicht 
nennt. Die von der Bekl. während des ganzen Rechtsſtreits 
für den Lieferſchein in Anſpruch genommene Wirkung de 
§ 364 HGB. kommt alſo überhaupt nicht in Betracht. Richtig 
iſt aber, wenn die Bekl. darauf hinweiſt, daß es hier au 
dieſe Unterſcheidung zunächſt nicht ankomme, weil P. der 
U. gegenüber keine Einreden hatte, die er der U. gegenüber 


hätte geltend machen können. Richtig iſt auch, daß es zunächſt 


darauf ankommt, ob in der Ausſtellung und Übergabe des 
Lieferſcheins eine Abtretung eines Herausgabeanſpruchs i. E. 
des § 931 BGB. zu erblicken iſt. 

Aber damit iſt noch nicht ohne weiteres dargetan, daß 
der Lieferſchein der Firma P., wie die Bekl. behauptet, eine 
ſolche Abtretungserklärung enthält oder nach dem Willen 
der Vertragsparteien enthalten ſollte. Dazu würde genügen, 
daß P. einen ihm gegen M. zuſtehenden Herausgabeanſpruch 
aufgab. Das OLG. hat aber nichts darüber geſagt, weshalb 
es eine ſolche Annahme ablehnt, ſondern hat nur unter Be⸗ 
rufung auf RG. 103, 152 den rein ſchuldrechtlichen Charakter 
des Verpflichtungsſcheins betont und daraus gefolgert, da 
ſeine Indoſſierung nicht die Wirkung einer Beſitzübertragung 
gehabt habe. Letzteres iſt richtig, doch wird dabei überſehen, 
daß die Übertragung des Herausgabeanſpruchs auch ohne 
wirkſames Indoſſament ſchon aus der Geſamtheit aller be 
gleitenden Umſtände gefolgert werden konnte. Nicht auf e 
Wirkſamkeit eines Indoſſaments, ſondern auf den Willen 
der Beteiligten kommt es an, der formlos zum Ausdruck ge⸗ 
bracht werden kann, z. B. durch Übergabe des Lieferſcheins 
mit einem als ſolchem unwirkſamen, aber den Übertragung?” 
willen bekundenden Indoſſament, insbeſ. wenn die begleiten“ 


druck gebracht werden kann, z. B. durch Übergabe des Lieſerſcheins 
mit einem als ſolchem unwirkſamen, aber den Übertragungswillen * 
kundenden Indoſſament, insbeſ. wenn die begleitenden Umſtände bar 
für ſprechen, daß der mittelbare Beſitzer den Beſitz übertragen un 
der Erwerber des Lieferſcheins den Beſitz erwerben will.“ Im übt! 
gen Staub a. a. O. 

2. „Der gute Glaube des Erwerbers an die Verfügungsbefug 
nis des Veräußerers (beſteht) dann nicht, wenn dem Erwerber 97 
kannt iſt, daß derjenige, von dem der Veräußerer ſeine Rechte her 
leitet, zur Verfügung nicht berechtigt iſt.“ Demgemäß ſteht es z. 5 
nach dem Urteil dem guten Glauben des Erwerbers entgegen, wen 
er wußte, daß der Vormaun feines Verkäufers unter Eigentum 
vorbehalt erworben hatte, es ſei denn, daß er den Vorbehalt für ar 
ledigt halten durfte. Über dieſen Satz des vorſtehenden Urnen 
ſcheint keine Übereinſtimmung in der Lehre zu beſtehen, einexjetl? 
Düringer-Hahenburg, 8366 Anm. 2, dem das Urteil folg, 
andererſeits Staub, § 366 Anm. 17, 21, dem „es genügt, 15 — 
man ſeinen unmittelbaren Vormann für verfügungsberechtigt hielt. 
Daß ein früherer Vormann nicht verfügungsberechtigt war 5 
dieſen ſelben Gegenſtand ohne Befugnis veräußert hat, ift gleig 
gültig, deshalb iſt es auch gleichgültig, wenn der Erwerber dies 9. 
wußt hat“. Nach dem Beiſpiel des vorſtehenden Urteils verſtän ie 
angewandt, dürfte der redliche Verkehr mit der Auffaſſung des Urten 
auskommen. 0 

RA. Dr. Plum, Köln. 
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den Umſtände dafür ſprechen, daß der mittelbare Beſitzer 
den Beſitz übertragen und der Erwerber des Lieferſcheins 
den Beſitz erwerben will. Wie das RG. in der angeführten 
Entſcheidung und unter Bezugnahme auf RG. 49, 97 aus⸗ 
geführt hat, iſt es Tatfrage, ob im Einzelfall in der Über⸗ 
gabe des Lieferſcheins eine Abtretung des Herausgabeanſpruchs 
zu finden iſt. Dann genügt zur Verneinung der Frage nicht 
der Hinweis auf den ſchuldrechtlichen Charakter des Liefer⸗ 
ſcheins, ſolange nicht feſtgeſtellt iſt, daß aus den begleiten⸗ 
den Umſtänden Folgerungen über den rechtserheblichen Willen 
der Beteiligten nicht gezogen werden können. Es bedarf alſo 
der Klarſtellung, ob nicht ſchon trotz des rechtlichen Irrtums 
der Beteiligten über die Wirkſamkeit des Lieferſcheins und 
ſeiner Indoſſierung aus deſſen Ausſtellung und Aushändi⸗ 
gung der vertragliche Wille der Beteiligten zur Beſitzüber⸗ 
tragung abgeleitet werden muß. Dann wird angenommen 
werden müſſen, daß die U. bzw. die GmbH. der Bekl. ihren 
mittelbaren Beſitz übertragen hat und daß P. künftig nicht 
mehr für die U., ſondern für die Bekl. den mittelbaren Be⸗ 
ſitz ausüben wollte. 

Zweifelhaft bleibt dann aber noch, ob damit die Bekl. 
nicht auch zugleich Eigentum erworben hat. Das OLG. ver⸗ 
neint dieſe Frage mit unzureichender Begründung. Denn 
auch wenn die Kl. unter Eigentums vorbehalt an die 
U. verkauft hat, iſt damit nicht ohne weiteres die rechtliche 
Bedeutung dieſes Vorbehalts klargeſtellt, wenn man beachtet, 
daß die Kl. nach den Feſtſtellungen des BG. unſtreitig bei 
M. zugunſten des von der U. beauftragten Spediteurs 250 t 
Gerfte freigeſtellt hatte. Darin lag einmal das Einver⸗ 
ſtändnis, daß dieſer Spediteur — P. — ſich den Poſten 
Gerſte aushändigen laſſen dürfe. Außerdem aber muß beachtet 
werden, daß die Freiſtellung trotz des Eigentumsvorbehalts 
doch wohl nur zu dem Zweck erfolgt ſein konnte, damit die 
U. über die Ware durch Verkauf und Übergabe weiterverfüge. 
War das der Sinn der Freigabeerklärung, die ja für den 
ſchuldrechtlichen Kaufvertrag allein entbehrlich geweſen wäre, 
jo kommt es auf die Regel des § 455 BGB. nicht an. Viel⸗ 
mehr wäre die U. berechtigt geweſen, unter Abtretung des 
Herausgabeanſpruchs der GmbH. und auf dieſem Wege der 
Bekl. Eigentum zu verſchaffen, was offenbar dem Willen 
der Bekl. entſprach. 

Iſt dagegen die Freigabeerklärung anders zu verſtehen, 
ſo würde auch das den Eigentumserwerb der Bekl. zur Zeit 
der Übergabe des Lieferſcheins an ſie noch nicht hindern. Es 
käme dann aber darauf an, ob die Bekl. hinſichtlich des Eigen⸗ 
tumsvorbehalts der Kl. in gutem Glauben war. Läßt ſich 
ihr das nicht widerlegen oder iſt die Freigabeerklärung der 
Kl. in dem oben erörterten Sinn zu verſtehen, ſo kommt es 
auf alle ſpäteren Ereigniſſe, insbeſ. auf die Bedeutung der 
Übergabe der Lagerſcheine, gar nicht an. 

Das angef. Urteil muß daher aufgehoben, die Sache 
muß an das OLG. zurückverwieſen werden; denn gegen die 
vom OLG. gezogenen Schlußfolgerungen über den gutgläu⸗ 
bigen Eigentumserwerb der Bekl. in einem ſpäteren Zeit⸗ 
punkt beſtehen, wie noch auszuführen iſt, rechtlich erhebliche 
Bedenken. Dieſe müſſen hier erörtert werden, da ſie beacht⸗ 
lich ſind, wenn das OLG. nicht ſchon aus den oben erörterten 
Gründen zur Anerkennung des Eigentumserwerbs der Bekl. 
und damit zur Abweiſung der Klage gelangt. 

Es kommt dann darauf an, ob die Bekl. nicht etwa in 
einem ſpäteren Zeitpunkte gutgläubig Eigentum' erworben 
hat. Selbſt wenn ſie mit der Übergabe des Lieferſcheins nicht 
ſchon den Beſitz der Ware erworben haben ſollte, muß mit 
dem OLG. angenommen werden, daß fie durch die ihr von 
P. indoſſierten Lagerſcheine den Beſitz erlangt hat. Das be⸗ 
anſtandet die Rev. nicht. Sie wendet ſich aber um ſo ſchärfer 
gegen die Annahme, daß aus dem Beſitz des Lieferſcheins die 
inigung der Bekl. mit P. über den Eigentumsübergang 
folge und daß P. durch Übergabe des Lagerſcheins der Bekl. 
das Eigentum an der Ware verſchaffen wollte. Der Rev. 
iſt zuzugeben, daß dieſe Ausführungen des BG. nicht be⸗ 
ſonders klar ſind. Es iſt auch richtig, daß die Bekl. von 
vornherein den Standpunkt vertreten hat, ſie habe bereits 
durch den Lieferſchein das Eigentum der Ware erworben, 
babe daher gar nicht mehr nötig gehabt, es ſpäter durch 
802 Lagerſchein noch einmal zu erwerben. Aber auch wenn 
as nicht zutrifft, ſo hat doch offenbar P. durch Übergabe 


des indoſſierten Lagerſcheins den Eigentumserwerb der Bekl. 
vollenden wollen, falls er noch nicht zuſtande gekommen war, 
und die Bekl. hatte denſelben Willen. Das hat das OLG. 
ohne Rechtsirrtum aus der ganzen Sachlage entnommen. 
Es kann deshalb dahingeſtellt bleiben, ob die Ausführungen 
zutreffend ſind, mit denen die Rev. darzulegen verſucht, 
daß die Bekl. bereits vorher nach ihrer eigenen Anſicht von 
der GmbH. das Eigentum erworben zu haben glaubte und 
daß P. dieſe Anſicht teilte. Damit iſt eine ſpätere, ſicher⸗ 
heitshalber wiederholte Einigung mit P. nicht unvereinbar. 
Es iſt auch nicht richtig, daß dann die Bemerkung des OLG., 
als Anzeichen für die Einigung über den Eigentumsüber⸗ 
gang ſei der Lieferſchein anzuſehen, ihren Sinn verliert. 

Es iſt nur zutreffend, wenn die Rev. ſagt, der Lager⸗ 
ſchein übermittle nur den Beſitz, für den Inhalt des damit 
erworbenen Rechts komme es aber darauf an, in welchem 
Sinne das Papier übertragen wird. Das OLG. ſtellt aber 
tatſächlich feſt, der Sinn ſei geweſen, Eigentum zu über⸗ 
tragen, ſoweit ſolches nicht ſchon vorher erworben ſei. Das 
kann nicht als rechtsirrtümlich bezeichnet werden. 

Begründet erſcheint die Rev. dagegen inſofern, als ſie 
ſich gegen die Ausführungen des BG. über den guten Glauben 
der Bekl. richtet. Das BG. hält es für genügend, wenn die 
Bekl. von der Verfügungsmacht des P. überzeugt geweſen 
ſei, und führt aus, daß die Bekl. keinen Anlaß gehabt habe, 
an ſeiner Verfügungsmacht zu zweifeln. Mit Recht ſagt die 
Rev., daß das im vorliegenden Fall nicht genüge, daß das 
OLG. die Behauptungen der Kl. nicht hinreichend berück⸗ 
ſichtigt habe. Mit Düringer-Hachenburg (Anm. 2 zu 
8366 HGB.) iſt in Fällen der vorliegenden Art trotz der 
Regel des § 366 HGB. anzunehmen, daß der gute Glaube 
des Erwerbers an die Verfügungsbefugnis des Veräußerers 
dann nicht beſteht, wenn dem Erwerber bekannt iſt, daß 
derjenige, von dem der Veräußerer ſeine Rechte herleitet, 
zur Verfügung nicht berechtigt war. War P. Veräußerer 
der Gerſte, jo konnte er feine Rechte nur von der Gmbh. 
herleiten. War das aber, wie die Kl. behauptet hat, der 
Bekl. bekannt und wußte dieſe auch, daß die U. und demgemäß 
die GmbH. unter den Bedingungen des Bremer Getreide- 
ſchlußſcheins, alſo unter Eigentumsvorbehalt, gekauft hatte, 
ſo war ihr guter Glaube ausgeſchloſſen, ſofern ſie nicht aus 
der Freigabeerklärung der Kl. zu einem anderen Schluß 
kommen konnte. Auf die diesbezüglichen Behauptungen iſt 
das OLG. gar nicht eingegangen. Auch das muß zur Auf 
hebung des angef. Urteils führen. 

Es iſt nicht richtig, wenn das OLG. ausführt, zu 
irgendwelchen Bedenken der Bekl. an der Verfügungsmacht 
des P. und zu Nachforſchungen ſei kein Anlaß geweſen, weil 
der Lieferſchein nur ganz allgemein von Golfgerſte ſpreche, 
eine beſtimmte Partie gar nicht nenne. Das ſteht mit dem 
Wortlaut des Lieferſcheins laut Tatbeſtand in Widerſpruch. 
Außerdem aber hat die Kl. ausdrücklich und wiederholt unter 
Sachverſtändigenbeweis geſtellt, daß man im Getreidehandel 
mit den Bedingungen des Bremer Schlußſcheins rechne und 
daß deshalb jede Bank ſich vor einer Bevorſchuſſung danach 
erkundige, ob die Ware bezahlt iſt oder ob noch Eigentums⸗ 
vorbehalte beſtehen. Dazu nimmt das OLG. überhaupt nicht 
Stellung, obwohl die Kl. ſogar eine entſprechende Bankaus⸗ 
kunft vorgelegt hat. Würde dieſer Beweis geführt, ſo würde 
die ohne jede Begründung hingeſtellte Annahme, die Bekl. 
habe keinen Anlaß gehabt, an P.s Verfügungsmacht zu 
zweifeln, erſt recht unhaltbar ſein. 

Bei dieſer Sachlage ift ſchließlich auch die auf $ 286 
3PO. geſtützte RevRüge gerechtfertigt, wonach das OLG. 
ohne ſtichhaltigen Grund die Vernehmung des Zeugen C. 
(Firma M.) unterlaſſen hat. Bei der höchſt eigenartigen 
Sachlage und der Behauptung, daß P. und K. entgegen ihrer 
Zeugenausſagen der Bekl. durchaus den guten Glauben ge⸗ 
nommen hätten, durfte ein für die Bewertung dieſer Aus⸗ 
ſagen ſo außerordentlich wichtiges Beweismittel nicht ohne 
weiteres übergangen werden. 

Die Sache muß daher an das Bc. zurückverwieſen 
werden, damit dieſes den Sachverhalt, ſoweit erforderlich, 
weiter klärt und nach den obigen Rechtsgrundſätzen erneuter 
Prüfung unterzieht. 

(U. v. 15. April 1931; 490/30 IX. — Hamburg.) [H.] 
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** 5. 88 765 ff., 774 HGB. Die beſchränkt per⸗ 
ſönliche Haftbarkeit des Reeders kann zwar über 
den Rahmen der 8s 765ff. HGB. hinaus erweitert 
werden, aber nur dann, wenn eine Gefährdung 
des Schiffsgläubigerrechts in Frage kommt. 7) 

Am 5. Dez. 1924 iſt der der Bekl. gehörige Dampfer 
„Kanal IV“ auf der Fahrt von F. nach H. geſunken. Das 
Schiff hatte außer anderen Stückgütern 225 t Kupferbleche ge⸗ 
laden. Der größte Teil der Ladung, insbe. die Kupferbleche, 
waren für die Reiſe bei der Kl. verſichert. Die Kl. hat dieſen 
Verſicherungsnehmern die ihnen durch den Unfall entſtandenen 
Schäden ſatzungsgemäß vergütet. Die Kl. macht einen Teil 
der aus dem Unfall von den Ladungsintereſſenten her⸗ 
geleiteten Schadenserſatzanſprüche geltend, die durch die 
Schadensregulierung auf die Kl. übergegangen ſeien. Das 
Schiff ſei teils wegen unſachgemäßer Stauung der Ladung 
und wegen Fehlens einer Garnierung, teils aus anderen 
Gründen nicht ſeetüchtig geweſen; dies beruhe auf von der 
Bekl. zu vertretendem Verſchulden. Die Bekl. hat das Schiff 
nicht in das Ausland veräußert. Bei der von der Bekl. vor⸗ 
genommenen freiwilligen Verſteigerung des Schiffes iſt der 
Zuſchlag dem Kaufmann R., der nicht Ausländer ſei, erteilt 
worden. R. hat das Schiff im Auftrage und für Rechnung 
des Werftbeſitzers K. erſteigert und ſeine Rechte aus dem Zu⸗ 
ſchlag an dieſen abgetreten, und zwar für die K.-Werft in K.⸗ 
W. (Deutſchland), nicht etwa für die gleichfalls dem K. ge⸗ 
hörige D.⸗Werft in S. Auf der K.⸗Werft iſt das Schiff dann 
noch ſieben Monate verblieben, bis K. es an den Reeder C. 
in Ha. weiterverkauft habe. K. hat die däniſche, aber nicht 
die deutſche Staatsangehörigkeit beſeſſen. Wolle man nun auch 
— ſo fährt das BG. fort — unterſtellen, daß der Erwerb des 
Schiffes über R. einem unmittelbaren Erwerb Kis gleichzu⸗ 
ſetzen ſei, fo ſei doch für eine analoge Anwendung von § 774 

GB. im Verhältnis der Parteien kein Raum. Auf Grund 
des Verkaufes des Schiffes an den Ausländer K. ſei das Schiff 
nicht in das Ausland gekommen, ſondern zunächſt im In⸗ 
lande geblieben. Solange das Schiff im Inlande verblieben 
ſei, ſei die Befriedigung der Schiffsgläubiger aus demſelben 
nicht dadurch gefährdet worden, daß K. ein Ausländer war 
(8 761 Abſ. 1 HGB., § 864, 870 Abſ. 2 ZPO.). Die Ver⸗ 
äußerung an K. habe zwar die Folge gehabt, daß das Schiff 
nach § 13 Abſ. 2, 88 2, 4 Flaggen. v. 22. Juni 1899 (i. d. 
Faſſ. des Gef. v. 29. Mai 1901) im deutſchen Schiffsregiſter 
gelöſcht ſei. Trotzdem ſeien nach $ 171 ZwVerſtGG. v. 24. März 
1897 (i. d. Faſſ. der Bek. v. 20. Mai 1898) die Vorſchriften 
des genannten ZwVerſtG. entſprechend anwendbar geweſen. 
Die Kl. habe auch noch nach dem Übergang des Schiffseigen⸗ 
tums auf K. ihr Schiffsgläubigerrecht ohne Schwierigkeit gel⸗ 
tend machen können, zumal der Kl. durch Schreiben vom 
8. Mai 1926 ſpäteſtens von K. mitgeteilt worden ſei, daß 
er das Schiff gehoben habe. 

Die Reviſionsangriffe ſind unbegründet. 

Die Fälle der beſchränkt⸗perſönlichen Haftung des Ree⸗ 
ders, welcher ſein mit Schiffsgläubigerrechten belaſtetes Schiff 
freiwillig verkauft, gegenüber den Schiffsgläubigern ſind 
in 88 765 ff. HGB. geregelt. In Schrifttum und Rſpr. iſt 


Zu 5. Die Veräußerung des mit dem Pfandrecht eines Schiffs⸗ 
gläubigers belaſteten Schiffes läßt (der allgemeinen Hand⸗wahre⸗Hand⸗ 
Regel zum Trotz) das Pfandrecht unberührt (8 755 HGB.). Es be⸗ 
ſteht daher an und für ſich kein Grund, dem Schiffsgläubiger, dem 
nur das Schiffsvermögen haftet, der nur in das Schiffsvermögen voll⸗ 
ſtrecken kann, die Vollſtreckung auch in das ſonſtige Vermögen des 
Reeders zu geſtatten. Das Geſetz läßt gleichwohl in gewiſſen Fällen 
der Veräußerung in gewiſſem Umfang die Vollſtreckung in das ſonſtige 
Vermögen des Reeders zu (8 773 HGB.). Zu dieſen Fällen gehört 
der Fall, in dem das RG. entſchieden hat, nicht. Das RG. nimmt 
gleichwohl an, daß auch dann, wenn der Reeder in ſolchen vom Geſetz 


nicht behandelten Fällen das Schiff veräußert und die Vollftrekung 


in das Schiffsvermögen in ähnlicher Weiſe gefährdet, wie 
die Vollſtreckung in den geſetzlich geordneten Fällen gefährdet iſt, die 
Vollſtreckung in das ſonſtige Vermögen zuläſſig iſt. Gewiß mit Recht. 
Ob im vorliegenden Fall tatſäch lich die Vollſtreckung in das Schiff 
gefährdet war oder nicht, iſt eine Tatfrage, die das NG. nicht 
hätte zu erörtern brauchen. Ja, es hätte ſich auch der Rechtsfrage 
entziehen können und wohl auch ſollen. Denn es hätte die Rev. 
natürlich erſt recht zurückweiſen müſſen, wenn es die Rechtsfrage 
anders als geſchehen beantwortet hätte. 8 
SenPräſ. Dr. Ritter, Hamburg. 
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anerkannt, daß über dieſe Fälle in analoger Anwendung von 
8 774 HGB. hinausgegangen werden kann, aber nur in be⸗ 
ſonderen Ausnahmefällen (Schaps, Seerecht, 2. Aus⸗ 
gabe, 8 774 Anm. 16, 9; § 765 Anm. 4; Wüſtendörfer 
in Ehrenbergs Hdb. d. gel. HR. Bd. 7 Abt. 2 S. 373 ff.; 
Pappenheim, Hdb. des Seerechts Bd. 2 8 24 S. 282 ff.; 
Mittelſtein, Binnenſchiffahrtsrecht Bd. 1 § 114 Anm. 1 
S. 443; Mittelſtein in Ehrenbergs Hdb. d. geſ. HR. Bd.7 
Abt. 1 8 11 S. 59 ff; Mittelſtein, Schiffspfandrecht und 
Schiffsgläubigerrecht 8 21 S. 155; Ehrenberg, Beſchränkte 
Haftung des Schuldners nach See- und Handelsrecht S. 256, 
257, 298300; Schroeter: GoldſchmidtsZ. 32, 248; 
Brandis, Das deutſche Seerecht 1 S. 112 u. a.; Hanf. 
1927, 279 Nr. 92, Urt. des HanſO G. v. 23. Febr. 1927). 
Die tatſächlichen Feſtſtellungen des BG. ergeben, daß ein ſol⸗ 
cher Ausnahmefall hier nicht vorliegt, da eine den Grund⸗ 
ſätzen von 8 774 HGB. entſprechende Gefährdung der Schiffs⸗ 
gläubigerrechte der Kl. oder ihrer Rechtsvorgänger durch den 
Verkauf des Schiffes an K. und den Übergang des Schiffs⸗ 
eigentums auf ihn nicht erfolgt iſt. Denn trotz dieſer Vor⸗ 
gänge hätten — wie das BG. ohne Rechtsirrtum ausgeführt 
hat — die genannten Schiffsgläubiger ihre Schiffsgläubiger⸗ 
rechte während der ſieben Monate, in denen das Schiff nach 
dem mehrerwähnten Verkauf auf der K.⸗Werft in K.⸗W. ver⸗ 
blieben iſt, in der gleichen Weiſe wie bisher wahrnehmen 
können. Unter ſolchen Umſtänden iſt die bloße Tatſache 
des Schiffsverkaufes an einen Ausländer nach der hier maß⸗ 
gehlichen Richtung hin bedeutungslos. Dies um fo mehr, als, 
wie die Ausſage des Zeugen R. v. 2. Juni 1930 ergibt und 
von der Kl. erſichtlich nicht beſtritten iſt, K. beim Erwerb des 
Schiffes noch nicht wußte, wie er es verwerten würde, insbeſ. 
auch mit der Möglichkeit des Weiterverkaufes des Schiffes 
an einen inländiſchen (deutſchen) Käufer rechnete und 
jedenfalls beim Erwerb des Schiffes nicht ſchlechthin ein als⸗ 
baldiges oder demnächſtiges Verbringen desſelben in das Aus 
land im Auge hatte. Wenn das Schiff dann ſpäterhin auf 
Grund eines von K. mit dem Reeder C. in Ha. abgeſchloſſenen 
Kaufvertrages in das Ausland gekommen iſt, ſo ſtand dies 
nicht mehr in einem adäquaten Zuſammenhang mit dem von 
der Bekl. im Wege der freiwilligen Verſteigerung durch⸗ 
geführten Verkaufe des Schiffes an R. und dem darauf be⸗ 
ruhenden Schiffserwerb durch K. Es iſt daher im Verhältnis 
der Parteien unerheblich, ob infolge der ſo erfolgten Ver⸗ 
bringung des Schiffes in das Ausland die Verfolgung der 
Schiffsgläubigerrechte der Kl. oder ihrer Rechtsvorgänger er⸗ 
ſchwert oder vereitelt iſt. 
Ka.] 


(u. v. 24. Juni 1931; 56/31 I. — Kiel) 


2. Bürgerliches Geſetzbuch. 


**6, 88 119, 123 BGB. Widerſpruchsloſe Hin’ 
nahme eines Beſtätigungsſchreibens ſchließt 
unter Kaufleuten Irrtumsanfechtung der zu- 
vorigen Vertragserklärungen aus. — Wenn ein 
Reiſender den Beſtellſchein abſichtlich unrichtig 
ausfüllt und ſein gutgläubiger Prinzipal den 
Vertrag dieſes Inhalts beſtätigt, ſo hat der 
Empfänger nach widerſpruchsloſer Hinnahme 
dieſes den wahren Vertragsinhalt unrichtig 
wiedergebenden Beſtätigungsſchreibens keine 
Argliſtanfechtung. 7) 

(U. v. 5. Juli 1930; 66/30 I. — Köln.) a.] 


Abgedr. JW. 1930, 3757 25. 


Zu 6. A. Anm. Klauſing, ebenda. 


B. Die Entſch. iſt bedeutſam für die Lehre vom kaufm. 
Beſtätigungsſchreiben (B.). Der für die rechtliche Betrachtung 54 
unterſtellende Sachverhalt iſt folgender: Zwiſchen den Parteien it 
ein Kaufvertrag in der Weiſe geſchloſſen worden, daß ihre Ver 
treter einen Beſtellſchein unterſchrieben haben. Dabei hat ein Ve 
treter der Verkäuferin argliſtigerweiſe den Beſtellſchein über ein 
größere Beſtellung ausgeſchrieben, als mündlich vereinbart wan 
Der Vertreter der Käuferin hat in der Meinung unterſchrieben, 
daß der Schein nur das mündlich Vereinbarte enkhalte. Die * 
käuferin (juriſtiſche Perſon) hat den Kauf durch ein Organ er 
einen anderen Vertreter beftätigt. Die Käuferin hat dem B. MM 
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7. 8 242 BG B. Verwirkung der Aufwer⸗ 
tungsforderung aus einem fog. lebenswichtigen 
erhältnis. Ablehnung der rückwirkenden Auf⸗ 
wertung, weil die Teikleiſtung dem Empfänger 
beſondere Vorteile gebracht hat. 
Am 15. Sept. 1921 ſchied der Kl. im Einverſtändniſſe 


— 


binnen angemeſſener Friſt widerſprochen. Zu entſcheiden war, ob 
die Unterlaſſung des Widerſpruchs trotz der Argliſt des Vertreters 
er Verkäuferin die auf Handelsbrauch beruhende rechtserzeugende 
Wirkung haben konnte, daß ein Vertrag mit dem Inhalt des B. 
als zuſtande gekommen galt. Das NG. bejaht dieſe Frage grund⸗ 
ſätzlich: Die Anfechtbarkeit und Anfechtung des Hauptvertrages 
oll an ſich der rechtserzeugenden Wirkung des B. nicht entgegen⸗ 
ſtehen. Wirkungslos bleibt das B, wenn fein Abſender nicht in 
gutem Glauben war, daß der Inhalt des B. „dem tatſächlichen, 
durch argliſtig herbeigeführten Willensfehler nicht beeinflußten Ab⸗ 
rede entſpreche“. In einem ſolchen Fall bedarf es nicht, wie der 
erſte Beſprecher irrigerweiſe dem Urteil entnehmen will, einer 
Anfechtung durch den B.⸗Empfänger: der Berufung auf das B. 
ſteht ohne weiteres die Argliſteinrede entgegen. Das entſpricht feſt⸗ 
ſtehender Rſpr. Auch der Grundſatz iſt nicht neu, daß die Frage der 
ut» oder Schlechtgläubigkeit nur aus der Perſon des Beſtätigenden 
zu entſcheiden ſei. Beſtätigt alſo der Geſchäftsherr einen von einem 
Angeſtellten oder einer ſonſtigen Hilfsperſon erfundenen oder ver⸗ 
älſchten Vertragsſchluß, To ſoll ſich der B. Empfänger mangels 
eines Widerſpruchs als zuſtimmend behandeln lafjen müſſen, wenn 
der beſtätigende Geſchäftsherr gutgläubig war, und der Empfanger 
einen begründeten Anlaß hatte, an dieſer Gutgläubigkeit zu 
zweifeln (vgl. Staub, 12/13. Aufl., S. 799 Anm. 38 a). Im 
porl. Fall kommt es nach Anſicht des NG. darauf an, ob bie Ver⸗ 
käuferin oder genauer das Organ oder der ſonſtige Vertreter, der 
das B. unterzeichnet und abgeſandt hat, dabei das argliſtige Ver⸗ 
halten der anderen Vertreter bei der Beſtellung gekannt hat oder 
aus anderen Gründen ſchlechtgläubig geweſen iſt. Ich halte das für 
bedenklich und bin der Meinung, daß die zugrunde liegende bis⸗ 
herige Rechtsanſicht der Nachprüfung bedürftig iſt. Das RG. weiſt 
ſelbſt darauf hin, daß die Kl. hinſichtlich der Anfechtung 
des Hauptvertrages die Handlungsweiſe ihrer Vertreter gegen ſich 
gelten laſſen muß. Aber das Verhalten der Vertreter iſt doch auch 
noch nach anderer Richtung rechtlich von Bedeutung. Der Beſtell⸗ 
ſchein war die Unterlage des B. Das Zustandekommen des Beſtell⸗ 
ſcheins ſteht alſo mit dem Vertragsſchluß durch das B. und ſeine 
widerſpruchsloſe Hinnahme in einem ſo engen äußeren und inneren 
uſammenhang, daß ſich das Verhalten der Vertreter der Ver⸗ 
käuferin als ſchuldhaftes Verhalten beim Vertragsſchluß darſtellt, 
für das die Verkäuferin nach der fortentwickelten Lehre von der 
b. 1. C. einſtehen muß. Die Käuferin kann nach 8 249 BGB. ver⸗ 
langen, daß der Zuſtand hergeſtellt wird, der ohne das ſchuldhafte 
andeln der Vertreter der Verkäuferin beſtanden hätte. Dieſer be⸗ 
left in der Befreiung von der rechtserzeugenden Wirkung des B., 
a dieſes ohne die Argliſt der Vertreter gar nicht abgeſandt worden 
wäre. Mir ſcheint dieſe Löſung auch mehr der Billigkeit und auch 
wohl dem kaufmänniſchen Rechtsempfinden zu entſprechen. Im vorl. 
Fall ſteht einer vielleicht — grob fahrläſſigen Verletzung der 
liufmänniſchen, Sorgfaltspflicht auf ſeiten der Käuferin ein arg⸗ 
liſtiges Verhalten im Hilfsperſonenkreis der Verkäuferin gegen⸗ 
über. Wie ſich der Käufer Verſehen ſeiner Angeſtellten bei der 
Nichtbeantwortung eines B., jo muß ſich m. E. der Verkäufer auch 
ein ſchuldhaftes Verhalten ſeiner Angeſtellten als eigenes zurechnen 
aſſen, das den Eintritt der mit der Abſendung eines redlichen 
verbundenen Wirkung hindert. u 
Eine zweite in dem Urteil behandelte Frage iſt die der An⸗ 
ſechtbarkeit der Unterlaſſung eines Widerſpruchs gegen das B. durch 
en Empfänger. Das RG. verfagt die Anfechtung wegen eines bei 
en vorhergehenden Verhandlungen unterlaufenen Irrtums und 
diese wegen eines Irrtums über den Inhalt des B. Das folgert 
as RG. mit Recht aus dem Zweck des B. Es räumt jedoch dem 
5 "Empfänger ein Anfechtungsrecht ein, wenn er „mangels Kenntnis 
des Vertragsſchluſſes und des Zugehens des B. eine Erklärung 
überhaupt nicht hat abgeben wollen“. Dieſe Anſicht unterliegt er⸗ 
heblichen Bedenken. Iſt das B. dem Gegner gar nicht zuge⸗ 
gangen und infolgedeſſen unbekannt geblieben, ſo iſt es über⸗ 
haupt wirkungslos. Wer ſich auf die rechtserzeugende Wirkung 
eines B. beruft, muß als erſte anſprucherzeugende Tatſache das 
Wisben des B. behaupten und im Falle des Beſtreitens beweiſen. 
ben das Zugehen nicht bewieſen, jo iſt eine Anfechtung nicht nur 
aberflüſſig, ſondern gegenſtandslos. Das RO. will dem B.⸗Emp⸗ 
danger ein Anfechtungsrecht aber auch dann einräumen, wenn ihm 
985 B. zwar zugegangen, aber unbekannt geblieben iſt. Das zeigt 
dar Hinweis auf die frühere Entſch in NG. 103, 405. Dort hat 
das RG. ausgeſprochen, daß der Empfänger wegen Irrtums an⸗ 
fechten könne, gleichviel, ob die Unkenntnis verſchuldet oder 
unverſchuldet ſei. Zunächst erſcheint die Gleichſetzung beider 
Cälle nicht gerechtfertigt. Die Lehre von der rechtserzeugenden 


mit dem Bekl. aus deſſen Dienſt und endete gleichzeitig das 
Beteiligungsverhältnis, in dem der Kl. zum Bell. ſtand. 
Kl. erhielt „zum vollſtändigen Ausgleich“ ſeines Kontos einen 
Verrechnungsſcheck über den feſtgeſtellten Betrag ſeines Gut⸗ 
habens. Mit der im Mai 1928 erhobenen Klage verlangt er 


Wirkung eines unwiderſprochen gebliebenen B. beruht auf dem 
Grundſatz, daß es Pflicht eines ordentlichen Kaufmanns iſt, ein 
ihm zugegangenes B. ſorgfältig zu leſen und ihm ausdrücklich 
zu widerſprechen, wenn er mit ſeinem Inhalt nicht einverſtanden 
iſt. Dieſer Grundſatz iſt unanwendbar, wenn der Empfänger von 
dem B. keine Kenntnis hat nehmen können infolge von Um⸗ 
ſtänden, die weder er noch ſeine Angeſtellten zu vertreten haben. 
Erſt die pflichtwidrige Unterlaſſung eines Widerſpruchs hat zur 
Folge, daß der Empfänger den Inhalt des B. gegen ſich gelten 
laſſen muß. Dieſe Haftung muß alſo entfallen, wenn der Empfänger 
unverſchuldeterweiſe keine Kenntnis von dem B. erhielt, mithin 
nicht widerſprechen konnte. Freilich werden ſolche Fälle ſelten 
ſein, da der Kaufmann in weitgehendem Maße Vorkehrungen 
treffen muß, daß er und ſeine Angeſtellten von den zugehenden 
Schreiben keine Kenntnis nehmen können. Liegt aber ein — als 
rechtshindernder Ausnahmetatbeſtand vom B.⸗ Empfänger zu be⸗ 
weiſender — Fall der Unmöglichkeit vor, ſo iſt das B. wiederum 
wirkungslos, ohne daß eine Anfechtung des B⸗Empfängers er⸗ 
forderlich iſt (ebenſo Staub, 12./13. Aufl., 3 S. 803 Anm. 386). 
Hat aber der Empfänger von einem B. infolge von ihm 
zurechenbaren Umſtänden keine Kenntnis erhalten, ſo möchte ich 
vorab bezweifeln, daß ein Anfechtungsrecht mit der kaufm. An⸗ 
ſchauung im Einklang ſteht, die der Lehre vom kaufm. B. zugrunde 
liegt. Es ſcheint mir auch ein gewiſſer Widerſpruch darin zu liegen, 
daß das Anfechtungsrecht demjenigen, der infolge flüchtigen Leſens 
über den Inhalt des B. irrt, verſagt, dagegen demjenigen, der es 
ſchuldhafterweiſe überhaupt unbeachtet läßt, zugeſtanden wird. Die 
Erſatzpflicht aus 8 122 BGB. verſchafft dem Anfechtungsgegner, 
zumal wenn es ſich um ein Handelsgeſchäft handelt, ſelten einen 
ausreichenden, oft aber überhaupt keinen Schadensausgleich. Auf 
der anderen Seite iſt die Gefahr von Härten für den B.⸗Empfänger 
nicht groß. Die Lehre von der rechtserzeugenden Wirkung von B. 
beruht völlig auf dem Grundſatz von Treu und Glauben. Es kann 
ſich niemand darauf berufen, der argliſtig oder übersumpelnd vor⸗ 
gegangen oder ſich in dem B. von dem Verhandelten jo weit ent⸗ 
fernt hat, daß er unmöglich annehmen konnte, der Empfänger 
werde ſich mit dem Inhalt des B. ſtillſchweigend einverſtanden erklären. 
Aber auch begriffliche und dogmatiſche Gründe ſprechen gegen 
die Zuläſſigkeit einer Anfechtung (pgl. meinen Aufſ. in Jurdſch. 
1927, 295 ff.). Anfechtbar iſt nach unſerem Rechtsſyſtem nur eine 
Willenserklärung. Bloßes Schweigen iſt keine Erklärung. In 
8 151 BGB. wird immer noch eine ſchlüſſige, nach außen in die 
Erſcheinung tretende Erklärungshandlung verlangt. Wird im Geſetz 
aus dem Schweigen der Schluß auf eine beſtimmte Willensrichtung 
gezogen, ſo wird das durch beſondere Begleitumſtände gekennzeich⸗ 
nete Schweigen als die der Willensrichtung entſprechende Er⸗ 
klärung fingiert (vgl. 8 362 HGB.). Friedenthal (Das 
Rauf. B. in Rechtsfragen d. Praxis Bd. 21), der mir im Er⸗ 
gebnis zuſtimmt, aber meiner Beweisführung entgegentritt, irrt, 
wenn er meint, daß es Fiktionen nur kraft ausdrücklich geſetzten 
Rechtes gebe. Fiktionen finden ſich in Verträgen und in Verkehrs⸗ 
ſitten. Die Fiktion iſt ja nichts anderes als eine Denkhilfe für 
die verſchiedenſten Zwecke (vgl. Vaihinger, Die Philoſophie des 
Als ob). Wer darauf achtet, wird ſtaunen, wie oft die jog. 
heuriſtiſche Fiktion dem Richter zur Findung des richtigen Rechts 
dient. Die Fiktion des Schweigens des B. Empfängers als An⸗ 
nahmeerklärung bringt die Folge eines Vertragsſchluſſes in Ein⸗ 
klang mit unſerer Rechtsordnung, wonach es dazu übereinſtimmen⸗ 
der Willens erklärungen bedarf. Der Wirkungsbereich einer 
Fiktion iſt beſtimmt durch ihr Weſen (bewußte Gleichſetzung von 
etwas nicht Vorhandenem mit Vorhandenem) und ihrem Zweck. 
Als objektiver Gegenſtand einer Anfechtung wäre an ſich 
auch die fingierte Erklärung denkbar. Aber die Anfechtung ſetzt 
eine wiſſentliche Erklärungshandlung voraus (ogl. JW. 1912, 
26). So hat das NÖ. auch eine Anfechtung nach $ 1956 BOB. nur 
bei wiſſentlicher Unterlaſſung der Ausſchlagung zugelaſſen 
(NG. 58, 85). Daher kann der B. Empfänger nicht anfechten, wenn 
er von dem B. keine Kenntnis erhalten hat, mag die Unkenntnis 
verſchuldet oder unverſchuldet ſein. Daß der B⸗Empfänger wegen 
eines Irrtums über den Inhalt des B. nicht anfechten kann, 
folgert das RG., wie ſchon erwähnt, zutreffend aus dem Zwech 
des B. Die Anfechtung ſetzt eine Willenserheblichkeit voraus, 
während es nach dem Zweck des B. und der Annahmefiktion gar 
nicht darauf ankommt, was der Empfänger gewollt hat: un 
Gegenteil ſoll ſich ihr Zweck gerade da wirkſam erweiſen, wo der 
Empfänger einen der Annahmefiktion widerſprechenden Willen ge- 
habt hat. Im Ergebnis hat alſo der Empfänger eines B., der ſich 
als annehmend behandeln laſſen muß, überhaupt kein Anfechtungsrech. 
OLGR. Dr. Siller, Köln. 
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Tufwertung. Er iſt in den Vorinſtanzen unterlegen, ſeine 
Reviſion zurückgewieſen. Der BerR. ſtellt feſt, daß der Gold⸗ 
markwert der Forderung des Kl. nach den Meßzahlen des 
AufwG. etwa 56000 GM. betragen, die am 15. Sept. 1921 
geleiſtete Zahlung aber nur einen Wert von rund 3000 GM. 
gehabt habe. Er erkennt an, daß ein unbilliges Mißverhältnis 
zwiſchen dem inneren Wert der dem Bekl. zugefloſſenen und 
der von ihm zurückgegebenen Geldſumme beſtehe, trotzdem 
verneint er den Aufwertungsanſpruch. Der Kl. habe ſich mit 
den 70000 %, die er vom Bekl. zum Zwecke des Erwerbes 
eines Schlächtereigeſchäftes im September 1921 zurückgefordert 
habe, eine neue wirtſchaftliche Exiſtenz geſchaffen. Das neue 
Unternehmen habe feine Vermögens- und Einkommenslage 
gegenüber der vor dem Kriege weſentlich verbeſſert, und zwar 
nicht nur in rein geldlicher Beziehung, ſondern auch in An⸗ 
ſehung der Sicherheit ſeiner Exiſtenzgrundlage und damit 
feiner geſamten ſozialen Stellung. Der BerR. begründet die⸗ 
ſes Ergebnis unter Betrachtung der Vermögens- und Ein⸗ 
kommensverhältniſſe des Kl. vor dem Kriege und in der 
fpäteren Zeit, insbeſ. auch in den Jahren 1925—1927. Aus 
den Veranlagungen zur Einkommenſteuer und Gewerbeertrags⸗ 
ſteuer und der Umſatzſteuer aus den letzgenannten Jahre laſſe 
ſich der hohe innere Wert des Unternehmens des Kl. voll 
erkennen, mit dem ſich ſeine frühere Stellung nicht vergleichen 
laſſe. Wenn die 70000 %, die der Bekl. dem Kl. überlaſſen 
habe, ihrem generellen Werte nach den Beträgen, die der 
Kl. dem Bekl. überlaſſen habe, nicht gleichzuſtellen ſeien, ſo ſei 
der individuelle Wert, zu dem er die 70000 % verwerten 
konnte, doch groß genug, um ihm eine beſſere wirtſchaftliche 
und ſoziale Stellung zu verſchaffen, als er ſie früher hatte. 
Der Umſtand, daß der Bekl., was ſein möge, ſelbſt infolge 
der umwälzenden Verhältniſſe des Krieges und der In⸗ 
flation beſonders große Vermögenswerte erlangt habe, wäre 
nur von Bedeutung, wenn der Kl. infolge der entwerteten 
Rückzahlung ſeines Kapitals einen Verluſt erlitten habe. Der 
Kl. habe aber durch fein Zuſammenwirken mit dem Bekl. 
während des Krieges und der Inflation nichts verloren, 
ſondern nur gewonnen. 

Die Rev. des Kl. kann ſchon deshalb keinen Erfolg 
haben, weil im Gegenſatz zu der Annahme des BG. der den 
Gegenſtand des Rechtsſtreits bildende Anſpruch wegen ver⸗ 
ſpäteter Geltendmachung als verwirkt anzuſehen iſt. Da die 
Zahlung in Papiermark zum Nennbetrage ſchon im September 
1921 erfolgt iſt, konnte der Kl. eine Aufwertungsklage mit 
Ausſicht auf Erfolg allerdings erſt erheben, nachdem durch 
die Rſpr. klargeſtellt war, daß vor Mitte Auguſt 1922 be⸗ 
wirkte Zahlungen der Aufwertung zugänglich ſind, wenn es 
ſich nicht um Anſprüche aus Geſchäften des kaufmänniſchen 
Güterumſatzes oder des täglichen Wirtſchaftslebens handelt, 
bei denen im Intereſſe der Rechtsſicherheit die Aufwertung 
ſo weit zurückliegender Zahlungen auszuſchließen iſt. Die 
Klärung erfolgte aber jedenfalls durch die Entſch. des erk. 
Sen. v. 18. Febr. 1927 RG. 115, 2011). Dieſe Entſch. wurde 
auch innerhalb der nächſten Monate allgemein bekannt, ſo 
daß ſeit Mitte des Jahres 1927 kein Hindernis mehr beſtand, 
den Aufwertungsanſpruch durchzuſetzen. Ein längeres wei⸗ 
teres Zuwarten des Kl. mit der gerichtlichen Geltendmachung 
der Aufwertung, die ein außerordentlicher Rechtsbehelf iſt 
und deshalb gerade nach den Grundſätzen von Treu und 
Glauben nicht für unbeſchränkte Zeit zugelaſſen werden kann, 
war von da an nicht mehr gerechtfertigt. Der erk. Sen. hat 
daher, wenn auch eine beſtimmte zeitliche Grenze nicht feſt⸗ 
gelegt werden kann, in der Regel Aufwertungsklagen aus 
dem Jahre 1928 als verſpätet erklärt, insbeſ. wenn es ſich, 
wie hier um Anſprüche kaufmänniſch und rechtlich erfahrener 
Perſonen handelt (vgl. zuletzt RG. 131, 225 (231). Der 
Kl. iſt nun erſtmals durch das Schreiben ſeines Rechtsanwalts 
v. 10. März 1928 mit Aufwertungsanſprüchen an den Bekl. 
herangetreten. Der Umſtand, daß die Parteien Brüder ſind, 
mochte wohl eine Zurückhaltung mit einem gerichtlichen 
Vorgehen entſchuldigen. Das verwandtſchaftliche Verhältnis 
bildete jedoch keinen Hinderungsgrund, daß der Kl. dem Bekl. 
klar zu erkennen gab, daß er Aufwertung verlange und daß 
der Bekl. ſich nicht darauf verlaſſen dürfe, daß die Sache end⸗ 
gültig erledigt ſei. Dies hat er aber nicht getan. 


9) JW. 1927, 974. 


Die Rev. des Kl. iſt aber auch unbegründet, ſoweit ſie 
ſich dagegen wendet, daß der Ber R. das Beſtehen eines Auf⸗ 
wertungsanſpruchs überhaupt verneint. Sie rügt inſofern 
Verletzung der Beſtimmungen des materiellen Rechts, insbeſ. 
des § 242 BGB. Der Ausgangspunkt des BG. ſei verfehlt, 
wenn es ſage, die erhebliche Verbeſſerung der Vermögens⸗ 
verhältniſſe des Bekl. könne nur dann von Bedeutung ſein, 
wenn der Kl. infolge der entwerteten Rückzahlung ſeines 
Kapitals einen Verluſt erlitten hätte. Es handle ſich doch nicht 
darum, daß dem Kl. ein Verluſt erſetzt werden ſolle, vielmehr 
ſei die Rechtslage die, daß der Kl. ſeinerzeit nicht die Lei⸗ 
ſtung erhalten habe, auf die er nach $ 242 BGB. Anſpruch 
hatte, daß alſo dieſe Leiſtung heute noch ausſteht. Den 
Schuldner von ſeiner Verbindlichkeit zu befreien, würde aber 
nur dann Anlaß vorliegen, wenn ſeine Verhältniſſe ſich ver⸗ 
ſchlechtert hätten. Bei dem Verhältnis der beiderſeitigen Ver⸗ 
mögenslage, wie das BG. ſie feſtſtelle bzw. unterſtelle, beſtehe 
kein Anlaß, die Aufwertung zu verſagen. 


Die Rüge iſt nicht gerechtfertigt. Grundlage jedes Auf⸗ 
wertungsanſpruchs iſt, daß der Gläubiger, dasjenige, was ihm 
zukommt, nicht oder nicht vollwertig, alſo nur teilweiſe er⸗ 
halten hat. Aus dieſer Grundlage ergibt ſich aber nicht not⸗ 
wendig, daß ein geltend gemachter Aufwertungsanſpruch be 
gründet iſt. Da die Aufwertung auf den Grundſätzen von 
Treu und Glauben i. S. des § 242 BGB. beruht, iſt in 
jedem einzelnen Falle unter Berückſichtigung aller Umſtände 
des Falles zu prüfen, ob der Gläubiger ſich mit der bereits 
empfangenen Leiſtung begnügen muß, oder ob dem Schuldner 
noch eine weitere Leiſtung zuzumuten iſt. Wenn auch in der 
Regel der Schuldner die Aufwertung nicht deshalb ablehnen 
kann, weil der Gläubiger einen hoch zu bewertenden Teil der 
Geſamtleiſtung erhalten hat, ſo kann doch im Einzelfall die 
Teilleiſtung für den Gläubiger ſo wichtig ſein, daß trotz gün⸗ 
ſtiger Vermögensverhältniſſe des Schuldners der Gläubiger 
nicht oder nur unbedeutend benachteiligt erſcheint. Wenn der 
BerR. zu dieſem Ergebnis kommt auf Grund der Erwägung, 
daß der Schuldner dem Gläubiger auf deſſen Wunſch durch die 
vor Fälligkeit geleiſtete Zahlung entgegengekommen ſei, um 
ihm die Ausnützung einer günſtigen Gelegenheit zu ermög⸗ 
lichen, und daß die ſo ermöglichte Kapitalanlage ſich für den 
Gläubiger als auernd äußerſt vorteilhaft erwieſen habe, 10 
kann hierin ein Rechtsirrtum nicht gefunden werden. Ein 
ſolcher liegt auch nicht in der Ausführung des BerR., daß 
der Kl. durch das Zuſammenarbeiten mit dem Bekl. keinen 
Verluſt erlitten, ſondern Vorteil gehabt habe. Denn auch 
dieſe Erwägung war im Rahmen des 8 242 BGB. durchaus 
zuläſſig, für die Beantwortung der Frage, ob der Kl. nach 
den Grundſätzen von Treu und Glauben vom Bekl. noch eine 
Leiſtung zu fordern hat. Mit Unrecht vermißt der Kl. auch 
eine Stellungnahme des Bert. zu feiner Behauptung, der 
Bekl. verdanke die gewaltige Verbeſſerung feiner Vermögens” 
lage gerade der Tätigkeit des Kl. Wenn es ſich auch hier 
um die Behauptung einer Tatſache handelt, die wie alle Um⸗ 
ſtände des Einzelfalles für die Frage der Aufwertung von Be 
deutung fein können, und wenn fie der BerR. auch nicht aus- 
drücklich würdigt, fo iſt doch nicht erſichtlich, daß der Berg. 
ſie überſehen hat und daß er bei ihrer Beachtung zu einem 
anderen Ergebnis gekommen wäre. Die ausführliche Wer 
gründung des BU. läßt vielmehr erkennen, daß der Verf. 
die außerordentliche Verbeſſerung der Lage des Kl., die durch 
die vorzeitige Rückzahlung der Kapitaleinlage durch den Bell. 
erſt möglich wurde, für ſo ausſchlaggebend gehalten hat, daß 
dadurch allein ſchon der Aufwertungsanſpruch ausgeſchloſſen 
wurde. Bei dieſer Annahme hat der BerR. die Grenzen de 
von ihm in Aufwertungsfragen zu übenden billigen Ermeſſens 
nicht verletzt. Es beſtehen auch keine Bedenken in der Rich⸗ 
tung, ob der BerR. das Verhältnis zwiſchen dem Wert der 
tatſächlichen Leiſtung des Bekl. und dem Wert der Forderung 
genügend berückſichtigt hat. Auch hier konnte der Bert. troß 
des recht erheblichen Mißverhältniſſes in den Werten der 
Forderung und der Leiſtung des Bekl. ohne Verletzung der 
Grundſätze von Treu und Glauben den Ausgleich finden in 
dem außerordentlichen Vorteil, den der Kl. durch die für ihn 
im günſtigſten Zeitpunkt geſchehene Papiermarkzahlung hatte. 


(U. v. 16. Juni 1931; 445/80 II. — Berlin.) (Ku. 
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8. 8138 BGB. Grundſätze für die Gültigkeit 
vertraglicher Freizeichnungsklauſeln. Grenzen 
der Berechtigung der Ausnutzung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Überlegenheit der Unternehmer⸗ 
gruppe. f) 

(U. v. 8. Juli 1931; 84/31 V. — Hamburg.) [Sch.] 


Abgedr. JW. 1931, 2719 0. 


9. 88 276, 278, 138 BGB. Rechtsgültigkeit 
des Haftungsausſchluſſes der Auskunfteien, 
auch ſoweit es ſich um die Verſehen leitender 
Angeſtellter handelt, ſoweit nicht die Unrichtig⸗ 
keit der Auskunft auf Einrichtungsmängeln 
beruht. ) 

Die bekl. Auskunftei hatte der Kl. das Kapital der an⸗ 

gefragten Firma mit 101 500 RM angegeben. Das Kapital 
betrug in Wirklichkeit nur 11 500 . Die Zahl 101 500 
beruhte auf einem in der Niederlaſſung der Bekl., ſei es 
ſchon im Entwurf des Berichters, ſei es bei deſſen Über⸗ 
tragung in die Maſchine gemachten Schreibfehler. 
Die Kl. macht die Bekl. wegen ihres Schadens, den ſie 
infolge der Kreditgewährung an jene Firma erlitten hat, 
verantwortlich. Das BG. hat auf Grund der Freizeichnungs⸗ 
klauſel in den Geſchäftsbedingungen der Bekl. die Klage ab⸗ 
gewieſen. Die Rev. der Kl. hatte keinen Erfolg. 

Der Vertrag der Parteien ſchließt nach ſeinem klaren 
Wortlaut die Verantwortung der Bekl. für die auf Grund 
ihrer Auskünfte getroffenen Entſchlüſſe der Beſteller aus. Die 
Anſicht der Kl., ſie habe danach nur die Gefahr übernommen, 
die mit der Verwendung von Vertrauensleuten und Ge⸗ 
hilfen im Außendienſt der Bekl. verbunden ſei, haben die 
Vorinſtanzen in Übereinſtimmung mit NG. 115, 1221) ab⸗ 
gelehnt. Die Rev. kommt darauf nicht zurück. Sie läßt die 
Vereinbarung aber nicht gelten, wenigſtens nicht, wenn der 
Bekl. ſelbſt oder ihren leitenden Beamten ein Verſchulden zur 
Laſt falle, und beharrt darauf, daß dies hier zutreffe. Nach 
den 88 276, 278 BOB. haftet der Schuldner für Vorſatz und 
Fahrläſſigkeit, ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt. Er muß 
auch für das Verſchulden ſeiner Erfüllungsgehilfen wie für 
ſein eigenes eintreten. Die Haftung für den eigenen Vorſatz 
ann ihm nicht im voraus erlaſſen werden. Wegen der eigenen 
Fahrläſſigkeit und wegen des Verſchuldens feiner Erfüllungs⸗ 
gehilfen iſt gleiches im Geſetze nicht beſtimmt. Der Grund⸗ 
ſatz der Vertragsfreiheit, die hiernach inſoweit herrſcht, gilt 
nach der Rſpr. aber nicht ausnahmslos. Wer ein für den 
Verkehr unentbehrliches Gewerbe betreibt, wenn auch nicht 
allein, ſondern in einer Gruppe von Unternehmern, darf 
ebenſowenig wie der Inhaber eines Monopols die Zwangs⸗ 
lage derer, die ſeine Dienſte in Anſpruch nehmen, dazu be⸗ 
nutzen, zu ſeinem Vorteil der Allgemeinheit unbillige und 
unverhältnismäßige Opfer aufzuerlegen. Auch in der Form 
des Vertrags muß ihm das verwehrt werden, weil ſeine Ver⸗ 


Zu 8 u. 9. Beide Urteile ſind von beſonderer Bedeutung 
für die Beurteilung der ſog. Freizeichnungsklauſel und 
ergänzen ſich. 

In der Entſch. (JW. 1931, 271910) ſtellt das RGS. die Grund⸗ 
ſätze zuſammen, die ſich in der Rſpr. über die Freizeichnungsklauſeln 
herausgebildet haben. Auszugehen iſt von der Vertragsfreiheit, die 
ihre Grenze findet in den zwingenden Regeln des Geſetzes. Zunächſt 
kommt als ſolche Regel 8276 Abſ. 2 BGB. in Frage, wonach die 
Haftung wegen Vorſatzes nicht im voraus erlaſſen werden kann. Das 
gilt aber nur für eigenes Verſchulden. Dagegen kann die Haf⸗ 
tung für jedes Verſchulden der Erfüllungsgehilfen ($ 278) grundſaͤtz⸗ 
lich ausgeſchloſſen werden. Aber die Zulaſſung eines unbeſchränkten 
Haftungsausſchluſſes würde häufig zu großen Unbilligkeiten führen. 
Um hier den nötigen Ausgleich zu ſchaffen, gibt § 138 BGB. bie 
geeignete Handhabe. Wenn der Haftungsausſchluß die übermäßige 
Ausnutzung einer wirtſchaftlichen Übermacht oder einer abſoluten oder 
relativen Monopolſtellung bedeutet, die zu ſachlich ungerechtfertigten 
und unbilligen Vertragsbedingungen führt, ſo iſt er unwirkſam (vgl. 
Enneccerus⸗Nipperdey, Allg. Teil S. 589 IV). Das trifft 
zu, wenn Unternehmergruppen in wirtſchaftlichen Monopolſtellungen 
lediglich aus eigennützigen Intereſſen dem Verkehr unerträgliche 
Opfer aufbürden. Deshalb erklärt das NG. mit Recht Freizeichnungs⸗ 
Klauſeln inſoweit für nichtig, als ſie das Verſchulden (wenn auch nur 
die Fahrläſſigkeit!) der Geſchäftsinhaber oder ihrer leitenden An⸗ 
geſtellten in lebenswichtigen (z. B. nicht bei Luftſchiffahrtsgeſellſchaften 


1) JW. 1927, 668. 


tragsgegner außerſtande ſind, das Für und Wider jedesmal 
abzuwägen, ſondern ein für allemal feine Bedingungen an⸗ 
nehmen müſſen, da ſie auf ſeine Dienſte nicht verzichten 
können. Dieſer Gedanke hat das RG. dazu geführt, für 
verſchiedene Geſchäftszweige, beſonders die mit der Beförde⸗ 
rung und Lagerung von Gütern befaßten, allgemeine Bedin⸗ 
gungen, welche die geſetzlich gewollte und im Verkehr als 
billig empfundene Haftung ausſchließen, nicht in vollem Um⸗ 
fang gelten zu laſſen, ſondern auf Grund des 8 138 BGB. 
inſoweit für nichtig zu erklären, wie ſie mit den guten Sit⸗ 
ten unvereinbar erſcheinen (vgl. RG. 62, 266; 102, 396 2); 
103, 832); 106, 386). Der Haftungsausſchluß, den das Auf⸗ 
tragsformular der bekl. Auskunftei enthält, iſt in dem wegen 
einer Auskunft des Jahres 1924 gegen ſie angeſtrengten 
Schadenserſatzprozeſſe (RG. 115, 122) hinſichtlich der An⸗ 
geſtellten nicht beanſtandet worden; in den Gründen heißt 
es, es ſei weder dargetan, daß ſich die gewerbsmäßigen Aus⸗ 
kunfteien zuſammengeſchloſſen und den Kunden gleichartige 
Bedingungen auferlegt hätten, noch zuzugeben, daß ihr Ge⸗ 
werbebetrieb dem Verkehr ebenſo unentbehrlich wäre wie das 
Speditionsgewerbe, ohne das der Handel nicht leben könne; 
niemand ſei in gleicher Weiſe genötigt, mit Auskunfteien 
in vertragliche Beziehungen zu treten. Die Kl. tritt dieſen 
auch im Schrifttum (JW. 1927, 1086; RGRKomm., Anm. 5 
zu § 276) zum Teil angefochtenen Darlegungen entgegen. 


Nach Lage des Falles bedarf es nun keiner Erörterung 
der Frage, ob die gewerbsmäßig betriebenen Auskunfteien 
einem erheblichen Teil der Allgemeinheit unentbehrlich ſind. 
Ebenſowenig braucht hier entſchieden zu werden, ob es keinen 
Unterſchied macht, daß nur die „ſeriöſen“ Auskunfteien die 
Haftung ein für allemal ausſchließen und daß ſie dazu nicht 
durch ein Bedingungskartell verpflichtet ſind. Wenn man 
in alledem auch die Anſicht der Kl. gelten ließe, ſo bliebe 
doch zu prüfen, ob der Haftungsausſchluß, den die Aus⸗ 
kunfteien von ihren Kunden verlangen, dieſen ein unbilliges 
und unverhältnismäßig großes Opfer auferlegt, das die An⸗ 
wendung des § 138 BGB. rechtfertigen könnte. Schon die 
Rechtslage iſt inſoweit nicht dieſelbe wie bei den Gewerben, 
deren Verhältniſſe das RG. früher beurteilt hat. Denn für 
dieſe iſt eine verſchärfte Haftung mannigfach vorgeſchrieben 
(vgl. 88 390, 417, 429, 431 HGB.). Für das Auskunfts⸗ 
weſen kommt nur die allgemeine Regel der 88 276, 278 
BGB. in Betracht. Es kann auch nicht anerkannt werden, 
daß, wie Heinsheimer in ſeiner Beſprechung JW. 1927, 
1088 ſagt, die Freizeichnung von der Haftung für die Folgen 
eines bei der Erteilung der Auskunft waltenden Verſchuldens 
den Vorbehalt bedeute, gerade die Leiſtung, wofür die Ge⸗ 
bühr entrichtet wird, nicht richtig zu bewirken. Die Schadens⸗ 
erſatzpflicht bei fahrläſſig mangelhafter Leiſtung iſt nur eine 
der Folgen der Verpflichtung zur gehörigen Leiſtung. Ihr 
Ausſchluß iſt, wie ſchon die 88 276, 278 BGB. zeigen, mit 
der Leiſtungspflicht im allgemeinen nicht unverträglich. Bei 


logl. RG. 117, 104 — JW. 1927, 2210) Monopolbetrieben be⸗ 
trifft. Im übrigen iſt die Klauſel gültig. 

In dem Urteil JW. 1931, 2719 lehnt das R ArbG. és aus⸗ 
drücklich ab, dieſe Grundſätze auch auf Angeſtellte, die nicht zu den 
leitenden Angeſtellten zu rechnen ſind, auch wenn ſie ſelbſtändig 
verantwortungsvolle Betriebspoſten ausfüllen, auszudeh⸗ 
nen. In dem Urteil 291/30 V ſchränkt das RE. mit ausführlicher 
Begründung ſogar den Grundſatz, daß der Ausſchluß der Haftung 
für Verſchulden leitender Angeſtellten unzuläſſig iſt, noch ein. Wenn 
beſondere Gründe, namentlich wirtſchaftliche Erwägungen es recht⸗ 
fertigen, iſt u. U. auch der Haftungsausſchluß für leitende An⸗ 
geſtellte zuläſſig. M. E. iſt die Stellungnahme des RG. zu billigen. 
Es darf nicht überſehen werden, daß unſere Wirlſchaftsordnung auf 
den Prinzipien der Konkurrenz⸗ und Vertragsfreiheit beruht und 
daß im wirtſchaftlichen Kampf naturgemäß jedes Unternehmen auf 
ſeinen eigenen Vorteil und auf möglichſte Gefahrabwalzung bedacht 
ſein muß. Dabei iſt die Schädigung Dritter nicht immer zu vermeiden. 

Beſonderes Intereſſe hat das Urteil 291/30 M nod deswegen, 
weil darin die Freizeichnungsklauſeln der Aus kunfteien wie⸗ 
derum in ſehr erheblichem Maße als rechtsgültig anerkannt werden 
(vgl. dazu auch RG. 115, 122 JW. 1927, 668). Allerdings ſcheint 
das Nh. feinen früheren Ausgangspunkt, daß Auskunfteien im 
Gegenſatz zu Speditionsunternehmen noch keine für den Verkehr 
unentbehrlichen Einrichtungen ſeien, nicht mehr ganz aufrechterhalten 
zu wollen. Die Richtigkeit dieſer Begründung läßt es hier ausdrück⸗ 


2) JW. 1922, 32. ) JW. 1922, 575. ) JW. 1927, 668. 
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der Beurteilung der Zumutungsfrage erſcheint es zunächſt 
unbedenklich, daß die Auskunftei es ablehnt, für die Ge⸗ 
hilfen und Vertrauensperſonen einzuſtehen, ſoweit ſie den 
Stoff der Auskunft beſchaffen. Das folgt aus der Eigenart 
des Unternehmens und wird von der Kl. kaum ernſthaft an⸗ 
gezweifelt. Hier handelt es ſich aber um ein Verſehen, das 
nicht bei der Stoffſammlung, ſondern bei ihrer Verarbeitung 
zu der an die Kl. gegebenen Auskunft im Innendienſt der 
Bekl. unterlaufen iſt. Die Tätigkeit, die dabei entwickelt 
wird — Niederſchrift und Durchſicht des Schreibens —, 
unterſcheidet ſich, wie der Kl. zuzugeben iſt, nicht von der 
Herſtellung geſchäftlicher Briefe mit anderem Inhalt in ande⸗ 
ren kaufmänniſchen Betrieben. Der weſentliche Unterſchied be⸗ 
ſteht aber darin, daß ſolche Auskünfte als ſchnell zu liefernde 
Maſſenware ohne Rückſicht auf den Geldwert des Geſchäfts, 
wofür ſie benutzt werden ſollen, zu einem ganz billigen Preiſe 
verlangt und gewährt werden. Die Bekl. hat mit der Kl. 
einen Preis von 4 RM für jede Auskunft vereinbart und will 
durchſchnittlich noch weniger erhalten. Andererſeits können 
die Geſchäfte, für welche die Auskünfte angefordert werden, 
über unbegrenzte Beträge lauten. Hohe Summen ſind ſogar 
die Regel. Die Auskunftei hat wohl nicht einmal ein Recht 
darauf, das nähere darüber zu erfahren, und ſie könnte 
dem, wenn es ihr mitgeteilt wird, für die übliche Gebühr 
nicht Rechnung tragen. Die Verſicherungsprämie, die ſie 
zahlen oder die Rücklage, die ſie zur Sicherung gegen Rück⸗ 
griff machen müßte, wäre ſelbſt mit der ganzen vereinbarten 
Vergütung nicht zu erſchwingen. Dieſe Verhältniſſe ſind den 
Kunden wohl bekannt. Es widerſpricht unter dieſen Um⸗ 
ſtänden nicht den guten Sitten, insbeſondere nicht guter 
Kaufmannsart, die ſtets unverhältnismäßig hohe Haftung 
für Verſehen von Angeſtellten auch bei der Niederſchrift und 
Übermittlung der Auskunft abzulehnen. 

Anders wäre es zu beurteilen, wenn die Auskunftei 
durch die Fahrläſſigkeit der ihre Geſchäftsführung beſtimmen⸗ 
den Perſonen, ſei es des Inhabers, ſei es der in dieſem 
Sinne leitenden Angeſtellten, überhaupt nicht die Einrich⸗ 
tungen hat, die der Betrieb des Geſchäfts erfordert, um zur 
Erteilung einer richtigen Auskunft zu führen. Daß die 
Kundſchaft aller Bedingungen ungeachtet auf den Beſtand 
ſolcher Einrichtungen vertraut und ſonſt die Auskunfteien 
nicht in Anſpruch nähme, liegt zu nahe, um von dieſen ver⸗ 
kannt werden zu können. Für den Fall, daß es daran ge⸗ 
bricht, hat aber auch das BG. die Haftung der Bekl. nicht 
verneint. Es nimmt vielmehr nach der Ermittlung des Sach⸗ 
verhalts an, daß hier kein Organiſationsfehler dargetan ſei. 
Dieſe Würdigung kann nicht als rechtsirrig bezeichnet werden. 
Die Kl. vermißt inſoweit die Anordnung der Bekl., die in 
den Auskünften vorkommenden Zahlen auch mit Buchſtaben 
auszuſchreiben. Dieſes Verfahren iſt aber im Geſchäftsverkehr 
nicht ſo üblich, daß der Mangel einer ſolchen Weiſung aus⸗ 
reichte. Die Annahme, daß die Organiſation fehlerhaft ſei, 
folgt auch nicht ohne weiteres daraus, daß der Berichter im 
vorliegenden Falle die vorgeſchriebene Zeichnung der Ur⸗ 
ſchrift der Auskunft, alſo wohl auch ihre Durchſicht, unter⸗ 
laſſen hat, und das beim Abgang von der ſog. Kontroll- 
ſtelle, auch vom Leiter der Niederlaſſung bei der am nächſten 
Tage erfolgten allgemeinen Durchſicht der Auskünfte über⸗ 
ſehen worden iſt. Es handelt ſich um ein unglückliches Zu⸗ 
ſammentreffen von Fehlern in einem Fall, wie es auch in 
einem ſonſt geordneten Betrieb möglich iſt. Die Sache liegt 
weſentlich milder als etwa der in RG. 102, 3975) beurteilte 
Fall, wo ein ſolcher Schluß gezogen worden iſt. Die Kl. 
meint zwar, die Bekl. müſſe ſchon deshalb für das Ver⸗ 


lich dahingeſtellt. Trotzdem hält es die Freizeichnungsklauſel für gültig 
und legt in einleuchtender Weiſe dar, daß die Gebühr für erteilte 
Auskünfte im Verhältnis zu den Objekten, für deren Behandlung 
ſie benutzt werden, ſehr gering iſt und daß deshalb von einer un⸗ 
verhältnismäßigen und drückenden Belaſtung des Verkehrs nicht 
geſprochen werden kaun. Denn erſt die rückſichtsloſe Aus⸗ 
nutzung der Monopolſtellung zum eigenen Vorteil macht die 
Freizeichnungsklauſel nach 8 138 unwirkſam. Es müſſen immer die 
beiderſeitigen Intereſſen berückſichtigt werden, und es iſt 
verfehlt (bedenklich Heinsheimer: JW. 1927, 1088), allein auf 
die Intereſſen der Auskunftsempfänger abzuſtellen. 
Prof. Dr. Nipperdey, Köln. 


5) JW. 1922, 32. 


ſehen eintreten, weil die Beteiligten leitende Angeſtellte 
ſeien, und das BG., das dieſe Eigenſchaft dem Berichter 
mit Recht abſpricht, hat ſich nicht darüber ſchlüſſig gemacht, 
ob nicht wenigſtens der Leiter der Niederlaſſung dazu ge 
hört. Aber wenn man das zugunſten der Kl. unterſtellt, ſo 
ändert es am Ergebniſſe nichts. Soweit einen leitenden An⸗ 
geſtellten nicht der Vorwurf trifft, die allgemeine Einrich⸗ 
tung des Geſchäfts vernachläſſigt zu haben, ſondern nur, 
wie hier, daß er den Mangel einer einzelnen Auskunft oder 
der Art ihrer Erledigung überſehen hat, greifen die Er⸗ 
wägungen durch, aus denen zuvor es grundſätzlich für zu⸗ 
läſſig erachtet worden iſt, daß die Auskunfteien ihre Haf⸗ 
tung für das Vorſehen ihrer Angeſtellten ausſchließen. Es 
iſt keine für die Kundſchaft unerträgliche Zumutung und kein 
Mißbrauch einer etwa vorhandenen Monopolſtellung der 
Auskunfteien, wenn ſie bei den ſonſtigen Bedingungen ihrer 
Geſchäfte auch die Verantwortung für ſolche Verſehen ihrer 
leitenden Angeſtellten vertraglich ablehnen. 

(U. v. 10. Juni 1931; 291/30 V. — Kaſſel.) Sch. 


**10, § 138 BGB. 

1. Bei der Aufrechnung mit einer Gegen‘ 
forderung darf nicht ſowohl die Zuläſſigkeit 
der Aufrechnung, wie auch evtl. der Beſtand der 
Gegenforderung verneint werden. Solche Even” 
tualentſcheidungen ſind wegen der Ungewißheit 
über den Umfang der Rechtskraft unzuläſſig. 

2. Sittenwidrige Ausbeutung einer Mo’ 
nopolſtellung. 

3. Bedeutung der Klauſel: „Lieferungsmög⸗ 
lichkeit vorbehalten.“ f) 


Die Kl. hat der Bekl. etwa 2700 t Schiffsbaumaterial 
geliefert entſprechend den von letzterer vorgenommenen Spe⸗ 
zifikationen. Die Lieferungen ſollten etwa 4—6 Wochen nach 
Eingang der jedesmaligen Spezifikationen erfolgen. Liefe⸗ 
rungs⸗ und Verſandmöglichkeit war vorbehalten. Der Ver⸗ 
trag war auf Grund der dem Beſtätigungsſchreiben bei⸗ 
gefügten gedruckten Verkaufs⸗ und Lieferungsbedingungen 
der Kl. abgeſchloſſen. Die Bekl. hat das gelieferte Material 
zum Schiffsbau verwendet. 

Die Kl. verlangt Zahlung des reſtl. Kaufpreiſes. Die Bell. 
hat die Klageforderung an ſich nach Grund und Höhe nicht be 
ſtritten. Sie rechnet aber gegenüber der Klageforderung in vol 
ler Höhe mit Gegenforderungen auf Schadenserſatz auf, die 
fie in Höhe des überſchießenden Betrages von 9903,63 AM 
widerklagend geltend macht. Sie ſtützt dieſe Gegenforderungen 
auf den durch die Nichteinhaltung der vertraglich feſtgelegten 
Liefertermine eingetretenen Lieferungsverzug der Kl., durch 
den ſie ſelbſt an der rechtzeitigen Fertigſtellung des Schiffes, 
für deſſen Bau die Lieferungen der Kl. beſtimmt geweſen, 
trotz Überſtunden und erhöhter Lohnaufwendungen verhin⸗ 
dert worden ſei und daher von der Beſtellerin des Schiffes 
auf Zahlung der Vertragsſtrafe in Anſpruch genommen 
werde. Auch darin, daß die Kl. den Vertrag mit den feſten 
Lieferterminen abgeſchloſſen, ohne fi) vorher zu vergewis⸗ 
ſern, ob ihre ausländiſche Lieferfirma auch zur Einhaltung 
derſelben imſtande ſei, erblickt die Bekl. ein für ihren Verzug 
urſächliches Verſchulden der Klägerin. 

Die Kl. hat ihren Verzug beftritten; im übrigen hat 
ſie die Unzuläſſigkeit der Aufrechnung und die Unbegründet⸗ 
heit der Gegenforderungen auf Grund des § 4 Abſ. 1 (Frei- 
zeichnungsklauſel: „Lieferungsmöglichkeit vorbehalten“) und 
des § 12 Abſ. 3 (Aufrechnungsverzicht gegenüber ber, Kauf⸗ 
preisforderung) der zum Vertragsinhalt gemachten gedruckten 


Zu 10. 1. Der prozeſſuale Teil der Entſch. darf der Zu⸗ 
ſtimmung ſicher ſein. Es muß klar erkennbar ſein, ob das Beſtehen 
der Gegenforderung rechtskräftig verneint iſt oder nicht. Die mate 
rielle Zuläſſigkeit der geltend gemachten Aufrechnung ijt Voraus“ 
ſetzung der Entſch. über das Beſtehen oder Nichtbeſtehen der zur 
Aufrechnung geſtellten Gegenforderung. Zutreffend ſagt das Urt: 
Iſt die Aufrechnung zuläffig, jo durfte die Gegenforderung der Bekl. 
nicht für unzulaſſig erklärt werden. Sie durfte in dieſem Falle über“ 
haupt nicht geprüft und es durfte über ſie nicht entſchieden werden. 

2. Der zivilrechtliche Teil des Urteils iſt recht be⸗ 
deutſam, wenn er auch neue Grundſätze nicht aufſtellt. J 

a) Das Urt. führt zielbewußt die Grundſätze der Rſpr. über 1 
Sittenwidrigkeit einſeitig und unter Ausnützung einer Monopol 
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Verkaufs⸗ und Lieferungsbedingungen geltend gemacht. In 
den Vorinſtanzen iſt die Bekl. unterlegen; ihre Rev. führte 
zur Aufhebung des BU. aus folgenden Gründen: 

Der Ausſchluß des Zurückbehaltungs rechts in 812 
Abſ. 3 der zum Vertragsinhalt gemachten gedruckten Ver⸗ 
kaufs⸗ und Lieferungsbedingungen der Kl. wird mit Recht 
vom BG. auch auf die Aufrechnung bezogen. „Zurück⸗ 
behaltung“ einer fälligen Geldforderung wegen einer gleich⸗ 
falls fälligen Gegenforderung auf Geld iſt in Wahrheit gar 
nichts anderes als Aufrechnung. Ebenſo iſt die weitere An⸗ 
ſicht des BG., daß die Vereinbarung des Ausſchluſſes einer 
Aufrechnung mit Gegenforderungen gegenüber dem Kauf⸗ 
preisanſpruch an ſich rechtswirkſam iſt, übrigens auch im 
Geſchäftsleben durch die Klauſeln in Kaufverträgen „Kaſſe 
gegen Faktura“ oder „Kaſſe gegen Dokumente“ weiteſte An⸗ 
erkennung durch den Verkehr gefunden hat, rechtlich nicht zu 
beanſtanden. 

Die Kl. hatte der Aufrechnungseinrede gegenüber re- 
plicando geltend gemacht, die Aufrechnung ſei in erſter Linie 
unzuläſſig gemäß der ausdrücklichen Beſtimmung des 
8 12 Abſ. 3 a. a. O., aber auch für den Fall der Zuläſſigkeit 
ſei dem nach Grund und Betrag an ſich unſtreitigen Klage⸗ 
anſpruch ſtattzugeben, weil die geltend gemachte Gegen⸗ 
forderung mit Rückſicht auf die Freizeichnungsklauſel des 
§ 4 a. a. O. („Lieferungsmöglichkeit vorbehalten“) nicht be⸗ 
ſtehe, alſo unbegründet ſei. 

Das BG. iſt gleicher Anſicht. Es verurteilt nach dem 
Klageantrag, läßt aber dahingeſtellt, ob der Aufrechnungs⸗ 
verzicht (das Aufrechnungsverbot) des $ 12 gültig oder 
nichtig iſt. Dieſer Standpunkt des BG. iſt rechtsirrig wegen 
der ſich aus der Vorſchrift des 8 322 Abſ. 2 ZPO. er- 
gebenden ganz verſchiedenen Tragweite ſeines Urt. in bezug 
auf die Rechtskraft, je nachdem der Entſcheidungsgrund und 
damit die Entſch. ſelbſt die Aufrechnung für unzuläſſig er⸗ 
klärt oder aber das Nichtbeſtehen der Gegenforderung feſt⸗ 
ſtellt. Das BG. mußte die Frage der Gültigkeit des Auf⸗ 
rechnungsverzichts entſcheiden. Iſt er gültig, die Aufrechnung 
alſo unzuläſſig, ſo durfte die Gegenforderung der Bekl. nicht 
ür unbegründet erklärt werden. Durch Hinzufügung dieſer 
zweiten Entſch. wird die Rechtskraftwirkung des Urt. ver⸗ 
ändert; es wird außer der erſten, die ausſpricht, daß die 
Klageforderung beſteht, weiter noch eine der Rechtskraft fähige 
Entſch. über das Nichtbeſtehen der Gegenforderung gefällt. 
Beide ſtehen im Eventualverhältnis zueinander. Solche der 
Rechtskraft fähige Eventualentſcheidungen ſind aber unzu⸗ 
läſſig, wie auch die Rev. im Anſchluß an das von der Bell. 
überreichte Privatgutachten von Prof. Dr. Pagenſtecher 
ausführt. Denn die Rechtskraft eines ſolchen Urt. iſt nach 
8 322 Abſ. 2 ZPO. völlig in Zweifel gerückt, da es keinen 
beſtimmbaren Inhalt hat (RG.: JW. 1906, 39421). Es 
gibt keine klare Entſch. darüber, ob die Bekl., ohne ſich dem 
Einwand der rechtskräftig entſchiedenen Sache auszuſetzen, 
befugt iſt, ihre Schadenserſatzforderung in einem neuen Pro⸗ 
zeß gegen die Kl. geltend zu machen. Die Bekl. läuft ſomit 
bei Aufrechterhaltung des BU. Gefahr, ihre Gegenforde⸗ 
rung einzubüßen. Sie iſt daher durch das angefochtene Urt. 
im Hinblick auf deſſen Entſch. über die Gegenforderung be⸗ 
ſchwert. Daß fie den Verfahrensmangel in der ſchriftlich en 


ſtellung diktierter Vertragsbedingungen fort. Die meiſten der bis⸗ 
erigen Entſch. beziehen ſich auf Vertragsbedingungen bei Verkehrs⸗ 
anſtalten und im Verkehrsgewerbe (Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal; Spedi⸗ 
teure; ogl. auch NG. 20, 117, Verfrachtungsbedingungen). In 
RE. 104, 308 wird zwar der gleiche Grundſatz auch für Lie⸗ 
ferungs bedingungen bei Umſatzgeſchäften aufgeſtellt; im 
dortigen Falle reichten jedoch die tatſächlichen Grundlagen zu ſeiner 
nwendung nicht aus. Im obigen Urt. wird dieſer Grundſatz nicht 
nur aufgeſtellt, ſondern er wird auch angewendet. — Beſonders 
wichtig ift folgendes: Die Sittenwidrigkeit der überſpannten Ge⸗ 
ſchäftsbedingungen wird nicht durch einen Zuſatz über die Ab⸗ 
änderungsmöglichkeit im Einzelfall ausgeſchloſſen, wenn tatſächliche 
Abänderung wegen der Machtſtellung des Lieferers nicht zu erreichen, 
der Zuſatz alſo faktiſch bedeutungslos iſt. 

b) Die bisher aufgeſtellten Grundſätze über die Klauſel „Lie⸗ 
ferungsmöglichkeit vorbehalten“ werden noch ſchärfer begründet. Die 
Klauſel ſchließt die Lieferungspflicht nur aus, wenn künftige, bei 
Vertragsſchluß noch ganz ungewiſſe und nicht vorausſehbare Lie⸗ 
ferungshinderniſſe eintreten. Die Klauſel deckt nicht Läſſigkeiten, 
deren man ſich beim Vertragsſchluß ſchuldig macht. Sie kann noch 


Reviſionsbegründung nicht gerügt hat, ſteht feiner Geltend⸗ 
machung nicht entgegen; er iſt von Amts wegen zu berück⸗ 
ſichtigen. Denn es handelt ſich auch hier ebenſo wie in RG. 
110, 169 ff. (172 )) ausgeführt, um einen in der RerInſt. 
fortwirkenden Verſtoß gegen einen prozeßrechtlichen Grund⸗ 
ſatz, der im öffentlichen Intereſſe zu beachten und deſſen Be⸗ 
folgung dem Belieben der Parteien entzogen iſt. 

Das Urt. war daher wegen dieſes prozeſſualen Mangels 
aufzuheben, aber auch wegen der von der Rev. gerügten 
materiellrechtlichen Verſtöße. 

Die Bekl. hatte bei Begründung ihrer Gegenforderung 
wegen verſpäteter Lieferungen gegenüber dem Hinweis der 
Kl. auf die gedruckten Verkaufs⸗ und Lieferungsbedingungen, 
insbeſ. auf die Freizeichnungsklauſel des § 4 daf. („Liefe- 
rungsmöglichkeit vorbehalten“) und den Aufrechnungsver⸗ 
zicht im 8 12 geltend gemacht, daß der Kl. kein Recht zuftehe, 
ſich auf dieſe Beſtimmungen zu berufen. Denn ihre Feſt⸗ 
ſetzung als Vertragsinhalt auf Verlangen der Kl. ſei ſitten⸗ 
widrig und daher gemäß § 138 BGB. nichtig; zum minde⸗ 
ſten ſtehe der Berufung der Kl. auf dieſe Beſtimmungen 
wegen der Art ihres Zuſtandekommens die exceptio doli 
entgegen. 

Die Bekl. macht für dieſen Standpunkt geltend: 

1. Die Kl. habe als Mitglied des Eiſen⸗ und Stahl⸗ 
handelsverbandes oder eines Verbandes mit ähnlichem 
Namen, zu dem alle größeren Firmen dieſes Geſchäftszweigs 
gehören und deſſen Mitglieder Ware nur unter den von 
dieſem diktierten Vertragsbedingungen verkaufen, unter Aus⸗ 
nutzung dieſer Monopolſtellung ihr die Annahme dieſer Be⸗ 
dingungen als Vertragsinhalt aufgezwungen; ohne deren 
Annahme ſei für die Werften eiſernes Schiffsbaumaterial 
nicht zu erhalten geweſen; 

2. die Kl. habe in Kenntnis des Umſtandes, daß die 
Bekl. bei Meidung hoher Vertragsſtrafen zur rechtzeitigen 
Ablieferung des Schiffes an die Beſtellerin verpflichtet war 
und in fernerer Kenntnis, daß ſie ſelbſt ſich mit Bau⸗ 
material noch nicht eingedeckt habe und vermutlich ſich auch 
nicht mehr ſo rechtzeitig eindecken könne, um die bedungenen 
Lieferfriſten einzuhalten, die Lieferung des Materials inner- 
halb der Friſten zugeſagt. 

Würde auch nur eine dieſer beiden Behauptungen (Ziff. 1 
und 2) zutreffen, ſo wäre nicht nur die Freizeichnungs⸗ 
klauſel des 8 4 der Verkaufs⸗ und Lieferungsbedingungen, 
ſondern auch das Aufrechnungsverbot des § 12 daſ. 
nach 8 138 BGB. nichtig. Denn im Falle der behaupteten 
Ausnutzung ihrer angeblichen wirtſchaftlichen Monopolſtellung 
durch die Kl. (Ziff. 1) wäre der Bekl. die Annahme beider 
Beſtimmungen ſittenwidrig aufgezwungen worden, wie in 
Übereinſtimmung mit der ſtändigen Rſpr. des RG. anzuneh⸗ 
men wäre (vgl. RG. 62, 266; 99, 109, 110 103, 84°); 
104, 308; 106, 388; JW. 1925, 1395 20. Für den Fall 
aber, daß die oben zu Ziff. 2 wiedergegebenen Behauptungen 
der Bekl. zutreffen ſollten, würden — auch ohne Aus⸗ 
nutzung einer etwaigen Monopolſtellung der Kl. — die unter 
Ausbeutung der Unkenntnis der Bekl. von der wahren Sach⸗ 
lage auf Verlangen der Kl. zu ihren Gunſten und zum Nach⸗ 
teil der Bekl. bedungenen Beſtimmungen in 88 4 und 12 
als Verletzung der Anforderungen, die der Geſchäftsverkehr 


weniger dazu dienen, um ſich in einfacher Weiſe unbequem ge⸗ 
wordener Verpflichtungen zu entziehen. — Ein Verkäufer, der ſich 
zu einer friſtgemaß zu erfüllenden erheblichen Lieferung verpflichtet, 
muß den Käufer darauf aufmerkſam machen, daß er ſich noch nicht 
eingedeckt hat. Sonſt kann er ſich auf die Klauſel „Lieferungs⸗ 
möglichkeit vorbehalten“ nicht berufen. 

3. Urteile von der Art des vorliegenden ſollten eine Mahnung 
an unſeren Handelsſtand ſein. Es gereicht unſeren Unternehmerver⸗ 
bänden und unſeren Großunternehmungen nicht zur Ehre, wenn das 
NG. ihre Geſchäftsbedingungen wegen Sittenwidrigkeit für ungültig 
erklären muß. Neben den Geſchäftsbedingungen der Verkehrsunter⸗ 
nehmungen und der Warenlieferanten werden wohl auch die der 
Großbanken einmal daraufhin durchzuprüfen ſein, ob ſie nicht Ver⸗ 
ſtöße gegen 3138 BGB. enthalten. Auf einen Fall dieſer Art habe 
ich in einer Abhandlung „Die Erweiterung der Pfandklauſel in den 
Bankbedingungen“ in der demnachſt erſcheinenden Feſtſchrift für 
Gruft Heymann, Bd. II, die Aufmerkſamkeit zu lenken geſucht. 

Prof. Dr. Heinrich Hoeniger, Freiburg i. Br. 
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an Wahrung von Redlichkeit und Anſtand ſtellt und daher 
als Verſtoß gegen die guten Sitten anzuſehen ſein; zum 
mindeſten ſtände der Berufung der Kl. auf die durch ihr 
doloſes Verhalten zum Vertragsinhalt gemachten Beſtim⸗ 
mungen der Einwand der Argliſt entgegen. 

Die Ausführungen, mit denen das BG. das obige 
Vorbringen der Bekl. zurückweiſt, ſind unzureichend und 
rechtsirrig. 

Das BG. ſieht den auf die mißbräuchliche Ausnutzung 
ihrer Monopolſtellung durch die Kl. gegründeten Einwand 
der Bekl. ohne weiteres als unerheblich an, weil dieſe es 
unterlaſſen habe, von der in 8 4 Abſ. 1 Satz 2 der Ver⸗ 
kaufs⸗ und Lieferungsbedingungen gegebenen Möglichkeit Ge⸗ 
brauch zu machen, ſich entgegen der im vorhergehenden Satz 
enthaltenen Freizeichnungsklauſel („Lieferungsmöglichkeit vor⸗ 
behalten“) durch ſchriftliche Vereinbarung das Recht auf Gel⸗ 
tendmachung von Verzugsſtrafen und auf ſonſtige Schadens⸗ 
erſatzanſprüche vorzubehalten. Damit verkennt das BG., wie 
die Rev. mit Recht rügt, Sinn und Zweck des ganzen Ein⸗ 
wandes. Denn dieſer enthält naturgemäß auch die Behaup⸗ 
tung, daß die in 8 4 Abſ. 1 Satz 2 vorgefehene Möglichkeit 
nur auf dem Papier ſtehe, eben weil die Kl. unter miß⸗ 
bräuchlicher Ausnutzung ihrer wirtſchaftlichen Monopolſtel⸗ 
lung die Bekl. zum Abſchluß des Lieferungsvertrages unter 
Anerkennung der uneingeſchränkten, d. h. nicht durch 
gegenteilige Abmachungen i. S. des zweiten Satzes außer 
Kraft zu ſetzenden Freizeichnungsklauſel und der übrigen die 
Intereſſen der Kl. einſeitig wahrenden gedruckten Bedin⸗ 
gungen u. a. des § 12 Abſ. 3 gezwungen habe. 

Hiernach erübrigte ſich keineswegs die Nachprüfung der 
von der Bekl. unter Beweis geſtellten Behauptung über die 
mißbräuchliche Ausnutzung ihrer Monopolſtellung durch die 
Kl. (oben Ziff. 1), wie die Rev. mit Recht rügt. 

Weiter iſt die Begründung des BG., durch die es das 
Vorbringen der Bekl. oben zu Ziff. 2 als unerheblich hin⸗ 
zuſtellen ſucht, rechtsirrig. Es glaubt auch hier, von einer 
Aufklärung des Sachverhalts abſehen zu können, und zwar 
durch die Erwägung, es ſei weder feſtzuſtellen, daß die Bekl. 
den Vertrag nicht oder nicht ſo wie geſchehen geſchloſſen 
hätte, wenn die Kl. ihr mitgeteilt hätte, daß ſie ſich wegen 
der verkauften Schiffbaumaterialien noch nicht eingedeckt habe, 
noch ſei feſtzuſtellen, daß die Kl. ſich bewußt geweſen ſei, 
daß ſie der Bekl. dieſen Umſtand als für ihren Entſchluß 
maßgebend mitzuteilen habe. Dieſe ganzen Ausführungen 
ſind rechtsirrig, wie die Rev. zutreffend rügt. Die Kl. war, 
falls ſie ſich zur Zeit der zum Abſchluß des Vertrages mit 
der Bekl. führenden Verhandlungen wegen des von ihr an 
dieſe zu liefernden eiſernen Schiffbaumaterials noch nicht 
eingedeckt hatte, auch nicht wenigſtens die Lieferung der er⸗ 
forderlichen Mengen — es handelt ſich um das bedeutende 
Quantum von 2700 t — feſt an der Hand hatte, nach der 
ihr obliegenden Offenbarungspflicht bei Vertragsſchluß ge⸗ 
halten, der Bekl. bei den Verhandlungen hiervon Mitteilung 
zu machen. Denn für die Übertragung ſo umfangreicher Ma⸗ 
teriallieferungen für den Bau eines ſelbſtverſtändlich zu 
einem beſtimmten Termin bei Meidung hoher Vertrags⸗ 
ſtrafen für jeden Tag der Verſpätung der Ablieferung fertig 
zu ſtellenden Schiffs iſt die Frage ausreichender Eindeckung 
der Lieferantin für ihre pünktliche Erfüllungsmöglichkeit von 
ausſchlaggebender Bedeutung. Es erſcheint deshalb mit Rück⸗ 
ſicht auf den Mangel jeder Sicherheit pünktlicher Lieferung 
der Kl. geradezu ausgeſchloſſen, daß die Bekl. mit ihr ab- 
geſchloſſen hätte, falls fie gewußt hätte, daß dieſe, wie für 
die Rev Inſt. zu unterſtellen iſt, zur Zeit des Vertrags⸗ 
ſchluſſes noch ohne feſte Eindeckung war, auch nicht über eine 
ſichere Abſchlußmöglichkeit zur Erfüllung des Vertrages unter 
pünktlicher Einhaltung der bedungenen Lieferfriſten verfügte. 


Darüber war auch die Kl. als bedeutende Handelsfirma, die 


im Geſchäftsleben ſteht, nicht einen Augenblick im Zweifel. 
Die gegenteilige Anſicht des BG. bezüglich des Standpunkts 
jeder der Parteien iſt nicht verſtändlich; ſie läßt nicht nur 
eine Berückſichtigung der beſonderen Umſtände des Falles, 
ſondern auch allgemeine Erfahrungsſätze vermiſſen und be⸗ 
ruht weiter auf einer Verkennung der durch die Rſpr. des 
RG. aus dem Geſichtspunkt von Treu und Glauben ent- 
wickelten Grundſätze über die Offenbarungspflicht beim Ver⸗ 
tragsſchluß und deren Verletzung (8 276 BGB.; vgl. z. B. 


RG. 97, 327; 103, 47 [50]; 107, 357 ff. [362]; ferner RG.: 
JW. 1912, 7435; 1919, 36; 1921, 1235 11; 1927, 19939). 

Danach erübrigte ſich auch zu dieſem Punkte (oben 
Ziff. 2) nicht die Nachprüfung der von der Bekl. unter Be⸗ 
weis geſtellten Behauptungen. ! 

Offenſichtlich ift die vorſtehend behandelte rechtsirrige 
Begründung des BG. zum zweiten Einwand der Bekl. 
(oben Ziff. 2) durch ſeine ebenfalls gerügte Verkennung der 
rechtlichen Bedeutung der Lieferungs⸗Freizeichnungsklauſel 
beeinflußt. Das BG. behandelt dieſe, ohne auch nur mit 
einem Worte auf ihre rechtliche Bedeutung einzugehen trotz 
der ſehr eingehenden Rechtsausführungen der Bekl. und ihrer 
Hinweiſe auf die Rſpr. des RG. zu der Klauſel ſo, als ob 
ſie der Kl. ohne Rückſicht auf ihr eigenes Verhalten das Recht 
gebe, ſich ganz nach ihrem Belieben auf ſie zu berufen, und 
als ob es Sache der Bekl. geweſen wäre, den Rechtswir⸗ 
kungen aus dieſer für ſie „unbequemen“ Vereinbarung da⸗ 
durch zu entgehen, daß ſie von der in § 4 Abſ. 1 Satz 2 
der Verkaufs⸗ und Lieferungsbedingungen vorgeſehenen Mög⸗ 
lichkeit Gebrauch gemacht hätte (vgl. oben). Da das unſtreitig 
nicht geſchehen iſt, nimmt das BG. ohne weiteres an, daß 
durch die Klauſel alle Schadenserſatzanſprüche der Bell. 
wegen Lieferungsverzugs abgeſchnitten ſind. Dieſe Auffaſ⸗ 
ſung beruht auf einer Verkennung der rechtlichen Bedeutung 
der Freizeichnungsklauſel. Dieſe gibt der Verkäuferin nicht 
etwa einen Freibrief in die Hand, wie das BG. anzunehmen 
ſcheint, durch den ſie einſeitig ihre Pflichten aus dem Kauf⸗ 
vertrage nach ihrem Belieben geſtalten könnte. „Die Nicht⸗ 
einhaltung der vertraglichen Lieferzeit ohne zwingende ſach⸗ 
liche Gründe wäre reine Willkür, der andere Teil nach 
der Auffaſſung aller redlichen Kaufleute nicht ausgeſetzt ſein 
ſoll“ (Urt. des erk. Sen. in RG. 105, 368 ff., beſ. S. 371, 
ebenſo Urt. des 3. ZivSen. in RG. 104, 306 ff.). Sehr deut⸗ 
lich ſagt das Urt. des erk. Sen. in JW. 1921, 1235 11: „Die 
ſchon in ihrer ſprachlichen Faſſung ſo läſſige, inhaltlich ganz 
vage Klauſel Lieferungsmöglichkeit vorbehalten“ darf nicht 
die Handhabe bieten, leichtfertig tönende Verſprechungen zu 
machen, die man einfach im Stich läßt, wenn die Sache miß⸗ 
glückt.“ Dieſe Rſpr. des RG. beruht auf dem rechtlichen Ge⸗ 
danken, daß die Lieferungs⸗Freizeichnungsklauſel eine Ge⸗ 
fahrklauſel iſt. Daraus ergibt ſich, daß von ihr nur zukünf⸗ 
tige und noch ganz ungewiſſe Gefahren gedeckt werden ſollen, 
nicht auch ſolche Ereigniſſe, deren ſicherer oder möglicher Ein⸗ 
tritt dem durch die Klauſel begünſtigten Vertragsteil bei 
Vertragsſchluß bekannt, dem anderen Teil aber unbekannt 
und verſchwiegen war (Urt. des erk. Sen. in RG. 97, 325 ff.). 
Nun handelte es ſich aber bei Unterſtellung der unter Beweis 
geſtellten Behauptung der Bekl., daß die Kl. zur Zeit des 
Vertragsſchluſſes mit ihr weder über bereits perfekte Ab⸗ 
ſchlüſſe mit Lieferwerken verfügte, noch ſichere Abſchlußmög⸗ 
lichkeiten mit ſolchen feſt an der Hand hatte, nicht um ein 
möglicherweiſe künftig einmal vorkommendes Lieferungs⸗ 
hindernis, d. h. um den Fall, daß für dieſes Geſchäft be⸗ 
ſondere unvorhergeſehene Umſtände, die die Lieferung hin⸗ 
dern oder verzögern könnten, in Frage kommen. Vielmehr 
beſtand bei Unterſtellung jener Behauptung der Bekl. als 
wahr zum mindeſten unter allen Umſtänden eine große Un⸗ 
ſicherheit hinſichtlich der Möglichkeit pünktlicher Erfüllung. 
Es handelte ſich dann alſo nicht um ganz allgemeine, un? 
beſtimmte, erſt in Zukunft als möglich drohende Hinderniſſe 
für die Lieferungen, ſondern mangels jeder ſicheren Ein⸗ 
deckung um eine bereits vorhandene Gefahr für die 
Möglichkeit pünktlicher Lieferung, zumal bei Berückſichtigung 
der großen Abſchlußmenge von 2700 t eiſernes Schiffsbau⸗ 
material in den verſchiedenſten Abmeſſungen. 

(U. v. 21. April 1931; 241/30 II. — Hamburg.) [Ru.) 

= NE. 132, 305.0 


11. 8 252 BGB. Schadenserſatz. Auch ent’ 
gangener Spekulationsgewinn kommt unter Um⸗ 
ſtänden in Betracht. Aber abgeſehen von der 
Frage, ob der Gegner mit dieſer Möglichkeit 
rechnen mußte, kann dem Anſpruch der Einwan 
entgegenſtehen, daß die Spekulation auch mi 
Bankkredit durchführbar geweſen wäre. f) 

Die Rev. wendet ſich gegen die Art, in der das KG. den 


Zu 11. Die Entſch. beſchäftigt ſich mit der Frage, wann ein 


1 
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Umfang des dem Kl. des Verzuges des Bekl. entgangenen Ge⸗ 
winns beſtimmt hat. Das KG. unterſtellt es als wahr, 
daß der Kl. die Abſicht gehabt habe, die ihm zu kalender⸗ 
maßig beſtimmten Terminen zurückzuzahlenden Beträge in 
erſtklaſſigen Aktien anzulegen und dieſe zu halten, daß er 
terbei auch den behaupteten Kursgewinn erzielt hätte. Ver⸗ 
neint wird aber der vom Kl. erhobene Anſpruch, den ihm 
zufolge der verſpäteten Zahlung entgangenen Kursgewinn 
. 8 252 BGB. der Schadensberechnung zugrunde zu 
gen. Hierzu iſt ausgeführt, daß die Vorausſetzungen des 
1 55 BGB. nicht gegeben ſeien. Es könne keine Rede davon 
ein, daß Kursſteigerungen, wie fie in den vom Kl. genannten 
Papieren tatſächlich eingetreten und vom Kl. ſeiner Behaup⸗ 
tung nach erhofft worden ſeien, nach dem gewöhnlichen Lauf 
er Dinge mit Wahrſcheinlichkeit hätten erwartet werden 
onnen. Auch die feſteſte Überzeugung des Kl. und auch viel- 
leicht einiger anderer Börſenſpekulanten änderte nichts an der 
Latſache, daß das Feſtlegen von Kapitalbeträgen in ſolchen 
apieren Spekulation wäre, weil die Entwicklung von Börſen⸗ 
papieren überhaupt keinem „gewöhnlichen“ Lauf der Dinge 
unterliege. 
5 Das BG. geht hier offenſichtlich von der vereinzelt in 
er Literatur, insbeſ. bei Staudinger, Anm. 2 zu 8 252 
B., verteidigten Rechtsauffaſſung aus, daß der Kurs- 
gewinn deshalb bei der Bemeſſung des Schadens nach 8 252 
nicht berückſichtigt werden dürfe, weil dieſer Gewinn zur Zeit 
195 Eintrittes des Verzuges, d. h. in der Zeit v. 25. Okt. 
4025 bis 2. April 1926 „nach dem gewöhnlichen Lauf der 
Dinge“ nicht mit Wahrſcheinlichkeit erwartet werden konnte. 
tele Beurteilung iſt in zweifacher Richtung von Rechtsirrtum 
eeinflußt, und zwar zunächſt inſofern, als das BG. die Be- 
„teilung der Frage der Wahrſcheinlichkeit auf den Zeitpunkt 
„es Verzuges, als der zum Schadenserſatz verpflichtenden 
Sttſache, aus abgeſtellt hat. Der erk. Senat hat zu dem 
5 treit um die Auslegung des 8 252 BGB. in feinem Urt. 
29. April 1929, IV 670/28: JW. 1928, 25083 Stellung 
nommen, Dort iſt er der Entſch. des 3. ZivSen. in dem 
Art. v. 22. Okt. 1907, III 74/07: JW. 1907, 8284 = Seuff⸗ 
Bech. 68, 262 beigetreten, wonach die Vorſchrift lediglich eine 
Geweiserleichterung enthält und nicht etwa den Anſpruch auf 
Haß des entgangenen Gewinnes durch Heranziehung des 
Feitpunktes, in dem das zum Schadenserſatz verpflichtende 
reignis eintrat, beſchränken will. An dieſer Entſch., die auch 
—— nf 


ſcchadenserſagpſlichiger entgangenen Börſenſpekulationsgewinn zu er⸗ 
sen hat. Das RG. nimmt dabei zunächſt zur Auslegung des 8252 
2 BGE. Stellung. Danach gilt als entgangen „der Gewinn, 
f cher nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge oder nach den be⸗ 
Bet Umſtänden, insbeſ. nach den getroffenen Anſtalten und Vor⸗ 
ib dungen, mit Wahrſcheinlichkeit erwartet werden konnte“. Streitig 
hier vor allem, ob nur dieſer mit Wahrſcheinlichkeit zu erwartende 
Bewinn zu erſetzen iſt. Der 4. ZivSen. des RG. verneint dies unter 
zerufung auf Entſch. des 3. und 6. ZivSen. Daß der 5. ZivSen. 
bon euerer Zeit noch die gegenteilige Anſicht entwickelt hat, wird 
A ausdrücklich erwähnt; aber auch der 3. ZivSen. hat in einem 
185 v. J. April 1913 (Warn. S. 416) einen abweichenden Stand⸗ 
nike eingenommen. Immerhin entſpricht die neueſte Entſch. des 
Ted Sen. der in Rſpr. und Rechtslehre herrſchenden Meinung. 
=. bietet 8252 Satz 2 dem Entſchädigungsberechtigten lediglich 
zue Beweiserleichterung; es bleibt dieſem aber offen, darzutun, daß 
gef zewinn ihm entgangen iſt, wenn auch die Vorausſetzungen der 
ansblichen Vorſchrift fehlen. Ob man nun aber die eine oder die 
ee Anſicht zugrunde legt, iſt praktiſch von keiner oder doch nur 
tin geringer Bedeutung, ſofern man nur mit der herrſchenden Rich⸗ 
auß der Rſpr. die Lehre der adäquaten Verurſachung für richtig 
en tet. Dann nämlich ergibt ſich: die Anſicht, welche in 8 252 Satz 2 
naht lediglich eine Beweiserleichterungsvorſchrift erblickt, muß bei 
ob 5 angeblich entgangenen Spekulationsgewinn ausſchließlich fragen, 
na ig Gewinnenkgang nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge oder 
Erei den beſonderen Umſtänden des Falles infolge des ſchädigenden 
9 any ie mit Wahrjheinlichkeit zu erwarten war. Wer aber in 
din. Satz 2 nur eine Beweiserleichterungsbeſtimmung ſieht, hat 
ein dies die Frage zu ftellen: war mit dem ſchädigenden Ereignis 
keit barer, nicht ganz geringfügiger Grad allgemeiner Wahrſcheinlich⸗ 
en afür begründet, daß ein Spekulationsgewinn ausblieb (adäquate 
werte ſachung) ? Muß im einzelnen Falle jene erſte Frage bejaht 
u dann ſteht die Schadenserſaßpflicht nach jeder der beiden 
bei gungen des § 252 Satz 2 feſt; anders freilich — aber wiederum 
beſtim der Auslegung des Geſetzes (vgl. Warn. 1913, 416) —, wenn 
(han nachzuweiſen iſt, der Spekulationsgewinn würde dem Ge⸗ 
gten auch ohne das ſchädigende Ereignis nicht zugewachſen ſein. 
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vom 7. ZivSen.: RG. 68, 1651) und vom 6. ZivSen. in 
feinem Urt. v. 11. Okt. 1928, VI 137½% 8, gebilligt wird 
(abw. nur 5. ZivSen.: IW. 1928, 9612), iſt feſtzuhalten. 

Das BG. geht hiernach fehl, wenn es einerſeits feſtſtellt, 
daß der Kl. den behaupteten Gewinn zwar hätte erzielen und 
behalten können, andererſeits die Berückſichtigung dieſes Kurs⸗ 
gewinnes ablehnt, weil er anfangs nach dem gewöhnlichen 
Lauf der Dinge unwahrſcheinlich geweſen ſei. 

Der zweite Rechtsirrtum des BG. tritt darin hervor, 
daß es die zweite Alternative, die der $ 252 BGB. für die 
Berückſichtigung entgangenen Gewinnes, nämlich die etwaigen 
beſonderen Umſtände, insbeſ. die vom Gläubiger getroffenen 
Anſtalten und Vorkehrungen, außer Betracht läßt. In Über⸗ 
einſtimmung mit Staub, HGB., 8 347 Anm. 21 iſt aller⸗ 
dings davon auszugehen, daß das rapide Steigen oder Fallen 
des Kurſes von Spekulationspapieren nicht zum gewöhnlichen 
Verlauf gehört, und daß Gewinne aus Börſenſpekulationen 
inſoweit nicht in Betracht kommen. Anders liegt es jedoch, 
wenn der Gewinn ſich infolge der beſonderen Veranſtaltungen 
ergeben konnte (a. a. O. Anm. 22), wie es vom Kl. behauptet 
und in dem angefochtenen Urt. als wahr unterſtellt iſt. 

Hat hiernach die Frage, ob ein Schadenserſatzanſpruch in 
der geltend gemachten Höhe im $ 252 BGB. eine ausreichende 
Stütze finden könnte, keine erſchöpfende Erörterung gefunden, 
fo vermögen jedoch die auf §S 254 BGB. geſtützten Erwägun⸗ 
gen des BU. die getroffene Entſch. zu rechtfertigen. 

Nach Maßgabe des § 254 BGB. hat das BG. zunächſt 
die Frage geprüft, ob nicht bei der Entſtehung des Schadens 
ein Verſchulden des Kl. inſoweit mitgewirkt habe, als er es 
unterlaſſen hätte, den Bekl. auf die Gefahr eines außergewöhn⸗ 
lich hohen Schadens aufmerkſam zu machen, die dieſer weder 
gekannt hätte noch hätte kennen müſſen. Zuſammenfaſſend iſt 
feſtgeſtellt, daß die vom Kl. ſeiner Behauptung nach beabſich⸗ 
tigte Anlegung des Geldes dem Bekl. nicht bekannt geweſen 
ſei; dieſe Anlegung ſei auch nicht ſo gewöhnlich geweſen, daß 
der Bekl. ohne Kenntnis des von der Neigung des Kl. zu ſol⸗ 
chen Anlagen mit ihnen habe rechnen müſſen. Der Kl. ſei da⸗ 
her gemäß § 254 Abſ. 2 BGB. verpflichtet geweſen, den Bekl. 
auf die Gefahr beträchtlicher Gewinneinbußen aufmerkſam zu 
machen, habe jedoch den ihm hiernach obliegenden Hinweis 
unterlaſſen und dadurch den Schaden vorwiegend ſelbſt ver- 
anlaßt. Das BG. will einen ſolchen dem Bekl. gegenüber 
wirkſamen Hinweis auf den bevorſtehenden hohen Schaden in 


Muß jene erſte Frage dagegen verneint werden, dann iſt meines 
Dafürhaltens die Verneinung auch der zweiten Frage notwendig ge⸗ 
boten; eine allgemeingültige Wahrſcheinlichkeit Kann nämlich zu⸗ 
gunſten des Spekulationsgewinns nicht wohl angenommen werden, 
wenn weder nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge noch nach den 
beſonderen Umſtänden des Falles der Eintritt eines Gewinnes zu er⸗ 
warten war. Danach iſt zu bezweifeln, ob das RG. die erwähnte 
Streitfrage über die Auslegung des § 252 mit Recht in ſeine Entſch. 
hereingezogen hat. Freilich iſt das Ausgeführte nur dann richtig und 
dieſer Zweifel nur dann berechtigt, wenn man bei der Anwendung 
des § 252 die Frage der Wahrſcheinlichkeit nicht im Zeitpunkt des 
ſchädigenden Ereigniſſes prüft, ſondern im Zeitpunkt des Urteils⸗ 
ſpruchs. Daß dieſe Stellungnahme geboten iſt, führt das NG. mit 
Recht aus. Zwar legt der Wortlaut des Geſetzes eine andere Anſicht 
nahe, da vom Gewinne die Rede iſt, der erwartet werden „konnte“. 
Aber die inneren Gründe, welche die in der Rſpr. herrſchende 
Kauſalitätslehre dahin führen, die Frage der adaquaten Verurſachung 
vom Standpunkt der nachträglichen Prognoſe aus zu be⸗ 
urteilen, rechtfertigen auch die Auffaſſung, daß bei der Anwendung 
des 8252 das Vorliegen einer Wahrſcheinlichkeit vom Standpunkt 
des nachträglich entſcheidenden Richters aus zu prüfen iſt (vgl. 
Rümelin: ArchzZivpr. 90, 252 ff.). Nach dem Geſagten hat der 
Richter einem angeblich entgangenen Spekulationsgewinn gegenüber 
zu klären, ob nach der von ihm zu überſchauenden Sachlage die über⸗ 
wiegende Wahrſcheinlichkeit dafür ſpricht, daß ohne das ſchädigende 
Ereignis der Gewinn erwachſen ware. Dabei wird grundſätzlich der 
Richter ſich nicht allein auf den gewöhnlichen Lauf der Dinge ſtützen 
können, da dieſer allein nicht zu der Annahme berechtigt, ein Börſen⸗ 
ſpekulationsgewinn ſei zu erwarten geweſen (fo ſchon KG.: Recht 
1904, 600 Nr. 2589); ohne die entſcheidende Heranziehung der be⸗ 
ſonderen Umſtände läßt ſich eine ſolche Erwartung nicht rechtfertigen, 
wie dies das RG. unter Hinweis auf Staub überzeugend aus⸗ 
ſpricht. Nicht weniger überzeugend iſt es, wenn das RG. — im 
Ergebniſſe — die dem Geſchädigten obliegende Pflicht zu möglichſt 
weitgehender Schadensabwendung im Zuſammenhang mit Börſen⸗ 
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der dem Zeugen Dr. L. gegenüber getanen Außerung des Kl. 
über die von ihm verſäumten Anlagemöglichkeiten nicht er⸗ 
blicken, obwohl der Zeuge der Generalbevollmächtigte des Bekl. 
war und jene Außerung dem Bekl. geſprächsweiſe mitgeteilt 
hat. Dieſe Ausführungen ſind von der Rev. angegriffen. Es 
kann aber dahingeſtellt bleiben, ob ſie geeignet waren, ein 
konkurrierendes Verſchulden auf ſeiten des Kl. zu begründen, 
weil die weiteren zur Schadensberechnung angeſtellten Er⸗ 
wägungen des BG. das Urt. tragen. 


Nach § 254 Abi. 2 BGB. kann ein mitwirkendes Ver⸗ 
ſchulden des Beſchädigten auch darin erblickt werden, daß er 
es unterlaſſen hat, den Schaden abzuwenden oder zu mindern. 
Das BG. hebt dieſe Beſtimmung ausdrücklich hervor und be⸗ 
gründet ſeine Bemeſſung des erſatzfähigen Schadens damit, 
daß der Kl. ſo geſtellt werden müſſe, daß er den Zinsbetrag 
erſetzt erhalte, den er hätte aufwenden müſſen, um ſich den 
ausſtehenden Betrag während der Verzugszeit von anderer 
Seite zu beſchaffen und dieſes Kapital in feiner Eigenſchaft 
als Großkaufmann gewinnbringend zu verwerten. Damit hat 
das BG. erſichtlich auch ſagen wollen, daß der Kl. tatſächlich 
die entſprechenden Beträge von anderer Seite erhalten haben 
würde, was nach den eigenen Angaben des Kl. über ſeine Ver⸗ 
mögensverhältniſſe auch ſicherlich zutrifft. Gegenüber der Be⸗ 
hauptung des Bekl., daß der Kl. ſeiner eigenen Angabe nach 
ſelbſt in Geldverlegenheit geweſen ſei und daher das aus den 
fälligen Zahlungen an ihn zurückfließende Geld nicht zu Spe⸗ 
kulationen hätte verwenden können, hat der Kl. betont, er ſei 
dem Bekl. als ſehr vermögender Mann bekannt geweſen. Die 
gelegentliche Erwähnung ſeiner Geldverlegenheit ſei nur eine 
im Mahnſchreiben übliche Floskel geweſen. In Wahrheit habe 
er über große Kapitalien verfügt und gewußt, ſie gewinn⸗ 
bringend anzulegen. Er hätte es ſich leiſten können, die ge⸗ 
kauften Effekten ſo lange durchzuhalten, bis ihre Kurſe ſich 
voll entwickelt hätten, in den letzten 2½ Jahren habe er allein 
für 930 000 RAM Deſſauer Gasaktien gekauft und behalten. 


Hiernach hätte der Kl. für die in Rede ſtehenden Beträge 
ſicherlich Kredit erhalten können. Tatſächlich behauptet er 
auch, er habe im Juli und Auguſt 1926 nom. 90 000 K 
Deſſauer Gasaktien auf Bankkredit gekauft, weil der Bekl. 
nicht zahlte (Schriftſatz v. 17. Nov. 1928, S. 4—5). Er hat 
alſo den Weg zur Abwendung eines übermäßigen Schadens 
wenigſtens teilweiſe ſelbſt beſchritten. Bei ſeinen Vermögens⸗ 
verhältniſſen war er demnach, wie das BG. erſichtlich an⸗ 
nimmt, ohne jedes Riſiko in der Lage, Spekulationen im 
Rahmen der vom Bekl. geſchuldeten Beträge mit beſchafftem 
fremden Gelde auszuführen und dem Bekl. die hierdurch ent⸗ 
ſtandenen Unkoſten demnächſt in Rechnung zu ſtellen, die das 
BG. ohne erkennbaren Rechtsirrtum nach Maßgabe der für 
die zweite Hälfte des Jahres 1925 bis Ende 1927 geltenden 
Höchſtſätze für Debetzinſen auf 60000 AA geſchätzt hat. Wenn 
er ſtatt deſſen die beabſichtigten Spekulationen unterließ, um 
dem Bekl. die geſamte Einbuße an Spekulationsgewinn zu be⸗ 
laſten, ſo trifft ihn ein Verſchulden, das die Zubilligung eines 
über den Umfang des feſtgeſtellten normalen Schadens hin⸗ 
ausgehenden Erſatzes ausſchließt. 

(U. v. 22. Jan. 1931; 397/30 IV. — Berlin.) [Ka.] 
** 12. 88 276, 30, 89 i. Verb. m. 831, 839 BGB.; 
88 167, 254, 278, 826 BGB. Auskunftsvertrag. 


1. Wenn eine Sparkaſſe einem Kreditſucher 
ein einlageleeres Gefälligkeitsſparbuch aus⸗ 
ſtellt, damit er von einem das Buch erwerbenden 
Geldgeber ein Darlehen erhält, ſo bedeutet das 
eine Vereinbarung dahin, daß das, was der Er⸗ 
werber zahlt, die dem Sparbuch entſprechende 
Valuta fein ſoll und daß deshalb der Sparkaſſe 


ſpekulationen beſonders ſcharf betont. Wer die Haftungshöhe eines 
Schädigers von dem Gange unberechenbarer Börſenkursbewegungen 
und ſo von ganz unſicheren Faktoren abhängig macht, iſt verbunden, 
die damit für den Schädiger erwachſende beſondere Gefahr mit allen 
Kräften einzuſchränken. Darum kann es nur gebilligt werden, daß 
das RG. fordert, die Spekulation muſſe, wenn irgend möglich, mit 
Kreditkapital durchgeführt werden und als Schaden ſeien deshalb nur 
die Koſten der Kreditaufnahme zu betrachten, ſoweit eine ſolche hätte 
erfolgen können. 5 
SenPräſ. Dr. Otto Levis, Karlsruhe. 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Einreden aus dem Schuldverhältnis zwiſchen 
ihm und dem Kreditſucher nicht zuſtehen follen. 

2. Der Möglichkeit der Annahme einer all” 
gemeinen Außenvollmacht, insbeſ. einer ſolchen 
auch für ungewöhnliche Geſchäfte an einem ein- 
zelnen ſeitens des Vorſtandes einer ſtädtiſchen 
Sparkaſſe find die Grenzen gezogen, die ſich au 
der Notwendigkeit des Schutzes öffentlicher Be? 
lange ergeben. 


3. Aus einer Anfrage betreffend die Ord- 
nungsmäßigkeit eines Sparbuchs bei einer 
Sparkaſſe und der von ihr erteilten Auskunft 
in Verbindung mit der Würdigung der Ver? 
kehrsübung und des Verkehrsbedürfniſſes kann 
die Folgerung auf den Abſchluß eines Aus“ 
kunftsvertrages gezogen werden. 

4. Die Beantwortung einer Frage nach der 
Ordnungsmäßigkeit eines Sparbuchs fällt in 
den laufenden Geſchäftsbereich des Sparkaſſen“ 
direktors, ſoweit die Frage auf die fagung?” 
mäßige Ausftellung oder ſonſtige Umſtände 
zielt, die der zuſtändigen Prüfung des Spar, 
kaſſenleiters unterliegen. Deshalb beſteht 
unter Umſtänden die vertragliche Schaden?“ 
erſatzpflicht der Sparkaſſe nach 88 276, 278 BG B. 

5. Eine öffentliche Körperſchaft haftet zwar 
bei unerlaubten Handlungen ihrer Beamten im 
Gebiet des privaten Rechts wie eine Körperſchaft 
des nichtöffentlichen Rechts, alfo ohne Anſpruch 
auf die im 8 839 BGB. beſtimmten Milderungen 
der Haftung, aber andererſeits begründet da 
Vorliegen eines Falles des 8 839 ihre Haftung 
nicht auch dort, wo eine nichtöffentliche Körper 
ſchaft nicht haften würde. Die Verwirklichung 
des Tatbeſtandes einer Amtspflichtverletzun 
kann nicht als widerrechtliche Schadenszufügung 
i. S. des 8 831 BGB. betrachtet und es kann 9 850 
BGB. nicht als Schutzgeſetz i. S. von 8 823 Abſ.“ 
BGB. anerkannt werden. 

6. Bei der Erteilung einer unrichtigen Aus 
kunft über die Ordnungsmäßigkeit eines Spar 
buches kann ſchon Eventualdolus den Tatbeſtan 
des 8 826 BOB. erfüllen. 

7. Bei einem Geſchäft von großer Bedeutung 
kann ein Mitverſchulden des nach der Ordnung?” 
mäßigkeit eines Sparbuchs Fragenden ange” 
nommen werden, wenn er ſich mit einer ſche me 
tiſchen Frage an denſelben Beamten begnügte, 
deſſen Unterſchrift das Buch ſchon trägt, und © 
auch ſonſt den Inhalt der Antwort nicht ſorg 
fältig geprüft hat. 5) 

In die jetzt beklagte Stadt Hn. iſt die urſprünglich 5 
klagte Stadtgemeinde He. (beide im folgenden „Bekl.“) WET 
rend des Rechtsſtreits eingemeindet worden. Aus den . 
ſchäften der ſtädtiſchen Sparkaſſe He. Anfang 1924 iſt = 
Streit entſtanden. Als Leiter der Sparkaſſe war damals, keit 
Oktober 1923, der „Sparkaſſendirektor“ H. tätig, der o. 
Ende 1923 bis zu ſeiner Entlaſſung aus dem Amt u 
März 1924 zahlreiche und bedeutende Geldgeſchäfte, beſonde 3 
durch Hereinnahme und Ausleihung großer Summen Hufe 
Zinsgewinns unternommen und der Bekl. ſchwere Berge 
verurſacht hat. Er trat bei dieſen Geſchäften auch in B. 
bindung mit dem Kaufmann S., der für das Stahlwerk mt 
Geld ſuchte und gegen Akzepte der Firma B. insgell”; 
4—5 000 000 GM. an Kredit erhalten hat. Einen anfang 


Zu 12. Die Entſch. nimmt Stellung zu einer Fülle von Fach 
und gibt faſt einen Katalog der einſchlägigen Judikatur. 
verſchiedenen Richtungen werden auch ganz allgemeine Fragen 2, 
einer weiteren Klärung gebracht, darunter erfreut insbeſ. bie 23 
gründung, daß 8839 BGB. nicht‘ als Schutzgeſetz i. S. des 8 , 
Abf. 2 anzuerkennen iſt. Hierauf ſei aber nicht näher eingegand r 
ſondern auf den weſentlichen Inhalt der Entſch., der nach den ch 
ſchiedenſten Richtungen Fragen des Sparkaſſenrechts nr 
leuchtet. Auch hier gibt die Entſch. praktiſch die geſamte Judt 


- r 
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März 1924 von S. nachgeſuchten Kredit für die Firma B. 
don 500 000 GM. gab H. nicht, erklärte ſich aber bereit, nach⸗ 
dem S. durch einen weiteren Mittler die klagende Bank als 
Geldgeber gefunden hatte, zur Kreditgewährung ſeitens der 
Kl. durch Ausſtellung eines Sparbuchs, das dem Geldgeber 
als Sicherheit dienen ſollte, gegen 7% Monatsproviſion für 
die Sparkaſſe und Sicherung durch 600 000 AM Akzepte des 
Stahlwerks zu helfen. Das Sparbuch (Nr. 23 353) wurde am 
1. März 1924 über 500 000 Billionen Mark auf den Namen 
don S. ausgeſtellt, war von H. und dem Sparkaſſenbeamten 
e unterzeichnet und trug den Sperrvermerk: „Einlage feſt 
auf 3 Monate“. Durch S. iſt dies Sparbuch an die Kl. ge⸗ 
langt, die daraufhin an das Stahlwerk B. 500 000 Billionen 
Mark — nach Vorabzug von Zins — gegeben zu haben 
behauptet. 
Nach Aufdeckung der Geſchäftsführung von H. in der 
Sparkaſſe ſeit einer Sitzung des Sparkaſſenvorſtands vom 
21. März 1924 hat die Bekl., und zwar zuerſt am 9. Mai 
1924, der Kl. gegenüber die Haftung aus dem Sparkaſſen⸗ 
buch 23 353 abgelehnt. 
„ Am 19. Mai 1924 kam das Stahlwerk B. unter Ge⸗ 
ſchäftsaufſicht; erſt danach, am 20. Mai 1924, erhielt die 
Bekl. von S. die Akzepte des Stahlwerks über 600 000 Bil⸗ 
Ronen Mark. 
Wiegen der Nichtanerkennung des ihr übertragenen Gut⸗ 
habens reichte die Kl. Klage auf Zahlung von 500 000 GM. 
in 20 187/24) ein und beantragte gegen die Bekl. den Er⸗ 
laß des dinglichen Arreſts. In dem Arreſtverfahren kam es 
am 6. Juni 1924 zu einem gerichtlichen Zwiſchenvergleich, 
deſſen Beſtimmungen unſtreitig das Ziel hatten, den überaus 
dringlichen Geldbedarf der Kl. mit Hilfe der Bekl. zunächſt 
zu decken. Und zwar beſtimmt der Vergleich: 

„Die Kl. verpflichtet ſich, den Arreſtantrag v. 23. Mai 
1924 zurückzunehmen. 
„„Die Bekl. ſtellt zwei Wechſel über die Beträge von 
300 000 und 200000 GM. aus, die die Kl. akzeptiert und 
die von der Bekl. mit einem Blankoindoſſement verſehen 
werden. Die Wechſel ſind ſechs Wochen nach Ausſtellungs⸗ 
atum zahlbar zu ſtellen und der Kl. zur Diskontierung 
auszuhändigen. 
zar Beide Parteien find mit einer Prolongation des Wech⸗ 
lels über 300 000 GM. auf weitere ſechs Wochen einverſtanden. 
Bezüglich des Wechſels über 200000 GM. 
Die Bekl. behält im Einverſtändnis mit dem ... Er⸗ 
ſchienenen zu 3, S., die Akzepte des Stahlwerks B. per 
5 Aug. 1924 über insgeſamt 600 000 GM. als Sicherheit 
ſig zur Abwicklung des vorliegenden Geſchäfts in ihrem Be⸗ 
5... . Werden die vorbezeichneten Wechſel des Stahlwerks 
B. eingelöſt, ſo ſind die darauf eingehenden Beträge zu ver⸗ 
a den zur Einlöfung der vorgenannten beiden Akzepte der 
u von 300 000 und 200000 GM. Ein bei Einlöſung des 
Wechſels des Stahlwerks B. ſich etwa ergebender Überſchuß 
über 500 000 GM. wird nach Deckung der entſtandenen Un⸗ 
often dem Miterſchienenen zu 3, S., oder der von ihm ver⸗ 
retenen Gmbh. verrechnet. 
Werden durch die Einlöſung der Akzepte des Stahl⸗ 
werks B. die beiden Wechſelforderungen von 300 000 und 
200 000 GM. abgedeckt, ſo iſt die Kl. verpflichtet, das Spar⸗ 
buch Nr. 23353 der Sparkaſſe He. an die Bekl. heraus⸗ 
geben. 
„Die Kl. verpflichtet ſich, die eingereichte, bislang noch 
nicht zugeſtellte Klage bis zur Deckung der beiden Akzepte 
don 300 000 und 200000 GM. ruhen zu laſſen. 
18 Sollte der Verſuch, die Wechſel zu diskontieren, bis zum 
8. Juni 1924 keinen Erfolg haben, jo ſind die Wechſel von 
beiden Parteien zu vernichten. In dieſem Falle hat die Kl. 
das Recht, beide Verfahren fortzuſetzen. Die Beſtimmung in 


ne, 


aus Vorfällen entſtanden ift, welche unmittelbar nach dem Ende 
der Inflation liegen. Die Sparkaſſen hatten zwar ſchon geraume 
eit vorher einen großen Expanſionsdrang entwickelt. Die Wir⸗ 
kungen der Inflation aber löſchten die meiſten der Fehler und Ver⸗ 
gehen, die ehrgeizige Sparkaſſenbeamte oder geſchäftsſüchtige Stadt⸗ 
ſerſeinden und Kreiſe begangen hatten, reſtlos aus. Nach der Wieder⸗ 
‚rfteffung der Währung wurde das bedenkliche des Beſtrebens klar 
und führte zu einer juriſtiſchen Durchleuchtung einer großen An⸗ 
De bon Geſchäftsvorgängen und Situationen. Schulbeifpiele geben 
e ſkandalöſen Vorgänge im Kreiſe L., welche allein drei Entſch. 


Rechtſprechung 


3091 


Abſ. 1 des Vergleichs tritt alsdann außer Kraft. Dem 
wechſelmäßigen Anſpruch der Bekl. gegen die Kl. aus den 
vorbezeichneten Wechſeln von 300 000 und 200 000 GM. darf 
der Einwand aus dem der Klage 20 187/24 zugrunde 
liegenden Rechtsverhältnis im Wechſelprozeß nicht entgegen⸗ 
geſetzt werden. Im übrigen bleiben die dort geltend ge⸗ 
machten Anſprüche einſchließlich etwaiger Schadenserſatz⸗ 
anſprüche unberührt. 

Das Sparbuch Nr. 23 353 der Sparkaſſe He. bleibt bei 
dem IR. Dr. St. in Verwahrung, er darf es nur mit Ge⸗ 
nehmigung der Parteien ſowie des Miterſchienenen S. her⸗ 
ausgeben. Die Koſten .... Werden die Wechſel diskontiert, 
ſo fällt die etwaige Haftung der Bekl. für Verzugsſchaden 
für die Zeit vom 7. Juni 1924 bis zur Deckung der 
Wechſel fort.“ 

Das Stahlwerk B. hat ſeine Akzepte nicht eingelöſt. Es 
kam zur Diskontierung der Vergleichswechſel von 300 000 
und 200000 GM. und mehrmals zu deren Prolongation. 
Bei den letzten Prolongationen, und zwar der des Wechſels 
über 200 000 GM. zum 6. Sept. 1924, des Papiers über 
300 000 GM. zum 5. Okt. 1924, hat nicht dem Vergleich ge⸗ 
mäß die Bekl. als Ausſtellerin, die Kl. als Akzeptantin ge⸗ 
zeichnet; vielmehr hat die Bekl. die Tratten akzeptiert, die 
von einer fremden Firma, zahlbar bei der Reichsbankſtelle 
E. zu Laſten des Girokontos der Kl., ausgeſtellt ſind, die 
Kl. als Remittentin nennen und deren Indoſſament tragen. 
Die Bekl. hat durch die Landesbank jene Wechſel bei Fällig⸗ 
keit eingelöſt und hat daraufhin das Sparbuch zurückerhalten. 

Die gegenwärtige Klage betrifft Wechſelzinſen, die wäh⸗ 
rend der Laufzeit der diskontierten Tratten erwachſen ſind, 
Diskontierungsunkoſten und ſonſtige im Zuſammenhang damit 
von der Kl. berechnete Koſten, nach einer freiwilligen Zah⸗ 
lung der Bekl. in Höhe von 17 961,12 RM zunächſt erhoben 
in Höhe von 107 479,88 RM und im erſten Rechtszug auf 
90 393,88 RAM ermäßigt. Das LG. hat durch Teilurteil am 
30. Okt. 1925 die Klage in Höhe von 2800 AM (Koſten eines 
Verkehrsanwalts) abgewieſen; in Höhe von 3246,20 RM (An⸗ 
waltskoſten der Klage 20 187/20) die Bekl. verurteilt und 
im übrigen den Grund des Klageanſpruchs feſtgeſtellt. 

Die Bekl. hatte Widerklage auf Zahlung eines Teil⸗ 
betrags von 20000 GM. nebſt Zinſen der von ihr zur Ein⸗ 
löſung der Wechſel gezahlten 500 000 GM. erhoben. Dieſe 
Widerklage hat das LG. durch ein zweites Teilurteil vom 
15. Jan. 1926 abgewieſen. 

Gegen beide Teilurteile des LG. hat die Bekl. Berufung 
eingelegt, um Abweiſung der Klage und Verurteilung nach 
dem Antrag der Widerklage zu erreichen. 

Das OLG. hat die Berufung der Bekl. zurückgewieſen. 

Die Rev. der Bekl. führte zur Aufhebung des Urteils 
und zur Zurückverweiſung. 

J. Gegenſtand des Streits iſt zur Klage nicht unmittel⸗ 
bar, ob die Bekl. an die Kl. den in dem Sparbuch der Spar⸗ 
kaſſe He. Nr. 23 353 verbrieften Betrag von 500 000 GM. 
aus Geſichtspunkten der Vertragserfüllung oder des Schadens⸗ 
erſatzes zu zahlen hat. Dennoch ſtellt der BerR. die Er⸗ 
örterung dieſes Punktes mit Recht in den Mittelpunkt ſeiner 
Ausführungen, weil die Klage Anſprüche wegen Verletzung 
dieſer Verpflichtung erhebt. 

Soweit es ſich um die Anwaltskoſten der in 20 187/24 
erhobenen Klage auf künftige Leiſtung handelt, erwägt der 
BerR. ohne Rechtsfehler, das Beſtreiten der Leiſtungspflicht 
ſeit Mai 1924 habe zwar mangels Fälligkeit der Zahlung 
keine Verzugsfolgen zeitigen können, aber nach Lage der 
Umſtände aus dem Geſichtspunkt des § 276 BGB. der Bekl. 
die Gefahr eines Rechtsirrtums aufgebürdet, wenn in Wahr⸗ 
heit die beſtrittene Leiſtungspflicht beſtand. Die ſonſt ein⸗ 
geklagten und dem Grund nach feſtgeſtellten Wechſelzinſen 


zur Folge gehabt haben (RG. 115, 311 — JW. 1927, 779; 116, 
227 = JW. 1927, 2215 und 116, 247 = JW. 1927, 2215). 
Das preuß. Sparkaſſenreglement v. 12. Dez. 1838 iſt 
in ſeiner Anwendung naturgemäß beſchränkt und es mag auch in 
einigen Einzelheiten nicht mehr dem Gang der Entwicklung von 
faſt 100 Jahren Rechnung tragen, insbeſ. was den Wert des Geldes 
und die Verteilung des Wohlſtands unter die verſchiedenen Be⸗ 
völkerungsſchichten anlangt. Aber der Grundſatz muß allgemein 
auch heute noch als richtig angeſehen werden, daß es der Zweck 
der Sparkaſſen iſt, den Sparſinn, insbeſ. der minderbemittelten 
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und Wechſelunkoſten ſind infolge der in dem Vergleich vom 
6. Juni 1924 vereinbarten Wechſeldiskontierung entſtanden. 
Der Ber. faßt aber mit Recht ins Auge, daß dieſe Dis⸗ 
kontierung deshalb als nötig erkannt wurde und zur Hinde⸗ 
rung größeren Schadens unvermeidbar war, weil die Bekl. 
zu dem ſparbuchmäßigen Fälligkeitstermin (ihrer grundſätz⸗ 
lichen Ablehnung gemäß) nicht zahlte. Danach iſt die Ent⸗ 
ſtehung dieſer Koſten allerdings (wenn der Standpunkt der 
Kl. wegen der Sparbuchforderung zutraf) als Verzugsfolge 
anzuſprechen. 

Der letzte Satz des Vergleichs, daß im Fall des ge⸗ 
lungenen Diskonts die Bekl. auf Verzugsſchaden für die Zeit 
vom 7. Juni bis zur Deckung der Wechſel nicht haften ſolle, 
ſcheint der Geltendmachung ſolcher Anſprüche entgegenzuſtehen. 
Der BerR. hat aber in rechtlich einwandfreier Auslegung 
als den Sinn dieſer Beſtimmung erkannt, ſie betreffe nur die 
unüberſehbaren Schäden, die in den Vermögensverhältniſſen 
der Kl. in der bezeichneten Spanne künftig eintreten könnten, 
und laſſe die Geltendmachung der Diskontunkoſten, die nach 
dem Vergleichsinhalt entſtehen mußten, zur Geltendmachung 
als Verzugsfolge offen. 

II. Die Rechtsgeſtalt des zwiſchen dem Direktor der Kl., 
Dr. M., S. und H. vorgenommenen Geſchäfts, in dem H. 
mit dem Sparkaſſenbeamten F. ein Sparbuch über 500 000 
Billionen Mark auf S. ausſtellte, ohne daß eine Einlage des 
S. beſtand, und M. das Sparbuch als Sicherheit für ein an 
S. für das Stahlwerk B. zu gewährendes Darlehen nahm, 
bezeichnet der Ber R. als Bürgſchaft, hilfsweiſe als Garantie⸗ 
vertrag. Dieſe Rechtsauffaſſung unterliegt Bedenken. Der 
BerR. ſtellt feſt: S. habe aus dem Sparbuch keine Anſprüche 
erwerben ſollen, wenn er den Kredit von der Kl. nicht er⸗ 
lange; M. und H. ſeien beide darüber klar geweſen, daß die 
Bekl. der Kl. nach Maßgabe des Sparbuchs zur Sicherung 
des von der Kl. an S. (Stahlwerk B.) zu gebenden oder ge- 
gebenen Kredits verpflichtet werde. Der Bert. meint, das 
entſpreche einem Bürgſchaftswillen; bei der bankmäßigen, 
kaufmänniſchen Geſchäftsführung des Sparkaſſenbetriebs ſei 
die Wahrung der Bürgſchaftsform entbehrlich geweſen. — 
Auch wenn man darüber hinwegſieht, daß der Inhalt der 
zwiſchen H. und S. getroffenen Abreden dem Vertreter der 
Kl., an den das Buch durch weitere Vermittlung ging, nicht 
bekannt war, ſo ergibt ſich doch jedenfalls aus dieſen von 
dem BerR. feſtgeſtellten Abreden, vollends aber aus den Ein⸗ 
trägen des Sparbuchs, nichts für die der Bürgſchaft weſent⸗ 
liche akzeſſoriſche Natur der von der Sparkaſſe übernommenen 
Verpflichtung. Die Geſtaltung der Hauptſchuld war nach den 
Feſtſtellungen des BerR. bei der Ausſtellung des Sparbuchs 
vollkommen unklar und iſt auch ſpäter im Verhältnis der 
Parteien zueinander nicht geklärt worden. Der Inhalt der 
von der Sparkaſſe zu vertretenden Leiſtung war dagegen in 
Höhe, Verzinſung, Fälligkeit und anderen Bedingungen feſt 
beſtimmt. — Die Rechtsverhältniſſe, die bei der Ausſtellung 
eines einlageleeren „Gefälligkeitsſparbuchs“ zwecks Kredit⸗ 
beſchaffung entſtehen, hat das RG. in dem Urteil RG. 124, 
217 (VI 405/28 1)) und in der Sache IV 419/26 (Urteil vom 
23. Dez. 1926) behandelt. In dem letztgenannten Urteil 


Bevölkerungskreiſe, zu fördern und zur ſicheren Anlegung von 
Geldern und zur Erlangung von Darlehn Gelegenheit zu geben. 
Was man im einzelnen unter dieſen Begriffen vor 100 Jahren und 
heute zu verſtehen hat, mag nicht vollkommen dasſelbe ſein. Die 
am 26. Juli 1927 geſchaffene Normalſatzung für Sparkaſſen füllt 
die Grundſätze den gegenwärtigen Verhaltniſſen entſprechend aus. 
Aber auch trotz Einbeziehung der Geſchäfte des reinen Zahlungs⸗ 
und Überweiſungsverkehrs oder ſouſtiger Geldgeſchäfte muß der 
Gegenſtand der Sparkaſſen derſelbe bleiben; nicht die Erzielung von 
Gewinn, ſondern der Nutzen für die Allgemeinheit. Es iſt infolge⸗ 
deſſen ſehr zu begrüßen, wenn das RG. ausdrücklich hervorhebt, 
„daß die ſprunghafte und nicht überall geſunde (ich behaupte, die 
völlig krankhafte) Entwicklung der Sparkaſſengeſchäfte in der In⸗ 
flations⸗ und Deflationszeit nicht dazu führen kann, die zur Er⸗ 
haltung der volkswirtſchaftlichen Funktion des öffentlichen Spar⸗ 
weſens und zur Sicherung der öffentlichen Hand für die Dauer ge⸗ 
gebenen Grundgeſetze zu entkräften“. Dagegen iſt es unrichtig, wenn 
geſagt wird, daß das DLG. in der angegriffenen Entſch., die ſich 
in Gegenſatz zu dieſem Grundgedanken ſetzt, nur die Intereſſen des 
Handelsverkehrs ins Auge faßt. Genau das Gegenteil trifft zu, wenn 
die Dinge richtig betrachtet werden. Wenn einzelne Sparkafjen einen 


1) JW. 1929, 2343, 


kommt entſprechend den Ausführungen des BerR. hier nur 
zum Ausdruck, daß der Umſtand, daß keine Einlage gemacht 
iſt, der Annahme eines ernſtlichen Verpflichtungswillens nicht 
entgegenftehe. Das in RG. 124, 217 abgedruckte Erkenntnis 
faßt die Ausſtellung eines ſolchen Buchs zu Kreditzwecken 
dahin auf, daß der Ausſteller dem Begünſtigten (hier S.) 
ein Darlehnsverſprechen i. S. des §S 610 BGB., und zwar 
dahin gebe, er werde dem berechtigten Vorleger des Buchs 
nach deſſen Inhalt Zahlung leiſten und damit dem Be⸗ 
günſtigten ein Darlehen gewähren, das dieſer zurückzuzahlen 
habe. Der BerR. hat auch dieſe Auffaſſung in Erwägung 
gezogen, aber abgelehnt, weil nach dem Zweck der Aus- 
ſtellung des Sparbuchs die Verpflichtung der Vekl. gegenüber 
dem Geldgeber nicht von den Einwendungen habe abhängen 
ſollen, die aus dem Schuldverhältnis der Sparkaſſe zu S 
entſprangen, insbeſ. nicht von der Erfüllung der von S. zu⸗ 
geſagten Sicherſtellung durch Wechſel. Dieſe bindende und der 
Natur der Sache entſprechende Auslegung des Parteiwillens 
durch den Berg. führt zu dem Gedankengang, der dem Urt. 
RG. 60, 21 zugrunde liegt. Auch in jenem Fall handelte es 
ſich wie hier um Kreditverſchaffung ſtatt Kreditgewährung, 
deren Mittel in jenem Fall die Ausſtellung eines Schuld⸗ 
ſcheins durch den Kredithelfer war, der den Tatſachen zu⸗ 
wider den Empfang eines Darlehns von dem Kreditſucher be 
ſcheinigte und Rückzahlungsverpflichtungen enthielt. Die 
Rechtsauffaſſung dieſer zur Weitergabe beſtimmten Schuld⸗ 
urkunde durch das genannte Urt. RG. 60, 21 geht dahin, daß 
der Ausſteller (Kredithelfer) ſich gegenüber dem Erwerber des 
Schuldſcheins (Geldgeber) als Darlehnsſchuldner verpflichte. 
Das, was der Erwerber an den Kreditſucher zahle, ſei die 
der Schuldſcheinsverpflichtung entſprechende Valuta. Weil der 
Helfer nicht gegen eine Zahlung des Kreditſuchenden, ſondern 
auf Grund einer Zahlung des Erwerbers der Forderung 
dieſem den verſchriebenen Betrag ſchuldig werde, ſtünden ihm 
gegen den Erwerber auch nicht die Einreden aus dem zwiſchen 
ihm und dem Kreditſucher begründeten Schuldverhältnis zu. 
Dieſe Auffaſſung der Schuldbeziehungen deckt ſich auch für 
den vorliegenden gleichartigen Fall mit dem, was der Ber. 
als Parteizwecke und Parteiwillen für dieſe Inſtanz bindend 
feſtſtellt. Die vorgeſehene Darlehnshingabe ſeitens der Kl. 
an S. (für Stahlwerk B.) ift, nach den tatjächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen des Berg., zuſtande gekommen. Die „Rück 
zahlungspflicht“ nach Maßgabe des Sparbuchs beſtand des” 
halb (ſei es als alleinige Schuld des Bekl., ſei es in Mil 
ſchuld mit dem Darlehnsempfänger), wie der BerR. im 
Ergebnis zutreffend annimmt, unter der Vorausſetzung, daß 
die Maßnahmen 9.8 die Bekl. wirkſam verpflichten konnten. 

III. In dieſer Prüfung geht der BerR. von dem In 
halt der am 3. Mai 1923 in Kraft getretenen Satzung der 
ſtädtiſchen Sparkaſſe He. aus. 

Nach 8 3 dieſer Satzung wird die Verwaltung der Spar” 
kaſſe durch einen Vorſtand geführt, der a) aus dem Bürger- 
meiſter als Vorſitzenden, b) aus ſechs Mitgliedern, von denen 
mindeſtens zwei der Stadtverordnetenverſammlung angehören 
müſſen, c) aus dem Leiter der Kaffe als beratendem Mit⸗ 
glied beſteht. Nach 8 4 hat der Vorſtand die Stellung einer 


bankmäßigen Betrieb oder ein bankmäßiges Außere annehmen, ip 
fördern fie damit in keiner Weiſe den legitimen Hanbelsnerkedt- 
Der reine Kaſſenhaltungs⸗ und Geldüberweiſungsverkehr, der nur 
bei ganz formaliftifchen Methoden, wie z. B. der Poſtſcheckverkehr⸗ 
kein reines Verluſtgeſchäft für den Unternehmer darſtellt, und der 
infolgedeſſen mehr den Unternehmungen gemeinen Nutzens, al? 
denjenigen der privaten Geſchäftstüchtigkeit obliegen muß, ſtellt kein 
Förderung des Handelsverkehrs dar. Wenn ſich die Sparkaſſen. > 
Intereſſe der Allgemeinheit zufamnten mit Girozentralen u. ä. 1 — 
Geſchäftsverkehrs annehmen, fo iſt dagegen nicht das gering 
einzuwenden. Dagegen können die Sparkaſſen den Handelsverkehr . 
ſolchen niemals fördern, und es iſt unrecht, ſich auf die Inter yei 
des Handelsverkehrs berufen zu wollen, wenn die Beachtung 
im öffentlichen Intereſſe gegebenen Beſchränkungen des Verfügung, 
rechts der Sparkaſſenverwaltung zur Erörterung ſteht. Kredite = 
Handelsverkehr, und ſie ftellen feine Förderung dar, können nn 
nach kaufmänniſcher Entſchließung gewährt werden und nicht dur“ 
ein Beamtenkollegium auf Vorſchlag eines anderen Beamten, m 
das Kollegium berät. Es fehlt an der Erfahrung des Kaufmanns, % 
die Vermögenslage des Kreditſuchers richtig zu beurteilen; ſol 2 
Keuntnis iſt in Beamteneigenſchaft nicht zu erlangen. Aber ſelbſt wen, 
ſie im Einzelfall vorliegen ſollte, würde ſie eine derartige dt 
dehnung des Geſchäftsverkehrs nicht rechtfertigen, da die Stad 
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öffentlichen Behörde und vertritt die Sparkaſſe gerichtlich 
= außergerichtlich mit der Befugnis zur Beſtellung be⸗ 
ſonderer Vertreter für beſtimmte Geſchäfte. 

Als „Obliegenheiten des Vorſtands“ verordnet 8 6: 

Der Vorſtand verwaltet die Sparkaſſe nach Maßgabe 
ve a für deren genaue Befolgung er verantwort⸗ 
ich iſt. 

Der Vorſtand iſt befugt, die Bewilligung der Kredite 
aus den 88 27, 28, 29 (Anlegung der Spargelder in Dar⸗ 
lehen, gegen Fauſtpfand, gegen Schuldſchein und Wechfel 
owie an Gemeinden) einem Ausſchuß zu übertragen, der 
aus dem Vorſitzenden oder ſeinem Stellvertreter, dem Lei⸗ 
ter der Kaſſe und mindeſtens zwei Vorſtandsmitgliedern 
beſteht, welche Mitglieder der Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung ſein müſſen. Die durch dieſen Ausſchuß bewilligten 
Kredite ſind dem Vorſtande bei ſeinem nächſten Zuſammen⸗ 
tritt zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen. 

Über Beamte und Angeſtellte beſtimmt § 9 Ziff. 1: 

Die Kaſſengeſchäfte und Buch- und Rechnungsführung 
beſorgen unter Aufſicht des Leiters nach dem Inhalt der 
Satzung und der Geſchäftsanweiſung die hierfür beſtellten 
Beamten und Angeſtellten. 

Nach Ziff. 3 find alle Quittungen ... nur gültig, wenn 
ſie von zwei vom Vorſtand dazu beſtimmten Beamten und 
ugeſtellten gemeinſchaftlich vollzogen find.... 

Nach Ziff. 4 iſt der Leiter der Kaſſe zur Einklagung und 
zwangsweiſen Beitreibung der rückſtändigen Zinſen, Tilgungs⸗ 
daten und ſonſtigen fälligen Forderungen ermächtigt und ver⸗ 
pflichtet. 

Über „Urkunden“ verordnet § 7: 

„Offentliche Urkunden, durch welche die Sparkaſſe 

gegen andere verpflichtet werden ſoll, müſſen von dem 
Vorſitzenden und dem Leiter der Kaffe oder deren Stell- 
vertretern vollzogen und mit dem Sparkaſſenſtempel ver⸗ 
ehen ſein, ſoweit in dieſer Satzung nichts anderes be⸗ 
timmt iſt.“ 
Fio.ür die Eintragungen über Ein⸗ und Rückzahlungen 
im Sparbuch verlangt $ 13 Ziff. 3 die eigenhändige Unter⸗ 
ſchrift von zwei dazu beſtimmten Beamten (H. und M. 
waren beftimmt). 

Der Bergt. verkennt nicht, daß dieſe Satzungsbeſtim⸗ 
mungen unmittelbar keine Rechtsgrundlage für H. geben, 
unter der Maske der Sparbuchausſtellung ein Kreditgeſchäft 
1125 in Frage ſtehenden Art zu ſchließen. Dennoch gelangt 
zer Verf. dazu, die Vertretungsmacht des H. für die Bekl. 
97 bejahen, im weſentlichen ausgehend von der Kaufmanns⸗ 
ſtcenſchaft des Sparkaſſenbetriebs, die der Bert. wegen des 
walten Anteils von bankmäßigen Geſchäften und des ob⸗ 
daltenden Gewinnzwecks in Übereinſtimmung mit der Rſpr. 
NG. (RG. 116, 2272)) bejaht. 

f Dieſe Ausführungen, die ſich zum Teil bewußt in Wider⸗ 

ruch zu der von dem Ber. angeführten und auch ſonſt 
wachſenen Rſpr. des RG. ſetzen, halten den Angriffen der 
ev. nicht ſtand. 

Der Erörterung bedarf es nicht, ob der Vorſtand ſelbſt 
— 


gemeinde oder der Kreis durch Handelsgeſchäfte nicht in Gefahr ge- 
racht werden darf. Dem Gewinn jedes Handelsgeſchäfts ſteht ein 
kommen gleichwertiges Riſiko entgegen und die Gemeinde einer 
ſtadt und die Einwohner eines Kreiſes find nicht die Aktionäre 
er Handelsgeſellſchaft, die ſich nach eigenem freien Entſchluß 
tigen, ſondern die mit Abgaben belaſtet werden, damit die 
rn zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben aufgebracht werden. Noch 
sun weniger läßt ſich von einer Förderung des Handelsverkehrs 
den, wenn, wie im Fall L., die Sparkaſſe von einer regierenden 
hoffte zur Geldmacherei mißbraucht wird, entweder um durch er⸗ 
9 ſte Gewinne die Folgen einer üblen Verſchwendung zu decken oder 
um Darlehn aufzunehmen, ohne die durch Städte., Kreis. 
zu 5 vorgeſchriebenen, mit Recht ſehr ſtrengen Kontrollvorſchriften 
5 eachten. Es find naturgemäß auch nicht die gefunden Kreiſe des 
i nadelsperkehrs, die mit Sparkaſſen in Verbindung treten, um mit 
Lüften Geldgeſchäfte zu tätigen, ſondern es treten an die expanſions⸗ 
u Sparkaſſen diejenigen Geſchäfte heran, welche ſeitens zu⸗ 
erdllſſiger Banken und Bankhäuſer längſt abgelehnt find, Wenn 
Leiche Geſchäftsleute in einem an dolus eventualis grenzenden 
ſind nn Geſchäfte tätigen, die ſatzungsmäßig nicht in Ordnung 
d, ſo erleidet der legitime Handelsverkehr dadurch Reinen Scha⸗ 


eln 
r 
Se 
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oder der in § 6 Abſ. 2 vorgeſehene Ausſchuß angeſichts der 
Beſtimmungen, die den Kreis der überhaupt zulaſſigen Ge⸗ 
ſchäfte einſchränken — in der Form des § 7 oder körperſchaft⸗ 
lich handelnd —, die Bekl. hätte verpflichten können. Denn 
ein Handeln der Bekl. durch den ordnungsmäßigen Vertreter 
liegt nach den Feſtſtellungen des Berdi. gerade nicht vor. 
Es fehlt ſogar, wie der BerR. nicht verkennt, an einer er⸗ 
klärten Beſtellung des H. zum Vertreter durch Beſchluß des 
Vorſtands, ſei es zur allgemeinen Vertretung der Sparkaſſe, 
ſei es zur Vertretung für beſtimmte Geſchäfte i. S. des 8 4 
der Satzung (letzter Satzteil). Der BerR. nimmt vielmehr 
eine ſtillſchweigende Bevollmächtigung des H. durch den Ge⸗ 
ſamtvorſtand zu allen Geſchäften der Sparkaſſe, mindeſtens 
aber zu Geſchäften der in Rede ſtehenden Art an, weil H. 
ſchon ſeit Ende Dezember 1923 gleich bedeutende und auch 
noch größere Kredite für die Bekl. eingegangen ſei, Geſchäfte, 
deren Vornahme dem Vorſtand nur habe verborgen bleiben 
können, weil er feine ſatzungsmäßig (8 8), durch beſondere 
Beſchlüſſe und durch die Erforderniſſe des Verkehrs gebotene 
Kontrollpflicht grob fahrläſſig außer acht gelaſſen habe. Mit 
denſelben Erwägungen hat ſich die reichsgerichtliche Rſpr. 
ſchon vielfach auseinandergeſetzt und mit Rückſicht auf das zu 
ſchützende öffentliche Intereſſe die Wirkſamkeit einer aus den 
tatſächlichen Vorgängen zu entnehmenden Außenvollmacht 
i. S. des § 54 HGB. da verneint, wo nach dem Inhalt und 
Sinn der Satzung der Vertretungsmacht zum Schutz der 
Sparkaſſe feſte Grenzen geſteckt ſein ſollen (RG. 115, 3119); 
116, 230%, 247); 122, 1755), 3518); 127, 2267); Gruch. 
69, 601; JW. 1929, 10023 und öfter). Die von dem Bert. 
in Bezug genommene Entſch. des 5. ZivSen. (RGWarn. 
1923/24 Nr. 157) ſetzt ſich mit dem Geſichtspunkt des Schutzes 
öffentlicher Belange nicht auseinander; dasſelbe gilt von der 
im BankArch. 1928/29, 387 veröffentlichten Entſch. des 4. Ziv⸗ 
Sen., der in der vorgenannten bei Gruch. 69, 601 abgedr. 
Entih. auf dem Standpunkt der ſonſt angezogenen Rſpr. 
ſteht. Der Tatbeſtand der bezeichneten abweichenden Urteile 
ſchließt die Annahme nicht aus, daß es ſich dort um Geſchäfte 
der laufenden Verwaltung gehandelt haben mag, deren Füh⸗ 
rung nach Inhalt und Sinn der Satzung den Kaſſenbeamten 
zuſtand. Daß im Sinn der reichsgerichtlichen Rſpr. (vgl. RG. 
115, 3118)) bei den zur Entſcheidung ſtehenden Rechts⸗ 
vorgängen Geſchäfte der laufenden Verwaltung vorgelegen 
haben könnten; lehnt auch der BerR. zutreffend ab. 

Er hat des weiteren nicht feſtgeſtellt, daß es im Sinne 
der vorliegenden Satzung wäre, auch für ungewöhnliche Ge- 
ſchäfte wie das ſtreitige, m. a. W. in vollem Umfang, die 
Vertretungsmacht an einen einzelnen, noch dazu an ein nicht 
beſchließendes Mitglied des Vorſtands, zu übertragen. Eine 
ſolche Auslegung wäre auch angeſichts der Beſtimmungen über 
die Zuſammenſetzung des Vorſtands in § 1, des § 4 und der 
Vorſchrift des $ 7 über die urkundliche Niederlegung ver⸗ 
pflichtender Erklärungen unmöglich. Der BerR. verkennt 
auch nicht, daß die von ihm vertretene Zulaſſung einer um⸗ 
faſſenden Vollmacht durch Geſchehenlaſſen die im öffentlichen 
Intereſſe gegebene Beſtimmung des $ 7 vereiteln würde. Er 


den. Zutreffend bemerkt das R. an anderer Stelle (RG. 116, 254), 
jede Bank weiß oder muß wenigſtens bei Anwendung der erforder— 
lichen Sorgfalt wiſſen, daß die Sparkaſſen der kommunalen Körper⸗ 
ſchaften Satzungen beſitzen, worin die Vertretungsbefugniſſe ihrer 
Organe genau geregelt ſind. Nachdem jetzt durch eine ganze Reihe 
von RGEutfc. feſtgeſtellt iſt, daß die Beſtimmungen der Sparkaſſen⸗ 
ſatzungen keine Formvorſchriften, ſondern eine Beſchränkung der 
Vertretungsmacht ausſprechen, wird man bald mit Recht ſagen 
Rönnen, daß nicht nur jede Bank, ſondern jeder Kaufmann dies 
weiß oder wiſſen muß. 

„Geſchäfte der laufenden Verwaltung“ dürfen zu⸗ 
folge der geſamten Judikatur die angeſtellten Sparkaſſenbeamken 
vornehmen, ohne daß der Sparkaſſenvorſtand in der feierlichen, 
meiſt drei Unterſchriften und den Siegelbeidruck vorausſetzenden 
Form tätig werden muß. Hinſichtlich der Begrenzung des Begriffs 
der laufenden Geſchäfte liegen noch nicht völlig klare Grundſätze in 
der Judikatur vor. Nach der negativen Seite iſt feſtgeſtellt, daß die 
Eingehung von Wechſelverbindlichkeiten, wenn dieſe, was wirtſchaftlich 
und politiſch ein ſchwerer Fehler ſein würde, nicht ausdrücklich in 
den Satzungen als unter die Befugniſſe der Sparkaſſenbeamten 


5) IW. 1927, 779. ) JW. 1927, 2215. 5) JW. 1929, 648. 
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will aber auch über dieſes Bedenken hinweggehen, weil eine 
ſolche Beſtimmung für den Bankverkehr abſurd ſei; im übri⸗ 
gen ſei aber ihre Anwendung deshalb auszuſchalten, weil der 
Vorſtand (ſtillſchweigend) „in corpore“ (RG.: IW. 1916, 677) 
gehandelt habe. 

Dieſe Erwägungen, die dem Verkehrsintereſſe Rechnung 
tragen wollen, verkennen zunächſt trotz der an ſich zutreffen⸗ 
den Ausgangserörterung, daß ein Handeln „in corpore“ 
gegenüber der in vielen Städte⸗ und Gemeindeordnungen 
vorgeſchriebenen Beurkundung von Verpflichtungen mit den 
Unterſchriften zweier Gemeindevertreter die ſtärkere Form der 
Vertretung und nur aus dieſem Grunde und von dieſem 
Geſichtspunkt geſehen, an Stelle der Urkundsform zugelaſſen 
werden kann und zugelaſſen wird. Wenn man aber mit dem 
BerR. nach 8 157 BGB. und den Grundſätzen des Handels⸗ 
rechts aus Stillſchweigen und Pflichtverletzung einen rechts⸗ 
geſchäftlichen Willen der Körperſchaft fingiert, ſo wird eben⸗ 
ſowohl der Zweck der Formvorſchrift wie das Ziel öffentlich⸗ 
rechtlicher Schutzbeſtimmungen vereitelt. Im übrigen iſt aber 
auch die Sachanſchauung des Bert. einſeitig; fie faßt nur 
die Intereſſen des Handelsverkehrs ins Auge und läßt die in 
der Rſpr. des RG. berückſichtigte Schutzbedürftigkeit öffent⸗ 
licher Belange außer acht. Eines Eingehens auf dieſe in der 
angeführten Rſpr. vielfach erörterten Gedanken bedarf es im 
allgemeinen nicht. Hinzuweiſen iſt nur darauf, daß die ſprung⸗ 
hafte und nicht überall geſunde Entwicklung der Sparkaſſen⸗ 
geſchäfte in der Inflations⸗ und Deflationszeit nicht dazu füh⸗ 
ren kann, die zur Erhaltung der volkswirtſchaftlichen Funk⸗ 
tion des öffentlichen Sparweſens und zur Sicherung der 
öffentlichen Hand für die Dauer gegebenen Grundgeſetze zu 
entkräften. Beachtlich iſt ferner, daß trotz der weitgehenden 
Annäherung vieler öffentlicher Sparkaſſen an bankmäßige 
Betriebe auch die am 26. Juli 1927 auf Grundlage des 
preuß. Reglements v. 12. Dez. 1838 neu geſchaffene und die 
Anpaſſung an den tatjächlichen Entwicklungsſtand erſtrebende 
Muſterſatzung (vgl. Simon, Das neue Sparkaſſenrecht, 
Vorwort) in § 11 zwar erleichterte Verpflichtungsformen 
ſchaffen will, aber, ebenſo wie der die Stellung des Spar⸗ 
kaſſenleiters regelnde $ 8, weit entfernt davon iſt, auf Siche⸗ 
rungen gegen Überſchreitung der ſatzungsmäßigen Zuſtändig⸗ 
keit einzelner Beamter ganz zu verzichten. 

Somit iſt die Meinung des BerR. abzulehnen, daß die 
Bekl. durch die Ausgabe des Sparbuchs ſeitens H. ſamt den 
dieſe Handlung begleitenden Abreden rechtsgeſchäftlich wirk⸗ 
ſam verpflichtet worden ſei. 

Was für dieſe Vorgänge gilt, trifft in gleichem Maße 
zu, inſoweit eine rechtsgeſchäftliche Verpflichtung der Bekl. 
zur Leiſtung gemäß dem Sparbuch aus den Erklärungen 9.3 
gegenüber der Kl. hergeleitet werden könnte. Dafür kommt 
nach den Feſtſtellungen des Ber R. in Betracht, daß der ver⸗ 
tretungsberechtigte Vorſtand der Kl., Dr. M., ſich mündlich 
bei H. erkundigt hat, ob das Buch in Ordnung ſei, und daß 
H. die Frage bejaht und ſchriftliche Beſtätigung zugeſagt hat. 
Dieſer Rückſprache iſt nach einigen Tagen das Erſuchen des 
Dr. M. um Beſtätigung gefolgt, daß der Betrag von 
500 000 Billionen Mark für die Kl. bei der Bekl. als Sicher⸗ 
heit liege und daß das Geld ohne Weiſung der Kl. an keinen 
Dritten ausgezahlt werde. H. hat nur beſtätigt, daß auf 
Sparbuch Nr. 23353 Rückzahlungen vor dem 7. Juni 1924 
nicht erfolgen und daß auch dann nur gegen Vorlage des 
kompletten Buchs Zahlung geleiſtet werde. 

IV. Der Bert. hat aus dem Hergang dieſer Erkundi⸗ 


fallend vorgeſehen iſt, nicht als laufendes Geſchäft anzuſehen iſt 
(vgl. RG. 115, 311 (Wechſelprozeß! mit der ergänzenden Entſch. 
lim ordentlichen Verfahren] 116, 230; auch nicht als Indoſſant: 
116, 247, ebenſo 122, 175 — JW. 1929, 1132 — modifiziert durch 
Annahme der aus dem Wechſel ſelbſt ſich ergebenden nachträglichen 
Genehmigung). Dasſelbe gilt von der Eingehung von Bürgſchaften 
(RG. 127, 226 = ZW. 1930, 1198) ſowie, wie der vorl. Entſch. 
zu entnehmen iſt, von ſämtlichen außergewöhnlichen Geſchäften. Da⸗ 
gegen ift zweifellos ein laufendes Geſchäft der Sparkaſſe, wenn ein 
Sparbuch ausgeſtellt wird. Hinſichtlich des in dem Sparbuch er⸗ 
ſcheinenden Guthabens iſt zu berückſichtigen, daß die Satzungen ſehr 
vieler Sparkaſſen noch heute die Höhe des einzelnen Guthabens 
ziffernmäßig beſchranken. In einem ſolchen Fall wird ſicherlich der 
Rahmen des laufenden Geſchäfts überſtiegen, wenn die Sparkaſſen⸗ 
beamten eine Einlage beſcheinigen, die über den Höchſtſatz hinaus⸗ 
geht. Die Eintragung über eine erfolgte Einlage im Sparbuch ſetzt 


gungen, insbeſ. aus dem der mündlichen Rückſprache vom 
8. (11.) März 1924 entnommen, daß zum mindeſten ein Ver⸗ 
trag auf Auskunfterteilung zwiſchen den Parteien zuſtande 
gekommen jet, daß H. als Erfüllungsgehilfe der Bekl. grob⸗ 
fahrläſſig unrichtige Auskunft erteilt habe, ſo daß die Bekl. 
nach den 88 276, 278 BGB. auf Leiſtung von Schadenserſatz 
hafte (S. 90—93). a 

Die Angriffe der Rev. gegen dieſe Stellungnahme ſind 
im weſentlichen unbegründet. Die Entſcheidung zunächſt, ob 
die Hingabe und Belaſſung von Darlehnsbeträgen an S. 
(Stahlwerk B.) von insgeſamt 500 000 Billionen Mark und 
deren mindeſtens teilweiſer Verluſt als Folge einer ſchuldhaft 
unrichtig erteilten und von der Bekl. zu vertretenden Aus⸗ 
kunft des H. anzuſehen iſt, beruht weſentlich auf tatſächlichen 
Erwägungen. Einen Rechtsfehler enthalten die hier ein⸗ 
ſchlagenden Ausführungen des Bergt. nicht. Hätte die Bell. 
deshalb der Kl. den durch die Darlehnsgewährung entſtan⸗ 
denen Schaden zu erſetzen, fo folgert der Ber R. ebenfalls 
ohne Rechtsirrtum, daß zu dieſem Schaden die ſtreitigen An⸗ 
walts⸗ und Diskontkoſten gehören würden. 

Zur Grundfrage dieſes Schadenserſatzanſpruchs ſieht der 
BerR. die Rückfrage des Dr. M. und die von H. namens der 
Sparkaſſe gegebenen Antworten als Abſchlußhandlungen eines 
ſelbſtändigen Vertrags auf Auskunftserteilung an. Das iſt 
rechtlich nicht zu beanſtanden. Folgerungen auf den Abſchluß 
ſolcher Auskunftverträge hat auch das RG. in anderen 
Fällen, fo in RG. 101, 301; Urt. v. 17. Okt. 1925, 131/25 
und in dem von dem BU. angezogenen Erkenntnis RG. 126, 
50°) aus Frage und Auskunft in Verbindung mit der Wür⸗ 
digung der Verkehrsübung und des Verkehrsbedürfniſſes ge 
zogen. Die Rev. ſtellt das zwar nicht in Zweifel; ſie meint 
aber, auch zum Abſchluß eines Vertrages auf Auskunft 
erteilung ſei H. nicht befugt geweſen, weil es inſoweit an 
jeder Grundlage in der Satzung fehle. Der Ber. hat aber 
darin recht, daß die Befugnis, verbindliche Auskunft an Kun⸗ 
den zu erteilen, nicht notwendig mit der Vertretungsmacht 
hinſichtlich des Geſchäfts zuſammenfällt, auf das die Anfrage 
ſich bezieht. Der BerR. betont zutreffend, daß ſchon mit der 
ſelbſtändigen Bearbeitung der Poſt, die H. oblag, ein erheb⸗ 
liches Maß laufender verbindlicher Auskunftstätigkeit not⸗ 
wendig verknüpft iſt. Dem iſt hinzuzufügen, daß auch die 
nach § 13 der Satzung H. übertragene Eigenſchaft eines 
Urkundsbeamten hinſichtlich der Sparbucheinträge nach dem 
Verkehrsbedürfnis notwendig zur gleichen Folge führt. Es 
liegt zutage, daß die (verbindliche) Frage nach der Echtheit 
der Unterſchriften unter den Einträgen des Sparbuchs, das 
durch die zuſtändigen Ausgabebeamten in den Verkehr ge“ 
langt war, ſich an keinen anderen zutreffender wenden 
könnte, als an den Sparkaſſendirektor. Aber auch im übri⸗ 
gen fällt die Beantwortung der Frage nach der Ordnung” 
mäßigkeit des Sparbuchs in den laufenden Geſchäftsbereich 
des Sparkaſſendirektors, ſoweit die Frage auf die ſatzungs“ 
mäßige Ausſtellung oder ſonſtige Umſtände zielt, die der zu⸗ 
ftändigen Prüfung des Sparkaſſenleiters unterliegen. Jeden⸗ 
falls iſt dem BerR. darin beizutreten, daß dahin die Frage 
nach der Zuſtändigkeit der handelnden Beamten gehört und 
daß ferner die Frage nach der Ordnungsmäßigkeit des 
Buchs von H. nicht ohne Aufklärung bejaht werden durfte, 
wenn es ſatzungswidrig auf Grund eines Geſchäfts ausgeſtellt 
war, für das der Sparkaſſendirektor, wie er wußte, Ver⸗ 
tretungsmacht nicht hatte. Der Berg. hat auch ohne Rechts“ 
irrtum grob fahrläſſiges Handeln von H. angenommen un 


begrifflich voraus, daß die Einlage auch wirklich gemacht iſt. Die 
Rechtsverhältniſſe würden ſich viel klarer geſtalten, wenn das G. 
dieſen Grundgedanken weiter verfolgt und eine Gutſchrift im Spar 
buch ohne entſprechende Einlage als rechtsunerheblich bezeichnet 122 75 
(Gefälligkeitsſparbuch). Der legitime Verkehr hätte baral' 
nicht den geringſten Schaden genommen. Wenn auch die Sparkaſſe 
nicht verpflichtet iſt, die Legitimation des Vorzeigers eines Spar 
kaſſenbuches zu prüfen, ſo iſt damit das Sparkaſſenbuch nicht zu 
einem für den Umlauf beſtimmten Wertpapier gemacht worden. 
laſſen ſich auch nach verſchiedener Richtung gewichtige Gründe da 
gegen vorbringen, daß die Eintragung im Sparkaſſenbuch, die ein 
Einlage oder einen Zinszugang beſcheinigt, eine Schuldverſchreibunt 
und nicht nur eine Empfangsbeſcheinigung darſtellen ſoll. Aber be 
iſt das RG. dieſem Gedankengang nicht gefolgt, ſondern hat (RG. 
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deshalb nach den 88 276, 278 BGB. zutreffend eine ver⸗ 
ragliche Schadenserſatzpflicht der Bekl. wegen Verletzung der 
wirkſam übernommenen Auskunftspflicht bejaht. 
N V. Soweit der Ber. diefe Stellungnahme noch aus 
den Vorſchriften über unerlaubte Handlung begründet, ſind 
leine Ausführungen von Rechtsirrtum beeinflußt. Er geht 
an aus, daß ſowohl H., wie der damalige Bürgermeiſter 
der Bekl. Dr. A. als verfaſſungsmäßig berufene Vertreter 
der Bekl, 1 S. der 98 31, 80 BOB. die RI. geihäbigt Hüt- 
ten, H. durch Erteilung fahrläſſig falſcher Auskunft, Dr. A. 
durch Vernachläſſigung der gebotenen Aufſicht. Daß H., dem 
eine rechtsgeſchäftliche Vertretung der Bekl. ſatzungsmäßig nur 
in den engen Grenzen der §8 9 Abſ.1, 3 und 4, 13 der 
deb ung zuſtand, zu den Vertretern i. S. des § 31 oder auch 
des § 30 BGB. gehört, iſt nach den Geſichtspunkten der in⸗ 
ſoweit grundlegenden Entſch. RG. 74, 250 ff.10) nicht an⸗ 
zuerkennen. Der Sparkaſſenrendant, den die Entſch. in der 
SR. 1912, 283 als verfaſſungsmäßig berufenen Vertreter 
der dort beklagten Sparkaſſe einer Amtsgemeinde gelten läßt, 
hatte als Vorſitzender des die Sparkaſſe allgemein vertreten⸗ 
den Vorſtands eine andersartige Stellung als der im weſent⸗ 
ichen nur zur techniſchen Leitung berufene und im Vorſtand 
nur beratende H. Bei im weſentlichen gleichartig geſtellten 
Sparkaſſenleitern iſt die Anwendung der 88 31, 89 BGB. 
10 der Rſpr. des RG. abgelehnt worden (RG.: JW. 1929, 
10025; Urt v. 20. Jan. 1930, VIII 505 20m)) Sicherlich 
rifft aber für den früheren Bürgermeiſter Dr. A. zu, daß 
5 verfaſſungsmäßig berufener Vertreter der Bekl. war, und 
der BerR. hat rechtlich einwandfrei dargelegt, daß Dr. A. 
eine Aufſichtspflicht grob fahrläſſig vernachläſſigt hat. Iſt 
zamit das Schuldmoment, ſoweit die Perſon des Dr. A. in 
Frage ſteht, für die 88 31, 89 BGB. und für den Haftungs⸗ 
weg aus 831 BOB. aus der Verletzung der verkehrs⸗ 
näßigen (nicht vertraglichen) Auskunftspflicht durch H. gegen 
ie Bekl. feſtgeſtellt, fo bedarf es doch zur Feſtſtellung einer 
zum Schadenserſatz verpflichtenden Handlung i. S. der ge⸗ 
deunten Geſetzesbeſtimmungen auch der Verwirklichung min⸗ 
eſtens der objektiven Tatbeſtände einer deliktiſchen Schädi⸗ 
Berg, wie fie die 88 823, 826, 831 BGB. ergeben. Der 
ver. knüpft nicht an dieſe Haftungsgründe an, von denen 
er den des 8 826 BGB. prüft und als anwendbar verneint, 
ſondern an 8 839 BGB. Dieſe Auffaſſung iſt rechtsirrig. 
Zutreffend iſt der Ausgangspunkt der Erörterung, daß die 
de $ 839 BGB. geregelte Amtshaftung der Beamten, zu 
denen nach den Feſtſtellungen des BerR. ſowohl Dr. A. wie 
H. gehören, ſich nicht auf das durch Art. 131 RVerf. ge 
regelte Gebiet der Ausübung öffentlicher Gewalt beſchränkt, 
londern (den Beamten gegenüber) auch die Handhabung 
privatrechtlicher Belange der öffentlichen Rechtsträger durch 
ihre Beamten angeht. Es ſind auch keine Rechtsbedenken 
gegen die Ausführung zu erheben, daß die Pflicht zutreffen⸗ 
der Auskunft H. und die Aufſichtspflicht dem Bürgermeiſter 
nicht nur als Dienſtpflicht gegenüber der Bekl., ſondern auch 
als Amtspflicht gegenüber dem mit der Sparkaſſe verkehren⸗ 
en Publikum oblag (RG. 53, 276; 91, 341). 
Es ſteht aber nicht ein Anſpruch gegen die Beamten, 
ſondern gegen die Stadt in Frage; die Anwendbarkeit des 
955 131 RVerf., auf den zurückzukommen iſt, zieht der 
t erg. nicht in Erwägung. Er will vielmehr aus dem Wort⸗ 
aut des § 31 BGB. entnehmen, daß die beamtenrechtliche 
eſtimmung des § 839 BGB. nicht weniger wie die Haf⸗ 
ungsgründe des allgemeinen bürgerlichen Rechts i. S. des 
—— 


Ei 217 — JW. 1929, 2343) eine fog. Gefälligkeilgeintragung für 
5 tswirkſam erklärt. Dieſe Eintragung wurde dahin interpretiert, 
naß die Sparkaſſe durch die Eintragung ein Darlehnsverſprechen 
nach 8 610 BER. habe geben wollen, auf Grund deſſen alſo der In⸗ 
3 des Buches durch Abhebung die als beſtehend behauptete Ein⸗ 
Be zu einem Darlehen geſtalten konnte, und daß die Sparkaſſe 
verpflichtet iſt, das Darlehn zu geben, es fei denn, daß in der Perſon 
in zwi serſprechensempfängers, alſo des Namensträgers des Buches, 
0 5 iſchen eine weſentliche Verſchlechterung in den Vermögens⸗ 
orhältniſſen eingetreten ſein ſollte. Im Anſchluß daran folgert die 
aa Entſch., daß die Valuta, die der Einlage entſpricht, dadurch 
Buchaffen werden kann, daß der Namensträger durch Begebung des 
Baltes es verſucht, den Kredit zu realiſieren, wo dann die Spar⸗ 

ſſe als ſog. Kredithelfer — offenbar mit der Beſchränkung, daß bei 


0) JW. 1911, 27. 1) JW. 1930, 1198. 


§ 31 die Pflichtverletzung des vertretenden Beamten als „eine 
zum Schadenserſatz verpflichtende Handlung“ kennzeichnet. 
Ob das gegen 8 839 BGB. verſtoßende, die Vorausſetzungen 
des allgemeinen Deliktsrechts aber nicht erfüllende Verhalten 
eines Beamten auch als widerrechtliche Schadenszufügung 
i. S. des 8 831 BGB. angeſehen werden ſoll, läßt der BerR. 
unerörtert. Auch das läge i. S. ſeiner Beweisführung. 

Dem Bergi. iſt zuzugeben, daß das Urt. des RG. 
68, 27812) auf dem Wege über $ 839 BGB. i. Verb. m. 
88 31, 89 BGB. die Haftung einer Stadtgemeinde für fahr⸗ 
läſſig falſche Auskunft zuzulaſſen ſcheint, wenngleich das Er⸗ 
kenntnis einen unzweideutigen Ausſpruch dieſes Sinnes nicht 
enthält. Dagegen hat die neuere Rſpr. des RG. dieſen Ge⸗ 
dankenweg abgelehnt, zwar nicht die von dem BerR. an⸗ 
gezogene Entſch. RG. 126, 35912), die einen Fall der Haf⸗ 
tung auf dem Gebiet der öffentlichen Gewalt betrifft, wohl 
aber das (vermutlich gemeinte) Urteil RG. 122, 35110), 
insbeſ. 35914), und im Anſchluß daran das Urt. v. 20. Jan. 
1930, VIII 505/29 15). Ohne Erörterung der Frage geht die 
Rſpr. zur Staatshaftung im privatrechtlichen Kreis aber ganz 
regelmäßig davon aus, daß nur die Haftungsgründe des all⸗ 
gemeinen Rechts zur Herſtellung der Verantwortlichkeit der 
öffentlichen Körperſchaft in Frage kommen und zieht $ 839 
BGB. dazu nicht heran (jo R. 74, 25016); 78, 32517); 
91, 341; 121, 382 18); 128, 353 1); JW. 1929, 1002°; 
Urt. v. 20. Nov. 1928, II 414/28 20) und vielfach). An dieſer 
auch im Schrifttum vorherrſchenden Anſicht iſt feſtzuhalten. 
Der Gedanke des 8 89, der die nach § 31 für Körper⸗ 
ſchaften privaten Rechts beſtimmte Haftbarkeit auf den Staat 
und andere Körperſchaften des öffentlichen Rechts ausdehnt, 
iſt der, „daß der Staat, wenn er auf Erſatz des Schadens 
in Anſpruch genommen wird, den ſeine Beamten durch Ver⸗ 
nachläſſigung ihrer Dienſtobliegenheiten Dritten zugefügt 
haben, keine geſonderte Rechtsſtellung um deswillen be⸗ 
anſpruchen kann, weil den Beamten die von ihnen verletzte 
Dienſtpflicht als öffentlich⸗rechtliche obliegt. Wird bei Hand⸗ 
habung dieſer Obliegenheiten diejenige Sorgfalt außer acht 
gelaſſen, welche im Rechtsleben nach dem bürgerlichen Geſetze 
zu beobachten iſt, ſo muß ſich auch der Staat die Beurteilung 
der Handlungsweiſe ſeiner Beamten nach den allgemeinen 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechts (58 276, 823 BGB.) 
gefallen laſſen, wie ſeine eigene Haftung für dieſe den all⸗ 
gemeinen Vorſchriften der 88 31, 89, 831 BGB. unterſteht.“ 
Dieſen Ausführungen des 3. ZivSen. in RG. 78, 329%) iſt 
in vollem Umfange zu folgen. Ergibt ſich daraus einerſeits, 
daß die öffentliche Körperſchaft bei unerlaubten Handlungen 
ihrer Beamten im Gebiet des privaten Rechts keinen Anſpruch 
auf die in 8 839 BGB. beſtimmten Milderungen der Haftung 
hat, ſo kann die öffentliche Körperſchaft andererſeits auch 
nicht darin ſchlechter geftellt fein, daß fie für eine im Privat⸗ 
rechtsverkehr verübte Pflichtverletzung eines Beamten deshalb 
eintreten müßte, weil er eben Beamter iſt, während im glei⸗ 
chen Falle eine Körperſchaft nicht öffentlichen Rechts für 
ihren pflichtwidrig handelnden Angeſtellten nicht haften würde. 
Dieſe Erwägungen ſchließen gleichzeitig aus, die Verwirk⸗ 
lichung des Tatbeſtandes einer Amtspflichtverletzung als 
widerrechtliche Schadenszufügung i. S. des 8 831 BGB. zu 
betrachten oder 8 839 BGB. als Schutzgeſetz i. S. von 8 823 
Abſ. 2 BGB. anzuerkennen. 

VI. Fällt damit die Grundlage der von dem BerR. an⸗ 
genommenen deliktiſchen Haftung, ſo iſt andererſeits nicht 
ohne Bedenken, ob ſeine Erwägungen zur Ausſchließung des 


dieſer Realiſierung die Vermögensverhaältniſſe des Namensträgers 
noch keine Verſchlechterung erfahren haben — dem Geber der Valuta 
aus ihrer Eintragung verpflichtet wird. Außerdem iſt noch in Be⸗ 
tracht zu ziehen, ob die Ausſtellung des Gefälligkeitsſparbuches in 
den ſatzungsmäßigen Rahmen fällt, insbef. es ſich um ein Geſchäft 
der laufenden Verwaltung handelt. Wenn der dritte Nehmer des 
Sparkaſſenbuches weiß, daß es ſich um eine Gefälligkeitseintragung 
bandelt, iſt das ſicher zu verneinen, ebenſo auch, wenn die be⸗ 
ſcheinigte Einlage über das ſatzungsmäßige Maximum hinausgeht. 
Wenn der Nehmer des Sparbuchs dagegen dieſe Kenntnis nicht hatte 
und die Beſcheinigung ſich auch in dem Rahmen hält, ſo wäre er 
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3 826 BGB. bei dem Handeln von H. hinreichen. Der erk. 
Sen. hat ſchon in dem Urt. v. 20. Jan. 1930, VIII 505/2922) 
darauf hingewieſen, daß es zum Ausſchluß des Schädigungs⸗ 
vorſatzes in 8 826 BGB. nicht genügt, daß der in Kenntnis 
des Mangels ſeiner Vertretungsmacht handelnde Sparkaſſen⸗ 
beamte damit rechnet, es werde ſchließlich die Befriedigung 
aller Anſprüche erfolgen und ein Schaden nicht eintreten 
(BU. S. 84). Schon die Herbeiführung einer Rechtsunſicher⸗ 
heit und Rechtsgefährdung ſtellt eine Schädigung dar; zudem 
war der Täter, wenn er die Rechtsgefährdung erkannte, ſich 
bewußt, daß der andere durch ſein Handeln Schaden leiden 
könne (Eventualdolus). Auch dieſe Form des Vorſatzes 
genüge in § 826 BGB. (fo auch Urt. v. 6. Dez. 1930, 
X 549/30). 

Angeſichts der Feſtſtellungen des Berg. über die Schuld 
des H. hätte dieſer Geſichtspunkt die Entſcheidung des BU. 
zur deliktiſchen Haftung vielleicht tragen können. Einer nähe⸗ 
ren Erörterung in dieſer Inſtanz bedarf weder dieſe Frage 
noch die andere, ob nicht etwa auch die Verantwortung der 
Bekl. nach Art. 131 RVerf. in Frage kommen kann, in⸗ 
ſoweit H. bei der Ausſtellung des Sparkaſſenbuchs als einer 
öffentlichen Urkunde tätig geworden iſt (RGSt. 61, 126) und 
der Vertreter der Kl. etwa gerade durch das Vertrauen auf 
dieſe Beurkundung in Irrtum verſetzt und geſchädigt worden 
iſt (RO. 96, 275; 104, 143; 107, 275; JW. 1927, 13524; 
Simon a. a. O. S. 97 und 149). Soweit das nicht zu⸗ 
trifft, hat der Berg. von der Anwendung der Grundſätze des 
Art. 131 RVerf. auf die Haftung der Bekl. mit Recht ab⸗ 
geſehen (Rc. 68, 285%); 91, 344; II 371/26, VI 450/27, 
VIII 505/29), 

VII. Jedenfalls ift mit dem BerR. ſchon aus dem Ge⸗ 
ſichtspunkt der Vertragshaftung wegen fahrläffig unrichtiger 
Auskunft die Schadenserfatzpflicht der Bekl. zu bejahen. Der 
Ber R. hat erwogen, ob der fo gegründeten Haftung ein mit⸗ 
wirkendes Verſchulden des für die Kl. vertretungsberech⸗ 
tigten Dr. M. gegenüber ſtehe und hat die Frage verneint. 
Die Rev. greift dieſe Entſch. mit Recht an. Der Ber. 
meint dadurch, daß Dr. M. ſich bei dem Sparkaſſendirektor 
„in dem offiziellen Kaſſenraum“ erkundigte, habe er alles 
Erforderliche getan, um ſo mehr, als H. auch beratendes 
Mitglied des Vorſtands geweſen ſei. Dieſe Erwägungen 
ſtehen ſchon deshalb auf unſicherem Rechtsgrund, weil der 
BerR. den Umfang, in dem die Kl. Anſpruch auf Auskunft 
erheben konnte, rechtsirrig zu weit bemißt. Denn über das 
vorher erörterte Maß einer beſtehenden Auskunftspflicht hin⸗ 
aus hat er zu Unrecht angenommen, daß die Kl. eine ſchlichte 
Rechtsbeſtätigung unter der Form der Auskunft in Anſpruch 
nehmen konnte. Das BU. hat aber auch nicht erwogen, ob 
die Form der mündlichen und ſchriftlichen Anfrage nach den 
Auffaſſungen und Anforderungen des Verkehrs ſachgemäß 
war, ob ſie in ihrer allgemeinen und nichtsſagenden Wen⸗ 
dung den bedeutenden Intereſſen, die hüben und drüben im 
Spiel waren, und dem Umſtande Rechnung trug, daß (nach 
der Unterſtellung des Berg.) Dr. M. wußte, an einer Bar- 
einzahlung fehle es jedenfalls. Sicherlich mochte trotzdem 
ein ſolides Geſchäft vorliegen können; aber der Verf. ſtellt 
feſt, daß Dr. M. Bedenken gehegt hat, Bedenken, die ihn 
nicht nur zu einer Reiſe nach He., ſondern danach noch zu 
einer ſchriftlichen Anfrage veranlaßten. Es kann nicht un⸗ 
gewürdigt bleiben, ob es dieſen Umſtänden entſpricht, wenn 
der Vorſtand der Kl. bei einem Betrage von 500 600 Bil⸗ 
lionen Mark (anfangs 1924) ſich mit der ſchematiſchen Frage 
nach der Ordnungsmäßigkeit des Buchs an denſelben Be⸗ 
amten begnügte, deſſen Unterſchrift ſchon das Buch trug. 
In höherem Maße iſt für die Frage des § 254 BGB. noch 


auf Grund der reichsgerichtlichen Rſpr. geſchützt. Erfüllt die Ein⸗ 
tragung nicht biefe Vorausſetzungen, jo würde der Nehmer des Spar⸗ 
buches auch dann noch einen Anſpruch gegen die Sparkaſſe haben, 
wenn die Sparkaſſe durch ihren ſatzungsmäßigen Vorſtand ein ent⸗ 
ſprechendes Geſchäft mit ihm abgeſchloſſen und dabei die Ausſtellung 
eines Gefälligkeitsſparbuches vorgeſehen hätte. 

Es läßt ſich nicht fagen, daß das Ergebnis durchaus befriedigt. 
Entweder verneint man den Schutz gutgläubiger Erwerber von Spar⸗ 
Kaſſenbüchern allgemein, oder man erklärt die Eintragungen als 
abſtrakte Schuldverpflichtung der Kaſſe. Wo das RG. zur zweiten 
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der Umſtand einer Erörterung und Wertung bedürftig, wes⸗ 
halb die Kl. darüber hinweggehen konnte, daß die einzige 
konkrete Frage ihres Schreibens v. 12. März 1924, ob der 
Betrag von 500000 Billionen Mark für die Kl. bei der 
Sparkaſſe als Sicherheit liege, nicht beantwortet iſt. Für die 
Aufklärung dieſer Punkte und das geſamte Verfahren des 
Vorſtands der Kl. wird auch eine erhebliche Bedeutung haben 
können, wie ſich die teilweiſe Zahlung der Kl. vor der Fahrt 
des Dr. M. nach He., falls die Nachfrage erſt am 11. März 
1924 ſtattfand (Unterſtellung S. 86), erklärt, und wie die 
Zahlung von faſt 400 000 Billionen Mark am 11. und 
13. März, alſo vor Eintreffen des Beſtätigungsſchreibens 
der Bekl. bei der Kl. Abgeſehen von dieſen Umſtänden, die 
die beſondere Lage der Sache beachtlich macht, hat der Ber. 
aber auch einen allgemeineren Geſichtspunkt überſehen. Es 
kann gerade für Zeiten einer unruhigen Entwicklung, wie es 
die Zeit von Anfang 1924 war, nicht anerkannt werden, da 
der Geſchäftsverkehr in der Zuſammenarbeit mit öffentlichen 
Sparkaſſen ſich an den äußeren Anſchein halten und einer 
Prüfung der ſatzungsmäßigen Vertretungsmacht entſchlagen 
darf, während im eigentlichen Handelsverkehr die Beachtung 
der handelsregiſterlichen Eintragungen für jeden geboten iſt, 
der nicht auf eigene Gefahr handeln will. 

Unter Berückſichtigung dieſer Erwägungen zur Klage 
wird der Bert. die Sachlage erneut zu prüfen haben. 

VIII. Zur Widerklage, mit der die Bekl. die Erſtattung 
eines Teilbetrags von 20000 AM der auf die Wechſel ge⸗ 
leiſteten Zahlungen fordert, iſt nach den tatſächlichen Grund⸗ 
lagen, die der Bergt. feſtſtellt, Rechtsgrund des Anſpruchs 
ein Auftragsverhältnis. Die Bekl. hat nicht Zahlung an 
die Kl. geleiſtet, wenn die Wechſel auch zu Laſten ihres Kontos 
bei der Reichsbankſtelle E. zahlbar gemacht waren, ſondern 
hat als Wechſelſchuldnerin (Akzeptantin) an den Wechſel⸗ 
gläubiger gezahlt. Da die Wechſel aber zugunſten der Kl 
diskontiert waren und nach dem Vergleich die Kl. letzter 
Wechſelſchuldner ſein ſollte, ſtellt ſich die Zahlung der Bekl. 
objektiv als eine Geſchäftsbeſorgung für die Kl. dar. Der 
Vergleich hätte dahin verſtanden werden mögen, daß die 
Zahlung der tragen ſoll, den ſie nach dem Ausgang des fach” 
lichen Streits angeht. Da der Verf. aber den Vergleich nicht 
ſo gedeutet hat, kann nur in Frage kommen, daß der aus 
den 88 670 (675) BGB. erhobenen Forderung der Bekl. der 
Anſpruch auf Zahlung der 500 000 RM (aus den zur Klage 
erörterten Geſichtspunkten) im Wege der Aufrechnung ent⸗ 
gegengeſtellt wird. Soweit es auf dieſe Aufrechnung an⸗ 
kommt, würde deshalb das Schickſal der Widerklage von der 
zur Klage ſtattfindenden Erörterung über die Zahlungspflicht 
der Bekl. abhängig fein. 

Inſoweit unterliegt die Entſcheidung des BerR. zur 
Widerklage denſelben Bedenken, die zur Klage hervorgehoben 
worden ſind. 

Der BerR. hat aber ſeine Abweiſung der Widerklage 
noch auf eine andere Grundlage geſtellt, die den dargelegten 
Rechtsgrund der Widerklage unmittelbar angeht, und dieſe 
Begründung trägt die Entſcheidung zur Widerklage. f 

Aus Äußerungen von Vertretern der Bekl., aus Teilen 
des vorgetragenen Schriftwechſels, aus dem Umſtand, da 
die Bekl. an die Kl. vor dem Rechtsstreit 17 961,12 AM auf 
Diskontierungskoſten freiwillig gezahlt hat, und aus anderen 
Umſtänden entnimmt der BerR. in tatſächlicher Würdigung, 
die Bekl. habe endgültig und in eigner Angelegenheit zah⸗ 
len wollen, um dem Drängen der Landesbank gemäß da 
„Gefälligkeitsſparbuch“ einzulöſen und ihr Anſehen als öffent 
liche Sparkaſſe zu wahren. Dieſe Feſtſtellung unterliegt ALT 
Nachprüfung in der Revänft. nicht. Iſt fie richtig, ſo ftell 


Auffaſſu inneigt, iſt es verſtändlich, daß in dem vorl. Fall ver⸗ 
ſucht wird, En 110 anderen Wege dem Nehmer des Sparbuches 
zu helſen, indem eine Schadenserſatzpflicht zufolge unrichtiger Aus⸗ 
kunft über die Wirkſamkeit der Eintragung zur Erörterung gegoge" 
wird. Soweit Verletzung einer Vertragspflicht und nicht eine ſitten, 
widrige Schädigung nach $826 zur Betrachtung ſteht, ſcheinen 555 
Ausführungen aber fehlzugehen. Denn wenn der Sparkaffendirekto 
ein derartiges Kreditgeſchäft nicht vornehmen könnte, beſtände zwiſchen 
der Sparkaſſe und dem Nehmer des Buches keinerlei Vertragsverhä 5 
nis; es ließe ſich infolgedeſſen nicht ſagen, daß neben dem a 
gemeinen Vertrag noch ein beſomderer auf Auskunftserteilung vorlag. 
RU. C. Hermann Ohſe, Berlin. 
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ſich heraus, daß die Bekl. die Wechſel nicht im Auftrag, ſon⸗ 
ern auf eigene Rechnung und unter Verzicht auf Rückgriff 
an die Kl. aus irgendeinem Geſichtspunkt eingelöſt hat. Damit 
erweiſt ſich die Entſcheidung zur Widerklage, ohne daß Rück⸗ 
ſchlüſſe auf die Beurteilung zur Klage gerechtfertigt ſind, 
als zutreffend. Eines Eingehens auf den von dem Ber. 
unzutreffend herangezogenen 8 814 BGB. bedurfte es nicht. 


(U. v. 2. Febr. 1931: 559/30 VIII. — Hamm.) [9.] 
= NE. 131, 239.) 


„13. 88 278, 405, 839, 823 Abi. 2 BGB.; Art. 131 
A Verf. Die Erteilung einer Auskunft durch den 
Sparkaſſendirektor kann Gegenſtand eines Ver⸗ 
trages ſein, der bei Unrichtigkeit die Sparkaſſe 
zum Schadenserſatz verpflichtet. Mitverſchulden, 
wenn nach Lage der Sache die Richtigkeit der 
Auskunft bedenklich erſcheinen muß (Ablehnung 
anderer Haftungsgründe). 

Dem Klageanſpruch liegt folgender Sachverhalt zu⸗ 
grunde. Gemäß einem im Februar 1924 geſchloſſenen Ver⸗ 
trage gab die Kl. der durch Generaldirektor P. vertretenen 
Deutſchen Handels⸗ und Kreditbank Akt. in D. ein Dar- 
lehn von 1000 000 GM. Sie erhielt als Sicherheit außer 
zwei von der Schuldnerin ausgeſtellten Wechſeln ein auf P. 
ausgeſtelltes Sparkaſſenbuch der eine öffentliche Anſtalt des 
Landkreiſes darſtellenden Kreisſparkaſſe in H. i. W. über 
1000 000 Billion Mark. Es wurde zunächſt gegen ein Spar⸗ 
buch über 1000000 GM. umgetauſcht und dieſes dann ge⸗ 
ſtückelt in zwei auf 900000 GM. und 100 000 GM. lautende 
Bücher. Sämtliche Bücher trugen die Unterſchriften des 
Sparkaſſendirektors K. und des Sparkaſſenrendanten N. In 
Betracht kommt nur noch dasjenige über 900000 GM. Da 
entſprechende Einlagen nicht erfolgt waren, lehnte die be⸗ 
klagte Sparkaſſe der Kl. gegenüber jede Zahlung ab. Nach⸗ 
dem die Darlehnsſchuldnerin in Vermögensverfall geraten 
und das Darlehn gekündigt war, erhob die Kl. gegen I. P., 
II. die Darlehnsſchuldnerin und III. die Kreisſparkaſſe Klage 
auf Zahlung von Hauptſumme und Zinſen. Sie iſt bezüglich 
der Bekl. zu I und II durch rechtskräftig gewordene Urt., 
die dem Antrage der Kl. entſprechen, erledigt. Das OLG. hat 


bie Drittbekl. zur Zahlung von 450000 AM verurteilt, im 


Übrigen aber abgewieſen. 


Das BG. hat das Urt. im weſentlichen, wie folgt, be⸗ 
gründet. Das zwiſchen den (namens der Sparkaſſe handeln⸗ 
den) Beamten K. und N. einerſeits und der Kl. andererſeits 
im Februar 1924 zuſtande gekommene Geſchäft ſei nicht zum 
Schein geſchloſſen, ſondern ein ernſtlicher Kreditvertrag. Die 
Beteiligten ſeien darüber einig geweſen, daß das Sparbuch 
dazu dienen ſollte, dem P. in gleicher Weiſe, wie bei den 
„J. 1922 unter Mitwirkung des Landrats Kr. und unter 
Zuhilfenahme gleichartiger, ohne Einzahlung ausgeſtellter 
Sparbücher abgeſchloſſenen Kreditgeſchäften, ſich durch Ver⸗ 
Pfändung des Buches von dritter Seite Geld zu verſchaffen. 

leichwohl ſei eine vertragliche Haftung des Bekl. ab- 
zulehnen, weil weder der Bekl. dem Geſchäft zugeſtimmt noch 

Hund N. es auf Grund und im Rahmen einer ihnen 
organiſatoriſch zugewieſenen Vertretungsbefugnis oder ſonſt 
erteilter Vollmacht abgeſchloſſen und weiterbearbeitet hätten. 

enn auch die Sparkaſſe als Kaufmann Bankgeſchäfte in 
großem Umfang betrieben und dies unter ſtillſchweigender 

evollmächtigung der genannten Beamten nach außen kund⸗ 
gegeben habe, ſo ſei doch eine ſtillſchweigende Vollmacht nach 
dem Inhalt der Satzung ausgeſchloſſen geweſen und deshalb 
unter dem Geſichtspunkt des Vertragsrechts wirkungslos 
geblieben. 
Als Klagegrund komme die von K. erteilte Auskunft, 
das Buch gehe in Ordnung, als ſolche nicht in Betracht, da 
a an einer Geſchäftsverbindung unter den Parteien fehle, 
die ein Vertrauensverhältnis zwiſchen ihnen begründet hätte 
go zur Anwendung des § 278 BGB. habe führen können. 
benfo ſcheide die Anwendung des 8405 BGB. ſowie die⸗ 
jenige der Grundſätze über eine Haftung für Verſchulden 
Win Vertragſchluß aus, letzteres, weil das Geſchäft ohne 

iſſen des Bekl. abgeſchloſſen worden ſei. 


Dagegen hafte der Bekl. nach den Vorſchriften über un⸗ 
erlaubte Handlungen, und zwar nach 88 839, 823 Abs. 2 


Rechtſprechung 


3097 


BGB. 1. Verb. m. Art. 131 RVerf. Sowohl der Landrat 
des beklagten Kreiſes, Kr., als auch die Sparkaſſenbeamten 
K. und N. hätten ſchuldhaft die ihnen Dritten gegenüber ob⸗ 
liegenden Amtspflichten verletzt und dadurch den durch die 
Auszahlung des in Wahrheit ungeſicherten Darlehns ent⸗ 
ſtandenen Schaden verurſacht. Hierfür habe der Bekl. ein⸗ 
zuftehen. Kr. habe es entgegen den 88 32, 80, 81 Kreis O. 
unterlaſſen, die Geſchäftsführung der genannten Sparkaſſen⸗ 
beamten zu überwachen; es habe ihm überhaupt der Wille 
gefehlt, unzuläſſige Geſchäfte der fraglichen Art ernſtlich zu 
unterbinden. Dabei habe ihm die Pflicht zu einer ver⸗ 
ſchärften Überwachung obgelegen. Denn einmal ſeien gleich⸗ 
artige Verfehlungen von Sparkaſſenbeamten im Februar 
1924 Gegenſtand einer Beſprechung im Oberpräſidium in 
M. geweſen. Dann habe er damit zu rechnen gehabt, daß den 
Beamten durch ein gleichartiges Geſchäft mit P. aus dem 
Jahre 1922, das Kr. ausdrücklich genehmigt habe, ein 
ſchlechtes Beiſpiel gegeben worden ſei. Auch ſei Kr. ſeit Ver⸗ 
ſtärkung der Inflation nie das Gefühl los geworden, daß K. 
und N. infolge der demoraliſierenden Wirkung der Inflation 
unzuläſſige Geſchäfte betrieben. Die Ausgabe von numerierten 
Sparbüchern und die Zuziehung eines geeigneten Sachver⸗ 
ſtändigen habe nahe gelegen. Nur mündlich ausgeſprochene 
Verbote und Warnungen, die Kr. behaupte, hätten nicht ge⸗ 
nügt. Endlich habe auch der erhebliche Gewinn der Spar⸗ 
kaſſe im erſten Vierteljahr 1924 dem Landrat auffallen 
müſſen. Das BG. hat noch darauf hingewieſen, daß alle Ge⸗ 
ſchäfte ohne Zuziehung eines Bank⸗ oder Sparkaſſenfach⸗ 
mannes unternommen wurden und daß es der Sparkaſſe 
an wirklich fachmänniſcher Leitung fehlte wie auch an den 
zur Durchführung derartiger Geſchäfte nötigen Mitteln. — 
K. und N. habe die Verwaltung und Ausfertigung der Spar⸗ 
bücher obgelegen. Eine Ausſtellung ohne Einlage ſei nach der 
Satzung unzuläſſig geweſen. KreisO. und Satzung ſeien aber 
Schutzgeſetze i. ©. des 8 823 Ab}. 2 BGB. 

Die Kl., ſo führt das BG. weiter aus, ſei inſofern in 
gutem Glauben geweſen, als ſie angenommen habe, daß es 
ſich um ein ordnungsmäßiges Sparbuch handle, deſſen Be⸗ 
trag gegebenenfalls von der Sparkaſſe anſtandslos aus⸗ 
bezahlt werden würde. Es komme nicht darauf an, ob auf 
das Buch tatſächlich eine Einlage geleiſtet war, ſondern nur 
darauf, daß es nach dem Willen der Beteiligten unter allen 
Umſtänden ſo behandelt werden ſollte, als wenn eine ſolche 
geleiſtet worden wäre. Der Zeuge M., der das Darlehns⸗ 
geſchäft für die Kl. bearbeitete, habe denn auch bekundet, er 
ſei bei Empfangnahme des Buches von der feſten Überzeu⸗ 
gung ausgegangen, daß der Betrag des Sparbuchs, wenn 
nicht eingezahlt, ſo doch auf andere Weiſe an die Sparkaſſe 
geleiſtet worden ſei, etwa durch Hinterlegung von Wert⸗ 
papieren oder Verpfändung anderer Werte. 

Dagegen treffe die Kl. ein mitwirkendes Verſchulden 
i. S. des $ 254 BGB. Allerdings nicht ſchon deshalb, weil 
ſie erſt nach Empfang des Buches bei der Sparkaſſe die 
nach Sachverſtändigengutachten erforderliche Erkundigung nach 
der Ordnungsmäßigkeit desſelben eingezogen habe. Dieſe 
Verſäumnis ſei nicht urſächlich für den Schaden geweſen, 
da bei früherer Erkundigung dieſelbe Auskunft erteilt ſein 
würde, als ſie tatſächlich ſpäter gegeben worden ſei. Auch 
darin liege kein Verſchulden, daß ſie die Auskunft nicht 
beim Vorſtande der Kaſſe, ſondern bei dem Direktor K. ein⸗ 
geholt habe. Die Anfrage bei dem leitenden Beamten habe 
genügt. Das Verſchulden ſei in folgendem zu finden. Die 
mißbräuchliche Ausſtellung einlageloſer Sparkaſſenbücher ſei 
auf das Geſchäftsgebahren derjenigen Banken zurückzuführen, 
die in der Inflationszeit groß geworden ſeien und ihren 
Verdienſt im weſentlichen aus Geldarbitragegeſchäften ge⸗ 
zogen hätten. Als den Schöpfer und Vater dieſer Bücher 
hätten die Sachverſtändigen den früheren Mitbekl. P. be⸗ 
zeichnet. Zu den Banken der geſchilderten Art gehöre die Kl. 
Sie ſei an den erörterten Mißſtänden weſentlich beteiligt und 
habe erſt den Boden für Pflichtverletzungen der Sparkaſſen⸗ 
beamten geſchaffen. Eine gleichmäßige Verteilung des Scha⸗ 
dens ſei angemeſſen. 

Die von beiden Parteien gegen dieſes Urt. eingelegten 
Rev. erweiſen ſich im Ergebnis als nicht begründet. 

1. Dem BG. kann darin nicht entgegengetreten werden, 
daß zwiſchen den Parteien eine vertragliche Haftung aus 
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der Ausſtellung des Sparbuchs nicht begründet worden ſei. 
Hier greifen die mit der Rſpr. des RG. im Einklang ſtehen⸗ 
den Ausführungen über die mangelnde Bevollmächtigung der 
beiden Sparkaſſenbeamten durch und es bedarf inſofern 
keines Eingehens auf die Rechtsnatur des Vertrages ſelbſt. 

2. Dagegen erheben ſich Bedenken gegen die Begrün⸗ 
dung, mit der die Haftung für die von dem Sparkaſſen⸗ 
direktor K. der Kl. erteilte Auskunft abgelehnt worden iſt. 
Allerdings iſt von dem Grundſatz des $ 676 BGB. aus⸗ 
zugehen, wonach die Erteilung einer Auskunft zum Erſatz 
des auf ihrer Befolgung beruhenden Schadens grundſätzlich 
nicht verpflichtet. Es bedeutet aber eine durch das Geſetz 
nicht begründete Einſchränkung, wenn die in ihm vorbehaltene 
Haftung aus Vertrag von vornherein deshalb abgelehnt 
worden iſt, weil es an einer Geſchäftsverbindung zwiſchen 
den Parteien und einem dadurch begründeten Vertrauensver⸗ 
hältnis fehle. Richtig iſt, daß im Falle einer ſolchen Vor⸗ 
bindung aus ihr die vertragliche Verpflichtung für eine Aus⸗ 
kunftshaftung hergeleitet werden kann. Damit ſind aber nicht 
die möglichen Fälle erſchöpft. Die Beſonderheit des vor⸗ 
liegenden beſteht in folgendem: Das Sparkaſſenbuch ſollte 
der Kreditbeſchaffung für die ſpätere Darlehnsſchuldnerin 
dienen. Es konnte dieſen Zweck nur dann erfüllen, wenn der 
Kreditgeber die Sicherheit hatte, daß gegebenenfalls der in 
dem Buch vermerkte Betrag an ihn auch ausgezahlt werde. 
Die Feſtſtellung, ob dem ſo ſei, war der erkennbare Zweck 
der Anfrage der Kl. Das Buch war für die Kreisſparkaſſe 
von den zur Ausſtellung von Sparbüchern ſatzungsgemäß 
berufenen Beamten ausgeſtellt. Die Auszahlung konnte ohne 
Prüfung der Legitimation an jeden Vorzeiger des Buches 
erfolgen. Dazu kommt, daß dem die Auskunft erteilenden 
Beamten das Intereſſe der anfragenden Kl. bekannt war. 
In ſolchem Falle muß angenommen werden, daß es der Kl. 
darauf ankam, eine verbindliche Erklärung über die Ord⸗ 
nungsmäßigkeit des Buches zu erhalten und daß der aus⸗ 
kunfterteilende Beamte das erkannte und die Auskunft mit 
dem Willen gab, für deren Richtigkeit und die Folgen ihrer 
Beachtung einzuſtehen. Die erteilte Auskunft wurde damit 
Gegenſtand eines Vertrages. Was die Ermächtigung des 
Sparkaſſendirektors zum Abſchluß eines derartigen Ver⸗ 
trages angeht, ſo iſt auf die zutreffenden Ausführungen 
des BG. zu verweiſen, nach denen ihm zum Abſchluß von 
Bankgeſchäften ſtillſchweigend Vollmacht erteilt war. Mag 
dieſe Vollmacht auch mit Rückſicht auf den Inhalt der 
Satzung nicht in vollem Umfange wirkſam geworden ſein, 
ſo galt ſie doch für laufende Geſchäfte, wie ſie der Spar⸗ 
kaſſen⸗ und Bankverkehr ſtändig mit ſich bringt. Dazu ge⸗ 
hört, zumal im Hinblick auf die Berechtigung der beiden 
Beamten zur Ausſtellung von Sparbüchern, ohne weiteres 
die Auskunft darüber, ob ein Sparbuch ordnungsmäßig 
und in einer die Kaſſe verpflichtenden Weiſe ausgeſtellt wor⸗ 
den ſei. Die Auskunft war, wie der ſie erteilende Beamte 
wußte, unrichtig. Weder war eine bare Einzahlung erfolgt 
noch hatte die Sparkaſſe unabhängig hiervon eine Zahlungs⸗ 
verpflichtung gegenüber der in dem Buche genannten oder 
einer dritten Perſon übernommen. Die Auskunft war ferner 
urſächlich für den der Kl. erwachſenen Schaden, da ſie die 
Auszahlung des Geldes nach Annahme des Urt. nur im 
Vertrauen auf die Richtigkeit des Mitgeteilten vorgenommen 
hat (vgl. zu vorſtehendem das Urt. des 8. ZivSen. v. 
2. Febr. 1931 = RG. 131, 239). 

3. Iſt hiernach die Haftung des Bekl. aus dem Geſichts⸗ 
punkte ſchuldhaft unrichtiger Auskunft zu bejahen, ſo bedarf 
es nicht der Feſtſtellung, ob der Klageanſpruch auch nach den 
Vorſchriften über außervertragliche Haftung begründet iſt. 
Mit Rückſicht auf die nicht überall einwandfreien Ausfüh⸗ 
rungen des BG. ſoll nur auf folgendes hingewieſen werden. 
Wie in dem erwähnten Urt. v. 2. Febr. 1931 des näheren 
dargelegt iſt, hatte die Anwendung des § 839 BGB. aus⸗ 
zuſcheiden. In Betracht konnten kommen 

a) $ 131 RVerf., ſofern der Landrat Kr., K. oder N. 
als Beamte des Bekl. in Ausübung der ihnen anver⸗ 
trauten öffentlichen Gewalt die ihnen einem Drit⸗ 
ten gegenüber obliegende Amtspflicht verletzt haben ſoll⸗ 
ten. Eine Verletzung der Aufſichtspflicht durch den Landrat 
genügte dafür ſchon deshalb nicht, weil dieſe ihm auch bei 
Berückſichtigung der Beſtimmungen der Kreis. nur der 


Allgemeinheit, nicht aber dem geſchädigten Dritten gegenüber 
oblag (vgl. RGRKomm., Anm. 3 zu § 839 BGB.). Da⸗ 
gegen konnte die Ausſtellung der Sparbücher als öffent⸗ 
licher Urkunden (RGSt. 61, 126) bei Prüfung der 
Frage von Bedeutung fein, ob die Vorausſetzungen des $ 131 
auf ſeiten der beiden Sparkaſſenbeamten erfüllt waren und 
ob die Kl. durch das Vertrauen auf die Beurkundung in 
einen Irrtum verſetzt und dadurch geſchädigt worden iſt. 
b) 88 31, 89 BGB. i. Verb. m. den Vorſchriften über 
unerlaubte Handlungen, nämlich den 88 823, 826, 831 dal. 
Dabei ſetzt die letztere Beſtimmung wiederum voraus, daß 
der objektive Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung nach 
88 823, 826 gegeben ift. Ein Schutzgeſetz i. S. des 8 823 
Abſ. 2 konnte aber in den vom BG. angeführten Beſtim⸗ 
mungen der KreisO. ebenſowenig wie in der Sparkaſſen⸗ 
ſatzung erblickt werden. Eine Erörterung, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 826 vorlagen, hat das BG. nicht vorgenom⸗ 
men. Die Anführung dieſes Paragraphen auf S. 15 des 
Urt. unter VI beruht auf einem offenbaren Schreibverſehen. 
4. Die Gründe, aus denen das BG. ein mitwirkendes 
Verſchulden der Kl. hergeleitet hat, können nicht gebilligt 
werden. Abgeſehen davon, daß der Bekl. ſich auf die ver⸗ 
werteten Tatſachen zur Rechtfertigung eines ſolchen Ver⸗ 
ſchuldens nicht berufen hatte und daß nicht erſichtlich iſt, ob 
die als offenkundig bezeichneten Gegenſtand der Verhandlung 
waren, würde im Verhältnis der Parteien dann kein Ver⸗ 
ſchulden der Kl. gegeben ſein, wenn ſie die berufenen Ver⸗ 
treter der Sparkaſſe zur Ausſtellung einlageleerer Spar⸗ 
bücher veranlaßt hätten. Auch auf Grund ſolcher Sparbücher 
konnte eine rechtliche Verpflichtung der Sparkaſſe begründet 
werden, mag das Rechtsverhältnis i. S. von RG. 124, 217) 
oder 131, 243 zu beurteilen fein. Noch weniger iſt die An⸗ 
nahme gerechtfertigt, die Kl. habe bei Anwendung der er⸗ 
forderlichen Sorgfalt erkennen müſſen, daß die Einführung 
von ſog. Gefälligkeitsſparbüchern die Sparkaſſenbeamten zu 
Pflichtwidrigkeiten der hier fraglichen Art veranlaſſen werde. 
Darin, daß die Kl. ſich bei der Sparkaſſe verſpätet, 
nämlich nach Empfang des Sparbuches, erkundigt und ſich 
damit begnügt hat, einen Herrn der Direktion um Auskunft 
zu erſuchen, ftatt fi) an den Vorſtand zu wenden, hat das 
BG. kein mitwirkendes Verſchulden zu finden vermocht. Was 
die unterlaſſene Befragung des Vorſtandes anlangt, ſo ver⸗ 
neint der Ber R. unter Berufung auf die fahmännifche Auf⸗ 
faſſung ein Verſchulden überhaupt. Die an und für ſich 
ſchuldhaft verſpätete Erkundigung aber ſei für den Schu 
den nicht urſächlich geweſen, da eine rechtzeitige Anfrage das“ 
ſelbe Ergebnis gehabt haben würde. Dieſe Begründung wird 
dem Parteivorbringen und dem feſtgeſtellten Sachverhalt 
nicht gerecht. Wie im Urt. ausgeführt, betrachtete die Kl. 
das Sparbuch als weſentlichen Teil ihrer Sicherſtellung. Sie 
ging davon aus, daß es ſich um ein „ordnungsmäßiges 
Buch handle, deſſen Betrag, wenn nicht bar eingezahlt, jo 
doch auf andere Weiſe an die Sparkaſſé geleiftet worden el, 
etwa durch Hinterlegung von Wertpapieren oder Verpfän⸗ 
dung anderer Werte. Auch in der RevInſt. hat fie vorge⸗ 
tragen, daß ſie auf den Gedanken eines nicht valutierten 
und doch vollzogenen Sparbuches nicht habe kommen können, 
zumal der Sparkaſſendirektor auf ihre Anfrage die Auskunft 
gegeben habe, das Buch ſei in Ordnung und die Unterſchriften 
ſtimmten. Damit iſt aber ein Verſchulden auf ſeiten der! 
nicht ausgeräumt. Die der Kl. obliegende Sorgfaltspflicht 
erſcheint vielmehr in hohem Maße als verletzt. Wie ihr be⸗ 
kannt war und dazu aus den dem Sparbuch beigefügten 
Satzungsauszug ſich ergab, werden Sparbücher nur al⸗ 
Legitimationspapiere für bare Einzahlungen ausgeſtellt. Mit 
einer ſolchen Deckung hat die Kl. aber nach den Feſtſtellungen 
nicht ſicher gerechnet. Sie würde das auch ohne grobe Fahr⸗ 
läſſigkeit nicht habe tun können angeſichts der Höhe der Ein“ 
lage, des niedrigen Verzinſungsſatzes und der Knappheit 
und Unſicherheit, die zu der fraglichen Zeit auf dem Geld“ 
markt beſtand. Eine andere als bare Deckung fiel aus dem 
Rahmen eines Sparbuches und hätte die Kl. bei gehöriger 
Überlegung zu durchgreifenden Bedenken gegen die Ordnungs⸗ 
mäßigkeit des Buches führen müſſen. Wenn fie ſich angeſichts 
deſſen mit der feſtgeſtellten Auskunft des Sparkaſſendirektors 


9) JW. 1929, 2343. 
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begnügte, ſtatt die Beſtätigung einer baren Einzahlung oder 
och eine nähere Erklärung über den Grund der Ausſtellung 
des Buches ohne bare Einzahlung zu fordern, ſo läßt das 
ut zwei Deutungen zu. Entweder unterließ jte die weitere 
Aufklärung bewußt (das hat das BG. in tatſächlicher Würdi⸗ 
gung abgelehnt) oder ſie ließ es in hohem Grade an der er⸗ 
lorderlichen Sorgfalt fehlen. Daß dieſes Verſchulden bei Ent⸗ 
ſtehung des Schadens mitgewirkt hat, erhellt ohne weiteres. 
Darüber hinaus ergibt aber das Feſtgeſtellte, daß das beider⸗ 
leitige Verſchulden, ſoweit es zur Verurſachung des Schadens 
geführt hat, gleich zu bemeſſen iſt. Das kann von hier aus 
ſeſtgeſtellt werden, ohne daß es der Zurückverweiſung der 
ache an das BG. bedarf. Denn der Sachverhalt iſt wäh⸗ 
rend der langen Dauer des Rechtsſtreits ausgiebig erörtert 
und es iſt kein Geſichtspunkt erkennbar, der noch zu einer ab⸗ 
weichenden tatſächlichen Beurteilung führen könnte. Die Ver⸗ 
teilung des Schadens würde auch dadurch nicht zugunſten 
eier der Parteien beeinflußt werden können, daß die unent⸗ 
ſchieden gebliebene Haftung außerhalb des Vertrages zu 
bejahen ſein möchte. 

(U. v. 19. März 1931; 195/30 IV. — Düſſeldorf.) [Ka.] 


14. 88 667ff., 279 BG B. Rechtsverhältnis zwi⸗ 
ſchen deutſchen Banken und ihren Londoner 
weigniederlaſſungen und insbeſ. deren Rechts⸗ 
ſtellung während des Krieges auf Grund der 
engliſchen Kriegsgeſetze. Wann hat die Zweig- 
niederlaſſung i. S. von 8 667 BGB. etwas aus 
der Geſchäftsbeſorgung „erlangt“ 25) 

„Die Kl. hatte vor dem Kriege der Deutſchen Bank Wert⸗ 
papiere in Verwahrung gegeben, die dieſe im Einverſtändniſſe 
mit der Kl. zwecks Stempelerſparung ihrer Londoner Zweig⸗ 
niederlaſſung (London Agency) übergab. Dieſe Wertpapiere 
wurden aber nicht auf den Namen der Kl. verbucht, ſondern 
mit Genehmigung der Kl. auf einem „Konto A“, das eine lau⸗ 
fende Kontoverbindung zwiſchen der Berliner Hauptnieder⸗ 
laſſung der Bekl. und der „London Agency“ darſtellte, ſo daß 
als Inhaberin der Wertpapiere die Hauptverwaltung der Be⸗ 
klagten in den Büchern erſchien. So blieben die Verhältniſſe 

is zum Ausbruch des Krieges. Damals wurde die „London 
gency“ unter die Aufſicht der engliſchen Regierung geſtellt. 

Ihr Geſchäftsbetrieb durfte nur nach Maßgabe der vom eng⸗ 

liſchen Schatzamt gewährten Lizenzen weitergeführt werden. 

wellengen nach Deutſchland durften nicht mehr geleiſtet 
rden. 


Zu den auf „Konto A“ hinterlegten Wertpapieren der 
Kl. gehörten auch 3%/,%Yoige Züricher Kantonalanleihe von 
1905 im Nennwerte von 170000 Fr., die am 28. Febr. 1915 
zur Rückzahlung ausgeloſt wurden. Die Stücke wurden von 
der Londoner Zweigniederlaſſung der Bekl. unter Vermittlung 
des Schweizer Bankvereins bei der Züricher Kantonalbank 
vorgelegt und der Gegenwert von 170000 ſchweiz. Fr. in der 
Seife an die „London Agency“ abgeführt, daß die Züricher 
Kantonalbank ihre Londoner Filiale zur Zahlung an die 
„London Agency“ anwies. Hierbei wurde der Frankenbetrag 
in einen Scheck über 6000 & umgewandelt, den die „London 
gency“ in ihren Büchern am 14. Juli 1915 dem „Konto A“ 
gutſchrieb. Die Gutſchriftsanzeige gelangte erſt nach Kriegs⸗ 
ende an die Berliner Hauptniederlaſſung der Bekl. und hier⸗ 
durch auch zur Kenntnis der Kl. 
Während der Kriegszeit hatte die „London Agency“ ge⸗ 
mäß den engliſchen Kriegsgeſetzen die von ihr für deutſche 
äubiger vereinnahmten Zinſen, Dividenden und Erlöſe auf⸗ 
gerufener oder ausgeloſter Papiere dem öffentlichen Treu⸗ 
under (Public Trustee) laufend anzuzeigen. Das geſchah 
1—— 


„„ Zu 14. Eine weitere Entſch. des 3. ZivSen., welche die un⸗ 

19 enerlichen Ergebniſſe der Entſch. des 2. ZivSen. v. 29. März 
27 (RG. 116, 330 — ZW. 1927, 295) zu vermeiden ſucht! Zu 
er einen anderen Tatbeſtand betreffenden, aber rechtlich dieſelben 

Dragen berührenden Entſch. des 3. ZivSen. v. 17. Okt. 1930 habe 

5 bereits Stellung genommen und dabei die m. E. grundſätzlichen 
ragen erwähnt (JW. 1931, 722). 

ne uch in der jetzt vorl. Entſch. wird wiederum ein Unterſchied 

n Tatbeſtand beſonders betont, demzufolge von den Grundſätzen der 
th. des 2. Zip Sen. von 1927 abgewichen werden kann. 

Der Unterſchied wird darin gefunden, daß der „Pfundbetrag 


bei ſeinem Eingange bei der Zweigniederlaſſung derartig recht⸗ 


auch für die Zeit vom 5. Aug. 1914 bis 28. Juni 1916 hin⸗ 
ſichtlich der 170000 ſchweiz. Fr. Züricher Kantonalanleihe und 
an ihrer Stelle des Betrags von 6000 E. Dann wurde das 
Vermögen der „London Agency“ einſchließlich des Konto A 
liquidiert und der nach Deckung der Schulden übrig blei⸗ 
bende Aktivſaldo an den Public Trustee abgeführt. Die Kl., 
deren Londoner Wertpapierbeſitz von der Liquidation des Ver⸗ 
mögens der London Agency mit betroffen worden war, hat 
ſpäter als ehemaliger engliſcher Untertan von der britiſchen 
Regierung eine Entſchädigung erhalten. Ihre weiteren An⸗ 
ſprüche ſind im deutſchen Entſchädigungsverfahren angemeldet 
worden und haben zur Bewilligung von Entſchädigungen 
geſührt. 

Mit der Klage verlangt die Kl. aus dem mit der Bekl. 
geſchloſſenen Geſchäftsbeſorgungsvertrage die Herausgabe des 
von der Bekl. „erlangten“ Erlöſes der Züricher Kantonal⸗ 
anleihe, und zwar nach Wahl der Bekl. in Pfunden oder 
Schweizer Franken. Unter Bezugnahme auf die Entſch. in 
RG. 116, 330 führt ſie aus, der Erlös der Anleihe ſei ſchon 
durch den Eingang bei der Londoner Zweigniederlaſſung der 
Bekl. in das Vermögen der Bekl. gelangt, wodurch dieſe her⸗ 
ausgabepflichtig geworden ſei. Die Bekl. habe auch den Be⸗ 
trag zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten und Abwickelung 
ihrer Geſchäfte in London voll verwendet. Daher ſei, als i. J. 
1923 das übrig gebliebene Vermögen der London Agency an 
den Public Trustee abgeführt worden ſei, der Erlös der An⸗ 
leihe überhaupt nicht mehr vorhanden geweſen und habe als 
ſolcher dem Liquidationsverfahren nicht mehr unterliegen 
können. Somit könne ſich die Bekl. nicht darauf berufen, daß 
durch die Liquidation ihre Herausgabepflicht erloſchen ſei. 

Die Bekl. tritt dem Antrage entgegen; der Gegenwert der 
Anleihe ſei niemals in ihr freies Eigentum, ſondern vielmehr 
infolge der Kriegsmaßnahmen der engliſchen Behörden von 
vornherein nur als beſchlagnahmter Wert an die London 
Agency gelangt und habe, ebenſo wie eine etwaige Forderung 
der Kl. an die Bekl. auf Herausgabe, der Liquidation unter⸗ 
legen. Durch die Abführung des Gegenwertes an den eng⸗ 
liſchen Treuhänder ſei ſie alſo ihrer Herausgabepflicht der 
Kl. gegenüber enthoben. Gerade durch die hier tatſächlich nach⸗ 
weisbare Konfiskation und Liquidation des Streitgegenſtandes 
unterſcheide ſich dieſer Fall weſentlich von dem RG. 116, 330 
entſchiedenen. Die Kl. habe außerdem wegen ihrer Wert⸗ 
papiere, alſo auch wegen der Züricher Anleihe, Entſchädigung 
von der engliſchen Regierung erhalten, und wegen ihrer Reſt⸗ 
anfprüche ſtünden ihr nur die geſetzlichen Entſchädigungs⸗ 
anſprüche gegen die deutſche Regierung zu, die mit Erfolg 
durchgeführt worden ſeien. 

Das RG. hat die von den Vorinſtanzen zugeſprochene 
Klage abgewieſen. 

Der Streit der Parteien geht darum, ob die 6000 K, die 
als Gegenwert für die in Zürich ausgeloſten 170000 Fr. 
Schweizer Wertpapiere am 14. Juli 1915 durch die Züricher 
Kantonalbank über ihre Londoner Filiale der Zweignieder⸗ 
laſſung der Bekl. in London überwieſen worden ſind, in das 
freie Vermögen der Bekl. gelangt und erſt durch ſpätere eng⸗ 
liſche Kriegsmaßnahmen liquidiert und konfisziert worden ſind, 
oder ob ſie von vornherein überhaupt nicht in das freie 
Eigentum der Londoner Zweigniederlaſſung übergegangen 
ſind, weil ſie beſchlagnahmt oder mit ſonſtigen Verfügungs⸗ 
beſchränkungen belaſtet waren. 

Das KG. geht davon aus, daß dieſer Pfundbetrag am 
14. Juli 1915 in die allgemeine Kaſſe der Zweigniederlaſſun 
gefloſſen ſei, wenn er auch in ihren Büchern dem „Konto A“ 
der Berliner Hauptniederlaſſung gutgeſchrieben worden ſei, 
und damit freies Eigentum der Londoner Zweigniederlaſſung 


lich und tatſächlich gebunden war, daß die Zweigniederlaſſung dar⸗ 
über nicht frei verfügen konnte und daher auch nicht „erlangt“ hat“. 
Der 3. Ziv Sen. folgt alſo immer noch grundſätzlich der abgelehnten 
Entſch., ſchließt ihre Anwendbarkeit aber aus durch eine tatſächliche 
Würdigung, was als „erlangt“ angeſehen werden kann. 

Immerhin zeigt ſich aber bei dieſer neueſten Entſch. zu der 
Frage, daß die Auffaſſung ſich langſam Bahn zu brechen ſucht, daß 
die ausländiſche Zweigniederlaſſung nicht ohne weiteres oder jeden⸗ 
falls nicht immer eine Identität mit der deutſchen Hauptniederlaſſung 
bedeutet. Bemerkenswert iſt der Satz: „Daraus mußte ſich notwen⸗ 
digerweiſe eine gewiſſe Verſchiedenheit zwiſchen dem eigentlichen Ge 
ſchäftsvermögen der Londoner Biveigniederlaffung und ben Ver⸗ 
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der Bekl. geworden ſei, über das dieſe innerhalb der Lizenzen 
der engliſchen Regierung hätte frei verfügen und mit dem ſie 
innerhalb des Rahmens ihrer Bewegungsfreiheit Geſchäfte 
hätte machen können. Es erachtet deshalb den Fall für gleich⸗ 
liegend mit demjenigen, der in RG. 116, 3301) entſchieden 
worden iſt. 

Dem kann nicht beigetreten werden. Zwiſchen beiden Fäl⸗ 
len beſtehen erhebliche Unterſchiede. Dort waren zur Siche⸗ 
rung eines Darlehens von der Hamburger Filiale der Deut⸗ 


ſchen Bank von einem Kunden Wechſel hereingenommen wor⸗ 


den, die engliſche Akzepte trugen. Die Hamburger Filiale 
gab deshalb vor Kriegsausbruch dieſe Akzepte an die Londoner 
Filiale der Deutſchen Bank weiter, damit dieſe ſie einlöſte, 
und zwar erſchien die Londoner Filiale auf den Wechſeln 
als durch Vollindoſſament legitimierte Berechtigte. Wenn dieſe 
Wechſel nunmehr nach Kriegsausbruch in England eingelöſt 
wurden, floß dieſer Gegenwert in die allgemeine Kaſſe der 
Londoner Zweigniederlaſſung der Deutſchen Bank, und dieſe 
war lediglich verpflichtet, ſie buchmäßig der Hamburger Fi⸗ 
liale der Deutſchen Bank gutzuſchreiben. Hier aber hatte die 
Bekl. von der Kl. ganz beſtimmte Wertpapiere in Verwahrung 
genommen und ſie auf ihrer Zweigniederlaſſung in London 
hinterlegt, zwar nicht auf den Namen der Kl., aber doch auf 
einem beſonderen Konto A, das allein für die Hauptnieder⸗ 
laſſung in Berlin vorbehalten war. Es iſt richtig, daß dieſe 
Wertpapiere in London äußerlich ſtets als ſolche der Bekl., 
nicht der Kl. behandelt worden find. Dennoch muß hervor⸗ 
gehoben werden, daß ſie nach außen hin als ein Depot der 
Hauptniederlaſſung in Berlin gekennzeichnet wurden. Wenn 
nun auch die Londoner Zweigniederlaſſung der Bekl. dieſer 
gegenüber keine ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit darſtellte und 
an ſich das Vermögen der Zweigniederlaſſung und das der 
Hauptniederlaſſung rechtlich ein und dieſelbe Maſſe bildete, 
ſo behandelte doch die engliſche Kriegsgeſetzgebung dieſe Ver⸗ 
mögensmaſſen verſchieden. An den erſten Proklamationen 
und Verordnungen der engliſchen Regierung nach Kriegsaus⸗ 
bruch fällt auf, daß jeglicher Verkehr mit dem feindlichen Aus⸗ 
land ſtrikt unterbunden, aber die wirtſchaftliche Weiterarbeit 
von Ausländern im engliſchen Inlande unter beſtimmten Be⸗ 
ſchränkungen weiter geduldet wurde. Das ſpringt beſonders 
ins Auge aus der Bek. der engl. Regierung v. 22. Aug. 1914. 
Hier wird unter Nr. 3 gerade der Fall erwähnt, wo eine im 
feindlichen Auslande ſeßhafte Hauptniederlaſſung auf eng⸗ 
liſchem Boden eine Filiale unterhält: hier wird der Verkehr 
mit der Hauptniederlaſſung unterbunden, aber der Handel 
mit der Filiale in England bleibt, abgeſehen von verbotenen 
beſonderen Fällen, zuläſſig. Danach durfte alſo auch die Lon⸗ 
doner Zweigniederlaſſung der Bekl. im engen Rahmen und 
unter Aufſicht des vom engliſchen Schatzamt ernannten Kon⸗ 
trolleurs (supervisor) weitere Geſchäfte abſchließen. Gänzlich 
unterſagt waren ſolche mit der Hauptniederlaſſung der Be⸗ 
klagten; insbeſ. durfte an ſie nichts mehr bezahlt werden (vgl. 
die Proklamation v. 5. Aug. 1914 und die zweite Proklama⸗ 
tion über den Handel mit dem Feinde v. 9. Sept. 1914). Dar⸗ 
aus mußte ſich notwendigerweiſe eine gewiſſe Verſchiedenheit 
zwiſchen dem eigentlichen Geſchäftsvermögen der Londoner 
Zweigniederlaſſung der Bekl. und den Vermögensſtücken der 
Hauptniederlaſſung der Bekl. in Berlin, die ſich bei der Lon⸗ 
doner Zweigniederlaſſung befanden, entwickeln. Obgleich juri⸗ 
ſtiſch beide Vermögensmaſſen derſelben Rechtsperſönlichkeit zu⸗ 
ſtanden, blieb das Vermögen der Londoner Zweigniederlaſſung 
freier geſtellt. Die Filiale durfte mit ihm im Rahmen der 
Lizenz der engliſchen Regierung weitere Geſchäfte abſchließen. 
Vermögensſtücke der Hauptniederlaſſung in Berlin, insbeſ. 
Depots auf den Namen der Hauptniederlaſſung wurden be⸗ 


mögensſtücken der Hauptniederlaſſung in Berlin, die ſich bei der 
Zweigniederlaſſung in London befanden, entwickeln.“ 

Wenn aber die Eingriffe einer ausländiſchen Sauveränitäts⸗ 
gewalt in die Sphäre der dieſer Gewalt unterliegenden Zweignieder⸗ 
laſſung eine Verſchiedenheit hervorrufen kann, ſo zeigt dies deutlich, 
daß der Begriff der Perſonenidentität mancherlei Modifikationen 
nötig macht. Es iſt zu hoffen, daß dieſe grundſätzlichen Erwägungen 
künftig nicht nur als gelegentliche Bemerkungen, ſondern als die die 
Entſch. tragenden ZPO.Gründe erſcheinen. 

RA. C. Hermann Ohſe, Berlin. 


) JW. 1927, 2295. 


handelt wie Eigentum eines feindlichen Ausländers. Das 
zeigte ſich praktiſch ſofort bei der Handhabung der Zuſatzakte 
v. 27. Nov. 1914 zum Geſetze über den Handel mit dem 
Feinde. In ihm wird das Amt eines Treuhänders für das 
feindliche Eigentum geſchaffen. Im Kapitel 2 Abſ. 1 (pgl. 
Armſtrong, Britiſche Geſetzgebung im Kriege und zum 
Friedensvertrag 1914 bis 1921 S. 34ff.) wird angeordnet, 
daß alle Dividenden, Zinſen oder Gewinnanteile, die im Nicht⸗ 
kriegsfalle an eine im feindlichen Auslande wohnhafte Perſon 
zu zahlen geweſen wären, von der Perſon, die ſie hätte zahlen 
müſſen, an den Treuhänder künftig zu zahlen ſind. Im vor⸗ 
liegenden Falle ift dieſe Beſtimmung auch auf das „Konto A“ 
der Londoner Zweigniederlaſſung anſtandslos angewandt wor⸗ 
den. Denn dieſes enthielt ja Depots der Hauptniederlaſſung 
in Berlin. Die Zweigniederlaſſung in London durfte deshalb 
die Zinſen aus den Depots der Hauptniederlaſſung im 
„Konto A“ nicht mehr an dieſe abführen, mußte ſie vielmehr 
an den Treuhänder abliefern. Schon hieraus iſt die unter⸗ 
ſchiedliche Behandlung des Vermögens der Bekl. zu erjehen. 

Die Zuſatzakte v. 27. Nov. 1914 führte aber nicht nur 
eine Beſchlagnahme der Zinſen uſw. des Depots der Bekl. her⸗ 
bei, ſondern betraf auch die Wertpapiere ſelbſt, alſo die 
170000 ſchweiz. Fr. Nach Kap. 3 Abſ. 1 wurde jegliches be⸗ 
wegliche oder unbewegliche Vermögen einer im feindlichen 
Auslande wohnhaften Perſon in England einer Anmelde 
pflicht an den engliſchen Treuhänder unterworfen. Dem⸗ 
gemäß hatte auch die Zweigniederlaſſung der Bekl. die Depots 
anzumelden, die bei ihr auf den Namen der Hauptnieder⸗ 
laſſung in Berlin lagerten. Tatſächlich ſollte dieſe Maß⸗ 
regel nur die Vorſtufe für eine Beſchlagnahme fein. Im Kap. 4 
Abſ. 1 wurde nämlich den engliſchen Gerichtsbehörden die 
Befugnis eingeräumt, auf Antrag des Treuhänders die Über⸗ 
tragung jedweden Vermögensſtückes eines Feindes auf den 
Treuhänder anzuordnen. Das ſind die Vesting Orders, von 
denen in dem Schreiben des Clearing Office v. 30. Okt. 1929 
die Rede iſt. Richtig iſt, daß eine ſolche Übertragung oder 
Beſchlagnahme und Abführung an den Treuhänder hinſicht⸗ 
lich der 170000 ſchweiz. Fr. oder der an ihre Stelle getretenen 
Ausloſungsſumme nicht beſonders angeordnet worden iſt. In 
dem oben genannten Schreiben des Clearing Office wird auch 
der Grund angegeben, warum das nicht geſchehen iſt: weil 
die Zuſatzakte v. 29. Juli 1915 zu dem Geſetze über den Han⸗ 
del mit dem Feinde (Armſtrong S. 48) im Kap. 1 Abſ. 1b 
generell anordnete, daß auch die Beträge aus den aus⸗ 
geloſten Wertpapieren an den Treuhänder abzuführen waren, 
wie bisher ſchon die Zinſen, Dividenden uſw. 

Hieraus ergibt ſich, daß gerade bei der Zugrundelegung 
des engliſchen Rechts, wie es das KG. zuſammengeſtellt hat 
und an deſſen Auslegung durch das KG. das RG. gebunden 
bleibt, der gegenwärtige Fall anders liegt als der in RG. 
116, 330 2), zunächſt hinſichtlich der Schweizer Wertpapiere 
auf dem Konto A. 

Fraglich iſt noch, wie die Veränderung zu werten iſt, die 
im Juli 1915 in dem Depot auf Konto A vor ſich ging: die 
Wertpapiere waren ausgeloſt worden, mußten infolgedeſſen 
in Zürich vorgelegt werden, und ihr Ausloſungsbetrag wurde 
nach Umwandlung in engliſche Pfund der Zweigniederlaſſung 
der Bekl. in London wiederum überwieſen. 

Das KG. will aus dem Umſtande, daß die Überweiſung 
am 14. Juli 1915 erfolgte, die Zuſatzakte vom 29. Juli 1915 
aber, die eine Abführung des Betrags ausgeloſter Wertpapiere 
an den Treuhänder anordnete, erſt vierzehn Tage ſpäter in 
Kraft trat, folgern, daß infolgedeſſen der Pfundbetrag in 
das freie Vermögen der Zweigniederlaſſung gefloſſen fei. 
iſt richtig, daß dieſe Pfundſumme in die allgemeine Kaſſe der 
Londoner Zweigniederlaſſung gelangt iſt. Auch iſt richtig, 
daß dieſer Pfundbetrag, wie das KG. an der Hand des eng“ 
liſchen Kriegsrechts, das irreviſibel iſt, nachgewieſen hat, nicht 
im Sinne der engliſchen Geſetze beſchlagnahmt war. Daraus 
ergibt ſich aber noch nicht, daß dieſer Pfundbetrag in das 
freie Vermögen der Bekl. gefloſſen iſt. Darüber, ob etwas 
i. S. des 8 667 BGB. „erlangt“ iſt, entſcheidet das deutſche 
Recht. Unter Berückſichtigung aller Umſtände des Einzelfalle? 
gelangt das RG. zu der Überzeugung, daß dieſer Pfund⸗ 
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trag bei ſeinem Eingange bei der Zweigniederlaſſung der 
SH. derartig rechtlich und tatſächlich gebunden war, daß 
die Zweigniederlaſſung der Bekl. darüber nicht frei verfügen 
konnte und daher auch nicht „erlangt“ hat. 
„Auch das Ro. muß anerkennen, daß die Zweignieder⸗ 
laſſung inſoweit über den Einlöſungswert der Papiere nicht 
rei verfügen konnte, als fie ihn nicht in Zurich belaſſen 
durfte, ſondern nach London überführen mußte. Es war 
44 ſelbſtverſtändlich, daß die engliſche Regierung, die bisher 
chon die Zinſen aus den Wertpapieren beſchlagnahmt und 
ür ſich eingezogen hatte, ſich des Zugriffs auf das Kapital, 
aus dem ſie bisher Einkünfte bezogen hatte, nicht begeben 
wollte. Die Zweigniederlaſſung der Bekl. mußte ferner den 
ausgeloſten Betrag, der an ſich der Hauptniederlaſſung der 
ell. zuſtand, nach der Zuſatzakte v. 27. Nov. 1914 Kap. 3 
Abh. 1 dem Treuhänder innerhalb beſtimmter Friſt anzeigen. 
Auf eine Unterlaſſung dieſer Anzeige ſtanden ſchwere Stra⸗ 
fen. Sie mußte naturgemäß dieſen Betrag mindeſtens ſo lange 
zur Verfügung halten, bis annehmbar eine Rückäußerung 
es Treuhänders auf die Anmeldung eintreffen konnte. Denn 
de Anmeldung hatte nur den Zweck, der engliſchen Behörde 
ie Möglichkeit zu geben, mit einer Vesting Order eine Be⸗ 
ſchlagnahme herbeizuführen. Endlich trat Ende Juli 1915 
die Juſatzakte v. 29. Juli 1915 in Kraft, die die Abführung 
es Betrags ausgeloſter Wertpapiere ganz allgemein anord⸗ 
nete, und die ſich auch auf den Betrag früher ausgeloſter 
„Sertpapiere bezog. In allen dieſen Maßregeln lag eine fo 
ſtarke rechtliche und tatſächliche Beſchränkung der Zweig⸗ 
belderlaſſung der Bekl. in der Verfügung über den Pfund⸗ 
etrag, daß ihre freie Verfügungsgewalt über ihn aus⸗ 
geſchloſſen erſcheint. 


. Eine ſtarke Stütze für dieſe Auffaſſung iſt, daß die Be⸗ 
teiligten den Ausloſungsbetrag für die hinterlegten 170000 
chweizer Franken ſo behandelt haben, als wenn er ordnungs⸗ 
mäßig beſchlagnahmt und ſpäter liquidiert worden wäre. Vor 
allem ſpricht hierfür die Aufnahme des Pfundbetrags in die 
og. Receivable Order A. Wenn auch dieſe Zuſammen⸗ 
tellung viel ſpäter als 1916 erfolgt fein mag, fo ſtellt fie doch 
ve Wertpapiere und Summen auf, die auf Grund des Ge- 
ſetzes über den Handel mit dem Feinde v. 18. Sept. 1914 
15 den beiden Zuſatzakten v. 27. Nov. 1914 und v. 29. Juli 
1915 von der Zweigniederlaſſung der Bekl. an den engliſchen 
lireuhänder abzuführen waren. Beide Teile, ſowohl der eng⸗ 
ae Treuhänder als auch die Zweigniederlaſſung erkennen 
amit indirekt an, daß dieſe durch Geſetze erfolgte Beſchlag⸗ 
nahme und Verfügungsbeſchränkung ſich auf die in der Zu⸗ 
lammenſtellung aufgeführten Wertobjekte erſtreckte dergeſtalt, 
damit der Zweigniederlaſſung eine Verfügung darüber 
entzogen war. Daß die tatſächliche Abführung erſt viel ſpä⸗ 
er, nämlich i. J. 1923 erfolgt iſt, kann daran nichts ändern. 
Dieſe Wertpapiere und Beträge mußten von der Zweignieder⸗ 
laſſung der Bekl. jederzeit zur Verfügung gehalten werden, 
onnten inſoweit alſo in ihrem Geſchäfte nicht mitarbeiten. 
0 er engliſche Treuhänder aber war durch den supervisor in 
der Lage, die Einhaltung dieſer Verfügungsbeſchränkung zu 
überwachen. Eine weitere Anerkennung des oben entwickelten 
Aechtsſtandpunktes liegt darin, daß ſowohl England als auch 
Leutſchland den Pfundbetrag als individuell beſchlagnahmtes 
Germögensſtück der Hauptnlederlaſſung der Bekl., ja ſogar der 
De behandelt haben: England, indem es dieſen Betrag 
eutſchland gutgeſchrieben, Deutſchland, indem es gemäß 
tt. 297 VV. die Kl. im Ausgleichsverfahren hierfür ent⸗ 
achädigt hat. Hierzu kommt endlich das Anerkenntnis des 
ölifchen Clearing Office v. 20. April 1928, daß der Gegen⸗ 
ert der 170000 ſchweiz. Fr. „in Ausführung der Beſtim⸗ 
mungen der Kriegsgeſetzgebung“ an den Verwalter deutſchen 
vermögens (Administrator of German Property) „aus⸗ 
gezahlt“ worden iſt. Es unterliegt danach keinem Zweifel, daß 
* Beteiligten untereinander die Beſchränkungen hinſichtlich 
5 Pfundbetrages als einen Beſchlagnahmeakt angeſehen 
und behandelt haben. 


5 Pfundbetrag nicht i. S. des $ 667 BGB. „erlangt“. Er 
h . vielmehr ohne ihre Schuld ihr entzogen worden. Eine Haf- 
ng der Bekl. aus § 279 BGB. muß deshalb verneint werden. 


(U. v. 7. Juli 1931; 289/30 III. — Berlin.) [Sch] 
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15. 58 719, 1282, 157 BGB Wird vereinbart, 
daß eine OHG. bei einer Bank ein Guthaben 
unterhalten ſolle, das dem Debetſaldo ihrer 
Teilhaber als perſönlicher Schuldner gleich⸗ 
komme, ſo liegt darin nicht die Befugnis der 
Teilhaber, mit dem Aktivſaldo der Geſellſchaft 
zugunſten ihrer perſönlichen Paſſivſaldi auf⸗ 
zurechnen. 


Die OHG. in Firma Sof. A. & Co. in F., deren einzige 
Geſellſchafter die beiden Bekl. ſind, ſtand mit der Firma 
N. & Co. in Kontokorrentverkehr; außerdem unterhielten auch 
die beiden Bekl., jeder für ſich, bei ihr ein Konto. Das Konto 
der Geſellſchaft A. & Co. war für ihre geſchäftlichen Umſätze 
beſtimmt, auf den Konti der Bekl. wurden An⸗ und Verkäufe 
von Wertpapieren verbucht. Über die Firma N. & Co. iſt am 
16. Sept. 1929 das Konkursverfahren eröffnet und der Kl. 
zum Verwalter beſtellt worden. Damals betrug das Guthaben 
der Geſellſchaft A. bei der Gemeinſchuldnerin 40 719 N, 
während dieſe nach Behauptung des Kl. von A. 5077 AM, 
von L. 28 639 RM zu fordern hatte. Mit der Klage iſt be⸗ 
antragt worden, A. zur Zahlung von 5077 RM, L. zur Zah⸗ 
lung eines Teilbetrages von 7000 AM zu verurteilen. Die 
Bekl. haben eingewendet, es handle ſich bei den Konten nur 
rechneriſch und formal um getrennte Rechnungen, rechtlich und 
wirtſchaftlich beſtehe nach den getroffenen Vereinbarungen 
nur eine Rechnung, die in ſich ausgeglichen werden müſſe. 
Jedenfalls ſei ſchon vor der Konkurseröffnung verabredet 
worden, daß die Guthaben und Forderungen gegeneinander 
aufgerechnet werden könnten, und eine ſolche Aufrechnung ſei 
auch erklärt worden. Mindeſtens müſſe man die getroffenen 
Abreden dahin auslegen, daß das Guthaben der Geſellſchaft 
A. der Firma N. & Co. verpfändet ſei. Auch in dieſem Falle 
habe die Firma A. wie auch die Bekl. das Recht gehabt, Gut⸗ 
haben und Forderungen miteinander zu verrechnen. Die in 
der Klage bezeichneten Forderungen ſeien daher getilgt. 

Dieſer Einwand blieb ohne Erfolg. 


Die Bekl. machen gegenüber den gegen ſie perſönlich ge⸗ 
richteten Klageforderungen geltend, daß ſie durch Aufrechnung 
mit einer der Geſellſchaft gegen die Gemeinſchuldnerin zu⸗ 
ſtehenden Forderung getilgt ſeien. Die Befugnis zu ſolcher 
Aufrechnung, welche nach feſtſtehender Rſpr. aus dem Geſetze 
nicht herzuleiten iſt (vgl. auch 8 719 Abſ. 2 BGB.), wollen 
ſie auf ein beſonderes, angeblich zwiſchen dem Bekl. L. und 
den Vertretern der Gemeinſchuldnerin getroffenes Abkommen 
ſtützen. Das BG. verneint, daß ein ſolches Abkommen ge⸗ 
troffen ſei. Ihm iſt im Ergebnis beizutreten. 


Nach den Feſtſtellungen des BG. iſt zwiſchen dem Bekl. 
L. als Vertreter der Firma A. und dem Zeugen W. als Ver⸗ 
treter der Firma N. & Co. vereinbart worden, daß die Geſell⸗ 
ſchaft A. bei der Bank ein Guthaben unterhalten ſolle, das dem 
Debetfaldo der beiden Bekl. als perſönlicher Schuldner ent⸗ 
ſpreche. Das OLG. lehnt es ab, dieſes Abkommen über ſeinen 
Wortlaut hinaus auszulegen. Es meint, es ſei nicht ver⸗ 
einbart worden, daß die Bank ſich im Falle der Zahlungs⸗ 
unfähigkeit der Geſellſchafter an das Guthaben der Geſell⸗ 
ſchaft halten und ſich durch Aufrechnung befriedigen dürfe; 
es ſei vielmehr nur ein tatſächlicher Zuſtand geſchaffen, den die 
Bank aus irgendwelchen, nicht näher aufklärbaren Gründen 
als genügende Sicherheit angeſehen habe. Es mag ſein, daß 
dieſe Auslegung, namentlich unter Berückſichtigung der von 
den Bekl. behaupteten Umſtände der tatſächlichen Handhabung, 
die als richtig zu unterſtellen iſt, zu eng iſt, weil ſie den er⸗ 
kennbaren Zweck der Vereinbarung nicht genügend berückſich⸗ 
tigt. Es liegt die Annahme nahe, daß der Bank nicht nur die 
Sicherheit gewährt werden ſollte, welche in dem Beſtehen eines 
den Debetſalden der Bekl. entſprechenden Guthabens der OHG. 
für ſie lag, ſondern daß man ihr darüber hinaus die Be⸗ 
fugnis geben wollte, ſich bei Fälligkeit der Schulden der Be⸗ 
klagten aus dem Guthaben zu befriedigen. Rechtlich würde ſich 
dann das Abkommen als die Beſtellung eines Pfandrechts 
an einer Forderung darſtellen, die gegen den Pfandgläubiger 
ſelbſt gerichtet iſt; die Zuläſſigkeit einer ſolchen Vereinbarung 
iſt anerkannt (vgl. RG. 57, 363; 116, 2072); R.: Lg. 
1922, 557%). Die Gemeinſchuldnerin würde dann bei Fällig⸗ 


2) JW. 1927, 1356. 
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keit der Schulden der Bekl. befugt geweſen fein, ſich aus dem 
Pfande zu befriedigen, und zwar, da eine Einziehung ($ 1282 
BGB.) nicht in Betracht kommt, durch einfache Erklärung, die 
einer Aufrechnungserklärung ſachlich gleichgekommen wäre. 
Aber mit einer ſolchen Auslegung iſt — da die Bank eine 
Erklärung ſolcher Art unſtreitig nicht abgegeben hat — für 
die Bekl. noch nichts gewonnen. Sie müſſen nachweiſen, daß 
auch ihnen das Recht eingeräumt worden iſt, ihre Schuld 
durch Aufrechnung mit dem Guthaben der Geſellſchaft zu til⸗ 
gen. Das Abkommen ſoweit auszulegen, hat das BG. mit 
Recht abgelehnt. Der Wortlaut gibt dafür keinerlei Anhalt. 
Der erkennbar verfolgte Zweck, nämlich die Sicherung der 
Bank gegen eine Zahlungsunfähigkeit der Bekl., wurde völlig 
erreicht, wenn nur ihr das Recht zuſtand, ſich aus dem Gut⸗ 
haben der OHG. zu befriedigen. Daß daneben auch noch der 
Zweck verfolgt worden wäre, die Bekl. im Falle einer Zah⸗ 
lungseinſtellung der Bank zu ſchützen, haben ſie ſelbſt nicht 
behauptet. Sie haben vielmehr vorgetragen, daß eine ſolche 
Möglichkeit bei den Verhandlungen überhaupt nicht ins Auge 
gefaßt worden ſei. Wollte man daher in das Abkommen 
hineinleſen, daß nicht nur die Bank das Recht haben ſollte, 
ſich aus dem Guthaben der Geſellſchaft zu befriedigen, ſondern 
auch die Bekl., mit ihm gegen ihre Schulden aufzurechnen, 
fo wäre das nicht mehr eine Auslegung, ſondern eine Er⸗ 
gänzung der vertraglichen Abmachungen, die durch $ 157 
BGB. nicht gedeckt wäre. Die Berufung auf Treu und 
Glauben hilft hier nichts. Denn auch bei Berückſichtigung von 
Treu und Glauben iſt es nicht angängig, einem Vertrage 
einen anderen Inhalt zu geben, als er tatſächlich hat. 
(U. v. 28. März 1931; 338/30 I. — Durmftadt.) [Ka.] 


** 16. 8826 BGB. Der Inhaber eines Monopol⸗ 
betriebes darf ſich nicht durch Sperre eine be⸗ 
vorrechtigte Stellung in der Zwangsverwal⸗ 
tung des geſperrten Grundſtücks oder gegenüber 
dem die Zwangsverwaltung betreibenden Gläu⸗ 
biger beſchaffen. Auch die Benutzung rechtskräf⸗ 
tiger Vollſtreckungstitel kann gegen die guten 
Sitten verſtoßen. f) 

Für die Kl. waren i. J. 1925 auf dem Grundbeſitz 
des Ziegelwerks St. Hypotheken in Höhe von insgeſamt 


Zu 16. A. Die Entſch. rührt an die grundlegenden Probleme des 
Verhältniſſes zwiſchen Privat⸗ und Prozeßrecht, die natürlich eine 
höchſt ſorgfältige Behandlung erfordern und nicht mit ein paar Be⸗ 
merkungen abzutun ſind. 

1. Am einfachſten liegt noch die privatrechtliche Frage, 
ob ein Vertrag, den ein Teil unter Benutzung einer Zwangslage des 
Gegners und der eigenen Machtmittel, insbeſ. eines rechtlichen oder 
auch nur tatſächlichen Monopols abſchließt, gegen die guten 
Sitten verſtößt. Dieſe Frage kann im Grundſatze unbedenklich 
bejaht werden, wenn auch zugegeben werden muß, daß es im Einzel⸗ 
fall nach der tatſächlichen Seite hin ſehr zweifelhaft ſein kann, ob 
einerſeits eine Zwangslage des Vertragsgegners gegeben iſt, ob 
andererſeits eine Monopolſtellung vorliegt und ob ihr Gebrauch als 
ein Mißbrauch anzuſehen iſt. Im vorliegenden Fall erblickt das RG. 
in Übereinſtimmung mit dem BG. die Zwangslage in der Tatſache, 
daß der an der Bewirtſchaftung des unter Zwangsverwaltung ge⸗ 
ſtellten Objektes intereſſierte Gläubiger ohne die Elektrizitätsliefe⸗ 
rungen der Gegenpartei den Betrieb und damit die Nutzbarmachung 
des beſchlagnahmten Grundſtücks nicht fortſetzen könnte. Der Miß⸗ 
brauch wird darin erblickt, daß der Monopolinhaber durch die Sperre 
ſeiner Lieferungen einen mit ihm konkurrierenden Gläubiger des 
Zwangsverwaltungsſchuldners dazu bewogen hat, durch Übernahme 
und Zahlung einer Verbindlichkeit dieſes Schuldners an den Mono⸗ 
polinhaber dieſem eine Befriedigung zu verſchaffen, auf die er (gegen⸗ 
über dem übernehmenden und zahlenden Konkurrenten) kein Recht 
hatte und auf die er im Vollſtreckungsverfahren nicht hätte rechnen 
können. Man wird gegen dieſen Teil der Entſch. keine Bedenken er⸗ 
heben können, wenngleich noch zu prüfen wäre, ob hier die Regeln 
der Anfechtung wegen widerrechtlicher Drohung oder diejenigen der Nich⸗ 
tigkeit wegen Sittenwidrigkeit des Geſchäftes anzuwenden wären, und 
wenngleich man weiter betonen muß, daß nicht jede Abmachung zwi⸗ 
ſchen zwei Gläubigern desſelben Zwangsvollſtreckungsſchuldners (oder 
auch Konkursſchuldners), durch welche der eine dem anderen gewiſſe 
Vorteile im Verfahren zuſichert, ſchon um deswillen als ſittenwidrig 
anzufprechen iſt. Was im vorliegenden Fall die Sittenwidrigkeit be⸗ 
gründet, iſt lediglich das Moment des Zwangs durch Ausnützung 
des Monopols. n 

2. Die Zweifel beginnen aber bei der Frage, ob die Sitten⸗ 
widrigkeit des privatrechtlichen Vertrages noch gegenüber dem 
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700 000 GM. hinter einer erſtſtelligen Hypothek der Grund⸗ 
kreditbank G. von 500000 GM. eingetragen. Am 12. Okt. 
1925 wurde auf Antrag der Kl. die Zwangsverwaltung des 
Ziegelwerkes angeordnet, zum Zwangsverwalter wurde der 
Betriebsleiter S. beſtellt. Dieſer und der Prokuriſt der Kl., 
R., trafen alsbald auf dem Werk mit mehreren Vertretern 
der Geſchäftsſtelle E. der beklagten Elektr. Werke zuſammen. 
Dieſe wollten die der Bekl. gehörigen Motoren und Trans⸗ 
formatoren abtransportieren. Dem widerſprach der Zwangs⸗ 
verwalter. Eine Inbetriebſetzung des Werkes war aber nicht 
möglich, da die Bekl. inzwiſchen ſowohl die Licht⸗ als auch 
die Kraftſtromzufuhr unterbrochen hatte. Sie machte die 
Weiterlieferung von Strom von der Bezahlung ihrer alten 
Inſtallationsforderung in Höhe von 37000 AM ſowie der 
rückſtändigen Stromlieferungsgebühren in Höhe von etſpa 
2600 RM abhängig. Darauf ſchloß die Kl., nachdem in⸗ 
zwiſchen über das St.⸗Werk auch das Konkursverfahren er⸗ 
öffnet worden war, den Vertrag v. 22. Okt. 1925 mit der 
Bekl., wonach die Bekl. die Belieferung des St.⸗Werks wieder 
aufnahm, während die Kl. ſich zur Bezahlung der erwähnten 
Rückſtände des St.⸗Werks verpflichtete. Da die Kl. die ver” 
einbarten Teilzahlungen auf die Inſtallationsſchuld von 
37000 RAM nicht leiſtete, erwirkte die Bekl. fünf Voll⸗ 
ſtreckungsbefehle in der Zeit v. 16. Febr. 1926 bis 29. Mai 
1926 über insgeſamt 37000 AM und ließ hieraus Pfän⸗ 
dungen bei der Kl. vornehmen. Dieſe zahlte insgeſamt 
15050 AM. Im Verſteigerungstermin am 9. Nov. 1927 iſt 
das St.⸗Werk von der Stettiner Gemeinnützigen Baugeſell, 
ſchaft GmbH. in Stettin erſtanden worden. Die Kl. iſt mit 
ihrer Hypothek von 700000 RA ausgefallen. 

Die Kl. macht nun geltend, der Vertrag v. 22. Okt. 
1925 ſei nichtig. Denn die Bekl. habe in ſittenwidriger Weile 
unter Mißbrauch ihrer Monopolſtellung die Zwangslage der 
Kl. ausgenutzt, indem fie die Stromlieferung von der Über 
nahme von Schulden des St.⸗Werkes abhängig gemacht habe. 
Um den Weiterbetrieb des St.⸗Werkes zu ermöglichen und 
ihre Hypothek zu retten, habe ſich die Kl. dem Verlangen der 
Bekl. fügen müſſen. Sie fordert mit der Klage die gezahlten 
ent AM zurück. Die Bekl. iſt in allen Inſtanzen ver⸗ 
urteilt. 

Der BerR. hält die Geltendmachung der Sittenwidrig⸗ 


rechtskräftigen Vollſtreckungsbefehl geltend gemacht wer“ 
den kann. Dieſer beſitzt bekanntlich eine doppelte Eigenschaft. Einer“ 
ſeits kommt ihm die Vollſtreckungskraft zu. Andererſeits hat er, 
da er einem Verſäumnisurteil gleichſteht, materielle Rechtskraft. Un 
hier erhebt ſich das große Problem, ob es nicht einen vi gegen 
die Rechtskraft bedeutet, wenn man dem Verurteilten geſtattet, die 
Ausnutzung der Rechtskraft und Vollſtreckungskraft durch Berufung 
auf § 826 im praktiſchen Effekt zu verhindern oder rückgängig zu 
machen. 

Hier muß zunächſt daran feſtgehalten werden, daß die bloße 
Tatſache des Gebrauchmachens von einem materiell unrichtigen Urteil 
für ſich allein noch nicht den Tatbeſtand des 8 826 BGB. ausmachen 
kann. Es muß zum mindeſten das Bewußtſein der ſiegreichen Parke 
von der materiellen Unrichtigkeit hinzukommen. Aber auch dies I” 
nügt nicht. Die bloße Zwangslage, in der ſich der Unterlegene im 
Hinblick auf die Unanfechtbarkett einer gericht“ 
lichen Entſcheidung befindet, iſt eine ſolche, die mit dem 
Inſtitut des Prozeſſes und der formellen Rechtskraft untrennbar bei 
bunden iſt. Daß der vollſtreckende Gläubiger von dieſem Ren 
Gebrauch macht, ift auch bei Bewußtſein der materiellen Unrichtigkel 
des Vollſtreckungstitels, für ſich allein noch keine Sittenwidrigkell. 
Vielmehr muß hinzukommen, daß der ſiegreiche Teil dieſe in do 
Rechts⸗ und Vollſtreckungskraft begründete Zwangslage in ſitten 
widriger Weiſe herbeigeführt hat, indem er das Prozeß, 
verhalten des Gegners unter Verletzung der guten Sitten in ein 
Weiſe beeinflußt hat, welche für das Zuſtandekommen des rechte 
kräftigen und vollſtreckbaren Titels kauſal geworden iſt. So Kan 0 
es ſich namentlich verhalten, wenn die Zwangslage des Gegners nich 
nur dazu mißbraucht worden iſt, ihn zum Abſchluß eines materiel 
ungünſtigen Vertrages zu zwingen, ſondern auch dazu, um ihn zu 1 
hindern, ſich im Prozeß gegen die Unwirkſamkeit dieſes Vertrages 8 
wehren, ſei es ſchon vor dem Urteil durch Vorbringen von Einwen⸗ 
dungen, ſei es nach Erlaß des Urteils (Vollſtreckungsbefehls) da 
Gebrauch von Rechtsmitteln. Der Verſtoß gegen 8 826 liegt as 
nicht an der Ausnutzung des materiell unrichtigen Titels 1 
ſolchen, ſondern in der ſittenwidrigen Schaffung dieſes Titels. 
Er liegt ſozuſagen in dem ſittenwidrigen Mißbrauch des Prozeß 
inſtitutes ſelbſt. 

Damit entfallen, wie mir ſcheint, die Schwierigkeiten, die man 
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keit des Vertrags v. 22. Okt. 1925 zur Begründung von An⸗ 
prüchen auf ungerechtfertigte Bereicherung und aus un⸗ 
erlaubter Handlung nicht für zuläffig, weil dieſe Gründe ſchon 
dor dem nach 8 796 Abſ. 2 ZPO. maßgebenden Zeitpunkt, 
der Zuſtellung der Vollſtreckungsbefehle, entſtanden ſeien. 

uch gegenüber einer etwaigen Drohung der Bekl. würde 
5 796 Abſ. 2 ZPO. durchgreifen. 

Dagegen nimmt der Berg. an, die Bekl. habe in ſitten⸗ 
widriger Weiſe unter Ausnutzung einer Zwangslage der Kl. 
die Vollſtreckungsbefehle für in Wirklichkeit nichtige oder 
anfechtbare Anſprüche erwirkt. Denn die Bekl. habe ihre 
Monopolſtellung zu ihrem Vorteil und zum Schaden der Kl. 
in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe aus⸗ 
genutzt, indem ſie die Weiterlieferung von elektriſchem Strom 
an das St.⸗Werk nicht bloß von der Bezahlung der rückſtän⸗ 
digen Stromlieferungsſchulden und der Motoren und Trans⸗ 
formatoren, ſondern auch von der Übernahme einer auf 
37000 RM feſtgeſetzten Schuld des St.⸗Werks für Inſtalla⸗ 
tionsarbeiten durch die Kl. abhängig gemacht habe. Darüber 
hinaus habe die Bekl. die Vollſtreckungsbefehle für tatſäch⸗ 
lich nicht rechtswirkſam beſtehende, weil auf einem nichtigen 

ertrag beruhende Anſprüche in einer gegen die guten Sitten 
verſtoßenden Weiſe erwirkt. Sie habe erkannt, daß ihre In⸗ 
ſtallationsforderung gegen das St.⸗Werk eine völlig wertloſe 
Konkursforderung darſtelle. Wenn ſie trotzdem die Voll⸗ 
ſtreckungsbefehle gegen die Kl. erwirkte, deren Zwangslage 
fortbeſtand, habe ſie hierdurch wie durch die daraus betriebene 
Zwangsvollſtreckung ſich eines Verſtoßes gegen die guten 
Sitten i. S. von 8 826 BGB. ſchuldig gemacht. Der hiernach 
der Kl. zuſtehende Schadenserſatzanſpruch gehe auf Heraus⸗ 
gabe der Schuldtitel und auf Rückzahlung des durch die Voll⸗ 
ſtreckung Erlangten. 

Der Rev. der Bekl. war der Erfolg zu verſagen. Nach 
der in Rſpr. und Rechtslehre herrſchenden Anſicht folgt aus 
der Monopolſtellung von Unternehmen von der Art der 
Bekl. ein Kontrahierungszwang; die Monopolſtellung darf 
insbeſ. nicht dazu ausgenutzt werden, ſich im Konkurs eine 


bevorzugte Stellung zu verſchaffen (vgl. Jaeger, Komm. 


zur KO., 6./7. Aufl., Bd. 1 § 17 Anm. 18 b und die dort 
auf S. 315 angeführte Literatur und Rſpr.; Mentzel, 
Komm. zur KO., 3. Aufl., S. 103). Danach ſtellt die Er⸗ 


aus 8 767 Abſ. 2 ZPO. (gegenüber dem Vollſtreckungsbefehl aus 
$ 796 Abſ. 2 ZPO.) ableiten könnte. Dieſe Vorſchriften wollen ledig⸗ 
lich materielle Einwände ausſchließen, die ſich gegen den ent⸗ 
Ichiedenen Anſpruch richten und die bei Schluß der letzten 
mündlichen Verhandlung bereits vorlagen; und ſie wollen es ermög⸗ 
ichen, dem ergangenen Titel die Vollſtreckungskraft zu entziehen, 
wenn ſolche Einwände nach dem genannten Zeitpunkt entſtehen. Da⸗ 
gegen die Berufung auf 8 826 erhebt, genau beſehen, gar keinen 
Einwand gegen den materiellen Anſpruch, ſondern gegen die ſitten⸗ 
widrige Beeinfluſſung der Prozeßführung des unterlegenen Teiles, 
ie will auch nicht den rechtskräftigen und vollſtreckbaren Titel aus 
der Welt ſchaffen oder feiner Wirkungen, insbeſ. feiner Vollſtreckbar⸗ 
keit entkleiden, ſondern ſie geht gerade von dem vorhandenen und 
unangreifbaren prozeſſualen Beſtand dieſes Titels aus und erblickt 
gerade in dieſem Beſtande die ſie ſchädigende Tatſache. Sie leitet 
Schadenserſatzanſprüche aus dem Geſichtspunkt ab, daß dieſe für ſie 
chädliche Sachlage in ſittenwidriger Weiſe herbeigeführt worden iſt. 
n die prozeſſualen Grundſätze (formelle Unanfechtbarkeit, 
materielle Rechtskraft und Vollſtreckbarkeit des Titels) wird nicht 
gerührt; im Gegenteil wird von dieſer unantaſtbaren prozeſſualen 
ituation ausgegangen. 


Wollte man alſo gegen die Anwendbarkeit des § 826 ein⸗ 


wenden, daß es nach 8 767 Abf. 2 (8 796 Abſ. 2) 3 PO. nicht ge⸗ 
ſtattet ſei, Einwendungen gegen den materiellen Ans 
ſpruch zu erheben, die ſchon vor Erlaß des Titels begründet waren, 
um dieſem die Vollſtreckungskraft zu entziehen, ſo wäre demgegenüber 
zu bemerken, daß dies im vorliegenden Falle tatſächlich nicht geſchieht, 
daß vielmehr die Einwände ſich gegen die ſittenwidrige Herbeiführung 
eines Titels richten, dem mit prozeſſualen Mitteln nicht mehr beizu⸗ 
ommen iſt. 

Andererſeits darf man auch nicht, um die Schwierigkeiten aus 
88 767 Abſ. 2 und 796 Abſ. 2 ZPO. aus dem Wege zu räumen, 
amit argumentieren, daß die ſittenwidrige Ausnutzung des nun ein⸗ 
mal vorliegenden Titels eine neue Tatſache (Einwendung) im Sinne 
der genannten Vorſchriften darſtelle. Denn die Berufung auf 8 826 
O. zielt, wie ſchon bemerkt, gar nicht auf Entkräftung des 
Titels, insbeſ. Beſeitigung feiner Vollſtreckbarkeit, alſo nicht auf 
etwas Prozeſſuales, ſondern auf Verhinderung oder Rückgängig⸗ 
machung der zivilrechtlichen Folgen, die ſich aus dem prozeſſualen 


zwingung einer konkursordnungswidrigen Vollzahlung auch 
bei rein tatſächlichen Monopolen eine rechts⸗ und ſitten⸗ 
widrige Notſtandsausbeutung dar. Gas⸗ und Elektrizitäts⸗ 
werke haben die zur Fortſetzung des Betriebs erforderlichen 
Lieferungen von Gas und elektriſchem Strom weiter zu be⸗ 
wirken; ſie dürfen die Weiterlieferung nicht von der Bezah⸗ 
lung der Rückſtände als Maſſeſchulden abhängig machen. Eine 
diesbezügliche Weigerung iſt als eine zum Schadenserſatz ver⸗ 
pflichtende ſittenwidrige Handlung i. S. von § 826 BGB. 
anzuſehen. Was aber für das Konkursverfahren allgemeinen 
Rechtens iſt, das muß auch für die Zwangsverwaltung gelten. 
Die Zwangslage, in der ſich ein in Zwangsverwaltung be⸗ 
findliches, zur Zwangsverſteigerung kommendes Unternehmen 
befindet, iſt gleichzuachten der Notlage eines Unternehmens, 
über das der Konkurs verhängt iſt. Wenn im vorliegenden 
Fall die Bekl. dem Zwangsverwalter gegenüber die Weiter⸗ 
belieferung des St.⸗Werks mit elektriſchem Strom von der 
Bezahlung ihrer rückſtändigen Stromforderung und obendrein 
noch ihrer Inſtallationsforderung in Höhe von 37000 AM 
abhängig machte und von der die Zwangsverwaltung und 
⸗verſteigerung betreibenden Kl. die Übernahme dieſer Schulden 
verlangte, nutzte ſie ihre Monopolſtellung in ſittenwidriger 
Weiſe gerade ſo aus, wie ſie es getan haben würde, wenn ſie 
dem Konkursverwalter gegenüber die Weiterlieferung von 
Strom von der Anerkennung ihrer rückſtändigen Forderungen 
als Maſſeſchulden abhängig gemacht hätte. 


Die Ausnutzung ihrer Machtſtellung zum Schaden der 
in einer Zwangslage befindlichen Kl. ſetzte die Bekl. durch 
die Erwirkung der Zahlungs⸗ und Vollſtreckungsbefehle fort. 
Daß die Zwangslage für die Kl. fortbeſtand, ergeben die Um⸗ 
ſtände ohne weiteres; die diesbezügliche Feſtſtellung des BG. 
läßt einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Das BG. ſtellt in 
ſubjektiver Beziehung feſt, daß die Bekl. die Schuldtitel unter 
Ausnutzung der weiterhin beſtehenden Zwangslage der Kl. 
erwirkte; ihr Verhalten habe keinen Zweifel darüber auf⸗ 
kommen laſſen, daß die Einlegung von Rechtsmitteln die er⸗ 
neute Stromſperre zur Folge gehabt hätte; unter dieſen Um⸗ 
ſtänden habe die Erwirkung der Vollſtreckungsbefehle und die 
aus ihnen betriebene Zwangsvollſtreckung einen Verſtoß gegen 
die guten Sitten i. S. des 8 826 BGB. gebildet. Dieſe Aus⸗ 
führungen laſſen im Zuſammenhang mit den übrigen Dar⸗ 


Tatbeſtand ergeben könnten oder ergeben haben. Gerade weil die 
Möglichkeit nicht mehr beſteht, auf Grund der 88 767 II und 
796 Abſ. 2 ZPO. gegen den materiellen Anſpruch Einwendungen zu 
erheben, um den Vollſtreckungstitel zu entkräften, iſt eine für den 
unterlegenen Teil ſchadenbringende Situation geſchaffen, deren vor⸗ 
ſätzliche ſittenwidrige Herbeiführung den Tatbeſtand des 8 826 BGB. 
erfüllt. 

Der Fall hat, bei aller Verſchiedenheit im übrigen, eine gewiſſe 
Ahnlichkeit mit dem Fall, daß jemand durch rechtswidrige Drohung 
zum Abſchluß eines Vertrages veranlaßt worden iſt, deſſen Anfechtung 
wegen Friſtablaufs nicht mehr möglich iſt. Daß hier der Vertrag 
nicht mehr anfechtbar, daß er alſo für die Partei materiell verbind⸗ 
lich iſt, hindert nicht den Bedrohten, noch Anſprüche aus dem Ge⸗ 
ſichtspunkt der unerlaubten Handlung geltend zu machen. Ebenſo 
verſtößt es nicht gegen die Unanfechtbarkeit, die materielle Rechts⸗ 
kraft und die Vollſtreckbarkeit einer prozeſſualen Entſch., wenn aus 
der ſittenwidrigen Art ihrer Herbeiführung dem Betroffenen ein Scha⸗ 
denserſatzanſpruch gewährt wird. Und wie in jenem Vergleichsfall 
die Sittenwidrigkeit ſchon und gerade in der Herbeiführung des 
nicht mehr anfechtbaren Vertrages begründet liegt (alſo demſelben 
zeitlich vorausgeht), ſo liegt auch in unſerem Falle die Sittenwidrig⸗ 
keit nicht in der nachträglichen Benutzung des materiell unrichtigen 
Vollſtreckungstitels, ſondern ſchon in ſeiner Herbeiführung. 


Geh. IR. Prof. Dr. W. Kiſch, München. 


B. Die Überlandzentrale war nicht befugt, die Weiter⸗ 
lieferung von Strom davon abhängig zu machen, daß die rück⸗ 
ſtändigen Stromlieferungsgebühren und außerdem eine alte In⸗ 
ftallationsforderung in Höhe von 37000 AM bezahlt würden. 
Gegen die Entſch. ſelbſt iſt daher nichts einzuwenden. Aber die Be⸗ 
gründung des RG. ſchießt über das Ziel hinaus. Hätte nämlich das 
Elektrizitätswerk ſich darauf beſchränkt, die Weiterlieferung von 
der Zahlung der rückſtändigen Stromlieferungsſchuld abhängig zu 
machen, ſo wäre es damit dem Zwangsverwalter gegenüber voll⸗ 
kommen im Recht geweſen (vgl. OLG. Roſtock, Urt. v. 20. Jan. 
1930: ElektrWirtſch. 1930, 97). Ebenſo wäre auch die Rechtslage 
geweſen, wenn der überlandzentrale ſtatt des Zwangsverwalters 
ein Konkursverwalter gegenübergeſtanden wäre (vgl. OLG. Hamm 
v. 13. Jan. 1930: Elektr Wirtſch. 1930, 147; OLG. Kiel: Elektr⸗ 
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legungen des BG. erkennen, daß es annimmt, die Bekl. 
habe im Bewußtſein von der fortdauernden Zwangslage der 
Kl. unter wiſſentlicher Ausnutzung derſelben die Schuldtitel 
vorſätzlich erwirkt und vollſtreckt. Damit ſind auch in ſub⸗ 
jektiver Beziehung die Vorausſetzungen des 8826 BGB. 
ausreichend feſtgeſtellt. 

(U. v. 24. März 1931: 322/30 VII. — Berlin.) [Ku.] 
= NG. 132, 274.) 


17. 58 383 ff. HG B. Der Kommiſſionär iſt 
berechtigt, an dem Kommiſſionsgut Eigentum 
nicht nur an den Käufer, ſondern auch an einen 
Dritten zu übertragen, der zur Finanzierung 
des Kaufgeſchäftes ein Darlehn gewährt. 


Die Kl. hat im Sommer 1929 verſchiedene Laſtkraft⸗ 
wagen eigener Herſtellung der Firma F. & Co. in M. zum 


Wirtſch. 1931, 179; OLG. Köln v. 24. April 1930: ElektrWirtſch. 
1930, 531; ferner die bei Henke⸗Müller⸗Rumpf, Rechts⸗ 
grundlagen der öffentl. ElektrWirtſch. in Deutſchland, S. 203 ff. 
angeführten Entſch.). Auch das RG.: JW. 1930, 1402 (derſelbe 
Senat!) hat es nicht beanſtandet, daß das Elektrizitätswerk dem 
Konkursverwalter gegenüber nach $17 KO. verfuhr, alſo die weitere 
Stromlieferung von der Zahlung der Rückſtände für Strom ab⸗ 
hängig machte. Es iſt nicht anzunehmen, daß das RG. mit dieſer, 
ſachlich wohl begründeten Praxis brechen wollte, ohne ſich mit den 
bisherigen Entſch. und den die Frage betreffenden eingehenden Dar⸗ 
legungen von Rumpf (in dem oben erwähnten Buch und JW. 
1930, 1346 ff.) und von Geiler, Die rechtl. Natur der Elektr. 
auseinanderzuſetzen. Es wäre gut, wenn das RG. bald Gelegenheit 
zur Klarſtellung der Frage erhielte, die nicht nur für die Elektri⸗ 
zitätswerke, ſondern auch für die angeſchloſſenen induſtriellen Unter⸗ 
nehmungen von großer Tragweite iſt. Die Überlandzentralen ſind 
nämlich regelmäßig nach ihren Konzeſſionsverträgen berechtigt, von 
ihren Abnehmern Sicherheit zu verlangen. Von dieſer Befugnis iſt 
bisher im allgemeinen kein Gebrauch gemacht worden, weil die bei 
Zahlungsſchwierigkeiten ſich ergebende Rechtslage ohnehin hinreichen⸗ 
den Schutz zu bieten ſchien. Wenn auf Grund der Ausführungen in 
dem obigen Urteil ſich darin eine Anderung ergeben würde, ſo wäre 
möglich, daß die Elektrizitätswerke in weitem Umfang zu dem Ver⸗ 
langen nach Sicherheitsleiſtung übergehen würden. Hieraus könnte 
ſich eine erhebliche Belaſtung der Induſtrie ergeben, der gegenüber 
der bisherige Zuſtand der Anwendung des 8 17 KO. bei weitem 
vorzuziehen iſt. Man darf eben nicht vergeſſen, daß man aus der 
Monopolſtellung eines Unternehmens wohl einen gewiſſen Kon⸗ 
trahierungszwang, aber nicht einen allgemeinen Kreditierungszwang 
ableiten kann; vielmehr muß gerade der Kontrahierungszwang, 
ſoweit man ihn anerkennen will, ſein Gegengewicht in einer ge⸗ 
wiſſen rechtlichen Sicherſtellung des Verſorgungsunternehmens finden 
(vgl. auch KG.: Henke⸗Müller⸗Rumpf ©. 208). 
IR. Dr. Eßlinger, München. 


C. I. Die vorliegende Entſch. iſt nach der materiellrechtlichen 
Seite vor allem deshalb beachtlich, weil ſie das ausdrückliche 
Bekenntnis des RG.) zum Kontrahierungszwang ent⸗ 
hält. Die in der Tagespreſſe mehrfach von intereſſierter Seite ge⸗ 
aim Verſuche, das Urteil zu bagatellijieren, miüffen zurückgewieſen 
werden. g 
Wer dem Problem des Kontrahierungszwanges einmal näher⸗ 
getreten iſt, weiß, daß es noch immer eine umſtrittene Frage war, 
wieweit die Rſpr. des RG. der Forderung nach einem Kontra⸗ 
hierungszwang entgegenkommt. Das NG. hatte zwar ſchon in einer 
Reihe von Entſch. (vgl. Zit. bei Nipperdey, Stromſperre 
S. 29) den Monopolmißbrauch als gegen die guten Sitten. 
verſtoßend gekennzeichnet. Einen Kontrahierungszwang hatte es aber 
ausdrücklich daraus noch nicht gefolgert. In RG. 115, 258 
ließ es die Frage dahingeſtellt. Allerdings mußte die logiſche Durch⸗ 
führung feiner Gedankengänge das NG. ſchließlich zu einer An⸗ 
erkennung des Kontrahierungszwangs bringen; denn die Grundſätze 
des RG. wären praktiſch kaum brauchbar geweſen, wenn nicht der 
Zwang zum Vertragsſchluß hinter ihnen ſtand. Das Ergebnis dieſer 
Entwicklung bringt nun die vorliegende Entſch.,, indem fie ein⸗ 
deutig den Kontrahierungszwang bejaht. 

Allerdings kann die Formulierung, mit der dies geſchieht, 
wohl auf den erſten Blick nicht ganz befriedigen — nicht, weil ſie zu 
wenig, ſondern diesmal, weil ſie zu viel zu geben ſcheint; denn das 
RG. folgert den Kontrahierungszwang ohne weiteres aus 
der (tatſächlichen) Monopolſtellung eines Elektrizitätswerks. 
Man könnte deshalb denken, es wolle der Anſicht Wimpfheimers 
folgen, der in der Tat in der Monopolſtellung als folder auch ſchon 
den Kontrahierungszwang begründet ſieht. Das iſt jedoch nicht an⸗ 


1) Vgl. hierzu m. Anm. zu LG. Königsberg, Urt. v. 21. Mai 
1931, 18 258/31 unten S. 31502. 


kommiſſionsweiſen Verkaufe übergeben. Der Kaufmann Br. 
hat damals mit F. & Co. und auch mit der Kl. über den An⸗ 
kauf eines 2½⸗Tonnen⸗Laſtkraftwagens verhandelt. Wegen 
Finanzierung des Geſchäfts iſt an die Bekl. herangetreten 
worden. Am 18. Juli 1929 haben Br., F. & Co. und die 
Bekl. einen „Darlehnsvertrag“ geſchloſſen. Danach gewährte 
die Bekl. („Bayernkredit“) dem Br. als „Darlehnsnehmer' 
zwecks Ankaufs eines Laſtkraftwagens bei F. & Co. als „Ver⸗ 
käufer“ ein Darlehn von mehr als 10000 AM, über deſſen 
Rückzahlung nähere Vereinbarungen getroffen wurden; für 
den — unſtreitig vorliegenden — Fall, daß das Fahrzeug 
beim Vertragsſchluß vom Verkäufer dem Darlehnsnehmer 
noch nicht übergeben iſt, war vereinbart: „Die ſämtlichen 
Vertragſchließenden ſind ſich darüber einig, daß das Eigentum 
an dem Fahrzeug an die „Bayernkredit“ übergegangen iſt. 
Der Verkäufer verwahrt das Fahrzeug bis zur Übergabe an 


zunehmen, würde jedenfalls nicht in der bisherigen Entwicklungs⸗ 
linie liegen, die mit dem 8 826 engſtens verknüpft iſt. Dagegen 
ſpricht auch, daß im konkreten Falle ſelbſt ausdrücklich die Sitten“ 
widrigkeit feſtgeſtellt (8 826) und damit das Ergebnis be 
gründet wird. 

Den Kontrahierungszwang als Folge der Monopolſtellung zu 
bezeichnen, hat in der Tat auch dann noch einen guten Sinn, wenn 
man den Kontrahierungszwang aus 8 826 ableitet, 
Die Anwendung des § 826 — ſittenwidrige Vertragsablehnung — 
ſetzt voraus, daß derjenige, dem der Vertragsſchluß verweigert wird, 
zur Befriedigung lebenswichtiger Bedürfniſſe auf den andern un 
deſſen Leiſtung angewieſen iſt. Eben dieſes Angewieſenſein deutet 
aber, von dem andern aus geſehen, auf das weſentliche Merkmal 
des Monopols, die Konkurrenzloſigkeit, hin. So läßt ſich die innerk 
Verbindung zwiſchen Monopol und Kontrahierungs“ 
zwang nicht verkennen, die das RG. offenſichtlich zu ſeiner For⸗ 
mulierung veranlaßt hat. Sachliche Vorausſetzung des 
Kontrahierungszwanges bleibt damit auch für das 
RG. nichts anderes als der Monopolmißbrauch. 

II. Neben dieſer ausdrücklichen Anerkennung des Kontrahie⸗ 
rungszwanges aus $ 826 ſind nach der materiellrechtlichen Seite wei“ 
terhin aber auch bedeutſam die Ausführungen über den Monopol⸗ 
miß brauch ſelbſt. Das RG. ſieht ihn darin, daß der Monopol 
inhaber ſeine Stellung dazu benutzt, im Falle der Zwangsverwaltung 
von einem dritten Gläubiger, dem der Ausfall ſeiner Forderungen 
droht, die Übernahme und Zahlung reſtlicher Strom- und Inſtalla⸗ 
tionsforderungen zu verlangen. Dieſes Ergebnis hat mit Recht volle 
Billigung erfahren (ſ. die vorhergehenden Anm.). E 

In der Begründung nimmt das RG. nun — man kann wohl 
ſagen unnötigerweiſe — auf den Parallelfall im Konkurs Bezug und 
ſpricht dabei dann ganz unmißverſtändlich aus, daß die fraglichen 
Forderungen im Konkurs keine Maſſeforderungen ſeien, 
die Forderung der Vollzahlung ſich alſo als Monopolmißbrauch dat“ 
ftelfe. Ein Unterſchied zwiſchen Stromrückſtänden und 
Inſtallations forderungen wird nicht gemacht. (Ent 
gegenſtehende Behauptungen in der Tagespreſſe ſind irreführend.) 
Was dieſe Rüchſtände für Stromlieferungen angeht, jo folgt das RG. 
hier — wie im übrigen auch der ausdrückliche Hinweis auf Jaeger 
zu § 17 KO. zeigt — deſſen Anſicht vom Wiederkehrſchuld⸗ 
verhältnis, das kein einheitliches Schuldverhältnis i. S. des 
817 KO. ſei. Zu dieſer Frage iſt nun in jüngſter Zeit wiederholt 
Stellung genommen worden, und zwar durchgehend im Sinne einer 
Ablehnung des Jaeger ſchen Standpunktes (jo vom RG. ſelbſt in 
JW. 1930, 1402; vgl. aus neueſter Zeit OLG. Kiel: JW. 1931, 
2139; OLG. Köln: JW. 1931, 2169 mit Anm.). 

Auf die Erörterung dieſer Streitfrage ſoll im einzelnen darum 
hier nicht wieder eingegangen werden. Im Ergebnis neige ich dazu, 
die einheitliche Natur des Elektrizitätslieferungsverhältniſſes anzuer⸗ 
kennen und damit die Anwendbarkeit des §8 17 KO. zu bejahen. 

Eine andere bisher nicht gebührend beachtete Frage iſt es dann 


aber, ob mit der Entſch. für Maſſeſchuld oder nicht auch die 


Entſch. über den Monopolmißbrauch ſchon gegeben iſt. Dieſe Frage iſt 
m. E. zu verneinen. Es laſſen ſich durchaus Falle denken, in denen 
trotz Maſſeſchuld die Weigerung der Weiterlieferung ohne Reſtzah⸗ 
lung doch Monopolmißbrauch wäre: fo etwa, wenn der Konkursver⸗ 
walter eines Betriebes, der viel Strom verbrauchte, eine verhältnis“ 
mäßig hohe Summe an Rückſtänden ſchuldet, jedoch zur Zahlung 
nicht ohne weiteres in der Lage iſt, und nun etwa für die Beleuch⸗ 
tung eines Bürbraumes Lichtſtrom benötigt. Verweigerung dieſes 
Lichtſtroms wäre trotz allem Monopolmißbrauch. Die bisherige Lehre 
und Rſpr. zu § 17 KO. könnte leicht dazu führen, hier eine Sche 
matifierung zu begünſtigen, die den Grundgedanken des Kontrahie⸗ 
rungszwanges allzu ſehr in den Hintergrund treten läßt. Nicht Sche⸗ 
matiſierung, ſondern Auflockerung der Tatbeſtände unter Berlick⸗ 
ſichligung aller Umſtände des Einzelfalles muß das Ziel der Recht?” 
anwendung ſein, wenn ſie dem Grundgedanken des Kontrahierung⸗“ 
zwanges aus § 826 wahrhaft gerecht werden will. \ 
Prof. Dr. Nipperdey, Köln. 
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den Darlehnsnehmer unentgeltlich für die „Bayernkredit“ 
und händigt das Fahrzeug dem Darlehnsnehmer in deſſen 
igenſchaft als Stellvertreter der „Bayernkredit“ aus. Der 
arlehnsnehmer anerkennt, daß er das Fahrzeug nur als 
lellvertreter der „Bayernkredit“ erworben und als Ent⸗ 
leiher der „Bayernkredit“ unter den vorausgeführten Bedin⸗ 
gungen beſitzen wird.“ In der Vertragsurkunde wurde beim 
Vertragsſchluß als der in Frage kommende Laſtkraftwagen 
nur „Marke International Harveſter Co., Modell 1929, 
Baujahr 1929, offen, 2½ t“ angegeben, dagegen die Spalten 
ber PS, Fahrgeſtell⸗Nr. und Motor⸗Nr. noch nicht aus⸗ 
gefüllt. Dieſe Nummern wurden erſt einige Tage ſpäter, nach⸗ 
dem F. & Co. ſie der Bekl. fernmündlich mitgeteilt hatte, 
don dieſer eingeſetzt; ſie bezogen ſich aber nicht auf einen Laſt⸗ 
traftwagen von 2½ Tonnen, ſondern auf einen anderen Typ 
von 2 Tonnen. Die Bekl. hat die Darlehnsſumme im Ein⸗ 
berſtändnis mit Br. der Firma F. & Co. ausgehändigt. 
Einige Zeit ſpäter hat der bei der Bell. angeſtellte Kaufmann 
den nachträglich in der Vertragsurkunde bezeichneten Laſt⸗ 
raftwagen von F. & Co. mit deren Zuſtimmung wegfahren 
aſſen und für die Bekl. in Beſitz genommen. 

Mit der Klage hat die Kl. die Herausgabe dieſes Laft- 
kraftwagens begehrt, und die Parteien ſtreiten darüber, ob die 
Kl. Eigentümerin dieſes Wagens geblieben iſt, oder ob die 

ekl. das Eigentum daran erworben hat. LG. hat verurteilt, 
und RG. haben abgewieſen. 
1 Mit der Ausfüllung der in der Urkunde gelaſſenen Lücke 
am aber gemäß der laut der Urkunde getroffenen Verein⸗ 
arung über die Eigentumsübertragung und die unentgelt⸗ 
iche Verwahrung des Wagens durch F. & Co. für die Bekl. 
als zur Übergabe an Br., aljo mittels der Vereinbarung eines 
Rechtsverhälkniſſes i. S. des 5 868 BGB., die Übereignung 
nach 8930 BGB. zuſtande. Vorher war der vereinbarte 
igentumsübergang, weil noch keine beſtimmte einzelne Sache 
orlag, die übereignet werben konnte, freilich wirkungslos; 
mit der gemäß der vorausgegangenen Abmachung erfolgten. 
Veſtimmung des Wagens kam aber bei dem fortdauernden 
ereignungswillen beider Teile die Übereignung zuſtande, 
id dies auch, obgleich der auf dieſe Weiſe übereignete Wagen 
ein 2½⸗Tonnen⸗Wagen, wie in der Urkunde vorgeſehen, fon- 
r ein 2 Tonnen⸗Wagen war. Ob mit Rückſicht hierauf 
ie Bekl. etwa ein Recht zur Anfechtung des dinglichen Über⸗ 
eignungsgeſchäfts wegen Irrtums gehabt hätte, kann auf ſich 
ruhen, da eine ſolche Anfechtung nicht ſtattgefunden hat. 
Se Mit Recht hat aber das BG. weiter auch angenommen, 
daß es für die Rechtswirkſamkeit der hiernach zwiſchen der 
Firma F. & Co. und der Bekl. zuſtande gekommenen Über⸗ 
eignung des Laſtkraftwagens ohne Bedeutung iſt, daß ſie 
j unſtreitig auf einen der Kl. gehörigen Wagen be- 
zogen hat, den dieſe der Firma F. & Co. nur zum fommif- 
zonsweiſen Verkauf überlaſſen hatte. Das BG. hat dieſe 
zechtswirkſamkeit der Übereignung nicht mit Rückſicht auf 
nen gutgläubigen Erwerb ſeitens der Bekl. angenommen, 
ſondern ausgeführt, daß die Firma F. & Co. als Kommiſſio⸗ 
Ari nach allgemeinen Regeln des Handelsverkehrs über das 
ommiſſionsgut habe verfügen dürfen und deshalb der Bekl. 
) Eigentum an dem der Kommittentin, der Kl., gehörigen 
agen habe verſchaffen können. Das erſcheint aber rechtlich 
Mvandfrei. Ein Verkaufskommiſſionär muß ganz im all⸗ 
gemeinen als vom Kommittenten ermächtigt und damit als 
delugt angeſehen werden, im Rahmen der Verkaufskommiſſion. 
8 Eigentum an der Ware mit Wirkung gegen den Eigen⸗ 
Amer, den Kommittenten, auf einen anderen zu übertragen. 
8 gilt unzweifelhaft bei einer Übertragung auf den Käufer, 
muß aber auch gelten bei einer Übereignung, die als Siche⸗ 
gungsübereignung im Rahmen der Verkaufskommiſſion an 
nen Dritten geſchieht, der zur Finanzierung des Kauf 
ſogſchäfts ein Darlehn gewährt. So liegt aber der Fall hier, 
Pr von der Bekl. die Darlehnsſumme für Rechnung des 
waufers Br. der Firma F. & Co. als Verkäuferin gezahlt 
— 5 ſollte und dann auch tatſächlich gezahlt worden iſt, 
Sie ? iſt auch hierfür unerheblich, ob ſchließlich der zur 
cherung der Darlehnsforderung übereignete Wagen ein 
Er mit anderer Tonnenzahl geweſen iſt, als ihn Br. 
den wollte. Auf den guten Glauben der Bekl. betreffs 
ei Eigentums der Firma F. & Co. an dem der Bekl. über⸗ 
neten Wagen oder auch betreffs ihrer Verfügungsbefugnis 


ei 


(8 366 HGB.) kommt es aber hiernach nicht an, und deshalb 
iſt es auch unbedenklich, daß das BG. nicht, was die Rev. 
als Verfahrensverſtoß gegen $ 286 ZPO. gerügt hat, auf die 
Beweiswürdigung der Bekl. eingegangen iſt. 

(U. v. 6. März 1931; 270/30 VII. — München.) [Ru] 
<= NG. 132, 196.) 


**18. § 1190 BG B. 

1. Das Treuhandverhältnis ſetzt die Über⸗ 
tragung eines zum Vermögen des Treuhand- 
gebers gehörenden Gegenſtandes auf den Treu» 
handnehmer voraus. 

2. Haben die Parteien trotz des Fehlens die⸗ 
fer Vorausſetzung das zwiſchen ihnen begrün⸗ 
dete Rechtsverhältnis als Treuhandverhältnis 
bezeichnet, fo wurde dadurch ein Treuhand» 
verhältnis nicht begründet. 

3. Wird die Eintragung einer Höchſtbetrags⸗ 
hypothek in das Grundbuch durch deſſen Befei- 
tigung ſeitens der feindlichen Regierungen un⸗ 
möglich, jo kann die Hypothek nicht zur Ent⸗ 
ſtehung gelangen. Keine Umdeutung in eine Ab⸗ 
tretung der perſönlichen Forderung unter Aus⸗ 
ſchluß der Hypothek. f) 

Von einem Treuhandverhältnis im Rechtsſinn kann nach 
der ſtändigen Rſpr. des NG. nur in ſolchen Fällen ges 
ſprochen werden, in denen der eine (Treuhandgeber) einen 
bisher auch rechtlich zu ſeinem Vermögen gehörenden Gegen- 
ſtand einem anderen (Treuhänder) zu treuen Händen an⸗ 
vertraut, d. h. mit der Beſtimmung übereignet hat, daß 
der andere das übertragene Recht zwar im eigenen Namen 
ausübe, es aber nicht zu ſeinem Vorteil ſolle gebrauchen 
können. Denn nur in ſolchem Falle kann davon die Rede ſein, 
daß das Treugut zwar rechtlich, aber nicht wirtſchaftlich aus 
dem Vermögen des Treuhandgebers ausgeſchieden iſt. Da⸗ 
gegen iſt die Annahme eines Treuhandverhältniſſes aus⸗ 
geſchloſſen, wenn jemand einen Gegenſtand lediglich für Rech⸗ 
nung und im Intereſſe eines anderen als ſtiller Stell- 
vertreter für dieſen von einem Dritten erworben hat und 
infolge des Vertretungsverhältniſſes dem anderen nur ein 
ſchuldrechtlicher Anſpruch auf Übereignung des erworbenen 
Vermögensgegenſtandes zuſteht (RG. 84, 217); 91, 162); 
127, 3445) ). 

Im vorliegenden Falle liegt lediglich der letzte Tat⸗ 
beſtand vor. M. hatte zwar, wie das BG. feſtſtellt, die für 
das Darlehn an die S. Geſellſchaft erforderlichen Geldbeträge 


Zu 18. 1. Zum Verſtändnis der Bedeutung der vorl. Entſch. für 
das Treuhandrecht muß der Tatbeſtand kurz geſchildert werden. Die 
Veltl. hatte i. J. 1913 der S. Geſellſchaft 200 000 % geliehen; die 
Mittel dazu hatte ſie von M., dem Rechtsvorgänger der Kl., er⸗ 
halten, der nach außen als Geldgeber nicht hervortreten wollte und 
auch nicht hervorgetreten iſt. Zur Sicherung des Darlehens wurde 
für die Bekl. eine Höchſtbetragshypothek auf einem der S. Geſellſchaft 
gehörenden, auf Samoa gelegenen Grundſtück eingetragen. Dem M. 
gegenüber erklärte die Bekl. in notariell beglaubigter Urkunde, daß 
die Hypothek nur formell auf ihren Namen eingetragen ſei, in Wahr⸗ 
heit aber ſamt der Forderung dem M. zuſtehe, an den ſie deshalb 
die Hypothek mit allen Rechten abtrete. J. J. 1928 hatte die 
Bell. durch einen gerichtlich beſtätigten Vergleich ihr geſamtes Ver⸗ 
mögen einem Treuhänder zur beſtmöglichen Verwertung nach kon⸗ 
kurs rechtlichen Grundſätzen überlaſſen, darunter auch die auf Grund 
des Lig Sch. an die Stelle der Hypothek getretene Entſchädigungsforde⸗ 
rung. Im vorliegenden Rechtsſtreit macht nun die Kl. einen Anſpruch 
auf dieſe Entſchädigungsforderung geltend und verlangt von der 
Bekl. Abtretung des ihr gegen den Treuhänder zustehenden Anſpruchs 
auf Rückabtretung der für den Treuhänder im Reichsſchuldbuch ein⸗ 
getragenen Entſchädigungsforderung, und zwar aus den Geſichts⸗ 
punkten des Treuhandverhältniſſes und der Abtretung. 

II. Läge ein Treuhandverhältnis vor, ſo wäre der Klageanſpruch 
gerechtfertigt in entſprechender Anwendung der für den Gläubiger⸗ 
zugriff (nach herrſchender Meinung und ſtändiger Rſpr.) geltenden 
Regel, daß der Treugeber im Konkurſe des Treuhänders nach 8 43 
KO. das Treugut ausſondern (und einem Einzelzugriff nach 8 771 
ZPO. widerſprechen) kann. 5 

1. Das RG. verneint aber ein Treuhandverhältnis zunächſt 
deshalb, weil hier keine unmittelbare Übertragung des Treugutes vom 
Treugeber auf den Treuhänder, ſondern ein Erwerb von Dritten im 
Wege indirekter Stellvertretung vorgelegen habe. Es handelt ſich 
um das Verhältnis von Treuhand zu indirekter 


) JW. 1914, 596. ) JW. 1918, 43. 5) JW. 1930, 2394. 
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hergegeben, aber die Darlehnsforderung und die zu deren 
Sicherung eingetragene Sicherungshypothek ſind nicht in ſeiner 
Perſon, fondern in der Perſon der Bekl. entſtanden. Beide 
Werte ſind alſo aus dem Vermögen des M. nicht heraus⸗ 
gegangen. Wenn die Rev. dieſer Rechtslage dadurch aus⸗ 
weichen will, daß ſie darauf hinweiſt, die Bekl. ſei jedenfalls 
echte Treuhänderin der Geldbeträge geweſen, die ihr von M. 
für die S. Geſellſchaft zur Verfügung geſtellt ſeien, und wenn 
dieſe Gelder echtes Treugut geweſen ſeien, ſo ſei auch das als 
Treugut anzuſehen, was die Bekl. durch ihre beſtimmungs⸗ 
gemäße Verwendung als Surrogat erworben habe, ſo kann 
ſie damit keinen Erfolg haben. Denn einmal iſt es nicht 
zutreffend, daß die Gelder der Bekl. im Rechtsſinne zu treuen 
Händen gegeben worden find. Sie ſollten nicht in der Hand 
der Bekl. verbleiben, ſondern waren von vornherein dazu 
beſtimmt, nach Weiſungen des M. für deſſen Rechnung ver⸗ 
wendet zu werden. Sie gingen deshalb überhaupt nicht in 
das Eigentum — auch nicht in das formale — der Bekl. 
über, ſondern blieben bis zur beabſichtigten Verwendung 
Eigentum des M. Daran ändert es auch nichts, daß die 
Bekl. bei der Verwendung des Geldes in ihrem eigenen 
Namen handeln ſollte. Denn auch dabei blieb ſie im Innen⸗ 
verhältnis Vertreterin des M. und iſt darum nicht anders 
zu behandeln, wie ſonſt ein Dritter, der zur Ausführung eines 
Auftrags von dem Auftraggeber Geld erhält. Der Rev. kann 
aber auch nicht zugegeben werden, daß die mit dieſem Geld 
erworbenen Werte Treugut geworden ſind. Denn dieſe waren 
keine Erſatzſtücke für das Geld, ſondern neue Werte, die mit 
dem Gelde erworben waren und deshalb eigener Rechts⸗ 
beurteilung unterlagen. Da aber die Bekl. der S. Geſell⸗ 
ſchaft gegenüber als Selbſtkontrahentin aufgetreten war und 
die Geſellſchaft nichts davon wußte, daß M. der Geldgeber 
ſei, ſo entſtanden die aus der Geldhergabe erwachſenden 
Rechte in der Perſon der Bekl., mochte dieſe auch im Ver⸗ 
hältnis zu M. verpflichtet fein, das Erworbene dieſem 
herauszugeben. 

In der Urkunde v. 18. Nov. 1913 bekannte zwar die 
Bekl., daß die Sicherungshypothek nur formal auf ihren 
Namen eingetragen ſei und ſowohl dieſe wie die durch ſie 
geſicherte Forderung dem M. zuſtänden. Aber durch dieſe 
Erklärung wurde ein Treuhandverhältnis nicht geſchaffen, 
ſondern höchſtens bezeugt, daß die Beteiligten ihr Rechts⸗ 
verhältnis für ein ſolches hielten. Der Glaube, daß ein 
Treuhandverhältnis beſtehe, reicht aber für deſſen Feſt⸗ 
ſtellung nicht aus. Aus dieſem Grunde kann ſich die Rev. 
auch nicht auf den Brief der Bekl. v. 23. Mai 1928 berufen, 
aus dem hervorgehen ſoll, daß ſich die Parteien ſchon vor 


Stellvertretung, wobei die vorliegende Entſch. der ſtändigen 
Rſpr. (Angaben in den Entſcheidungsgründen) ſowie der über⸗ 
wiegenden Anſicht im Schrifttum (abw. z. B. Emmerich, Sanie⸗ 
rung I, S. 146 ff.) entſpricht. Immerhin bedarf dieſe Anſicht noch 
einer näheren ſyſtematiſchen Begründung, da die von der Rſpr. bisher 
dazu vorgebrachten Gründe weſentlich rechtspolitiſcher Natur ſind und 
allein noch nicht zu überzeugen vermögen. — Man muß ſich nämlich 
zunächſt vergegenwärtigen, daß die Rechtslage des Treugutes im 
Ergebnis die gleiche iſt bei unmittelbarer Übertragung oder 
bei Erwerb von Dritten her: in beiden Fällen liegt Vollrechtsinne⸗ 
habung mit obligatoriſcher Zweckbeſchränkung vor. Man müßte aljo 
an ſich in beiden Fällen von einem (fiduziariſchen) Treuhandverhält⸗ 
nis ſprechen. Es kann ſich dann nur um die Frage handeln, ob die 
Wirkungen dieſes Treuhandverhältniſſes bei den verſchiedenen Be⸗ 
gründungs möglichkeiten verſchieden find, oder ob der Er⸗ 
werb im Wege indirekter Stellvertretung eine der unmittelbaren 
Übertragung gleichwertige Begründungsmöglichkeit darſtellt. Dieſe 
Frage läuft hier darauf hinaus, ob auch bei einem im Wege in⸗ 
direkter Stellvertretung geſchaffenen Treuhandverhältnis dem Treu⸗ 
geber im Konkurſe des Treuhänders ein Ausſonderungsrecht zuzu⸗ 
billigen iſt. Dies muß aus einem beſonderen, ſyſtematiſch ſelbſtändi⸗ 
gen Grunde verneint werden. Wie man auch das Ausſonderungsrecht 
bei unmittelbar übertragenem Treugut rechtfertigen mag, ſo handelt 
es ſich doch jedenfalls um eine „überobligatoriſche“ oder „quaſiding⸗ 
liche“ Wirkung des Treuhandverhältniſſes. Nach dem Syſtem des 
BGB. ſoll aber der Geſchäftsherr bei wirklicher indirekter Stell⸗ 
vertretung vor Weiterübertragung das Rechts auf rein obligatoriſche 
Anſprüche gegen den Mittelsmann beſchränkt bleiben, die indirekte 
Stellvertretung ſoll alſo keine unmittelbaren Erwerbswirkungen über 
die Perſon des Vertreters hinaus äußern. Dann geht es aber nicht 
an, vom BGB. nicht gewollte Schutzwirkungen der indirekten Stell⸗ 
vertretung auf dem — praktifd) wichtigſten — Gebiete des Gläu⸗ 
bigerzugriffs durch eine „weitherzige“ Auslegung des 8 43 KO. und 


dieſem Zeitpunkt darüber einig geweſen ſind, daß nunmehr 
Gläubiger in der Entſchädigungsforderung gegen das Reich 
die Kl. ſei. Denn auch in dieſer Beziehung handelt es ſich 
nur um die Rechtsauffaſſungen der Beteiligten, die für die 
Frage, welche Rechtsbeziehungen wirklich zwiſchen ihnen be⸗ 
ſtanden, nicht maßgebend find. Für die wirklichen Rechts- 
beziehungen der Beteiligten und ihre Folgen würde es eben⸗ 
ſowenig ins Gewicht fallen, wenn die Bekl. die Gläubiger⸗ 
rechte aus der in ihrer Perſon entſtandenen Forderung mit 
Einverſtändnis der Kl. im Entſchädigungsverfahren nur als 
deren Treuhänderin geltend machen wollte, denn auch damit 
konnte ſie an der wirklich beſtehenden Rechtslage nichts ändern. 

Wenn die Rev. zur Erwägung ſtellt, ob nicht von der 
an ſich zur Begründung eines Treuhandverhältniſſes er⸗ 
forderlichen Übertragung eines Vermögensſtückes vom Treu⸗ 
handgeber auf den Treuhandnehmer abzuſehen ſei, wenn dieſes 
ſich zwar ſchon in dem Vermögen des Treuhandnehmers be 
findet, der Treuhandgeber aber einen ſchuldrechtlichen An- 
ſpruch auf die Übertragung an ihn beſitzt, fo beſteht kein An 
laß, von der bisherigen Rſpr. abzugehen. Denn wie der erk. 
Sen. ſchon in RG. 84, 214 ausgeführt hat, würde der Ber 
griff des Treuhandverhältniſſes völlig ins Unbeſtimmte zer“ 
fließen, wenn man bei ihm vom Erforderniſſe des An 
vertrauens zu treuen Händen ganz abfehen würde und ein 
ſolches Verhältnis ſchon da als vorhanden anſehen wollte, 
wo jemand im Auftrag eines anderen für deſſen Rechnung, 
aber im eigenen Namen handelt. Es würde dadurch auch die 
Begriffsgrenze der dinglichen und perſönlichen Rechte zum 
Schaden des Verkehrs und der Kreditſicherheit ohne Grund 
verwiſcht fein. Dem kann die Rev. auch nicht entgegenhalten, 
daß es ein bloßer Formalismus wäre, wenn man zun 
die Erfüllung des ſchuldrechtlichen Anſpruchs des Treuhand“ 
gebers und dann eine Rückübertragung an den Treuhand- 
nehmer zur Begründung des Treuhandverhältniſſes vet“ 
langen wollte. Denn ein ſolcher Tatbeſtand liegt hier gar 
nicht vor, da an die Bekl. von der Kl. nichts zurücküber“ 
tragen werden ſoll. 

Was aber die Abtretung der von der Bekl. gewonnenen 
Rechte an den Rechtsvorgänger der Kl. betrifft, ſo iſt dem 
BG. darin beizutreten, daß eine wirkſame Übertragung der 
Sicherungshypothek und der durch fie geſicherten Darlehns, 
forderung auf M. mit der Urkunde v. 18. Nov. 1913 nicht 
bewirkt worden iſt, weil nach 88 1190 Abſ. 3, 1185 BOB. 
die grundbuchliche Eintragung der Abtretung hinzukommen 
mußte und dieſe trotz der in der Urkunde bewilligten und 
beantragten Eintragung unterblieben iſt. Die Forderung für 
ſich allein, d. h. losgelöſt von der Sicherungshypothek, konnte 


$ 771 BRD. zu einem guten Teile doch zu verwirklichen! Aus dieſem 
(m. W. bisher noch nicht entwickelten) Grunde liegt ein wirkliche? 
fiduziariſches Treuhandverhältnis nur vor bei unmittelbar zu Voll 
recht übertragenem Treugut; der Erwerb im Wege indirekter Stell 
vertretung iſt keine gleichwertige Treugutsbegründungsmöglichkeeit⸗ 
on A muß Verf. auf ſpätere ausführliche Erörterungen ver⸗ 
weiſen. 

2. Zu erörtern iſt dann noch der Gedanke der Surro“ 
gation. Kann man die Hypothek vielleicht deshalb als echtes pur“ 
ziariſches Treugut anſehen, weil die Bekl. wenigſtens die Geld’ 
mittel, mit denen die Hypothek erworben war, unmittelbar von d 
Kl. erhalten hatte? Hierzu weiſt das RG. darauf hin, daß zunächſt 
einmal im Zweifel an dem Gelde kein fiduziariſches Treuhandver⸗ 
hältnis begründet, ſondern nur eine Ermächtigung zur Verfügung 1 
eigenen Namen geſchaffen werden ſollte (der Ausdruck „Vertreter 
im Innenverhältnis“ iſt allerdings keine glückliche Bezeichnung 10 
für). Dieſe Auffaſſung entfpricht der herrſchenden Meinung (ogl. an 
R. 101, 307). Aber ſelbſt wenn man einen Eigentumserwerb an 
dem Gelde und damit die Entſtehung eines echten fiduziariſchen 25 
handverhältniſſes annehmen wollte, könnte der Surrogationserwe 
als gleichwertige Treugutsbegründungsmöglichkeit nicht anerkan 
werden, denn auch dies würde eine Durchbrechung der vom BGB. 
wollten lediglich obligatoriſchen Wirkung der indirekten Stena 
tretung bedeuten; außerdem laſſen die geſetzlich anerkannten 3. 
der Surrogation eines mit Mitteln eines Sondervermögens ermorden 
nen Gegenſtandes eine entſprechende Anwendung auf das fiduziariſch 
Treuhandverhältnis nicht zu. f 

III. Im Ergebnis erſcheint die Entſch. alſo zutreffend. Zunach⸗ 
in der Frage des Treuhandverhältniſſes (wobei auch die irrige Rechte 
vorſtellung der Parteien mit Recht für unerheblich erklärt worden ißt 
Aber auch gegen die eine gültige Abtretung verneinenden Ausf 
rungen dürften Bedenken nicht zu erheben ſein. 5 

GerAſſ., Fakultätsaſſiſtent Dr. W. Siebert, Halle. 
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nach 8 1190 Abſ. 4 BGB. zwar auch nach ſchuldrechtlichen 
Grundſätzen ohne grundbuchliche Umſchreibung der Hypothek 
abgetreten werden. Aber es iſt rechtlich nicht zu beanſtanden, 
wenn das BG. in Auslegung der Urkunde annimmt, daß 
eine derartige Forderungsabtretung von den Beteiligten nicht 
beabſichtigt war und nur die Abtretung der Hypothek in Ver⸗ 
Andung mit der Forderung als erklärt zu gelten hat. Was 
le Rev. dagegen vorbringt, kann die Auffaſſung des BG. 
nicht entkräften. Denn wenn es in der Urkunde v. 18. Nov. 
1913 heißt, daß die Forderungen aus der Sicherungs⸗ 
ypothek und dieſe ſelbſt dem M. zuſtänden und demzufolge 
me Sicherungshypothek mit allen Rechten an M. abgetreten 
werde, ſo mag damit allerdings anerkannt worden ſein, daß 
ſowohl die Forderung wie die Hypothek dem M. zukommen, 
aber daß die geſicherte Forderung losgelöſt von der Siche⸗ 
rungshypothek nach ſchuldrechtlichen Grundſätzen an dieſen 
abgetreten ſein ſollte, ergibt ſich aus den Erklärungen nicht. 
enn ſolchenfalls wäre der Übergang der Sicherungshypothek 
auf M. ausgeſchloſſen geweſen, während er doch gerade er⸗ 
klärt worden iſt. | 
Unerheblich ift es auch, daß zur Zeit der Eröffnung des 
ergleichsverfahrens die Sicherungshypothek nicht mehr be⸗ 
ſtand. Denn dadurch iſt nicht etwa die Abtretung der ſchuld⸗ 
techtlichen Anſprüche für ſich allein wirkſam geworden. Zwar 
mag es ſein, daß von dem Augenblick, wo die deutſchen Hypo⸗ 
theken und Forderungen in der Südſee von den feindlichen 
Regierungen beſchlagnahmt geweſen ſind und das deutſche 
tundbuch in S. durch einen Akt der feindlichen Regierungen 
eſeitigt wurde, auch die Eintragung der in der Urkunde vom 
Nov. 1913 erklärten Abtretung unmöglich wurde. Aber 
daraus ergibt ſich nicht, daß die bisher unwirkſame Ab⸗ 
tretung hinſichtlich eines Teils nunmehr wirkſam wurde und 
lezt der Rechtsvorgänger der Kl. als Gläubiger der ge⸗ 
Neherten Forderung anzuſehen war. Denn wenn die Ein⸗ 
tragung der in der Urkunde erklärten Abtretung unmöglich 
far, fo blieb die Abtretung im ganzen unwirkſam und konnte 
auch nicht hinſichtlich der Forderung dadurch Wirkſamkeit er- 
langen, daß man ſie inſoweit jetzt in eine Forderungs⸗ 
abtretung nach § 1190 Abſ. 4 BGB. umdeutete. War ſie 
olche vorher nicht geweſen, ſo kann man ſie auch infolge des 
Wegfalls der Hypothek nicht als ſolche anſehen. Und darum 
aun auch die Kl. als Rechtsnachfolgerin des M. jetzt nicht 
als Gläubigerin der Entſchädigungsforderung gelten. 
(u. v. 9. Juni 1931; 501/30 VII. — Hamburg.) (Ku. 


19. 88 1821 A bſ. 1 Ziff. 1, 3 u. 10, 139 BGV. 
h 1. Der Verkauf der Anteile einer Gmbh. 
darch einen Minderjährigen bedarf, auch wenn 
er eigentliche Gegenſtand des Kaufvertrages 
in Grundſtück iſt, welches der einzige Ver⸗ 
mögensgegenſtand der GmbH. iſt, nicht der vor⸗ 
mundſchaftsgerichtlichen Genehmigung. 
de. 2. Der Beſitz von Anteilen der Gmbh. be⸗ 
eutet noch nicht den Betrieb, ihre Veräußerung, 
dicht die Veräußerung eines Erwerbsgeſchäfts, 
die bei einem Minderjährigen der vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlichen Genehmigung bedürfte. 
tei. Bei dem gemeinſamen Verkauf von An⸗ 
Malen einer GmbH., von denen ein Teil einem 
beinderjährigen gehört, bedarf die Beſtimmung 
ger Geſamthaftung aller Verkäufer, alſo die 
‚ ernahme einer fremden Verbindlichkeit für 
beben einzelnen Verkäufer bezüglich des Min⸗ 
cerlährigen der vormundſchaftsgerichtlichen 
nehmigung. 
be, 4. § 139 BGB. findet auch Anwendung, wenn 
ezuglich eines Mitverpflichteten die übernom⸗ 
ene Verpflichtung unwirkſam iſt. 
1 Der Bert. hält den Vertrag ſchon nach § 1821 Abſ. 1 
falt. 1 i. Verb. m. 8 1643 BGB. der vormundſchaftsgericht⸗ 
dizen Genehmigung für bedürftig (in Betracht käme auch 
ful. 8 daſelbſt, ſoweit es ſich um die Verpflichtung zur Ver⸗ 
gung der in Abſ. 1 Biff. 1 bezeichneten Art dreht). Denn 
1 Verfügung betreffe den Miteigentumsanteil des Minder⸗ 
übrigen an einem Grundſtück. Formell ſeien zwar nur die 
eg eile an einer GmbH. übertragen. Wirtſchaftlich handle 

ſich dagegen um den Verkauf des einzigen Vermögens⸗ 
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objektes der GmbH., des Grundſtücks. Alle Anteile ſeien 
durch den Vertrag zuſammen übertragen worden. Die Er⸗ 
werber beabſichtigten, das bezeichnete Grundſtück in ihre Ver⸗ 
fügungsgewalt zu bekommen. Den Weg der Übertragung der 
Gmbh.⸗Anteile habe man nur deshalb gewählt, weil formell 
die GmbH. Eigentümerin war. Gehe aber aus einem Ver⸗ 
trage erkennbar hervor, daß für die Parteien das wirt 
ſchaftliche Moment maßgebend war, ſo könne es auf die Form 
nicht ankommen. Wirtſchaftlich handle es ſich hier um die 
Übertragung des Grundſtücks, ſo daß die für Grundſtücks⸗ 
geſchäfte maßgebenden Vorſchriften, insbeſ. auch 8 1821 Abſ. 1 
Ziff. 1 Anwendung zu finden haben. 

Der hiergegen gerichtete Angriff der Rev. iſt begründet. 
Zwar hat das R., auch der erk. Sen., in den vom Ber. 
erwähnten Entſch. (RG. 120, 2831); 124, 164 )), für den 
Fall, daß ſämtliche Geſchäftsanteile einer Gmbh ., deren ein⸗ 
ziges Vermögen in einem Grundſtück beſteht, veräußert wer⸗ 
den, ausgeſprochen, daß in einem ſolchen Falle nach der 
Verkehrsauffaſſung das Unternehmen der Gmbh. oder das 
Grundſtück ſelbſt veräußert werde und daß deshalb die ge⸗ 
ſetzlichen Gewährleiſtungsvorſchriften über den Kauf anwend⸗ 
bar ſind. Die Begründung mit der Verkehrsanſchauung 
zeigt, daß es ſich bei dieſen Entſch. nur um die Ermittelung 
deſſen handelte, was die Vertragsparteien nach dem Inhalt 
des Vertrages ſich gegenſeitig zu leiſten hatten, welche Ver⸗ 
pflichtungen ſie alſo durch den Vertragsabſchluß nach dem 
nach der Verkehrsauffaſſung zu ermittelnden Parteiwillen 
übernahmen. Es folgt aus dieſer Rſpr. aber nicht, daß auf 
einen derartigen Verkauf alle geſetzlichen Vorſchriften über 
den Verkehr mit Grundſtücken anwendbar ſind, ſo die für 
den Verkehr mit Grundſtücken beſtehenden Formvorſchriften 
(88 313, 873, 925 BGB.) oder die Beſtimmungen über die 
Mitwirkung Dritter bei Grundſtücksveräußerungen oder die 
Wirkſamkeit ſolcher Verfügungen (vgl. die Beſtimmungen des 
ehelichen Güterrechts [z. B. $ 1445 BGB.] oder des Erbrechts 
[8 2113 BGB.). Es iſt vielmehr bei jeder einzelnen Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmung zu prüfen, ob auch für dieſe die wirtſchaft⸗ 
lichen Erwägungen in den Vordergrund zu ſtellen ſind, oder 
ob die rechtliche Geſtalt, in der ſich das wirtſchaftliche Inter⸗ 
eſſe des Geſchäftsunſähigen verkörpert, aus anderen Gründen, 
insbeſ. aus Gründen der Rechtsſicherheit, als ausſchlaggebend 
anzuſehen iſt. Ob nun der wirtſchaftliche Geſichtspunkt aus⸗ 
ſchlaggebend wäre, wenn der Minderjährige Inhaber ſämt⸗ 
licher Geſchäftsanteile einer nur ein Grundſtück beſitzenden 
GmbH. iſt, kann, da dies hier nicht zutrifft, dahingeſtellt 
bleiben, obwohl auch dann die Notwendigkeit der vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlichen Genehmigung zur Veräußerung der Ge⸗ 
ſchäftsanteile dem Minderjährigen keinen unbedingten Schutz 
gewähren könnte, da der Geſchäftsführer der Gmbh. kraft 
dieſer feiner Rechtsſtellung (88 35, 37 Gmb.) das Grunde 
ſtück ſelbſt veräußern und damit den erſtrebten Erfolg auch 
ohne vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung herbeiführen 
könnte. Hat der Minderjährige nur einzelne Geſchäftsanteile, 
ſo fehlt aber vom wirtſchaftlichen Standpunkt aus die Not 
wendigkeit der Gleichſtellung der Rechtsſtellung als Geſell⸗ 
ſchafter mit derjenigen des Eigentümers. Dagegen ſpricht das 
Intereſſe der Rechtsſicherheit gegen die Genehmigungspflicht. 
Da es ſich bei der erwähnten Rſpr. über die Gewährleiſtung 
nur um eine Übertragung der an ſich für den Verkauf von 
Sachen geltenden Grundſätze handelt, kann von der Aus⸗ 
dehnung auf die für die Wirkſamkeit des Vertrages geltenden 
Vorſchriften, ſoweit es ſich um die Veräußerung einzelner 
Geſchäftsanteile einer GmbH. handelt, nicht die Rede ſein. 
Die Anwendbarkeit des $ 1821 Abſ. 1 Ziff. 1, 3 BGB. war 
ſomit zu verneinen. 

Der Berg hält die vormundſchaftsgerichtliche Genehmi⸗ 
gung auch nach 8 1822 Ziff. 3 BGB. für erforderlich, weil 
Gegenſtand des Vertrages die Veräußerung eines Erwerbs⸗ 
geſchäftes eines Minderjährigen ſei. Der dagegen gerichtete 
Reviſionsangriff iſt ebenfalls begründet. Es kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob der Eigentümer eines Grundſtücks ſchon 
wegen dieſer Rechtsſtellung als Inhaber eines Erwerbs⸗ 
geihäftes anzuſehen iſt. Der Umſtand, daß nicht eine oder 
mehrere natürliche Perſonen, ſondern eine GmbH. Grund- 
ſtückseigentümer iſt, begründet die Annahme, daß ein Er⸗ 
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werbsgeſchäft vorliege, noch nicht. Zu Unrecht beruft ſich der 
BerR. für ſeine gegenteilige Auffaſſung auf den § 13 Abſ. 3 
GmbHG. Wenn auch nach dieſer Beſtimmung die GmbH. 
als Handelsgeſellſchaft i. S. des HGB. gilt und nach deſſen 
Vorſchriften als Vollkaufmann anzuſehen iſt, ſo folgt daraus 
noch nicht, daß die GmbH. ſtets ein Erwerbsgeſchäft i. S. 
des § 1822 Ziff. 3 BGB. betreibt, d. h. eine berufsmäßig 
ausgeübte, auf ſelbſtändigen Erwerb gerichtete Tätigkeit ent⸗ 
wickelt. Wohl mag der Betrieb eines Erwerbsgeſchäftes der 
regelmäßige Gegenſtand des Unternehmens einer Gmbh. fein. 
Der Zweck des Unternehmens muß aber nicht auf Erzielung 
von Gewinn gerichtet fein. Die GmbH. kann auch gemein⸗ 
nützigen oder anderen idealen Zwecken dienen (vgl. Brod⸗ 
mann, GmbH®. 83 A. 3f., § 13 A. 4). Jedenfalls liegt 
ein Erwerbsgeſchäft des Minderjährigen, auch deſſen 
Beteiligung an einem ſolchen, nicht vor. Es iſt unbeſtritten, 
daß der Vater des Minderjährigen die Geſchäftsanteile ledig⸗ 
lich als Treuhänder der Bekl. zu 1 oder der hinter ihr 
ſtehenden AktG. beſaß, und daß er am Gedeihen des Unter⸗ 
nehmens der Gmbh. nicht beteiligt war. Ob das Treuhand⸗ 
verhältnis durch feinen Tod erloſch (vgl. 8 673 BGB.) oder 
ob es nach den bei ſeiner Begründung getroffenen Verein⸗ 
barungen mit dem Treugeber mit ſeinem Tode auf ſeine 
Erben überging, iſt nicht feſtgeſtellt. Jedenfalls liegt aber 
nichts dafür vor, daß der Minderjährige an dem Gewinn 
oder Verluſt des Unternehmens in irgendeiner Weiſe be⸗ 
teiligt war. Damit entfällt ohne weiteres die Genehmi⸗ 
ungsbedürftigkeit des Veräußerungsvertrages aus $ 1822 
Ziff 3 BGB. 

Der BerR. hält weiter den Vertrag nach 8 1822 Ziff. 10 
BGB. für genehmigungsbedürftig, weil er die Übernahme 
einer fremden Verbindlichkeit durch den minderjährigen Mit⸗ 
beklagten enthalte. Zu Unrecht behauptet die Rev., die Ver⸗ 
bindlichkeiten der GmbH., über die $ 5 des Vertrages be⸗ 
ſtimmt, ſeien für den Minderjährigen keine „fremden“ 
Verbindlichkeiten i. S. des § 1822 Ziff. 10 BGB. Selbſt 
wenn man mit dem BG. annimmt, die Übertragung der Ge⸗ 
ſchäftsanteile ſei wirtſchaftlich dasſelbe wie der Verkauf des 
Grundſtückes und wirtſchaftlich ſei der Inhaber der Ge⸗ 
ſchäftsanteile Eigentümer des Grundſtückes, ſo folgt daraus 
doch nicht, daß die Schulden der GmbH. als Schulden der 
Geſellſchafter anzuſehen ſind. Mag ſich die Schuldenbelaſtung 
der Gmbh. auch wirtſchaftlich zum Nachteil der Geſellſchafter 
auswirken, indem ſie den Wert der Geſchäftsanteile be⸗ 
einflußt, ſo erfaßt dieſe Wirkung doch nicht das übrige Ver⸗ 
mögen des Geſellſchafters und berührt auch nicht ſeine Stel⸗ 
lung zu den Gläubigern der Geſellſchaft. Die Begrenzung 
der Haftung des einzelnen Geſellſchafters gehört zu dem 
Weſen der Kapitalgeſellſchaft. Gerade dieſe Beſchränkung der 
Haftung des Geſellſchafters auf ſeine Kapitaleinlage ſollte den 
Anreiz zur Beteiligung geben und dadurch der Wirtſchaft 
dienen. Auch hier zeigt ſich, daß Beteiligung an einer 
Grundſtücksgeſellſchaft als Geſellſchafter nicht in jeder 
Beziehung dem Eigentum am Grundbeſitz der Geſellſchaft 
gleichgeſtellt werden kann. Verpflichtet ſich der Geſellſchafter, 
für eine Schuld der GmbH. mit ſeinem übrigen Vermögen 
aufzukommen, ſo entſteht ſomit für ihn eine neue, ihm bis⸗ 
her fremde Verbindlichkeit. Jedoch liegt in der Eingehung 
der in 8 5 des Veräußerungsvertrages enthaltenen Ver⸗ 
pflichtungen (für die Beibringung der Löſchungsurkunde für 
die auf dem Grundſtück ruhende Hypothek zu ſorgen und da⸗ 
für einzuſtehen, daß die GmbH. keine weiteren Schulden hat), 
nicht die übernahme einer fremden Verbindlichkeit i. S. des 
8 1822 Ziff. 10 BG B. Denn bei dieſer Geſetzesbeſtimmung 
iſt, wie ſich aus der Bezugnahme der Mot. 4, 1144 auf die 
gemeinrechtliche Interzeſſion ergibt, nur an Fälle gedacht, 
„in denen eine Verbindlichkeit eines Dritten als wirtſchaft⸗ 
lich fremde, als eine ſolche übernommen wird, für die in 
letzter Linie der Dritte trotz der Übernahme aufkommen ſoll“. 
„Der Fall muß ſo liegen, daß entweder der Mündel nur 
neben oder hinter dem Dritten haftet, deſſen Verbindlichkeit 
übernommen wird, oder zwar allein haftet, jedoch mit Vor⸗ 
behalt des Regreſſes gegen den Dritten“ (ſo Kipp, Familien⸗ 
recht, 7. Bearbeitung, $ 1151113 S. 506). Die Vorſchrift 
des 8 1822 Ziff. 10 wollte alſo den Mündel ſchützen gegen 
die Gefahren einer Bürgſchaft oder eines ähnlichen Eintretens 
für einen Dritten, Gefahren, die darin beſtehen, daß die 
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Erlangung des Erſatzes von dem Dritten zweifelhaft iſt. 
Eine derartige Gefahr beſteht nicht, wenn der Mündel nach 
dem Vertrag die Leiſtung als eine eigene bewirken ſoll, 19 
wenn er beim Erwerb eines Grundſtückes den Kaufpreis ganz 
oder zum Teil durch Abtragung einer Schuld des Verkäufers 
oder eines Dritten leiſtet. 

Dagegen liegt die Übernahme einer fremden Verbindlich- 
keit darin, daß nach § 6 des Vertrages die Verkäufer ſamt⸗ 
verbindlich für die Erfüllung aller Verpflichtungen aus Die 
ſem Vertrage haften. Der Minderjährige übernahm damit 
auch die Haftung für die Verpflichtungen der Verkäufer der 
anderen, ihm auch nicht formell gehörenden Geſchäftsanteile, 
insbeſ. auch die Haftung für deren Lieferung. Inſofern liegt 
die Übernahme einer fremden Verbindlichkeit vor. Wenn na 
8 427 BGB. mehrere, die ſich durch Vertrag gemeinſchaft⸗ 
lich zu einer teilbaren Leiſtung verpflichten, nur im Zen 
fel als Geſamtſchuldner haften, ſo wurde hier der Zweifel 
ausgeſchloſſen durch die ausdrückliche Feſt legung der Geſamt, 
haftung im Vertrage. Für die Anwendung des 8 1822 
Ziff. 10 BGB. iſt es aber nach dem Zweck der Beſtimmung 
auch gleichgültig, ob die Haftung für die fremde Verbindlich 
keit ausdrücklich übernommen wird, oder ob ſie die geſetzliche 
Folge des Vertragsſchluſſes iſt. Denn der Mündel ſoll durch 
das Geſetz gegen die Gefahren des Abſchluſſes ſolcher Verträge 
geſchützt werden, durch die ſeine Haftung für eine fremde 
Verbindlichkeit nach Art einer Bürgſchaft begründet wit 
Deshalb kann es auch keinen Unterſchied begründen, ob die 
Verbindlichkeit des Dritten ſchon vor dem Vertragsſchluß 
beſtand oder erſt durch dieſen entſteht. Die Notwendigkeit 
der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung nach $ 182° 
Ziff. 10 BGB. wird auch nicht dadurch berührt, daß der 
Vater des Minderjährigen den Geſchäftsanteil nur als Treu 
händer der Bekl. zu 1 oder der hinter ihr ſtehenden Akte 
erworben hat. Mochte der Treuhänder auch verpflichtet Tel 
auf Verlangen des Treugebers den Geſchäftsanteil nicht nur 
an dieſen, ſondern auf deſſen Weiſung auch unmittelbar a 
einen Dritten abzutreten, und mag dieſe Verpflichtung auch 
auf ſeine Erben übergegangen ſein, ſo ergab ſich aus de 
Treuhandverhältnis doch nicht die Verpflichtung, bei Ver 
äußerung des Geſchäftsanteiles auch eine Haftung für andere 
Treuhänder zu übernehmen. 0 

Hiernach bedurfte der Vertrag nach 8 1822 Ziff. 
BGB. der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung. Die 
Notwendigkeit der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung 
hatte aber nicht die teilweiſe Nichtigkeit des Vertrages AUF 
Folge. Vielmehr hing die Wirkſamkeit des Vertrages vol 
der nachträglichen Genehmigung des Vormundſchaftsgericht“ 
ab. Bis dieſe erfolgte, trat ein Schwebezuſtand ein, dem DI 
Anteilskäufer allerdings durch Setzung einer Friſt na 
§ 1829 Abſ. 2 BGB. ein Ende machen könnten. Daß 55 
teres geſchehen iſt, iſt nicht behauptet. War aber auch 9 
Vertrag nur ſchwebend teilweiſe unwirkſam oder ſtellte I 
nachträglich dieſe Unwirkſamkeit wegen Verſagens der 8 
nehmigung oder Ablaufs der Friſt nach 8 1829 Abſ. 2 VÖ 4 
heraus, ſo ſind auf einen ſolchen Vertrag nach der A 
des RG. doch die Vorſchriften des 8 139 BGB. über 4 
Folgen der Nichtigkeit anzuwenden; d. h. es treten dieſelbe 
Folgen ein, wie wenn ein Vertrag von Anfang an nicht 
iſt oder durch Anfechtung nichtig wird. Daraus ergibt 115 
auch die Anwendbarkeit der Beſtimmung des 8 139, daß * 
Regel, wonach die Nichtigkeit eines Teiles eines Recht 
geſchäfts die Nichtigkeit des ganzen nach ſich zieht, nicht Fell 
wenn anzunehmen iſt, daß es auch ohne den nichtigen 
vorgenommen worden wäre (vgl. RG. 114, 35; 120, 126 

Der BerR. hält die Ausnahme nicht für gegeben, en 
die Parteien erkennbar das ganze Grundſtück übertraß 
wollten und nicht anzunehmen ift, daß die Erwerber * 
einer weiteren Beteiligung des Minderjährigen einverſtan 
geweſen wären“. Mit Recht erhebt die Rev. hiergegen .. 
Rüge, daß der BerR. ungenügend geprüft habe, ob die dane 
teien den Vertrag nicht auch geſchloſſen hätten, wenn ſie We 
Unwirkſamkeit für den minderjährigen H. R. gekannt bölger 
Auch wenn man in der Ausführung des BerR., die der⸗ 
werber wären mit einer weiteren Beteiligung des Minden 
jährigen nicht einverſtanden geweſen, im Gegenſatz zur 
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ee tatſächliche Feſtſtellung findet, fo waren damit die Mög⸗ 
lichkeiten, den Vertrag teilweiſe aufrechtzuhalten, nicht er⸗ 
Wöpft. Die Rſpr. zu § 139 BGB. läßt die teilweiſe Auf⸗ 
techterhaltung eines Rechtsgeſchäftes zu, ſowohl unter dem 
elichtspunkt, ob die Vertragſchließenden den Vertrag ab- 
geſchloſſen hätten, wenn einzelne Beſtimmungen über die 
gegenſeitigen Leiſtungen nicht in den Vertrag aufgenommen 
orden wären, wie unter dem Geſichtspunkt, ob der Vertrag 
mit einem Teil der auf der einen Seite ſtehenden mehreren 
dierſonen abgeſchloſſen worden wäre, wenn einer der auf 
dieſer Seite ſtehenden Vertragſchließenden weggefallen wäre 
gl. RG. 59, 174; 114, 35). So hat das RG. in der letzt⸗ 
genannten Entſch. eine beſondere Prüfung in der Richtung 
ür erforderlich gehalten, ob die mehreren Verpächter und 
er Pächter das Pachtverhältnis wenigſtens auf kürzere Zeit 
eingegangen hätten, wenn wegen Beteiligung eines Minder⸗ 
ahrigen auf ſeiten der Verpächter ein Pachtvertrag von län⸗ 
gerer Dauer nach 8 1822 Ziff. 5 BGB. der vormundſchafts⸗ 
gerichtlichen Genehmigung bedurft hätte. 
Danach hätte das BGG. prüfen müſſen, ob nicht der Ver⸗ 
51 aller Geſchäftsanteile, auch derjenigen, an denen der 
HL. zu 3 als Erbe feines Vaters beteiligt war, doch zu⸗ 
ande gekommen wäre, wenn nicht der Minderjährige, ſon⸗ 
Ven nur die anderen Verkäufer den Käufern gegenüber die 
Verpflichtung in § 6 des Vertrages übernahmen, der Minder⸗ 
füge alſo ſeinen Anteil ohne die ſamtverbindliche Haftung 
2 Le die übrigen übertrug. Dann wäre die vormundſchafts⸗ 
zerichtliche Genehmigung nach § 1822 Ziff. 10 BGB. nicht 
orforderlich geweſen. Die Frage war zu bejahen. Denn ein⸗ 
mal hatten die Käufer kein beſonderes Intereſſe daran, daß 
= Minderjährige die Haftung für die anderen übernahm, 
a der Minderjährige hatte feinen Anlaß, den Vertrag ohne 
Belaſtung nach § 6 nicht abzuſchließen. Soweit es ſich 
u. die eigene Verpflichtung des Minderjährigen zur Xb- 
„ung der Geſchäftsanteile handelte, genügte es den Käu⸗ 
— 5 wenn die anderen Verkäufer für den Minderjährigen die 
mtverbindliche Haftung übernahmen. Sie erlangten damit 
begen die anderen Verkäufer zum mindeſten einen Schadens⸗ 
aübanſpruch. Die Inhaber der anderen Geſchäftsanteile 
gen aber, auch wenn H. R. nicht für fie haftete, keinen 
ve nicht abzuſchließen. Denn auf Grund des Treuhand- 
1 chältniſſes konnten ſie von dem Minderjährigen die Her⸗ 
ausgabe der Geſchäftsanteile verlangen und erzwingen. Die 
zatwendigkeit der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung 
ip tte alſo nur zu dem Ergebnis führen können, daß im Falle 
zes Fehlens der Vertrag unter allen Beteiligten — auch 
Ein dem Minderjährigen — abgeſchloſſen wurde, nur mit der 
4 aſchränkung, daß die ſamtverbindliche Haftung des Minder⸗ 
a gen wegfiel. Mit dieſer Beſchränkung war der Vertrag 
ufrechtzuerhalten. 
(U. v. 12. Mai 1931; 294/30 II. — Frankfurt a. M.) 
Ku.) 


f 
7 


RG. 133, 7,3 


3. Genoſſenſchaften. 
20. 81 Gen G.; 88 20, 21 BG B. Die Voraus- 


** 


lebung für die Errichtung einer eingetragenen 


Genoſſenſchaft (Förderung des Erwerbs oder der 
gebe haft der Mitglieder) iſt auch dann ge— 
: en, wenn die Genoſſenſchaft der Beſchaffung 
S r wirtſchaftlichen Mittel für eine gemeinſame 
ſpoertbetätigung dienen foll (Erbau einer Kegel— 
alte durch die Genoſſenſchaft, deren Ge— 
ſſen Mitglieder eines Keglerbundes find).t) 


ball Am 9. Dez. 1930 meldete der Vorſtand der Ber Kegel⸗ 
. en⸗Baugenoſſenſchaft, mbH., das Statut und die Mit- 
— 


u 20. Die Entſch. iſt zu begrüßen: 
Benof ie Rechtsform der eingetragenen Erwerbs⸗ und Wirtſchafts⸗ 
Ei eaft hat in der Geſetzgebung des vergangenen Jahrzehnts 
Nagl an Boden gewonnen. Die Novellen v. 1. Juli 1922 
daß Il. 567) und v. 12. Mai 1923 (RGBl. 288) haben feſtgelegt, 
in auch eine Beteiligung der Genoſſenſchaft an anderen Geſellſchaften 
an tem Umfange zuläſſig iſt, was von der Rſpr., insbeſ. dem OLG. 
ir roch in Zweifel gezogen war (vgl. Crüger⸗Crecelius⸗ 
daher on, Komm. [11. Aufl.], Anm. 43 zu § 1 Gench.). Man kann 
ſagen, daß die Tendenz der Geſetzgebung der Genoſſenſchaftsform 
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glieder des Vorſtandes zur Eintragung in das Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter des AG. an. Nach $ 2 des Statuts iſt Gegenſtand des 
Unternehmens: „Der Erwerb von Baugelände ſowie die Er⸗ 
bauung, Ausnutzung und der Verkauf von Kegelſporthallen 
mit Wirtſchaftsbetrieb in B. und anderen Orten.“ „Mitglied 
der Genoſſenſchaft kann jeder werden, der Intereſſe an der 
Errichtung von Kegelſporthallen und der damit verbundenen 
Geſchäfte hat“ (§ 4). Durch Beſchluß v. 13. Dez. 1930 lehnte 
das AG. in B. die Eintragung ab. Nach 8 1 Gen. fei Vor⸗ 
ausſetzung der Eintragung: Förderung des Erwerbes oder der 
Wirtſchaft der Mitglieder mittels gemeinſchaftlichen Geſchäfts⸗ 
betriebes. Die Genoſſenſchaft muͤſſe alſo der Befriedigung 
materieller Bedürfniſſe dienen. Für Erkennung des Zweckes 
ſei der Gegenſtand des Unternehmens nicht allein entſcheidend. 
Der Gegenſtand des Unternehmens könne wirtſchaftlicher Natur 
ſein und der Zweck gleichwohl ideeller Natur. Das Gericht 
halte nun nach Lage der Sache nicht für ausgeſchloſſen und 
ſogar für wahrſcheinlich, daß der Zweck vorliegend die Förde⸗ 
rung eines Sportes, nämlich des Kegelſports der Mitglieder 
ſei. Dann aber ſei eine Genoſſenſchaft unzuläſſig. In der 
Beurteilung des wirklichen Zwecks der Genoſſenſchaft werde 
das Gericht auch beſtärkt durch den vorſtehend angegebenen 
Eingang des § 4 des Statuts und deſſen 8 9 (der die über- 
tragung des Geſchäftsguthabens auf einen anderen Genoſſen 
nur zuläßt, wenn dieſer Mitglied des Ber Keglerverbandes 
e. V. von 1890 B. iſt). Ferner verwertet der Regiſterrichter 
in dieſer Beziehung die Tatſache, daß die Intereſſenten ihm 
früher einen anders lautenden Entwurf vorgelegt hatten, der 
den gleichen Inhalt hatte, wie der einer Entſch. des KG.: 
JFG. 1929, 222/25 JW. 1929, 11511 zugrunde liegende, 
und in der das KG. die Zuläſſigkeit der Eintragung einer 
Genoſſenſchaft, die den Betrieb einer Kegelſporthalle zum 
Gegenſtand hatte, verneint. Nach Bekanntgabe dieſer Ent⸗ 
ſcheidung hätten die Intereſſenten dem Statut die vorliegende 
Faſſung gegeben. 

Der Regiſterrichter nimmt weiter Bezug auf Pariſius⸗ 
Krüger, Komm. z. Gen., 11. Aufl., 8 1 Anm. 10, 11 und 
die dort angeführten Entſch. Danach genüge die Abſicht eines 
Vermögenserwerbs allein nicht. Es müſſe auch ein innerer 
Zuſammenhang beſtehen zwiſchen dem gemeinſchaftlichen Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb (der Genoſſenſchaft) und dem anderweitig be- 
ſtehenden Erwerbsberuf oder der Wirtſchaft der Mitglieder. 
Es fehle aber nicht nur an einem Zuſammenhang mit dem 
Erwerbsberuf, ſondern auch mit der Wirtſchaft der Mit⸗ 
lieder. Die gegen dieſe Entſch. erhobene Beſchwerde hat das 
86. in H. zurückgewieſen. Es tritt der Begründung des AG. 
und der genannten Entſch. des KG. bei. Der Ausführung 
der Beſchwerde, es ſei Zweck der Genoſſenſchaft, die Privar⸗ 
wirtſchaft der Genoſſen durch Verbilligung der Ausübung des 
Kegelſports zu fördern, hält es entgegen, daß es ſich hierbei 
nicht um die Förderung und Verbilligung eines materiellen 
Lebensbedürfniſſes handle, wie dies nach § 1 Gen®. zu for⸗ 
dern ſei. Es komme im vorliegenden Falle hinzu, daß die Ge⸗ 
noſſenſchaft auch die Erbauung und Ausnutzung von Kegel⸗ 
ſporthallen an anderen Orten als B. und den Verkauf ſolcher 
Hallen zu ihrem Gegenſtande gemacht habe, was über die För⸗ 
derung der wirtſchaftlichen Lebensbedürfniſſe der Mitglieder 
weit hinausgehe. 

Der gegen dieſe Entjch. eingelegten weiteren Beſchwerde 
möchte das OLG. ſtattgeben, ſieht ſich daran aber durch die 
erwähnte Entſch. des KG. gehindert. Es legt deshalb die 
Sache gemäß $ 28 FGG. dem RG. zur Entſcheidung vor. 

Das OLG. H. geht davon aus: Es ſei nach dem be⸗ 
gründeten und glaubwürdigen Vorbringen des Vorſtandes 
anzunehmen, daß die Genoſſenſchaft zur Hauptſache der Ver⸗ 
billigung und wirtſchaftlichen Erleichterung der Ausübung des 
Kegelſportes dienen ſolle. Daß dies nicht etwa ein vorgeſcho⸗ 


günſtig iſt, wenn auch neuerdings in 8 114 Geſ. v. 6. Juni 1931 
(RG Bl. 315 ff.) die Zuläffigkeit der Genoſſenſchaftsform für das ſchwie⸗ 
rige Gebiet der Bauſparkaſſen (berechtigterweiſe) verneint worden iſt. 
Der Wert der vorl. Entſch. beſteht darin, daß ſie eine der Ge⸗ 
noſſenſchaftsform günſtige Entwicklung auch in der Rſpr. auf einem 
Gebiete zum Abſchluß bringt, für welches ſich dieſe Form meiner An⸗ 
ſicht nach durchaus eignet. Das RG. tritt der Neigung, die Grenzen 
der Rechtsform der eingetragenen Genoſſenſchaft gegenüber dem ein⸗ 
getragenen Verein allzu ſcharf zu ziehen, mit Recht entgegen. 
Dieſe Grenzen find in der Tat flüffig. Es wird ſehr häufig von 
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bener Zweck ſei, erhelle daraus, daß die Gründer, die den ver⸗ 
ſchiedenſten Berufen angehören, offenbar Kegelbrüder ſind, 
nicht etwa Baumeiſter, Wirte u. dgl. (nicht alſo Perſonen, die 
in dem Bau von Kegelhallen oder des mit ihrem Betrieb ver⸗ 
knüpften Schankwirtſchaftsgeſchäftes ihren Lebensunterhalt 
ſuchen). Auch die Förderung einer ſonſtigen dauernden, ge⸗ 
wohnheitsmäßigen und mit nicht unerheblichen Ausgaben ver⸗ 
knüpften Nebenbeſchäftigung könne aber zur Förderung der 
Wirtſchaft der Mitglieder gezählt werden. Es ſei eine zu enge 
Auffaſſung hierunter nur die Förderung der beruflichen bzw. 
gewerblichen Wirtſchaft und der engſten Hauswirtſchaft der 
Mitglieder zu verſtehen. Der Begriff „Wirtſchaft der Mit⸗ 
glieder“ umfaſſe die geſamte Privatwirtſchaft des einzelnen. 
Wenn auch nur ein Zweig der Privatwirtſchaft gefördert 
werde, werde damit die Geſamtwirtſchaft gefördert, da eine 
Erſparnis von Ausgaben für dieſes Gebiet den anderen Ge⸗ 
bieten zugute komme. Es komme daher nicht darauf an, ob 
das Kegeln ein Sport ſei und als Leibesübung gefördert zu 
werden verdiene. Maßgebend ſei nur, daß jeder Kegelbruder 
gewohnt ſei, allwöchentlich einen beſtimmten Betrag ſeines 
Einkommens dem Kegeln zu widmen. Könne er dieſen Poſten 
ſeines Haushaltes durch genoſſenſchaftlichen Zuſammenſchluß, 
durch eine gemeinſchaftliche Kegelwirtſchaft mindern, ſo werde 
dadurch ſeine Privatwirtſchaft gefördert. Daß die Erſparung 
von Ausgaben zum Ziel einer Genoſſenſchaft gemacht werden 
könne, ſei unbeſtritten. Warum aber nur die Erſparung von 
Ausgaben im Beruf oder in der Privatwirtſchaft, die ſich im 
Haufe ſelbſt abſpielt, dazu gehören ſolle, nicht auch die Er- 
ſparung von Ausgaben in einer dauernd geübten und mit 
Koſten verknüpften Mußeſtundenbeſchäftigung, vermöge nicht 
einzuleuchten, werde doch auch durch ſolche Erſparnis die 
Wirtſchaft direkt gefördert. Geſellige Spiele, wie das Kegeln, 
ſeien ſeit alters her ein weitverbreitetes Lebensbedürfnis, das 
bei der Aufteilung der Lebenshaltungskoſten ebenſo berück⸗ 
ſichtigt werde, wie die urſprünglichſten phyſiſchen Bedürfniſſe. 

Das KG. verwendet in ſeiner obengenannten Entſch., bei 
der es ſich um die Gründung einer Genoſſenſchaft „zum 
Zwecke der Erbauung und Ausnützung einer Kegelſporthalle“ 
handelt, zur Auslegung des 8 1 Gen. die Ausführungen der 
Bundesrats⸗ und der Reichstagsvorlage zu den 88 21, 22 
BGB., wo für die Vereine, deren Zweck nicht auf einen wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt, die Erlangung der 
Rechtsfähigkeit durch Eintragung in das Vereinsregiſter zu⸗ 
gelaſſen iſt, während Vereine, deren Zweck auf einen wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt, in Ermangelung be⸗ 
ſonderer reichsgeſetzlicher Vorſchriften, die Rechtsfähigkeit nur 
durch ſtaatliche Verleihung erlangen können. Die Übertragung 
der Auslegung der 88 21, 22 BGB. auf das Gebiet des Ge⸗ 
noſſenſchaftsrechts ſei um ſo unbedenklicher, als ſie mit dem 
allgemeinen Sprachgebrauch übereinſtimme. Nach dem Sprach⸗ 
gebrauch bedeute Wirtſchaft im allgemeinen Haushaltung, 
planmäßige Tätigkeit des Menſchen zur Befriedigung ſeines 


dem Willen der Gründer abhängen, ob ſie die eine oder die andere 
Rechtsform zur Entſtehung bringen wollen. Es iſt hier darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß die Genoſſenſchaft vom Geſetze ſelbſt als Verein an⸗ 
geleben wird und daß nach der herrſchenden Meinung die Vorſchriften 
es BOB. über Vereine ergänzend auf ſie Anwendung finden (vgl. 
Crüger⸗Crecelius⸗Citron a. a. O. Einl. S. 31 u. 32). 

Gewiß unterſcheidet ſich die Genoſſenſchaft dadurch vom ein⸗ 
getragenen Verein, daß ihr Zweck im weſentlichen ein wirtſchaftlicher 
und der des eingetragenen Vereins im weſentlichen ein idealer jein 
ſoll. Die Rſpr. laßt aber ſowohl bei der Genoſſenſchaft die Ver⸗ 
folgung idealer Nebenzwecke wie bei dem eingetragenen Verein die 
Verfolgung wirtſchaftlicher Nebenzwecke zu. Es wird häufig zweifel⸗ 
haft fein, welches der Hauptzweck und welches der Nebenzweck iſt, 
und man wird ſchließlich bei der Frage nach der zuläſſigen Rechts⸗ 
form darauf angewieſen ſein, denjenigen Zweck als Hauptzweck an⸗ 
zuſehen, den die Gründer in der Satzung als ſolchen bezeichnen, auch 
wenn der Nebenzweck dem Hauptzweck nahezu gleichwertig iſt. 

Im vorliegenden Fall wird man zunächſt im Zweifel ſein können, 
ob man mit dem RG. jagen kann, bei der Errichtung einer Kegelhalle 
ſei der Hauptzweck der, den Mitgliedern die Ausübung des Kegel⸗ 
ſports zu verbilligen, oder ob man nicht vielmehr mit dem KG. (vgl. 
JW. 1929, 1151!) wird ſagen muſſen, der Hauptzweck fei doch die 
Ausübung des Kegelſports. Endgültig wird m. E. die Entſcheidung zu⸗ 
gunſten des RG. ausfallen müſſen, da, wie geſagt, bei der Fluſſigkeit 
der Grenzen der Wille der Parteien ausſchlaggebend ſein muß, und 
da auch die Auslegung des Begriffs „Wirtſchaft“, wie das RG. ſie 
gibt, den Bedürfniſſen des Lebens mehr gerecht wird als die mit dem 
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Bedürfniſſes an äußeren Gütern. Unter Wirtſchaft ſei eine 
auf Befriedigung nur materieller Bedürfniſſe gerichtete Tätig⸗ 
keit zu verſtehen. Es ſtehe daher außer Zweifel, daß Geſell⸗ 
ſchaften, die für ihre Mitglieder die billige Verſchaffung von 
Lebensmitteln, Kleidung, Wohnung bezwecken, unter $ 1 Gen⸗ 
Geſ. fallen. Aber nicht alles, was zur Befriedigung der 
Lebensbedürfniſſe (auch in kultureller Beziehung) diene, zähle 
zu den Wirtſchaftsgütern. 

Der Auslegung des OLG. in H. iſt beizutreten. 

Wenn auch unter Wirtſchaft in den 88 21 und 22 BGB. 
dasſelbe zu verſtehen iſt, wie in § 1 Gen., fo können im 
übrigen die erſtgenannten Beſtimmungen, die erſt viel ſpäter 
als die letzteren entſtanden ſind, für die Auslegung des 
Gef. doch nicht entſcheidend herangezogen werden. Durch 9 21 
BOB. wurde die Erlangung der Rechtsfähigkeit für einen 
Verein, deſſen Zweck nicht auf einen wirtſchaftlichen Ger 
ſchäftsbetrieb gerichtet iſt, erleichtert in der Erwägung, daß 
durch einen derartigen Verein in der Regel öffentliche oder 
Verkehrsintereſſen nicht berührt werden. Anders verhält es 
ſich aber bei Vereinen, deren Zweck die Gewinnerzielung it. 
Hier bedurfte es insbeſ. eines Schutzes Dritter, die mit dem 
Verein in rechtsgeſchäftlichen Verkehr treten, ihm Kredit ge⸗ 
währen u. dgl. Hier bot die Form des eingetragenen Vereins 
keine Gewähr gegen die Schädigung Dritter und der All- 
gemeinheit. Der Schutz ſollte dadurch geſchaffen werden, daß 
ein Verein, deſſen Zweck auf einen wirtſchaftlichen Geſchäfts⸗ 
betrieb gerichtet iſt, die Rechtsfähigkeit nur erlangen kann, 
entweder durch ſtaatliche Verleihung, wobei durch die Kon“ 
zeſſionsbedingungen eine Schädigung Dritter vermieden were 
den kann, oder dadurch, daß ſich der Verein einer der in den 
Geſetzen vorgeſehenen Normativbeſtimmungen unterwirft, die 
gerade den Schutz der Allgemeinheit bezwecken. Dieſem Be⸗ 
dürfnis iſt aber Rechnung getragen, wenn ein Verein die 
Form der eingetragenen Genoſſenſchaft wählt, da durch die 
Beſtimmungen des Gen. über die Kapital- und Kreditunter⸗ 
lagen und deren Erhaltung die Gefahren für die Allgemein“ 
heit, die beim eingetragenen Verein beſtehen könnten, be’ 
ſeitigt ſind. 

Daß ein Verein neben der Förderung des Erwerbes 
oder der Wirtſchaft ſeiner Mitglieder auch einem ideellen 
Zweck dient, würde der Wahl der Form der eingetragenen Ge. 
noſſenſchaft nicht entgegenſtehen. Durch das Gef. v. 1. Zuit 
1922 (RGBl. I, 567) und das Gef. v. 12. Mai 1923 (RGBl. , 
288) und 8 1 Abſ. 2 Gen®. iſt den Genoſſenſchaften auch die 
Beteiligung an gemeinnützigen Beſtrebungen geſtattet. Da 
iſt aber ein fog. ideeller Zweck, den beſonders die Baugenoſſen 
ſchaften, eine der typiſchen Verbindungen i. S. des 8 1. Ab). 
Gen. verfolgen. Daß die Förderung des Sportes wie auch 
der Erholung gemeinnützig ſein kann, zeigen die hierauf ge⸗ 
richteten Beſtrebungen öffentlich-rechtlicher Organiſationen. 15 

Wenn das KG. und mit ihm die Vorinſtanzen unter Wirt 
ſchaft „im allgemeinen Haushaltung, planmäßige Tätigkeit des 


Sprachfinn des Wortes „Wirtſchaft“ vielleicht beſſer übereinſtimmende 
Auslegung des KG., welche betont, daß nicht alles, was zur Deckung 
des Lebensbedarfs gehört, zu den Wirtſchaftsgütern zähle. en 
Das RS. iſt weitherziger, indem es eine Förderung der Wi 5 
ſchaft der Mitglieder ſchon dann annimmt, wenn die Tätigkeit be 
Genoſſenſchaft auf Erzielung von Erſparniſſen bei der Beſchaffung vo 
Wirtſchaftsgütern gerichtet iſt. 15 4 
Auch im Freiſtaate Danzig hat ſich bereits vor einigen Jahre 
als es ſich um die Errichtung eines Hallenbades in Form hai 
Genoſſenſchaft handelte, der gleiche Konflikt zwiſchen den NE 
Inſtauzen und der oberen Inſtanz abgeſpielt. Über dieſe Entſch. 95 
ObGer. Danzig iſt von Lewinsky: BlGenoſſW. 1927, 724 5 
richtet, und auch ich habe fie jpäter im Zuſammenhange mit der oben 
erwähnten KGEntſch. BlGenoſſW. 1929, 324, „Hallenbad und Keger 
halle“, beſprochen. \ a 
Auch das Obcher. Danzig kommt im Gegenſatz zu den A e 
Inſtanzen (AUG. und LG.) zu dem Ergebnis: die Schaffung ik 
Badegelegenheiten ſei bei dem heutigen Kulturſtande nicht 0 
hygieniſches, ſondern in Verbindung damit auch ein wirtſchaftli 2 
Bedürfnis, es liege daher eine Förderung der Wirtſchaft der er 
glieder auch in der Schaffung von Badegelegenheiten bequemerer Fr 
billigerer Art, als fie z. T. in Danzig bereits beſtänden. Wenn E 
Schaffung neuerer Einrichtungen, insbeſ. in Hallenbabjorm, on 
daneben aus gemeinnützigen Erwägungen heraus erfolge, ſo Allee 
das nicht, ſich dabei der Genoſſenſchaſtsform zu bedienen. Denn * 
81 Abſ. 2 Gen®. beſtimme ganz allgemein, daß eine Beteiligung 
Geſellſchaften zuläfjig ſei, wenn fie, ohne den alleinigen oder H 
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Menſchen zur Befriedigung ſeines Bedürfniſſes an äußeren 
Gütern“ oder eine „auf Befriedigung nur materieller Güter 
gerichtete Tätigkeit“ verſtehen, ſo bedarf dieſe Begriffsbeſtim⸗ 
mung doch der Ergänzung und Erläuterung. Sie wäre zu 
eng, wenn ſie nur den Haushalt des einzelnen Menſchen und 
die Befriedigung der unmittelbaren materiellen Bedürfniſſe 
bes einzelnen Menſchen umfaſſen würde. Denn nach dem all⸗ 
gemeinen Sprachgebrauch und nach der Volkswirtſchaftslehre 
gibt es auch eine Wirtſchaft nicht natürlicher Perſonen, des 
Staates, der Gemeinde, der Kirche, der Volksgemeinſchaft. 
Auch Vereinigungen, deren Ziel ein ideelles iſt, führen zur 
Erreichung ihres Zweckes eine Wirtſchaft. Alle dieſe bedürfen 
der materiellen Güter, nicht nur des Geldes, ſondern auch der 
Sachgüter zur Verfolgung ihrer Beſtrebungen. Es iſt nun 
nicht einzuſehen, warum die genannten Gemeinſchaften, ſoweit 
lie eigene Rechtsperſönlichkeiten beſitzen, nicht berechtigt ſein 
ollen, ſich in Genoſſenſchaften zuſammenzuſchließen, um ſich 
le materiellen Güter gemeinſam zu beſchaffen, deren ſie zur 
Erfüllung ihrer Hauptaufgabe, auch ſoweit ſie ideeller Natur 
iſt, bedürfen, und dadurch ihre Wirtſchaft zu fördern. Sieht 
man von den großen öffentlichen Körperſchaften mit ihren er⸗ 
hebliche Mittel erfordernden bedeutenden Aufgaben rein kul⸗ 
tureller Art ab, fo können doch auch Vereinigungen privat⸗ 
rechtlicher Art zu großen Anſchaffungen materieller Art ge⸗ 
zwungen ſein. Auch für dieſe kann ein Bedürfnis beſtehen, 
durch Zuſammenſchluß bei Beſchaffung der materiellen Unter⸗ 
lagen ihre Wirtſchaft zu fördern. Weder aus dem Wortlaut 
noch aus dem Zweck des Genc. ergibt ſich ein Grund, dieſe 
Vereinigungen davon auszuſchließen, ihr Ziel durch Zu⸗ 
ſammenſchluß in der Form der eingetragenen Genoſſenſchaft 
zu erreichen. Aber auch vom Standpunkt der Einzelperſon 
aus hat die Förderung ideeller Beſtrebungen faſt immer auch 
eine wirtſchaftliche Seite. Denn die Erreichung dieſes Zieles 
iſt mit Aufwendung von Wirtſchaftsmitteln, mit der Be⸗ 
ſchaffung materieller Güter verbunden. Auch im Einzelhaus⸗ 
halt dient die Wirtſchaft der Befriedigung aller Bedürfniſſe 
des Menſchen, nicht nur der rein phyſiſchen, ſondern auch der 
geiftigen und ſportlichen. Alle dieſe Bedürfniſſe werden aus 
Mitteln der Wirtſchaft beſtritten, und es iſt Sache der Wirt⸗ 
ſchaftsführung, im Sinne einer planmäßigen Verwendung der 
materiellen Güter dieſe ſo zu verwerten, daß alle Bedürfniſſe 
befriedigt werden können. Daher iſt die Beſchaffung von 
degenſtänden, die der Befriedigung eines Kulturbedürfniſſes 
lenen, wie Bücher, Muſikinſtrumente, Lehrmittel, auch der er⸗ 
forderlichen Räume, eine wirtſchaftliche Tätigkeit. Zielt die 
zätigkeit des einzelnen oder einer Genoſſenſchaft auf Ver⸗ 
billigung der Beſchaffung dieſer Sachgüter, ſo wird damit die 
Förderung der Wirtſchaft der Mitglieder erſtrebt. Daß ſchon 
die Erzielung von Erſparniſſen bei der Anſchaffung von Sach⸗ 
Altern als Förderung der Wirtſchaft i. S. des 81 Gen®. an⸗ 
zuſehen iſt, ergeben auch die dort angeführten Beiſpiele, ſo 
namentlich die Zuläſſigkeit des Zuſammenſchluſſes in Konſum⸗ 
vereinen. Die Förderung der Wirtſchaft kann auch darin be- 
ſtehen, daß die erſparten Geldmittel der Befriedigung anderer 
Virtſchafts bedürfniſſe des Mitgliedes zugute kommen. Ob 
ein Verein die Förderung der Wirtſchaft ſeiner Mitglieder 
oder ideelle Beſtrebungen zum Ziele hat, iſt Sache der Feſt⸗ 
tellung im Einzelfalle, die der Richter an der Hand des 
tatuts oder der Satzung zu treffen hat. Wenn ein Verein 
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ſtiegenden Zweck der Genoſſenſchaft zu bilden, gemeinnützigen Be⸗ 
rebungen der Genoſſenſchaft zu dienen beſtimmt ſei. 

1 Die Gründe des Ober. Danzig decken ſich ſowohl in der Zus 
aſſung idealer Nebenzwecke neben dem Hauptzweck (Förderung der 

haft) wie in der Definition des Begriffs der Wirtſchaft mit 
enen des RG. 

1 Dieſe Rſpr. kommt in der Tat den Bedürfniſſen der Praxis 

5 gegen, in welcher es nicht ſo ſehr auf die Rechtsform des Unter⸗ 

nehmens als darauf ankommt, ein beſtimmtes wirtſchaftliches oder 

weales Ziel auch wirklich zu erreichen. 

91 Dieſe Judikatur ſtellt ſich würdig an die Seite der Auffaſſung, 
e es für unzuläſſig erklärt, daß die Frage nach der Zulaſſigkeit der 
echtsform noch geſtellt werde, wenn die Genoſſenſchaft oder der ein⸗ 

Nich gene Verein als ſolche ſchon eingetragen worden find (vgl. dazu 

Ar 104 JW. 1928, 219 und für deu eingetragenen Verein 

A Akomm., 7. Aufl., Aum 3 zu 821 BGB., deſſen Anſicht übrigen⸗ 

50 von Staudinger, Soergel, Warneyer und Roſen⸗ 
gal in den neueſten Auflagen ihrer Komm. zum BGB. geteilt wird). 

OBER. Citron, Berlin. 
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ſowohl der Wirtſchaft der Mitglieder dient, als auch ihre 
ideellen Beſtrebungen fördert, kommt es auf den Hauptzweck 
des Zuſammenſchluſſes an. Es kann deshalb ein Verein, deſſen 
Ziel auf ideelle Förderung der Mitglieder gerichtet iſt, nach 
821 BGB. in das Vereinsregiſter eingetragen werden, auch 
wenn er nebenbei den Mitgliedern materielle Vorteile bietet. 
Andererſeits ſteht es der Eintragung als Genoſſenſchaft nicht 
entgegen, wenn die Vereinigung neben der in erſter Linie 
erſtrebten Förderung des Erwerbes oder der Wirtſchaft der 
Mitglieder dieſen auch Vorteile ideeller Art gewährt; ſo auch 
Pariſius⸗Krüger, A. 10—12 zu 81 Gen.; Joel, 
Send. im Jahrbuch des Deutſchen Reichs 1890 S. 445 ff.; 
vgl. auch RG. 83, 2311); 85, 334, wo die Frage bejaht 
worden iſt, ob ein ärztlicher Standesverein oder ein Haus⸗ 
beſitzerverein die Rechtsſtellung eines eingetragenen Vereins 
erlangen können, auch wenn durch deren die Förderung der 
Standesintereſſen dienenden Einrichtungen daneben die wirt⸗ 
ſchaftlichen Belange der Mitglieder gewahrt werden. Mag 
auch der Anlaß zum Zuſammenſchluß das gleiche Bedürfnis zu 
kultureller oder ſportlicher Betätigung ſein, ſo kann doch der 
Zweck der Vereinigung die Förderung der Wirtſchaft der Mit⸗ 
glieder ſein, indem die Verringerung der mit der Betätigung 
verbundenen finanziellen Aufwendungen erſtrebt wird. Könn⸗ 
ten die Mitglieder auch ohne Zuſammenſchluß ihrem Sport⸗ 
bedürfnis genügen, ſo können ſie die Verminderung der geld⸗ 
lichen Aufwendungen doch nur durch die Vereinigung er⸗ 
reichen. Dieſer Zweck tritt namentlich in den Vordergrund, 
wenn mit der Ausübung des Sports erhebliche Ausgaben ver⸗ 
bunden ſind, wie Bereitſtellung der Räume, der Sportgeräte, 
Aufwand für die bei der Sportbetätigung übliche Beköſtigung. 
Dann iſt der Zweck des Zuſammenſchluſſes die Förderung der 
Wirtſchaft der Mitglieder, mag daneben auch der Sport 
ſelbſt gefördert werden. So aber liegt die Sache im vorliegen⸗ 
den Fall. Nach der vom Vorſtand dem Regiſtergericht ein⸗ 
gereichten endgültigen Faſſung des Statuts tritt freilich der 
Zweck der Förderung der Wirtſchaft der Mitglieder nicht ſehr 
deutlich hervor. Aus der Entſtehungsgeſchichte dieſer Faſſung, 
die durch ein Bedenken des Regiſterrichters gegen die erſte 
Faſſung veranlaßt wurde, ergibt ſich aber doch, welches der 
Zweck der Genoſſenſchaft ſein ſoll, und aus den Erklärungen 
des Vorſtandes in der Beſchwerde gegen die Entſcheidung des 
Regiſtergerichts iſt zu entnehmen, daß die Mitglieder bereit 
find, das Statut dem Gen®. anzupaſſen. Die urſprüngliche 
Faſſung des 8 2 des Statuts lautete: „Gegenſtand des Unter- 
nehmens iſt die Erwerbung eines Baugrundſtückes und die Er⸗ 
bauung und Ausnützung einer Kegelſporthalle in B.“ Nach 
8 4 des Statuts kann Mitglied jeder werden, der Intereſſe 
an der Errichtung von Kegelſporthallen und den damit ver⸗ 
bundenen Geſchäften hat. Scheint nach dieſer Faſſung des 
8 4 der Kreis der Mitglieder ſehr weit gezogen zu fein, fo 
ergibt ſich doch in Verbindung mit 8 8, der die Übertragung 
des Geſchäftsguthabens nur an einen Genoſſen zuläßt, der zu⸗ 
gleich Mitglied des Keglerverbandes 1890 e. V. iſt, daß nicht 
das bloße Intereſſe an der finanziellen Ausnützung von Kegel⸗ 
ſporthallen durch Gewinnerzielung genügt, ſondern daß die 
Mitgliedſchaft ſich nur auf diejenigen erſtrecken ſoll, die durch 
Verbilligung des von ihnen auszuübenden Kegelſportes ihre 
Wirtſchaft fördern wollen. Kommt dies in der vom Vorſtand 
in Ausſicht geſtellten neuen Faſſung des Statuts zum Aus⸗ 
druck und wird klargeſtellt, daß der Förderung des Kegelſports 
ſelbſt der genannte Keglerverband dient, die Genoſſenſchaft 
aber die gemeinſchaftliche Beſchaffung des Raumes und deſſen 
Ausſtattung mit Sportgeräten zum Zwecke der Ausübung des 
Kegelſportes, alſo die Bereitſtellung der materiellen Unterlage 
zum Ziele hat, und kommt dazu noch der Betrieb einer ge⸗ 
meinſchaftlichen Wirtſchaft zur Verbilligung der bei und nach 
Ausübung des Sportes üblicherweiſe zu verzehrenden Speiſen 
und Getränke, ſo unterliegt es keinem Zweifel, daß die Grün⸗ 
dung in erſter Linie die Verbilligung des Sportes und die 
Verringerung der damit verbundenen Ausgaben, alſo die 
Förderung der Wirtſchaft der Mitglieder zum Ziele hat. 
Daran würde ſich auch nichts ändern, wenn an mehreren 
Orten Sporthallen zur Benutzung durch die Mitglieder er⸗ 
ſtellt werden ſollten. 

(Beſchl. v. 29. Juni 1931; B 12/31 II. — Hamburg.) [Ku] 
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4. Kartellrecht. 


21. 8 9 Kart VO. 

1. Rechtslage nach berechtigter Kündigung 
des Kartellverhältniſſes durch einzelne Geſell⸗ 
ſchafter der ſog. Nebenleiſtungs GmbH.; Einzie⸗ 
hungsrecht der Geſellſchaft hinſichtlich des Ge- 
ſchäftsanteils der Kündigenden, insbeſ. aus⸗ 
nahmsweiſe auch e trotz des mit der Auflöſung der 
Geſellſchaft verknüpften endgültigen Fortfalles 
der Kartellbindungen aller Geſellſchafter. 

2. Stichtag für die Beſtimmung des Abfin⸗ 
dungsanſpruches des Geſellſchafters, deſſen Ge⸗ 
ſchäftsanteil eingezogen wird, iſt nicht der Tag 
des Einziehungsbeſchluſſes (ſo RG. 125, 121), ſon⸗ 
dern der Zeitpunkt des Wirkſamwerdens des 
Beſchluſſes durch Mitteilung an den Geſell⸗ 
ſchafter. 

3. Gegeneinwand der Argliſt gegenüber der 
Berufung auf ein rechtskräftiges Urteil. 

Der Kl. war als Alleininhaber einer Getreidepreßhefe⸗ 
fabrik und Dampfkornbrennerei ſeit der im Febr. 1921 er⸗ 
folgten Gründung der verklagten GmbH. deren Geſellſchafter. 
Gegenſtand des Unternehmens dieſer Geſellſchaft war die Ver⸗ 
wertung der von den Geſellſchaftern in ihren in Deutſchland 
gelegenen Fabriken erzeugten Hefe. Die Rechte und Pflichten 
der Geſellſchafter, die ſich auf die Ablieferung und den Ver⸗ 
trieb von Hefe beziehen, ſind in einer „Übereinkunft“ nieder⸗ 
gelegt worden, die nach dem Geſellſchaftsvertrag einen Be⸗ 
ſtandteil dieſes Vertrags bilden und deren Geltungsdauer 
gleich derjenigen des Geſellſchaftsvertrags fein ſollte. Mit 
Schreiben v. 17. Nov. 1923 kündigte der Kl. ſeine Zugehörig⸗ 
keit zum Hefeverband zum Tage des Inkrafttretens der 
Kart VO. v. 2. Nov. 1923, alſo zum 20. jenes Monats, friſt⸗ 
los. Dieſes Schreiben ging am 19. Nov. 1923 bei der GmbH. 
ein, welche die Kündigung als unberechtigt zurückwies. Der 
Kl. erwiderte hierauf am 21. Nov., alſo am Tage nach dem 
Inkrafttreten der KartVO.: er halte feinen Entſchluß, aus 
dem Verband auszutreten, aufrecht. Durch Entſch. v. 7. Jan. 
1924 ſprach das Kart. die Zuläſſigkeit der Kündigung mit 
Wirkung von dieſem Tage aus. Daraufhin kündigten weitere 
17 Mitglieder des Hefeverbands, und das Kart. erklärte 
durch Entſch. v. 3. März 1924 dieſe Kündigungen für zu⸗ 
läſſig. Am 5. desſ. Monats beſchloß ſodann die Geſellſchafts⸗ 
verſammlung der Bekl. die Auflöſung der Geſellſchaft; dieſer 
Beſchluß wurde am 10. März 1924 in das Handelsregiſter 
eingetragen. Ein weiterer wirkſamer Kündigungsakt des Kl. 
wurde vom jetzt erk. Sen. im Urt. v. 28. Sept. 1926 — NG. 
114, 327 — (in einem zuungunſten der Bekl., damaligen Kl., 
erledigten Rechtsſtreit der Parteien, Vertragsſtrafe betr.) in 
dem oben genannten Schreiben des jetzigen Kl. v. 21. Nov. 
1923 gefunden, das dem Hefeverband am 22. Nov. zugegan⸗ 
gen, in der Entſch. des Kart. v. 7. Jan. 1924 aber nicht 
erwähnt iſt. Im reichsgerichtlichen Urt. iſt auf S. 335 darauf 
hingewieſen, daß der Kündigung v. 21.22. Nov. 1923 gegen- 
über die Hefeverband mb. keinen Antrag i. S. des 8 8 
Abſ. 3 Satz 2 Kart O. geſtellt habe. 

Die Bekl. war Inhaberin eines Patentes zum Schutz be⸗ 
ſonderen Verfahrens zur Herſtellung von Preßhefe. Nachdem 
der Kl. aus dem Hefeverband ausgeſchieden war, erhob die 
jetzige Bekl. gegen den jetzigen Kl. Klage auf Unterlaſſung 
der Benutzung des Patents, welche die Hefeverband mb. 
ihren Mitgliedern geſtattet hatte. In jenem Rechtsſtreit wurde 
der Bekl., nunmehrige Kl., in allen drei Inſtanzen nach dem 
Klagantrag verurteilt. Das damals ergangene reichsgericht⸗ 
liche Urt. v. 2. Juli 1926 (RG. 114, 2121)) erkannte der 
Kündigung nach 8 8 KartVO. in einem Falle wie dem vor⸗ 
liegenden zwar nicht die Wirkung unmittelbaren Ausſcheidens 
des Kündigenden auch aus ſeinem Geſellſchafterverhältnis bei 
der Gmb. zu, erklärte dieſe aber für berechtigt, das Aus⸗ 
ſcheiden des Kündigenden aus der GmbH. durch entgeltliche 
Einziehung ſeines Geſchäftsanteils herbeizuführen. Weiter 
wurde damals ausgeſprochen, daß die geſellſchaftlichen Rechte 
und Pflichten des Kündigenden bis zu dieſer Einziehung 
ruhten. In der Geſellſchafterverſammlung der nunmehr in 
Liquidation befindlichen Bekl. v. 22. Sept. 1926 wurde darauf⸗ 


) JW. 1927, 123. 


hin beſchloſſen: „Der Geſellſchaftsanteil des P. — Kl. — 
wird eingezogen. Die Einziehung erfolgt entgeltlich.“ Mit 
einer im Juni 1927 erhobenen Klage hat Kl. Feſtſtellung der 
Nichtigkeit dieſes Beſchluſſes verlangt einmal, weil nach Ein⸗ 
tritt der Kart mbH. in die Liquidation von einer Einziehung 
feines Geſchäftsanteils im Wege der rechtsähnlichen Anwen- 
dung des 8 34 GmbH. nicht mehr die Rede ſein könne, ſo⸗ 
dann, weil der Einziehungsbeſchluß ohne Feſtſetzung der 
Höhe des Entgelts nicht hätte gefaßt werden dürfen, endlich, 
weil er zu der Geſellſchafterverſammlung v. 22. Sept. 1926 
hätte geladen werden muſſen. Das LG. hatte dieſer Klage 
ſtattgegeben, das KG. dieſelbe, weil es den Beſchluß für gültig 
hielt, abgewieſen. Durch Urt. des erk. Sen. v. 17. Mai 1929 
(RG. 125, 114ff.2)) iſt die Rev. des Kl. gegen dieſes Urt. 
als unbegründet zurückgewieſen worden. Nach dem Beſchluß 
über die Auflöſung der bekl. Geſellſchaft war von dem Auf 
ſichtsrat und der Geſellſchafterverſammlung beſchloſſen wor 
den, denjenigen Geſellſchaftern, die nach der Kündigung ihre 
Verpflichtungen aus dem „Übereinkommen“ weiter erfüllt hat⸗ 
ten, ein unverzinsliches Darlehen, und zwar nach der Ber 
hauptung des Kl. in Höhe des Wertes, nach derjenigen der 
Bekl. in Höhe von 95% des Nennwerts ihrer Geſchäfts⸗ 
anteile zu gewähren und ihnen eine unentgeltliche Lizenz an 
dem der Bekl. gehörigen Patent zu erteilen. Demgemäß i 
auch verfahren worden. 

Mit der jetzt vorliegenden Klage verlangt Kl. die Feſt⸗ 
ſtellung, daß die Bekl. nicht berechtigt ſei, ihn bei Durch— 
führung der Liquidation anders zu behandeln als die übrigen 
Geſellſchafter, ferner Rechnungslegung über den Wert ſeines 
Geſchäftsanteils, Gewährung eines unverzinslichen Darlehens 
in Höhe dieſes Werts und Erteilung einer unentgeltlichen 
Lizenz an dem Patent. Die Vorinſtanzen haben den Rech- 
nungslegungsanſpruch für ſachlich erledigt erklärt, im übrigen 
die Klage abgewieſen. Auf die Rev. des Kl. wurde, unter 
Zurückweiſung der Rev. im übrigen, die Bekl. zur Auskunfts⸗ 
erteilung über die Höhe des Abfindungsguthabens des Kl. 
im Zeitpunkt des Wirkſamwerdens des Einziehungsbeſchluſſes 
v. 22. Sept. 1926 verurteilt. 

1. Durch das Urt. des erk. Sen. v. 17. Mai 1929 (RG. 
125, 114 ff.s)) iſt die Wirkſamkeit des Beſchluſſes der Geſell⸗ 
ſchafterverſammlung der Bekl. v. 22. Sept. 1926 über die ent⸗ 
geltliche Einziehung des Geſchäftsanteils des Kl. rechtskräftig 
ausgeſprochen worden. Die Rechtskraftwirkung dieſes Urt. 
würde ſelbſt dann nicht entfallen, wenn ihm in tatſächlicher 
oder rechtlicher Hinſicht — wie der Kl. ausführt — eine 
irgendwie irrtümliche Auffaſſung zugrunde liegen würde. 

2. Mit rechtlich bedenkenfreier Begründung hat der 
Bert. ferner den Einwand der gegenwärtigen Argliſt zurück 
gewieſen, mit dem Kl. die auf das Urt. v. 17. Mai 1929 
geſtützte Rechtskrafteinrede der Bekl. ſchlagen will. Zutreffend 
geht das KG. davon aus, daß nach feſtſtehender Rſpr. der 
Gegeneinwand der Argliſt gegenüber der Berufung auf ein 
rechtskräftiges Urt. nur dann durchgreift, wenn dieſes Urt. 
bewußt rechtswidrig zu dem Zweck herbeigeführt worden 
iſt, Unrecht zu Recht zu ſtempeln (ſiehe u. a. auch ZW. 1926, 
1148 6; 1928, 18532). Der Kl. ſelbſt kann aber nicht be 
haupten und hat dies auch nicht getan, daß der Bekl. hin⸗ 
ſichtlich des Urt. v. 17. Mai 1929 ein ſolcher Vorwurf zu 
machen iſt. In der Geltendmachung eines ſachlich unrichtigen 
Urt. durch den daraus Begünſtigten kann ſodann, ſelbſt wenn 
ſie in Kenntnis der Unrichtigkeit erfolgen würde, überhaupt 
noch kein Sittenverſtoß gefunden werden (ſiehe auch RG. 67, 
151°); 80, 1535); GrudBeitr. 53, 611 und Recht 1920 
Nr. 2854). Der gegenteiligen Anſicht der Rev. kann nicht ge 
folgt werden. Im übrigen kann keine Rede davon ſein, da 
das Urt. v. 17. Mai 1929 ein Fehlurteil wäre. Die Rechts- 
lage, die nach berechtigter Kündigung des Kartellverhältniſſes 
durch einzelne Geſellſchafter entſteht, bedarf gerade auch dann, 
wenn man der Geſellſchaft über das GmbHG. hinaus ein 
Recht zur Einziehung des Geſchäftsanteils der Kündigenden 
gibt, noch ſehr der Klärung. So vertritt neueſtens Schold 
in der Rundſchau für GmbH. 1930 Spalte 490 und in feiner 
Schrift: „Austritt aus der GmbH.“ S. 36/37 den Stand- 
punkt, daß, wenn die Kündigung vor Auflöſung der Gefell- 
ſchaft rechtswirkſam geworden fei, die Einziehung ſelbſt ohne 
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weiteres auch noch im Liquidationsſtadium erfolgen könne, 
die Geſellſchaft mithin dieſes Rechts durch die Auflöſung 
elbſt nicht wieder verluſtig gehe. Im vorliegenden Fall würde 
es ferner durchaus der Billigkeit entſprechen, die Einziehung 
ſchon deshalb noch während der Liquidation zuzulaſſen, weil 
ſich der Kl. nach erklärter Kündigung ſofort von allen Kartell⸗ 
indungen losgeſagt und ſeine Hefeerzeugung beliebig im eige⸗ 
nen Intereſſe und zum eigenen Vorteil verwertet hatte, wäh⸗ 
rend alle anderen noch bis zur Auflöſung die Übereinkunft 
von 1921 ſei es überhaupt oder jedenfalls hinſichtlich der 
Verrechnung befolgten. Aber auch vom Standpunkt des Urt. 
b. 17. Mai 1929 aus wäre das Mißverſtändnis des Tat⸗ 
beſtands, auf das ſich der Kl. dieſem Urt. gegenüber beruft, 
nicht ohne weiteres von durchſchlagender Bedeutung. Geſetzt 
en Fall, die Lizenz ſei den übrigen Geſellſchaftern, nicht, 
wie dort angenommen, gegen die Verpflichtung erteilt wor⸗ 
den, weiter an die Geſellſchaft zu liefern, ſondern habe mit 
der Entſchädigung der übrigen Geſellſchafter für die bis zur 
Auflöſung bewirkten Lieferungen oder deren Verrechnung nach 
den Grundſätzen der Übereinkunft gedient, ſo hätte das keinen 
weſentlichen Unterſchied gemacht. Wenngleich die Wortfaſſung 
in RG. 125, 120 Zeile 5 ff.) von oben nicht ganz ſcharf iſt, 
o hat der erk. Sen. doch klar und deutlich ausgeſprochen, daß 
as Einziehungsrecht ausnahmsweiſe auch trotz des mit der 
Auflöſung der Geſellſchaft verknüpften endgültigen Fortfalls 
er Kartellbindungen aller Geſellſchafter anzuerkennen ſei, 
nämlich dann, wenn die Umſtände es gerechtfertigt erſcheinen 
laſſen, den Kündigenden als Vertreter einer Sondergruppe 
den übrigen gegenüberzuſtellen. So aber hätte es auch dann 
lich verhalten, wenn der Liquidator ſich aus vertretbaren 

ründen veranlaßt geſehen hätte, alle anderen Geſellſchafter, 
nur den Kl. nicht, weil dieſer ſich längſt vor der Auflöſung 
von den Kartellbindungen losgeſagt hatte, durch Dauerleiſtun⸗ 
gen, wie Lizenz- oder Darlehensgewährungen, zu entſchädigen. 

Bei dieſer Sachlage kann auch nicht in Frage kommen, 
daß die Bekl. von der Unrichtigkeit des Urteilsſpruchs vom 
. Mai 1929 ſelbſt, nur darauf könnte es bei dem Argliſt⸗ 
einwand ankommen, Kenntnis gehabt hätte. 

Bei der weiteren Beurteilung iſt demnach im Gegenſatz 
zu der Rev., aber im Einklang mit dem BerR. davon aus⸗ 
zugehen, daß der Bekl. allerdings die Rechtskraft des Urt. 
b. 17. Mai 1929, ebenſo aber auch die des Urt. v. 2. Juli 
1926, II 570/25: RG. 114, 212 ff.) zur Seite ſteht. 

3. Demnach iſt der Kl. ſeit dem Wirkſamwerden des 
Einziehungsbeſchluſſes v. 22. Sept. 1926, d. h. mit der Mit⸗ 
eilung dieſes Beſchluſſes an ihn, die nach ſeiner Behauptung 
am 29. Nov. 1926 geſchehen iſt, nicht mehr Geſellſchafter der 

el. Damit erledigt ſich zunächſt feine Feſtſtellungsklage ohne 
weiteres, ſoweit ſie ſich auf die Zeit nachher bezieht. Sie 
iſt aber auch hinſichtlich der Zeit v. 5. März, d. h. dem Tage 
er Auflöſung bis zu ſeinem Ausſcheiden durch Wirkſam⸗ 
werben des Einziehungsbeſchluſſes unbegründet. Mag auch 

ieſer Antrag gegenüber den Klaganträgen unter Ziff. 3 und 4 
rechtlich ſelbſtändige Bedeutung haben und die Zuläſſigkeit 
eines ſolchen Klagbegehrens, ebenſo wie das Feſtſtellungs⸗ 
ſüveſſe zu bejahen ſein, ſo kann doch Kl. angeſichts der Tat⸗ 
e daß er rund 3½ Monate vor der Auflöſung ſchon ſich 
on den Kartellpflichten völlig losgeſagt hatte, während die 
brigen Geſellſchafter noch denſelben jedenfalls hinſichtlich der 
dierrechnung nachkamen, keineswegs verlangen, daß er mit 
tiefen ſchlechthin gleich behandelt werde. Dies gilt insbeſondere 
inſichtlich des Ausmaßes der finanziellen Beteiligungsrechte. 
„möglich kann der Kl., der ſeine geſellſchafterlichen Lei⸗ 
ungen eingeſtellt und feine Hefeerzeugung frei und aus⸗ 

ießlich im eigenen Intereſſe und eigenen Nutzen verwertet 
11 0 ungeachtet deſſen an dem ſpäteren finanziellen Ergebnis 
ten Gmb. effektiv verhältnismäßig im ſelben Umfang be⸗ 
Wit ſein wie die übrigen Geſellſchafter. Schon dieſe Er⸗ 
„gung muß zur Abweiſung des Feſtſtellungsbegehrens fo 
vie es erhoben iſt führen. 

„4. Anlangend den Anſpruch auf Erteilung einer unent⸗ 
elklichen Lizenz an dem Patent, ſo iſt Kl. durch das rechts⸗ 
deäftige Urt des erk Sen. v. 2. Juli 1926 (RG. 114, 2120) 
erurteilt worden, es zu unterlaſſen, gärkräftige Preßhefe in 
ee Weiſe herzuſtellen, daß hierzu eine gemiſchte Stickſtoff⸗ 
Nahrung mit etwa 10—50% Ammoniakſtickſtoff verwendet 
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werde, d. h. dem Kl. wurde das Recht zur Benützung des der 
Bekl. gehörigen deutſchen Reichspatents abgeſprochen, weil 
ihm ein ſolches Benützungsrecht nicht zuſtehe und er auf deſſen 
Einräumung keinen Anſpruch habe. Soweit die Rechtskraft⸗ 
wirkung dieſes Urt. reicht, iſt durch ſie wiederum eine ab⸗ 
weichende Beurteilung der Rechtsbeziehungen der Parteien zu⸗ 
einander ausgeſchloſſen, gleichviel, ob auch jenes Urt. in ſeinen 
tatſächlichen oder rechtlichen Grundlagen richtig iſt oder nicht. 
Das führt folgerichtig im vorliegenden Fall dazu, daß Kl. 
ſeine Leiſtungsklage auf Lizenzeinräumung nur auf ſolche 
Tatumſtände ſtützen kann, die nach dem Schluß der letzten 
mündlichen Verhandlung vor dem BG. im Unterlaſſungs⸗ 
prozeß — das war der 21. März 1925 — entſtanden ſind. 
Als ſolche Gründe kommen aber nach der Sachlage nur in 
Betracht der Beſchluß der Geſellſchafterverſammlung vom 
29. Sept. 1926, durch welchen nochmals das Benützungsrecht 
derjenigen Geſellſchafter feſtgeſtellt worden iſt, die bis zur 
Auflöſung übereinkunftsgemäß abgerechnet hätten, ſowie die 
weitere Behauptung, daß der Ausſchluß des Kl. durch dieſen 
Beſchluß gegen Art. 9 Abſ. 7 KartVO. verſtoße, daß endlich 
eine Wertsermittlung hinſichtlich des Patents zum Abſchich⸗ 
tungsſtichtag des Kl. nicht möglich ſei. 

Wieſo aber aus dem Beſchluß v. 22. Sept. 1926 Kl. ein 
Recht auf Lizenzerteilung ſollte herleiten können, iſt nicht er⸗ 
ſichtlich. Er hatte die in dieſem Beſchluß feſtgelegte Voraus- 
ſetzung übereinkunftsmäßiger Abrechnung bis zum Auflöſungs⸗ 
abſchluß der Geſellſchaft jedenfalls nicht erfüllt. Verſtieß der 
Beſchluß aus irgendwelchen Gründen gegen Geſetz und Satzung, 
ſo konnte dies Anlaß zur Nichtigkeitsfeſtſtellungs- oder An⸗ 
fechtungsklage geben, mit der Folge der Nichtigkeit des Be⸗ 
ſchloſſenen. Nicht aber kann Kl. umgekehrt auf dieſen Beſchluß 
ein Recht zur Patentbenützung auch für ſich gründen. Dies 
verkennt die Rev. 

Ebenſo verfehlt iſt die Reviſionsrüge aus Art. 9 Abſ. 7 
KartVO., ſoweit fie den erwähnten Beſchluß v. 22. Sept. 1926 
zum Ausgang nimmt. Dieſer Angriff ſcheitert ſchon daran, 
daß es ſich hierbei um eine Maßregel handelt, die erſt längſt, 
nachdem die Kündigung mit ihren Rechtsfolgen eingetreten 
war, getroffen worden iſt. Eine Maßnahme, die zur Ver⸗ 
hinderung von Kündigungen an dieſe Nachteile knüpfte, liegt 
hiernach überhaupt nicht vor. 

Im übrigen iſt auf alle Fälle daran feſtzuhalten, daß das 
urſprüngliche Benützungsrecht des Kl. mit Wirkſamwerden 
feiner Kündigung erloſchen iſt (ſiehe auch RG. 114, 212 ff.)). 
Zum Wiedererwerb desſelben oder eines Anſpruchs auf die 
Wiedereinräumung bedurfte es entweder eines individual- oder 
eines ſozialrechtlichen Titels. Daß ihm etwa auf Grund von 
Abmachungen mit den Liquidatoren der Bekl. in der Folge 
eine ſolche Befugnis erwachſen wäre, kann Kl. ſelbſt ſchlüſſig 
nicht behaupten; ebenſowenig vermag er einen dahingehenden 
Geſellſchafterbeſchluß darzutun. Auf den Beſchl. v. 22. Sept. 
1926 kann er ſich, wie ſchon dargelegt, nicht ſtützen, auch 
nicht etwa unter dem Geſichtspunkt, daß derſelbe auf eine 
Teilausſchüttung in Form der Naturalteilung hinauslaufe. 
Soweit die Zeit bis zum 21. März 1925 in Betracht kommt, 
ſtünde dem wiederum der Einwand der Rechtskraft aus dem 
Urt. v. 2. Juli 1926: RG. 114, 21210) im Wege. 

Es bleibt demnach hierher nur übrig die Behauptung, 
daß der Wert des Patents zu dem für die Berechnung des 
Abſchichtungsanſpruchs des Kl. maßgeblichen Zeitpunkt nicht 
mehr objektiv feſtſtellbar ſei. — Richtig iſt, daß das KG. 
nicht das Gegenteil dieſer von der Bekl. beſtrittenen Behaup⸗ 
tung feſtgeſtellt hat. Allein ganz abgeſehen davon, daß das 
Vorbringen des Kl. der erforderlichen ſchlüſſigen, näheren 
Darlegung entbehrt, würde es ſelbſt im Fall ſeiner Richtigkeit, 
wie das KG. zutreffend annimmt, noch keineswegs dazu füh⸗ 
ren, daß ſich um deswillen etwa der Wertabfindungsanſpruch 
auf eine unentgeltliche Lizenzerteilung umſetzen würde. Für 
die Wertberechnung müßte alsdann eben inſoweit ein anderer 
Zeitpunkt zugrunde gelegt werden mit der Maßgabe, daß Kl. 
aus einem etwaigen ſchuldhaften Verhalten der Bekl. darüber 
hinaus noch Schadenserſatzanſprüche herleiten könnte. . 

Damit erledigen ſich die Reviſionsangriffe zu dieſem Teil 
des Klagbegehrens. 

5. Der Anſpruch auf Gewährung eines zinsloſen Dar⸗ 
lehens ſcheitert auf alle Fälle daran, daß Kl. zufolge Wirk⸗ 
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ſamwerdens des Einziehungsbeſchluſſes ſchon längſt nicht mehr 
Geſellſchafter der Bekl. iſt. Er hätte deshalb, wenn die Dar⸗ 
lehenshingabe je als geſellſchafterliches Genußrecht anzuſehen 
wäre, auf Verſtattung bzw. Belaſſung desſelben als nun⸗ 
mehriger bloßer Dritter keinerlei Rechtsanſpruch mehr. 

6. Dagegen muß die Rev. bez. des ſog. Rechnungs⸗ 
legungsanſpruchs Erfolg haben. Dieſer Anſpruch iſt dahin 
auszulegen, daß Kl. von der Bekl. Auskunft über die Höhe 
ſeines Abfindungsanſpruchs haben will. Dieſer Auskunft be⸗ 
darf er, um überhaupt in der Lage zu ſein, ſeinen Engelt⸗ 
anſpruch beziffern zu können. Mit Unrecht nimmt jedoch das 
KG. an, daß die Bekl. dieſer ihrer Auskunftspflicht durch 
Vorlage der Bilanz genügt habe. In dieſer Bilanz ſind das 
Inventar und die Patente der Bekl. je nur mit einer Reichs⸗ 
mark eingeſtellt. Ein Inventarverzeichnis hat die Bekl. nicht 
vorgelegt, obwohl der Kl. behauptet hatte, daß gerade auch der 
Wert des Inventars ein nicht unerheblicher ſei. Die Bilanz 
läßt jo den Kl. völlig im ungewiſſen, wie hoch der zur Er⸗ 
mittlung ſeines Abſchichtungsguthabens einzuſetzende wirkliche 
Wert des Inventars etwa anzunehmen iſt. Mit einer Aus⸗ 
kunft ſolcher Art braucht er ſich aber nicht zu begnügen. Nicht 
anders verhält es ſich mit dem ſog. „Patenterwerbskonto“. 
Auch dieſes iſt in der mitgeteilten Bilanz nur mit einer Reichs⸗ 
mark eingeſtellt. Auch inſoweit 